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Entscheidungen. 



Nr. 1. Entseh. des Deutschen Kelchsgerichts. 

3. Civil-Senat. 4./15. Januar 1895. 

[Bolze, Praxis Bd. 20. S. 75. Nr. 168.] 

Bemessung der Entschädigung für Wirthschaftserschwernisse durch den Eisenbahnbau 
(Erhöhung des Eisenbahndamms). 

Ohne dass die Grundgerecbtigkeit des Klägers enteignet wäre, hat 
Eisenbahnfiskus deren Ausübung durch Erhöhung des Eisenbahndamms 
um drei Meter unmöglich gemacht. Der thatsächliche Ersatz, welcher 
dem Kläger durch Herstellung von Unterführungen und eines neuen 
Zufuhrweges geboten ist, beschädigt ihn nach seiner Behauptung insoweit, 
als er in Folge der dem neuen Zufuhrwege gegebenen Steigung ein 
Quantum von 200 Centnern Kohle oder Frucht nur noch in vier Fuhren 
vom Rheine und vom Bahnhof her nach seiner Mühle anfahren könne, 
während er von der Dammhöhe über den Niveauübergang 200 Centner 
in drei Fuhren habe anfahren können. Er begehrt Ersatz der Mehr- 
fnhren. Der Berufungsrichter billigt ihm einen niedrigeren Ersatz nach 
dem Massstabe zu, dass, wenn er 66'/8 Fuhren lade, er die Pferde jetzt 
in 7 ^2 Jahren statt sonst in 10 Jahren abnütze. Das Reichsgericht hat 
aufgehoben und zurückverwiesen: Das Berufungsgericht ist davon aus- 
gegangen, „dass der Kläger verpflichtet ist, bei gleichwerthigen Mass- 
regeln zur Beseitigung seines Schadens die zu wählen, welche die ge- 
ringsten Kosten verursachen". Nun ist aber ein Rechtssatz des Inhalts, 
dass der Beschädigte im Interesse des ersatzpflichtigen Beschädigers 
zur Beseitigung seines Schadens diejenige Massregel ergreifen muss, die 
die geringsten Kosten verursacht, somit den Beschädiger zum wenigsten 
belastet, jedenfalls in dieser Allgemeinheit dem geltenden Rechte fremd. 
Vom Beschädigten kann nur verlangt werden, dass er den Weg ein- 
schlage, den unter den obwaltenden Verhältnissen ein diligens pater- 
familias wählen wird. Zu einer erheblich schnelleren Abnutzung seines 
Zugviehs zwecks thunlichster Verringerung des zu leistenden Ersatzes 
wird sich aber ein diligens paterfamilias nicht verstehen, und wenn das 

Lrechiliche Entscheidungen XUI. 1 
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2 Entflch. des Deutschen Reichsgerichts vom 5. Februar 1895. 

Berufungsgericht dem Kläger anheimgiebt, schwerere Pferde für die zu- 
gebilligte Entschädigung anzuschaffen, so hätte jedenfalls noch weiter 
erwogen werden müssen, ob sich solche Pferde auch für den sonstigen 
Betrieb des Klägers eignen und ob sie mit denselben Kosten zu unter- 
halten sind, mit welchen der Kläger die bisher von ihm benutzten 
Pferde unterhalten hat. Ebenso blieb zu erwägen, ob die vom Be- 
rufungsgericht dem Kläger empfohlene Anschaffung verlängerter Wagen 
von geringerer Ladehöhe sich als eine Massregel darstellt, welche unter 
den obwaltenden Umständen ein diligens paterfamilias treffen wird, und 
hierfür wird die bisher nicht erörterte Frage von Bedeutung sein, ob 
sich erheblich verlängerte Wagen auch für die wirthschaftlichen Ver- 
hältnisse des Klägers eignen. 



Nr. 3. Entsch. des Deatschen Reichsgerichts. 

3. Civil-Senat. Vom 5. Februar 1895. 

Die übernommene Pflicht zur unentgeltlichen Gewähr des für einen Bahnbau erforder- 
iichen Grund und Bodens geht nicht über das vom Unternehmer aufgestellte Projekt hinaus. 

Der Kreis Wolfhagen hat dem Königlich Pr. Eisenbahnfiskus das 
innerhalb der Grenzen des Kreises belegene Terrain zur Erbauung einer 
Eisenbahn von Warburg nach Arolsen unentgeltlich zu gewähren ver- 
sprochen; das in dem dem Kreise mitzutheilenden Projekt bezeichnete 
Terrain sollte binnen sechs Wochen übergeben werden, widrigenfalls 
die Bahnverwaltung den Erwerb selbst auf Kosten des Beklagten er- 
wirken durfte. Nachdem dasjenige Terrain abgetreten war, welches 
nach einem vom Fiskus aufgestellten Projekte hierfür erforderlich war, 
hat Fiskus weiteren Grund und Boden zur Anlage von Schutzvorrich- 
tungen gegen Schneeverwehungen, welche erst nach Beginn des Baues 
für nothwendig erachtet und beschlossen seien, erworben und von dem 
Kreise Ersatz der hierfür aufgewendeten Kosten gefordert. Die Klage 
ist abgewiesen, weil die Verpflichtung dahin zu verstehen sei, dass der 
Kreis Abtretung nur so weit versprochen habe, als Kläger seine An- 
sprüche in einem von ihm vor der Bauausführung dem Kreise vorzu- 
legenden Projekte bestimmt begrenzt und fixirt habe. Eine weiter 
gehende Verpflichtung des Kreises zu Nachtragsleistungen würde eine 
unverhältnissmässige Belastung desselben in Bezug auf den Grunderwerb 
enthalten, die nicht ohne bezüglichen Ausdruck als gewollt angesehen 
Werden dürfe. Revision ist zurückgewiesen worden. 
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Entsch. (les Deutschen !ßeichsgeric)its vom 12. Februar 189^. ^ 

Nr. 3. Entsch. des Deutschen Belehsgerlchts« 

2. Civil-Senat. Vom 12. Februar 1895. 

Fir Nacbtheile, welche dem Restbeeitzer des Enteigneten nicht durch die die Enteig* 
Hing bedingende Eisenbahn - Anlage , sondern durch andere, damit nur indirelit zu- 
suimenhfingende Veränderungen von Wegen entstehen, liann Entschädigung nicht be- 
ansprucht werden. 

Dem Kläger ist eine Ecke seines Grundstücks, über welche die 
Einfahrt zum Hofe stattfand, zur Bahnhofserweiterung enteignet. Der 
enteignete Theil ist demnächst zur Anlegung eines vierten Geleises be- 
nutzt. Das Grundstück liegt an der Provinzialstrasse, von wo über die 
Niveaukreuzung der nahegelegene Güterbahnhof zu erreichen war. Nach- 
dem das vierte Geleise angebracht worden, ist der Niveauübergang der 
Provinzialstrasse am Grundstück des Klägers gesperrt und statt dessen 
eine Unterführung parallel zur bisherigen Strasse angelegt worden. Ob- 
wohl dadurch an dem Zustand der Strasse und deren Verkehr mit der Stadt 
und dem Personenbahnhof nichts geändert wurde, ist Klägerin, weil sie nun 
an einer Sackgasse liegt, von dem durchgehenden Verkehr abgeschnitten 
und gezwungen, den Zugang zu dem Güterbahnhof auf einem Umwege 
durch die Unterführung, deren Senkung und Steigung zu nehmen. Für 
diese letzteren Nachtheile ist der Klägerin eine Entschädigung versagt. 
Allerdings ist der Klägerin nach dem Pr. Enteignungsgesetze nicht nur 
der Minderwerth des Restgrundstücks, sondern auch der durch die An* 
läge, für welche die Enteignung erfolgt, und deren Betrieb entstehende 
Schaden zu ersetzen. Aber unter der Anlage ist nicht das ganze Eisen^ 
bahnunternehmen zu verstehen, welches die Sperrung der Strasse zur 
Folge gehabt hat, sondern die einzelne Anlage, für welche die Ent- 
eignung erfolgte. Das war hier die Bahnhofserweiterung. Als für diese 
die Enteignung erfolgte, war die Wegeverlegung noch gar nicht ge- 
plant, sodass diese mit jener Enteignung in gar keinem Zusammen* 
hang stand. 

Nr. 4. Entsch. des Strafbezirksgerichts Brfinn. 

Vom 28. Februar 1895. 

[Zeitsohr. f. d. Internat. Elaenb. Transp. IV. Nr. 6. S. 211.] 

Vorschriftswidrige Beladung eines oflTenen Güterwagens. 

Ein Absender wurde der Übertretung gegen die körperliche Sicher- 
heit im Sinne des § 431 des Strafgesetzbuchs schuldig erkannt. — Ob- 
gleich ihm bekannt war, dass gemäss der seit 1. Januar 1890 bestehenden 
Vorschrift bei der Verladung von gepresstem Heu auf offenen Eisen- 
bahnwagen die mit Draht verschnürten rechtwinkeligen Ballen gleich- 
massig zu schichten und untereinander sowohl in der horizontalen als 

1* 

K^-^. . DigitizedbyLjOOQlC 

^1 



^l:"^" 



4 Entscb. des Deutschen Reichsg/J'ichts vom 26. März 1895. 

in der vertikalen Lage durch entsprechend starken Draht haltbar zu 
verbinden sind, hatte er wiederholt, insbesondere aber bei einer am 
31. Oktober 1894 auf der offenen Bahn zum Teil vom Wagen herab- 
gefallenen Heuladung, jene Vorschrift ausser acht gelassen. Das Gericht 
hat gefunden, dass er durch diese Unterlassung in einer für ihn infolge 
der Vorschrift und vermöge seines Berufes als Händler und Verlader 
erkennbaren Weise eine Gefahr fftr die körperliche Sicherheit von 
Menschen herbeigeführt habe, und ihn daher zu einer Geldstrafe von 
50 Gulden verurteilt. Dagegen wurden die mitangeklagten Arbeiter, 
welphe nach den Anordnungen des Absenders die Verladung thatsächlich 
besorgten, aber die Verladungsvorschriften ihrem Wortlaute nach nicht 
kannten, freigesprochen, weil von ihnen das gleiche Maass von Einsicht, 
wie von dem Absender, nicht vorausgesetzt und ihnen auch nicht die 
Verantwortlichkeit für die Ausführung der Anordnungen des Absenders 
auferlegt werden konnte. 

Nr. 6. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

2. Civil-Senat. Vom 26. März 1895. 

[Bolze, Praxis Bd. 80. S. 213. Nr. 447.] 

Auslegung des Dienatvertrages eines Stationsvorstehers in Betreff der Vertrags- 

liUndigung und Pensionirung. 

Der Kläger St. war von der Altenaer Schmalspur- Eisenbahn -Ge- 
sellschaft als Stationsvorsteher angestellt. Der Vertrag sollte so lange 
unkündbar sein, als Kläger seinen vertragsmässigen Verpflichtungen voll 
und ganz nachkommt. Ist letzteres nicht mehr der Fall, so steht der 
Direktion eine dreimonatliche Ktlndigungsfrist offen, nach welcher St. 
aus den Diensten der Gesellschaft entlassen wird, bezw. gemäss dem 
Pensionsreglement pensionirt werden kann. Weil gegen St. ein Straf- 
verfahren eingeleitet war, in welchem er aber demnächst freigesprochen 
ist, hatte die Beklagte ihn veranlasst, seine dienstlichen Funktionen 
einzustellen. Das Berufungsgericht hat die obige Vertragsbestimmung 
dahin ausgelegt, dass der Beklagten zwar ein das ganze Verhältniss 
auflösendes Kündigungsrecht zusteht, wenn St. durch sein Betragen an 
den Tag legt, dass er nicht mehr die Dienste leisten will, wie ihm 
selbst in letzterem Falle ein Kündigungsrecht eingeräumt ist. Werde 
aber der St. körperlich unfähig, seinen Dienst zu versehen, so habe 
Beklagte ebenfalls das Kündigungsrecht. Es trete aber, die sonstigen 
Bedingungen vorausgesetzt, die Pensionirung ein. Das Verfahren über 
die Pensionirung ist durch § 12 des Statuts der Pensionskasse für Be- 
amte der deutschen Privateisenbahnen geregelt. Da ein desfallsiges, 
den Rechtsweg ausschliessendes Verfahren von der Beklagten nicht be- 
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Enisch. des Appellhofes in Genua vom 25. April 1895. 5 

antragt ist, so wurde dieselbe zur Fortzahlung des Gehaltes verurtheilt; 
Bevision ist zurückgewiesen: Jene Auslegung des Vertrages stützt das 
Berufungsgericht darauf, dass die für den Betrieb von Eisenbahnen an- 
genommenen Personen einen verantwortungsvollen Dienst haben; dass 
ihnen theilweis sogar polizeiliche Funktionen übertragen sind, sodass 
auf Treue und Zuverlässigkeit der Anzustellenden besonders Rücksicht 
zu nehmen sei. Andererseits mussten ihnen auch Garantien geboten 
werden, um sie an ihre amtliche Stellung dauernd zu fesseln. St. ist 
dauernd angestellt; er war vertragsmässig verpflichtet, der Pensionskasse 
für Beamte deutscher Privateisenbahnen beizutreten, nach deren Statut 
bei dauernder Dienstunfähigkeit die Pensionirung eintritt, wie bei Staats- 
beamten. Da auch Disciplinarbestrafung durch den Betriebsdirektor 
vorbehalten ist, so sei anzunehmen, dass das Verhältniss des St. analog 
dem von Staatsbeamten habe geordnet werden sollen. Das sind alles 
thatsächliche Erwägungen. 



Nr. 6. Entseh. des Appellhofes In Oenua. 

Vom 25. April 1895. 

iZeitschr. f. d. Internat. Bisenb. Transp. IV. Nr. 6. S.215.J 

Haftpflicht der Eisenbahn bei Besohädigung des Gutes yiach Anicunft. 

Die Betriebsgesellschaft des Mittelmeernetzes war um Vergütung 
des Schadens belangt, welcher deswegen entstanden sei, weil eine Sendung 
frische Tafeleier, welche am 30. September 1893 von Monte Silvano 
abgegangen und am 4. Oktober in der Station Genua P. Brignole an- 
gekommen war, erst am nächstfolgenden Tage zur Verfügung des Em- 
pfängers gestellt wurde, obschon dieser die Ablieferung unmittelbar nach 
Ankunft verlangt hatte. Eventuell hatte der Kläger den Beweis für 
ein Verschulden des Frachtführers aus Anlass der verzögerten Ablie- 
ferung angeboten. — Die erste Instanz wollte diesen Beweis zulassen; 
wogegen die Eisenbahngesellschaft den Eekurs ergriff, weil das Gericht 
zu Unrecht angenommen habe, dass die Sendung verspätet abgeliefert 
worden sei, da die Ablieferung thatsächlich vor Ablauf der reglementa- 
rischen Lieferfrist stattgefunden habe. Der Appellhof in Genua hat 
daraufhin die Klage ohne weiteres gänzlich abgewiesen aus folgenden 
Gründen: 

1. dass Transporte der in Rede stehenden Art, welche durch Spe- 
cialtarife mit beschleunigter Beförderung begünstigt sind, auf Risiko 
ond Gefahr des Absenders angenommen und befördert werden, welchem 
eine Entschädigungsforderung an die Eisenbahn wegen verspäteter Ab- 
lieferung am Bestimmungsorte, oder wegen Verderb, Beschädigung oder 
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6 Rek. Eiitsch. des Reichs-Versicheruiigsamtes vom 6. Mai 1895. 

natürliclier Gewichtsverluste nicht zusteht, sofern niclit der Schaden 
AUS Verschulden der Eisenbahn herbeigeführt wurde; 

2. dass die Lieferfristen als Ganzes in Betracht kommen, und die 
Eisenbahn nicht gehalten ist, von deren Verwendung Rechenschaft zu 
geben; dass also im vorliegenden Falle der Stationsvorstand von Brig- 
nole keine Verpflichtung hatte, den Wagen mit Eiern zur Verfügung 
des Empfängers zu stellen, wenn dieser es auch verlangt hätte, weil 
die an dem der Ankunft folgenden Tage bewerkstelligte Ablieferung 
immer noch vor Ablauf der Lieferfrist geschah. Da die Ablieferung 
also zu rechter Zeit stattgefunden hat, und der Eisenbahn eine Verzö- 
gemng nicht zip* Last gelegt werden kann, so fällt für sie jede Verant- 
wortlichkeit wegen Verderb des Gutes dahin. 



Nr, 7. Rek. Entsch. des Relchs-Verslcherungsamtes. 

Vom 6. Mai 1895. 

[Amü. Nachr. B. V. A. XU. Nr. 6. 8.269. Zifll 1503.1 

§§ I. 38 Unf. Vers. Ges. Unfall beim Eisenbahnbau. Ist die Baugewerks- oder die 
Tiefbau-Berufsgenossenschaft enischädigungspfliohiig ? 

Der Kläger war beschäftigt bei der Baufirma M. in B., welche den 
Bau der Eisenbahnstrecke von K. bis H. übernommen hatte. M. ist, wie 
unter den Parteien unbestritten ist, bis jetzt mit seinem „Baugeschäft", 
das heisst mit seinem Hochbaubetriebe als Hauptbetrieb und mit ver- 
schiedenen Nebenbetrieben, insbesondere auch einem Tiefbaubetriebe, 
Mitglied der örtlichen Baugewerks-Berufsgenossenschaft, nicht aber auch 
Mitglied der Tiefbau-Berufsgenossenschaft. In den Katasterakten der 
Baugewerks-Berufsgenossenschaft sind unter den mehrfachen Betrieben 
der Firma, als Maurerei, Steinhauerei, Steinbruchbetrieb, Ziegelei, 
Zimmerei und Speicherei, auch Erdarbeiten — und zwar mit den 
Maurer- und Steinhauerarbeiten zusammen als Hauptbetrieb — besonders 
hervorgehoben. Nach dieser Lage der Katasterverhältnisse war die 
örtliche Baugewerks-Berufsgenpssenschaft nicht berechtigt, die Ent- 
schädigungsansprliche des Klägers und der übrigen bei der Firma M. 
beschäftigten Arbeiter wegen der Unfälle, welche sie bei den von dieser 
Firma übernommenen Eisenbahnbauarbeiten erlitten haben, aus dem 
Grunde abzulehnen, dass nicht sie, sondern die Tiefbau-Berufsgenossen- 
schaft entschädigungspflichtig sei (zu vergleichen Bescheide 138, 278 
und Rekursentscheidungen 451, 452 und 835, Amtliche Nachrichten des 
R. V. A. 1886 Seite 55, 1887 Seite 28, 1888 Seite 69 und 1890 Seite 
453). Der Grund, welchen die örtliche Baugewerks -Berufsgenossen- 
schaft für ihren ablehnenden Standpunkt anführt, und welcher darauf 
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Bek. Eutsch. des Eeichsversicherangsarotes vom 6. Mai 1895. 7 

hinausgeht, der Unternehmer M. habe mit dem Eisenbahnbau eine mit 
seinem bei ihr katastrirten Baugeschäft nicht in Verbindung stehende, 
ganz anders geartete Arbeit begonnen, welche sie nichts angehe, ist 
durchaus unzutreffend. Es ist allerdings richtig und unter den Parteien 
ausser Zweifel, dass . der Eisenbahnbau wegen seines Umf angs, der Art 
seiner Ausführung und seiner Entfernung von dem Hochbaubetriebe der 
Fiima M. eine selbständige wirthschaftliche Bedeutung erlangt hat und, 
für sich betrachtet, in versicherungsrechtlicher Beziehung der Tiefbau- 
Berufsgenossenschaft anzugehören haben würde. Allein die Eisenbahn- 
bauarbeit bildete einen Ausfluss des in dem Kataster der örtlichen 
Baugewerks-Berufsgenossenschaft versicherten Baubetriebes der Firma 
M. Diese Firma betreibt unbestritten seit einer Reihe von Jahren Tief- 
bauarbeiten, so insbesondere Strassenbauarbeiten und Festungserweite- 
rungsbauten, welche von der örtlichen Baugewerks-Berufsgenossenschaft 
als bei ihr versichert angesehen worden sind, uüd für welche sich diese 
Berufsgenossenschaft die Löhne hat nachweisen und die Beiträge hat 
zahlen lassen. Die hier fragliche Eisenbahnbauarbeit war lediglich eine 
Einzelerscheinung der allgemein auch auf die Ausführung von Tiefbau- 
arbeiten gerichteten Thätigkeit der Firma M. Sollte sich im Laufe der 
Zeit dieser Nebenbetrieb derart vergrössert haben, dass er jetzt als ein 
selbständiger, bei der Tiefbau -Berufsgenossenschaft zu versichernder 
Betrieb zu gelten hat, so stände eine Betriebsveränderung im Sinne des 
§ 38 des Unfall Versicherungsgesetzes (§ 15 des Bau-Unfallversicherungs-, 
gesetzes) in Frage und würde die Ueberweisung dieses Betriebes an die 
Tiefbau-Berufsgenossenschaft geboten sein. So lange diese Ueberweisung 
an die Tiefbau-Berufsgenossenschaft aber noch nicht erfolgt ist, hat die 
örtliche Baugewerks-Berufsgenossenschaft für die in diesem Betriebe 
vorgekommenen Unf&Ue zu haften. Denn die Wirkungen der Betriebs- 
veränderung treten nicht ohne Weiteres ein, sondern erst dann, wenn 
und nachdem die Betriebsveränderung auch äusserlich erkennbar gemacht, 
das heisst, wenn der Tiefbaubetrieb der Firma M. im Kataster der 
örtlichen Baugewerks- Berufsgenossenschaft gelöscht und dem Kataster 
der Tiefbau-Berufsgenossenschaft einverleibt worden ist. So lange dieser 
Betrieb also noch bei der örtlichen Baugewerks-Berufsgenossenschaft 
katastrirt ist, kann diese beim Eintritt eines Unfalls die Zugehörigkeit 
des Betriebes zu ihr nicht in Frage stellen und die Entschädigungspflicht 
aus diesem Gesichtspunkt nicht bestreiten. 
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g Bek. Entsch. des Beichs- Versicherangsamts vom 7. Mai 1895. 

Nr. 8. Kek. Entsch. des Keichs-Yersicherungsamts. 

Vom 7. Mai 1895. 

[Ämtl. Nachr. R. V. A. XII. Nr. 5. S. 263 Ziff. 1504.1 

Für den Anspruch auf Aszendenienrenie ist der Grund der „Bedürftigkeit" (im Sinne des 
§ 6 Ziffer 2b des Unfallversiciierungsgesetzes) in der Regel unerheblicii; insbesondere 
Icann dieselbe unter Umständen auch auf IMangel an Arbeitsgelegenheit gestützt werden. 

Der Vater eines beim Betriebe tödtlich verunglückten Hafenarbeiters 
machte zur Begründung seines Anspruchs auf Aszendentenrente geltend, 
dass in seinem Gewerbe, der Schififszimmerei, an seinem Wohnorte ein 
Angebot von zahlreichen jungen und rüstigen Arbeitern stattfinde, und 
er unter solchen Umständen infolge Mangels an Arbeitsgelegenheit in 
Bedürftigkeit gerathen sei. Demgegenüber betonte die beklagte Berufs- 
genossenschaft, dass der Einiger an sich erwerbsfähig sei, sich aber auf 
die durch fehlende Beschäftigung etwa herbeigeführte Bedürftigkeit zur 
Begründung seines Rentenanspruchs nicht berufen könne. 

Das Reichs- Versicherungsamt hat in einer Rekursentscheidung vom 
7. Mai 1895 ausgesprochen, dass für den Anspruch auf Aszendenten- 
rente der Grund der Bedürftigkeit regelmässig gleichgültig ist, wofern 
nur die letztere feststehe, und dass insbesondere auch die durch den 
Mangel an Arbeitsgelegenheit verursachte Bedürftigkeit die Berück- 
sichtigung des Anspruchs nicht ausschliesst. 



♦ Nr. 9. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

2. Civil-Senat. Vom 10. Mai 1895. 

[Bolze, Praxis Bd. 20. S. 271. Nr. 543.] 

Eisenbahntransportversicherung. 
Klägerin hatte bei der Beklagten bezüglich der von ihr bezogenen 
Baumwolle Versicherung genommen. Während des Transports einer 
Partie Baumwolle von Gent nach Mülfort gerieth der Eisenbahn waggon 
in Brand und die Baumwolle wurde zum Theil beschädigt. Die Schadens- 
klage ist abgewiesen, Revision zurückgewiesen. Denn nach den All- 
gemeinen Versicherungsbedingungen hat die Beklagte bei Beschädi- 
gungen von auf der Eisenbahn transportirten Waaren nur für den 
Restschaden aufzukommen, welcher den durch die reglementmässige 
Entschädigung durch die Bahn zu vergütenden Schaden übersteigt. Da 
der gemeine Handelswerth hier den Normalsatz von 60 Mark für 
50 Kilogramm Brutto nicht übersteigt, so bleibt ein Rest, für welchen 
Beklagte in Anspruch genommen werden könnte, nicht übrig. Aller- 
dings hatte Klägerin keinen direkten Anspruch gegen die Eisenbahnver- 
waltung, da der Fall des Art. 405 H. G. B. nicht vorlag. Aber die 
Absenderin hatte die Versendung für Gefahr und Rechnung der Klägerin 
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ausgeführt und war deshalb zur Abtretung der Anspriiche an die von 
dem Schaden betroffene Klägerin verpflichtet. 



Nr. 10« Entsch. des Deatschen Reichsgerichts. 

2. Civil-Senat. Vom 14. Mai 1895. 
Rückforderung eines precario freigegebenen Terrains Seitens des Eisenbahnflskus. 

Die Rheinische Eisenbahngesellschaft hatte dem Beklagten die Aus- 
fuhrung eines unmittelbar an das Eigenthum der Bahn angrenzenden, 
iu den Rhein einzubauenden Lagerplatzes, später auch die Anlage eines 
Anschlussgeleises, beides unter Vorbehalt beliebigen Widerrufs, gestattet. 
Fiskus hat als Rechtsnachfolger der Rheinischen Eisenbahn widerrufen, 
Beklagter ist zur Rückgabe verurtheilt; Revision wegen des grössern 
Theils zurückgewiesen : Gegenüber der actio de precario war Beklagter 
gehalten das Prekariogut an den Verleiher zurückzugeben; mit der Ein- 
rede, die Gemeinde Oberkassel sei Eigenthümerin, war er nicht zu hören, 
als aus dem Rechte einer dritten Person. Ebensowenig mit der Ein- 
rede, dass er das Terrain von der genannten Gemeinde erpachtet habe. 
Denn die Pacht giebt ihm kein dingliches Recht. Wie Beklagter, nach- 
dem er dem Kläger zurückgegeben hat, aus einem solchen persönlichen 
Recht den Fiskus nicht hätte auf Herausgabe des Geländes verklagen 
können, so kann er auch das Pachtrecht nicht benutzen um eine 
Retentionseinrede zu begründen. 

Dagegen ist die Klage wegen eines kleineren Theils der Fläche 
mit Recht abgewiesen. Denn hier war ohne Rechtsirrthum angenommen, 
dass Beklagter durch Tausch mit einem Dritten inzwischen Eigenthümer 
geworden sei. 

Es war aber dem Kläger der Schaden wegen entzogener Benutzung 
des grössern Theils nur seit Erhebung der Klage zuzusprechen, da die 
Klageerhebung ein der Sommation (Code 1139) gleichstehender Akt ist. 
Vorher hatte Fiskus unterlassen, den Beklagten durch den feierlichen 
Akt der Sommation in Verzug zu setzen. 



Nr. 11. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

5. Civil-Senat. Vom 15. Mai 1895. 

Vertragliche Verpflichtung einer Stadtgemeinde zum Ausbau und Unterhalt einer Eisen- 

bahnzttfahrtstrasse. 

Die Stadt Namslau hatte sich der Rechten Oderuferbahngesellschaft 
im Jahre 1868 verpflichtet, als Gegenleistung für eine ihrem Wunsche 
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entsprechende Führung der Bahnlinie, eine Strasse zum Personen- 
empfangshause und zum Güterschuppen anzulegen und zu unterhalten. 
Sie hat die Strasse damals nur bis zum Terrain der Eisenbahn angelegt, 
während die Fortsetzung durch den Bauunternehmer Strousberg für 
Rechnung der Eisenbahngesellschaft erfolgt ist, diese auch die Unter- 
haltungskosten getragen hat. Auf die Klage des Eisenbahnfiskus als 
Rechtsnachfolger jener Gesellschaft ist gegen die Stadt aus dem Ge- 
sichtspunkt der nützlichen Verwendung ausgesprochen, sie sei schuldig, 
die Kosten der Anlage jener Fortsetzung und deren Unterhaltung zu 
erstatten. Zugleich wurde sie verurtheilt, die Strasse weiter zu unter- 
halten. Revision ist zurückgewiesen worden. 

Beklagte wurde auch nicht mit dem Einwände gehört, dass der da- 
malige Direktor der Eisenbahngesellschaft den von der Stadt geleisteten 
Bau als Erfüllung angenommen habe. Denn es fehlt an einem ausdrück- 
lichen und formgültigen Rechtsakt, durch welchen die Eisenbahngesell- 
schaft ihr vertragliches Recjit auf den Bau und die Unterhaltung der 
Strasse bis zu den Eisenbahngebäuden aufgegeben hätte. Der Umstand, 
dass seit 23 Jahren keine Vertragserfüllung gefordert ist, wurde auf 
ein Versehen der Eisenbahnbeamten zurückgeführt. 



Nr. 12. Entseh. des Deatschen Beichsgcrlchts. 

1. Civil-Senat. Vom 18. Mai 1895. 

Der öffentliche Verkauf durch eine Eisenbahn-Güterabfertigungsstelle ersetzt nicht den 
Verkauf durch einen zu Versteigerungen befugten Beamten im Sinne des Art. 343 

Abs. 2 Hand. Ges. Buch. 

Der Verkäufer hatte die Kohlen mit der Eisenbahn abgesandt, 
Kläger aber dieselben nicht abgenommen. Weil er einen Selbsthülfe - 
verkauf durch die Eisenbahnverwaltung vorgenommen habe, forderte er 
von dem Käufer die Differenz zwischen Kaufpreis und Mindererlös. 
Damit war er abgewiesen , weil der öffentliche Verkauf nicht durch einen 
zu Versteigerungen befugten Beamten bewirkt sei. Revision wurde zu- 
rückgewiesen : Der den Verkauf leitende Beamte muss ein unparteiischer 
Dritter sein. Das trifft hier nicht zu, da der Verkauf durch einen Be- 
amten der Güterabfertigungsstelle, also durch einen Angestellten der 
Eisenbahnverwaltung bewirkt ist, welche die ihr als Frachtführerin 
zustehenden Rechte wahrgenommen hat. Mit der Darstellung in der 
Revision, Kläger fordere, nachdem er durch Abladung der Kohlen den 
Kaufvertrag erfüllt habe, den Kaufpreis; wegen Nichtabnahme sei von 
der Eisenbahn als Frachtführerin verkauft, und er bringe nur dem 
Käufer die an die Stelle der Waare getretene Losung gut, wurde Kläger 
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nicht gehört. Denn der Verkäufer hat die Rechte aus H. G. B. 343 
wegen Aunahmeverzuges geltend gemacht, und musste deshalb dafür 
sorgen, dass der Verkauf in Gemässheit des Art, 343 erfolge. 



Nr« 13. Entsch. des Deutschon Boichsgorichts. 

I. Civil-Senat. Vom ^2. Mai 1895. 

Verkauft ein Eisenbahnunternehmer ein an der Baiin gelegenes Terrain zum Viiienbau, 

80 Icönnen wegen Beeinträciitigung der Viiien durcii den Eisenbaiinbetrieb Schadene- 

aneprtiche vom Käufer nicht hergeieitet werden. 

Die Magdeburg-Halberstädter Eisenbahngesellschaft hat im J. 1872 
an die Westendgesellschaft zu Thale a. H. eine am Eisenbahndamm 
belegene Fläche von 39 Morgen 156 Quadratruthen mit der Beschränkung 
verkauft, dass eine Bebauung nur mit Landhäusern erfolgen durfte und 
eine andere Benutzungsart ausgeschlossen war. Die Klägerin hat da- 
von ein Grundstück von etwa 2 Morgen erworben, auf welchem in 
16V« Meter Entfernung von dem Eisenbahndamm eine Villa erbaut ist. 
Gegen die Klage auf Schadensersatz wegen übermässiger, das Gemein- 
übliche und Erträgliche überschreitender Immission von Rauch, Russ 
und Dampf hatte Eisenbahnflskus eingewendet, die durch die Lage an 
der Eisenbahn bedingte Werthsbeeinträchtigung des Grundstücks sei 
schon in dem niedrigen Kaufpreise abgegolten. Auch habe die Eisen- 
bahngesellschaft in dem bei dem Verkauf der Fläche vorhandenen und 
sich in voraussehbarer Weise fortentwickelnden Bahnverkehr nicht be- 
schränkt werden sollen. Zum Entstehen der hiermit behaupteten Grund- 
gerechtigkeit war eine ausdrückliche Bestimmung im Kaufvertrage nicht 
erforderlich; es genügte die erkennbare Absicht, den bis dahin bestan- 
denen Zustand einer unbeschränkten Benutzung des der Eisenbahn- 
gesellschaft verbliebenen Grundstücks zu den Zwecken des Bahnver- 
kehrs weiter bestehen zu lassen. Im J. 1888 ist eine Bahnhofsweiche 
bis auf etwa 26 Meter von der westlichen Grenze der Villa nach dem 
Grundstück der Klägerin zu verlegt; und seitdem rangiren die Züge 
vor dem Grundstück der Klägerin. Allein Aenderungen in den Bahn- 
einrichtungen, wie sie durch eine Verkehrssteigerung erforderlich wer- 
den, konnten von den Kontrahenten bei Abschluss des Kaufvertrags vor- 
ausgesehen werden, wenn auch nicht die spezielle Richtung und der 
Zeitpunkt. Diese Kenntniss genügt aber, um die Verpflichtung der 
Klägerin zur Duldung der Immissionen auch auf die in Folge späterer 
Einrichtung eingetretenen auszudehnen, w^enn solche über die Zwecke 
der bestehenden Anlage nicht hinausgehen und in diesen ihre Veran- 
lassung haben. 
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12 Plenar-Entsch. des Österreich. Obersten Gerichtshofes vom 29. Mai 1895. 

Allerdings soll das Grundstück der Klägerin als Villa unbenutzbar 
geworden sein, während doch das ganze Terrain zu Villenbauten ver- 
kauft wurde. Allein die verkaufte Gesammtfläche wurde dadurch noch 
nicht als Villen terrain unbenutzbar, dass ein vielleicht ganz geringer 
Theil desselben, speziell ein an der Bahn sich entlang ziehender schmaler 
Streifen sich zur Bebauung mit einer Villa nicht eignete. In dieser Be- 
ziehung fehlt es an der genauen Ermittelung des Thatsächlichen. 



Nr. 14. Plenar-£ntsch. des Österreich. Obersten Gerichtshofes, 

Vom 29. Mai 1895. 

[österr. Elsenb. Verordn. Bl. IX. Nr. 51. S. 983.] 

Rückständige Versicherungsbeiträge können von den Arbeiter-Unfallversiciierungsan- 
stalten niciit nur Im Verwaltungswege, sondern auch im gerichtlichen Executionswege 

eingetrieben werden. 

Das Gesuch der Arbeiter -Unfallversicherungsanstalt X. gegen Y. 
um gerichtliche Mobiliarexecution wegen einer Versicherungsbeitrags- 
forderung im Betrage von 65 fl. 21 kr. wurde vom ersten Richter ab- 
gewiesen, weil nach § 26 des Gesetzes vom 28. December 1887, R.-G.- 
Bl. Nr. 1 ex 1888, die Versicherungsbeiträge lediglich im politischen 
und nicht auch im gerichtlichen Executionswege einbringlich zu 
machen sind. 

Das Oberlandesgericht bestätigte diesen Bescheid. 

Der Oberste Gerichtshof gab mit Entscheidung vom 29. Mai 1893, 
Z. 6327, dem ausserordentlichen Revisionsrecurse statt und bewilligte 
die begehrten Executionsschritte, weil mit der Bestimmung des § 26 des 
Gesetzes vom 28. December 1887, R.-G.-Bl. Nr. 1 ex 1888, dass rück- 
ständige Versicherungsbeiträge im Verwaltungswege eingetrieben werden, 
den Vorschreibungsbescheiden der Anstalt grundsätzlich die Vollstreck- 
barkeit gewährt, die gerichtliche Zwangsvollstreckung aber keineswegs 
entzogen wird, weil also auch hier, gleichwie für alle öflfentlichen Ab- 
gaben, im Sinne des Hofdecretes vom 10. Februar 1832, J. G.-S. Nr. 
2548, die Anwendung der Zwangsmittel zur Eintreibung auch bei den 
gerichtlichen Behörden angesucht werden kann, weil sonach die Ver- 
weigerung der gerichtlichen Execution, die unter Umständen die allein 
mögliche sein kann, wegen der doch nur ein Vorrecht enthaltenden Be- 
stimmung des bezogenen § 26 als offenbar ungerecht nach dem Hofdecrete 
vom 15. Februar 1833, J. G.-S. Nr. 2593, zu ändern und die begehrte 
Execution zu bewilligen ist. 
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Nr. 15. Entsch. des Deutscheu Reichsgerichts. 

4. Civil-Senat. Vom 30. Mai 1895. 

[Bolze, Praxis Bd. 20. S. 171. Nr. 367.) 

Verpflichtung zur unentgeiilichen Ueberlassung des Grund und Bodens zu einem Bahnbau. 

Der Bürgermeister von Ostrowo hatte ohne Mitunterschrift eines 
andern Magistratsmitgliedes auf die Anfrage des Landraths mitgetheilt, 
dass die Stadtbehörden beschlossen hätten, das in die Gemarkung von 
Ostrowo fallende Terrain, welches zum Bahnbau von Reisen (später 
Lissa) nach Ostrowo aufzuwenden wäre, mit 1 Hektar 54,98 Ar unter 
der Bedingung unentgeltlich herzugeben, dass der Bahnhof auf städ- 
tischem Terrain und in einer Entfernung von höchstens V2 Kilometer 
von der Stadt Ostrowo errichtet werde. Das war wegen jenes Form- 
mangels -- § 56, Nr. 8 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 — unver- 
bindlich. Demnächst hat der Kreis das erforderliche Terrain erworben 
und dem Eisenbahnflskus zur Verfügung gestellt. Unter Bezugnahme 
auf obige Mittheilung des Bürgermeisters hat dann der Landi^ath um 
Erstattung der für jene 1 Hektar 54,98 Ar aufgewendeten 9171 Mark 
82 Pf. ersucht, der Magistrat wiederholt um Stundung gebeten, und 
demnächst in einem von dem Bürgermeister und einem Rathsherrn unter- 
zeichneten Antwortschreiben erklärt: „dass der vorgeschossene Betrag 
vom Tage der Zahlung an die Empfangsberechtigten bis zum Tage der 
Erstattung mit 4 Prozent verzinst werden wird**. Die Annahme des 
Berufungsgerichts, dass dieser Erklärung die rechtliche Bedeutung eines 
Anerkenntnisses § 185 A. L. R. I, 5 um deswillen ermangele, weil aus 
ihr die causa obligationis nicht ersichtlich sei, triflft nicht zu. Denn 
aus dem Zusammenhange der gesammten, auf einem Blatt geführten 
Korrespondenz ergiebt sich diese causa. Einer Annahme derselben 
seitens des Landraths bedurfte die Erklärung nicht, da sie die zu- 
stimmende Antwort auf eine entsprechende Aufforderung enthielt. Eine 
Anfechtung der Erklärung wegen Irrthums hat nicht stattgefunden. 
Das die Klage abweisende Urtheil wurde aufgehoben. 



Nr. 16. Kek. Entsch. des Relchs-Yerslcherungsanits. 

Vom 31. Mai 1895. 

[AmU. Nachr. d. R. V. A. XII. Nr. 6. S. 264. Ziff. 1506.1 

Folgen des Unfalls gelten als nicht bemerkbar geworden im Sinne des § 59 Absatz 2 

des Unfallversicherungsgesetzes, wenn lediglich innerhalb der ersten 13 Wochen nach 

dem Unfall eine Beeinträchtigung der Erwerbsfähigiceit bestanden hat. 

Es steht thatsächlich fest, dass der Kläger bei Beginn der vier- 
zehnten Woche nach dem Betriebsunfall vom Januar 1891 durch diesen 
in seiner Erwerbsfähigkeit nicht mehr beeinträchtigt war, und dass 
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Polgen des Unfalls, welche die Erwerbsfäbigkeit beeinträchtigten, erst 
im Januar 1894 wieder aufgetreten sind. Der Kläger war mithin jeden- 
falls vor Januar 1894 weder befugt noch in der Lage, einen Unfall- 
entschädigungsanspruch zu erheben und zu verfolgen. Insbesondere 
steht einem Verletzten, falls und so lange eine Beeinträchtigung der 
Erwerbsfähigkeit nicht vorliegt, ein Anspruch auf Anerkennung eines 
etwaigen zukünftigen Entschädigungsanspruchs für den Fall, dass der 
Unfall später nachtheilige Folgen haben sollte, gegenüber den Unfall- 
versicherungsorganen nicht zu, und auch eine Feststellungsklage nach 
dieser Richtung im Sinne des § 231 der Reichs-Civilprozessordnung ist 
in dem Verfahren nach den UnfallversicherungsgesetJ:en nicht gegeben 
(Rekursentscheidungen 925 und 1236, Amtliche Nachrichten des R. V. A. 
1890 Seite 601 und 1893 Seite 182). Wenn nun die Vorschrift im § 59 
Absatz 1 des Unfallversicherungsgesetzes nicht zu einem vom Gesetz- 
geber offenbar nicht gewollten Ergebniss führen soll, so kann aus der- 
selben in Verbindung mit Absatz 2 a. a. 0. nur entnommen werden, dass 
eine Ausnahme im Sinne des letzteren Absatzes auch dann Platz greift, 
wenn Folgen eines Unfalls, welche die Erwerbsfähigkeit beeinträchtigten 
(zu vergleichen Rekursentscheidung 932, Amtliche Nachrichten des 
R. V. A. 1891 Seite 148), zwar alsbald nach dem Unfälle hervorgetreten, 
jedoch noch innerhalb der ersten dreizehn Wochen — so lange eine 
Entschädigungspflicht einer Berufsgenossenschaft überhaupt noch nicht 
in Frage kommen konnte — wieder beseitigt und nunmehr erst wieder 
nach Ablauf zweier Jahre, vom Unfall ab gerechnet, erneut zum Vor- 
schein gekommen sind. Da der Kläger sich in einem solchen Falle be- 
funden hat, muss der § 59 Absatz 2 a. a. 0. auf ihn angewendet werden. 
Allerdings muss nach der ständigen Rechtsprechung des Reichs-Ver- 
sicherungsamts (zu vergleichen Rekursentscheidung 1234, Amtliche Nach- 
richten des R. V. A. 1893 Seite 180) in den Fällen des § 59 Absatz 2 
des Unfallvereicherungsgesetzes der Entschädigungsanspruch innerhalb 
einer angemessenen Frist nach dem Bemerkbarwerden der Unfallfolgen 
bei dem. betheiligten Unfallversicherungsorgan erhoben werden. Allein 
auch diesem Erforderniss ist seitens des Klägers genügt. Denn der 
Zusammenhang der neuerlichen Erkrankung mit dem Unfälle konnte 
naturgemäss erst im Verlaufe der ärztlichen Behandlung festgestellt 
und dann erst dem Kläger erkennbar werden. Wenn er nun, nachdem 
er wegen der mehrgedachten neuerlichen Erkrankung vom 29. Januar 
bis zum 11. Mai 1894 im Krankenhause gewesen war, noch Ende Mai 
desselben Jahres einen Entschädigungsanspruch bei der Beklagten er- 
hob, so konnte diese Geltendmachung des Anspruchs nach Lage der 
Sache noch als eine in angemessener Frist erfolgte angesehen werden. 
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Nr. 17. Entsch. des Deutschen Bclchsgerichts. 

3. Civil-Senat. Vom 31. Mai 1895. 

(Bolze, Praxis Bd. 20. S. 339. Nr. 676.] 

§ 8 Preuss. Enteign. Ges. Voller Werth. Nutzungsfähigkeit eines Grundstücks. 

Die Vergrösserungsfähigkeit eines Grundstücks durch Anschwem- 
mung kann unter Umständen als durch eine den Werth mitbestimmende, 
und deshalb im Enteignungsverfahren zu berücksichtigende Eigenschaft 
und Beschaffenheit des Grundstücks erscheinen. Die Klägerin bat aber 
nicht dargelegt, dass und in welchem Masse in dortiger Gegend die 
Vergrösserungsfähigkeit durch Anschwemmung im Grundstücksverkehr 
trotz der durch die Eindeichung entstehenden Kosten ein werthbestim- 
mender Faktor sei. Deshalb wurde die wegen Nichtberücksichtigung 
jenes Umstandes eingelegte Revision zurückgewiesen. 



Nr. 18. Revis. Entsch. des Reiehs-Ycrslcherangsamts« 

Vom 17. September 1895. 

[Amtl. Nachr. d. E. V. A. XIL Nr. 7. S. 306. Zift 513.] 

Reehtsnachfolge In einen Rentenanspruch ist auch dann zulässig, wenn die erforder- 
lichen Pflichtbeiträge zur Zeit des Todes des Rentenbewerbers noch nicht entrichtet sind. 

Allerdings ist in der Revisionsentscheidung 289 (Amtliche Nach- 
richten des R. V. A. J. u. A. V. 1893 Seite 142) ausgeführt, dass nur 
in einen bereits erworbenen Rentenanspruch, das heisst in einen solchen, 
dessen gesetzliche Voraussetzungen sämmtlich erfüllt sind, die Rechts- 
nachfolge eintreten könne. Auch bildet in der That die Leistung von 
Beiträgen ein wesentliches Erforderniss der Rentenbewilligung.. Indessen 
hat das Reichsversicherungsamt schon in der Revisionsentscheidung 331, 
a. a. O. 1894 Seite 79, in Bezug auf die Rechtswirksamkeit verspätet 
entrichteter Pflichtbeiträge hervorgehoben, dass bei der obligatorischen 
Versicherung gegen Invalidität und Alter die Leistung des Versicherten, 
welche dem Anspruch auf Rente als Grundlage diene, zunächst nicht 
die Beitragsentrichtung, sondern die Ausübung versicherungspflichtiger 
Thätigkeit sei, die ihrerseits erst die Beitragspflicht nothwendigerweise 
bedinge. Wenn es nun nach jenen Ausführungen dem Geiste des Ge- 
setzes nicht entspricht, den Beginn der Rentenzahlung von dem Zeit- 
punkt der Beitragsleistung eines Dritten abhängig zu machen, dessen 
Thun sich der Einwirkung des Berechtigten entzieht, so trifft der gleiche 
Gesichtspunkt auch für die Frage der Vererblichkeit eines bereits an- 
gemeldeten Rentenanspruchs zu. 

Deshalb kann ein durch den Tod des Rentenbewerbers unterbrochenes 
Verfahren seitens der Rechtsnachfolger auch dann aufgenommen werden, 
wenn die thatsächlichen Unterlagen des Rentenanspruchs behufs end- 



Digitized by VjOOQ IC 



16 Entsch. des Deutschen Eeichsgerichts vom 21. September 1895, 

gültiger Anerkennung desselben noch einer Ergänzung insofern bedürfen, 
als die für versicherungspflichtige Arbeitsleistungen des Verstorbenen 
geschuldeten Pflichtbeiträge zur Zeit des Todes noch zu entrichten 
waren. Dazu kommt, dass der Einziehung derartiger Pflichtbeiträge — 
freiwillige Versicherung bleibt hier ausser Betracht — auch nach dem 
Tode des Versicherten nicht nur keine gesetzlichen Hinderungsgründe 
entgegenstehen, sondern dass die Vorstände der Versicherungsanstalten 
gemäss § 59 des Invaliditäts- und Alters Versicherungsgesetzes sogar 
verpflichtet sind, die geschuldeten rückständigen Beiträge von den säu- 
migen Arbeitgebern nachträglich zu fordern. Denn nicht um eine Ver- 
erblichkeit der Versicherungspflicht handelt es sich, wie der Staats- 
kommissar anzunehmen scheint, sondern allein um die Tilgung einer 
kraft Gesetzes erwachsenen Schuld derjenigen Arbeitgeber, welche den 
Rentenbewerber bei dessen Lebzeiten gegen Lohn beschäftigt haben. 



Nr. 19, Entsch. des Deutschen Beichsgeriehts. 

1. Civil-Senat. Vom 21. September 1895. 

[Jurist. Wochenschr. 1896. Nr. 18/19. S. 158. Ziff. 39.] 

H. G. B. Art. 395. Begriff der Ablieferung. Niederlegung der Güter bei der Zoll- oder 

Abladeetelle. 

Nach Art. 395 und 607 des H. G. B. haftet der Verfrachter an sich 
für Verlust oder Beschädigung der Güter, welche bis zu deren Ab- 
lieferung entstanden sind. Unter Ablieferung ist aber derjenige Akt 
zu verstehen, durch welchen der Frachtführer oder Verfrachter den 
zum Zwecke des Transportes erhaltenen Gewahrsam nach beendigtem 
Transporte mit (ausdrücklicher oder stillschweigender) Einwilligung 
des Empfängers wieder aufgiebt, gleichviel an wen und ohne 
Unterschied, ob dadurch der Empfänger selbst den Gewahrsam oder 
gar juristischen Besitz erlangt. Wenngleich die blosse Bereitstellung 
der Güter und die Benachrichtigung des Empfängers hiervon zur Ab- 
lieferung im Sinne des Gesetzes noch nicht genügt, so erfordert die Ab- 
lieferung doch andererseits nicht nothwendig eine thatsächliche Ueber- 
gabe an den Empfänger, und es kann vielmehr der Ablieferungspflicht 
schon dadurch als gentigt angesehen werden, dass die Güter an der 
Zoll- oder Abladestelle niedergelegt sind, wenn nur der Frachtführer 
oder Schiffer zugleich den Empfänger durch Anzeige von der Ankunft 
des Gutes in den Stand gesetzt hat, über das Gut zu verfügen 
und die weitere Sorge für dasselbe selbst zu übernehmen. Vergl. 
Entsch. des R. 0. H. G. Bd. II S. 252 ff., Bd. XIV S. 293 ff. und Bd. Vni 
S. 27 ff. sowie von Hahn's Kommentar, § 16 zu Art. 395 des H. G. B. 
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Nr. 30. Entsch. des Deutschen Keiehsgerichts. 

3. Civil-Senat. Vom 26. September 1895. 

Pentsohe Jur. Zeitg. I (1896). Nr. 8. S. 58.] 

Krank. Vers. Ges. § 26 a Ziff. 2. Begriff der TrunlifäJiigkeii, der Soiilägerei and des 

Raufhandels. 
Die Trunkfälligkeit, wegen deren das Krankengeld ganz oder 
theilweise versagt werden darf (§ 26 a Ziff. 2 des KrankenversicherungS' 
gesetzes), setzt ein gewohnheitsmässiges Trinken voraus und liegt nicht 
schon bei einmaliger oder gelegentlicher Trunkenheit vor. — Als eine 
Schlägerei oder ein Raufhandel im Sinne derselben Vorschrift 
lässt sich der Widerstand gegen einen Beamten und die auf die TJeber- 
windung dieses Widerstandes gerichtete amtliche Thätigkeit der Polizei- 
heamten nicht beurtheilen. Der Begriff des Raufhandels und der 
Schlägerei setzt einen in Thätlichkeiten übergegangenen Streit mehrerer 
Personen voraus, was dann völlig ausgeschlossen ist, wenn Beamten 
Widerstand geleistet wird und diese hierauf in Uebung ihrer Amts- 
gewalt zu Korperverletzungen schreiten, um den Widerstand zu über- 
winden. 

Nr. 31. Entsch. des Preuss. Oberverwaltungsgerlehts« 

2. Senat. Vom 1. October 1896. 

Peutsch. Jur. Zeitg. I (1896) Nr. 4. S. 79.] 

Preoss. 6e8. v. 10. Juli 1852. Auch während der Dauer eines Disziplinarverfahrens ist 
die Amtsniederlegung zulässig. 
Es besteht keine Vorschrift, dass während der Dauer eines Diszi- 
plinarverfahrens nach dem Gesetze vom 10. Juli 1852 die Amts- 
niederlegung unstatthaft oder wirkungslos sei. Da das die Entlassung 
aas dem Amte aussprechende Urteil erster Instanz noch nicht rechts- 
kräftig i^ar und die Voraussetzungen, unter denen eine Niederlegung 
des Amtes erfolgen durfte, vorlagen, war es dem Angeschuldigten nicht 
verwehrt, freiwillig aus dem Amte auszuscheiden. Mit der Annahme 
seiner Amtsniederlegung hörte er zwar auf, Beamter zu sein bezw. der 
Beamtendisziplin zu unterstehen. Das hinderte ihn aber nicht, in höherer 
Instanz die Fortsetzung einer noch zu der Zeit, wo er Beamter war, 
angeregten Nachprüfung dahin zu verlangen, ob er das Amt in Wirk- 
lichkeit derartig verwaltet habe, dass der Ausspruch auf Dienstentlassung 
gerechtfertigt war. 

Kr. 22. Entsch. des Prenss. Oberverwaltongsgerlchts. 

4. Senat. Vom 9. October 1895. 

[Deutsch. Jur. Zeitg. I (1896) Kr. 6. S. 99.] 

Beweisiast bei der Ermittlung einer streitigen Grenze zwischen einem Sffentiichen Wege 
und einem anliegenden Grundstücke. 
Der Verwaltungsrichter ist an feste Regeln über die Beweislast, 

£ger, Eiflenbatmrechtliclie Entscheidungen XIH. 2 
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wenn überhaupt, so doch jedenfalls nicht in einem Streitverfahren ge- 
bunden, das die Ermittelung einer streitigen Grenze zwischen einem 
öffentlichen Wege und einem anliegenden Grundstücke zum Gegenstand 
hat, mithin dem civilrechtlichen Grenzregulierungsverfahren gleichwertig 
ist, bei dem auch dem Civilrichter die Ermittelung und Wiederherstellung 
der streitigen Grenze obliegt und die nach allgemeinen civilprozessualen 
Grundsätzen beweispflichtige Partei nicht deshalb abgewiesen werden 
darf, weil sie den angegebenen Grenzzug nicht nachweisen kann. Die 
Beweislast ist in solchen Fällen eine gemeinschaftliche. 



Nr. !33« Entsch. des Schweizer Bandesgerichts. 

Vom 9. October 1895. 

[Zeitschr. d. Bern. Jurist. Vereins. XXXII. Bd. 8. Heft. S. lao.] 

Bestimmung der Hafipflichtenischädigong aus E.-H.-G. — Massgebend ist ordenilicher- 
weise der Erwerb des Verletzten zur Zeit des Unfalls, nicht eine auf frühere Jahre 
zurückgreifende Berechnung. — Auf Kapiialentschädigung (im Gegensatz zu Rente) 
ist stets zu erkennen, wenn die Unfallverletzung die Prognose quoad vitam ungünstig 
gestaltet und der Verletzte versorgnngsberechtigte AngehSrIge besitzt. — Ablehnung 
der Rektiflkationskiausel. — Zuspruch einer Rente für künftig erwachsende Helfungs- 
kosten. — Im Haftpflichtrechte ist für die Anwendung des kantonalen Gesetzesrechts 

kein Platz. 

In der Sache selbst steht zunächst fest, dass der Kläger. J. Scholl 
beim Betriebe der beklagten Jura-Simplonbahn körperlich verletzt wurde, 
dieselbe anerkennt denn auch, fUr den dadurch entstandenen Schaden 
laut Art. 5 des Gesetzes zu haften und auch aus Art. 7 h. 1. eine ange* 
messene Summe zu schulden. Dagegen ist zwischen den Parteien zunächst 
streitig, wie gross der entstandene Schaden sei und demgemäss die aus- 
zurichtende Entschädigung sowie die aus Art. 7 geschuldete Summe sein 
solle, und in welcher Form (Kapital oder Rente, oder bezüglich Art. 6 
eine Verbindung beider) die Entschädigungen ausgerichtet werden sollen. 
Was nun zunächst das Maass der Entschädigung aus Art. 5 betrifft, so 
bestimmt sich dasselbe naturgemäss 'durch Vergleichung der Erwerbslage 
des Klägers vor und nach dem Unfall: die Transportanstalt hat für die 
Differenz nach Maassgabe des Gesetzes einzustehen. Diese Differenz nun 
hat die Vorinstanz in der Weise berechnet, dass sie von der Erwerbs* 
läge des Klägers im letzten Jahr vor dem Unfall ausging. Dem gegen- 
über hat Kläger seiner Verdienstberechnung die letzten 22 Jahre zu 
Grunde legen wollen; indes entspricht es im allgemeinen der bundesge- 
richtlichen Praxis, im Sinne des vorinstanzlichen Urteils vom Erwerb 
des Verletzten zur Zeit des Unfalls auszugehen, und muss dies auch im 
vorliegenden Falle geschehen. Es ist daher von einem Jahreserwerb 
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von Fr. 3700 auszugehen. Die Vorinstanz hat im weiteren festgestellt, 
dass infolge des Unfalls dieser Erwerb um Fr. 3500 reduziert worden 
sei, also eine Erwerbsfähigkeit des Klägers von noch etwa 5^/o der 
frühern bestehe. Auch dies ist eine thatsächliche Feststellung und als 
solche vom Art. 81 O.-G. beherrscht. Ihr gegenüber hat der Kläger 
angebracht, dass die ärztlichen Experten ihn als vollständig und wohl 
unheilbar arbeitsunfähig bezeichnen. Indes stellt die Vorinstanz darauf 
ab, dass die gleichen Experten den Kläger als geistig klar bezeichnen ; 
femer aber beruft sie sich auch auf das Ergebnis der Zeugeneinvernahme, 
wonach Scholl mehr als ein Jahr nach dem Unfall die Wirtschaft und 
Metzgerei in eigenem Namen weiterbetrieb, hie und da nachschaute, die 
nötigen Anordnungen traf, und ab und zu auch in der Wirtschaft einen 
Viehhandel abschloss. Die Vorinstanz verweist im ferneren auch auf 
die Erwägungen des Bundesgerichts in Sachen Häring, wonach in einem 
gut eingeführten und soliden Geschäfte die Aufsicht und sogar die blosse 
Gegenwart des Meisters im Geschäfte einen Wert darstellen kann (Amtl. 
Sammig. XIX, 801).*) Diesen Ausführungen ist beizupflichten; jedenfalls 
kann nicht gesagt werden, dass die daherige Annahme der Vorinstanz, 
Scholl sei in ganz geringem Masse noch erwerbsfähig, im Sinne von 
Art. 81 cit. ausnahmsweise nicht als richtig zu betrachten sei. Dem- 
gemäss ergiebt sich aber, dass die Beklagte dem Kläger aus Art. 5 h. 1. 
einen dauernden jährlichen Verdienstausfall von Fr. 3500 zu ersetzen 
hat. Hievon kann aus dem Grunde der Misshütung kein Abzug gemacht 
werden, indem gemäss vorinstanzlicher Feststellung eben Misshütung 
nicht erwiesen ist. Diesen Schadenersatz nun hat die Vorinstanz in Form 
eines Kapitals zugesprochen: dagegen hat die Beklagte in erster Linie 
darauf abgestellt, dass an Stelle des Kapitals eine Rente zugesprochen 
werde. Indes ist nach bundesgerichtlicher Praxis dann stets auf ein 
Kapital zu erkennen, wenn die Unfall Verletzung die Prognose quoad 
vitam ungünstig gestaltet, also Gefahr vorhanden ist, dass auch das 
Leben des Verletzten infolge des Unfalls eine Abkürzung erleiden könnte 
und eventuell Angehörige hinterbleiben würden, denen der Verletzte 
zum Unterhalt verpflichtet war. In casu fällt nun in dieser Richtung 
in Betracht, dass Scholl an einer schweren traumatischen Neurose leidet; 
in solchen Fällen ist aber die Prognose quoad vitam keine günstige. 
Zudem ist Scholl nicht alleinstehend, sondern verheiratet, und rauss für 
den Fall seines vorzeitigen Absterbens das Interesse seiner Ehefrau be- 
rücksichtigt werden. Demgemäss rechtfertigt es sich, auf ein Kapital 
2u erkennen — dies um so mehr, als bei dem Kläger keine Gefahr der 



1) urteil i. S. fiäring, Metzgermeister in Basel» v. 23. Nov. 1893. 
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Kapitalverschleuderung vorliegt. Insbesondere ist von einer Verbindung 
von Kapital und Rente abzusehen. Einem Erwerbsausfall von Fr. 3500 
per Jahr entspricht nun beim Alter des Klägers zur Zeit des Unfalls 
(47 Jahre) ein Kapital von circa Fr. 5ü,000. Die Vorinstanz hat von 
demselben mit Rücksicht auf das ziemlich vorgerückte Alter des Klägers 
und angesichts des ümstandes, dass derselbe ohne den Unfall kaum 
mehr sehr lange und jedenfalls nicht bis zum Ende seiner mutmasslichen 
Lebensdauer seine Reisen behufs Einkaufs und Absatzes hätte ausführen 
können, einen Abzug von circa 25**/o gemacht und die Entschädigung 
auf Fr. 37,700 festgesetzt. Es liegt nun kein Grund vor, in diesem 
Punkte vom vorinstanzlichen Urteil abzuweichen, vielmehr schliesst sich 
das Bundesgericht demselben an. 

Dabei ist ein Rektifikationsvorbehalt — auf den übrigens erst in der 
mündlichen Verhandlung vor dem Bundesgericht abgestellt wurde — nicht 
zu machen. Denn, da dem Kläger für die nahezu volle Erwerbsfähigkeit 
Ersatz geleistet werden muss, so kann die Rektifikationsklausel zu seinen 
Gunsten keine praktische Bedeutung haben. Im gleichen Sinne fällt in 
Betracht, dass er sich von den Geschäften zurückgezogen hat. 

Auf Grund des Art. 7 E.-H.-Pfl.«G. hat die Vorinstanz dem Kläger 
einen Betrag von Fr. 10,000 zugesprochen. Diese Entschädigung steht 
im richtigen Verhältnis zu denjenigen, welche das Bundesgericht in den 
anderen infolge des Zollikofener Eisenbahnunfalles entstandenen Haft- 
pflichtprozessen zuerkannt hat. Es ist daher der Ansatz der Vorinstanz 
einfach zu bestätigen. 

Was endlich die zukünftigen Heilungskosten betrifft, so hat die 
Vorinstanz dieselben auf jährlich Fr. 1020 veranschlagt und dem Kläger 
eine Rente in diesem Betrage zugesprochen. Diesbezüglich hat nun 
Kläger in seiner schriftlichen Rekurserklärung einzig beantragt, es sei 
ihm der Ersatz der zukünftigen Heilungskosten in Form eines Kapitals 
zuzubilligen. Eine Erhöhung des betreffenden Ansatzes wurde in der 
genannten Schrift nicht beantragt; es kann daher gemäss Art. 67, 2 
O.-G. von einer Erhöhung hierorts keine Rede sein, und fällt es ganz 
ausser Betracht, dass der klägerische Vertreter in der heutigen münd- 
lichen Verhandlung allerdings auf Erhöhung abgestellt hat. Anderseits 
hat die Beklagte zwar in ihrer Berufungserklärung Reduktion quäst. 
Ansatzes beantragt, dagegen hat die Partei heute bei der mündlichen 
Verhandlung erklärt, dass sie sich bei jenem Ansätze beruhigen könne. 
Abgesehen davon erscheint derselbe im Hinblick auf die Aktenlage, 
speciell Expertise, wohl begründet. Dabei fällt in Betracht, dass in 
diesem Ansatz nicht nur die Arzt- und Kurkosten, sondern auch die 
Vergütung für häusliche Pflege diü*ch die Ehefrau inbegriffen sind. 
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Das erstinstanzliche Gericht und ebenso der Appellationshof in Riom 
haben dem Kläger 800 Fr. und Zinsen seit dem Datum der Klage, als 
Wert der zu Grunde gegangenen 2 Kühe, abzüglich 47 Fr. Transport- 
kosten zugesprochen; die weitergehende Forderung wurde abgewiesen. 

Die Eisenbahngesellschaft wollte sich aller Verantwortlickeit ent- 
ziehen, unter Berufung auf: I. Die Bestimmungen der Art. 6, 7 und 10 
des Dekretes vom 12. Juni 1860, woraus sich ergebe, dass die Ab- 
lieferung innerhalb der gesetzlich vorgesehenen Fristen stattgefunden 
habe; 2. den Art. 12 desselben Dekretes, sowie die besonderen Be- 
dingungen des Specialtarifs D Nr. 1, wonach die Gesellschaft nicht ver- 
antwortlich ist für die Unfälle, welche den Tieren in den Bahnhöfen 
und während der Fahrt zustossen können, und dass sie selbst im Falle 
des Umstehens nur die Körper der zu Grunde gegangenen Tiere vorzu- 
zeigen habe. Diese Einwendungen sind aber von den Gerichten nicht 
berücksichtigt worden, welche erklärten, dass im speciellen Falle die 
Beförderung des Transportes über die ümwegroute einem groben Ver- 
schulden der Eisenbahn gleichkomme, welches ihr nicht gestatte, die in 
dem Specialtarife anbedungene Befreiung von der Verantwortlichkeit in 
Anspruch zu nehmen, und sie vielmehr unter das gemeine Recht stelle, 
wonach sie für alle Unfälle hafte, welche nicht auf Zufall oder höhere 
Gewalt zurückgeführt werden können. Der Fehler der Gesellschaft sei 
um so schwerer, als sie durch die unrichtige Leitung des Wagens den 
Absender in die Unmöglichkeit versetzt habe, irgend eine Kontrolle oder 
Überwachung des Transportes auszuüben. Auch die Behauptung der 
Eisenbahn, dass der Tod der beiden Kühe eine Folge der Überlastung 
des Wagens mit einer zu grossen Anzahl Tiere gewesen sei, könne 
nicht zugestanden werden, da selbst unter dieser Voraussetzung der 
Absender hätte annehmen dürfen, durch die Begleitung und Überwachung 
der Tiere auf dem kurzen normalen Transportwege einem etwaigen 
Schaden zuvorzukommen. 

Der weitergehende Entschädigungsanspruch wurde abgewiesen, weil 
ein Minderwert der übrigen Tiere nicht bewiesen war, und die Ab- 
lieferung derselben wirklich innerhalb der gesetzlichen Transportfrist 
stattgefunden hatte. 

Nr. 36. Eutsch. des Preuss. Oberverwaltaugsgeriehts. 

3. Senat. Vom 28. Oktober 1895. 

[Deutsch. Jurist. Zeitg. I (1896). Nr. 7. S. 143.J 

Anordnung zur Räumung von Gräben im Sinne des § 66 des Zuständig. Ges. v. 

I. Aug. 1883. 
Es ist das wesentliche Merkmal einer Räumungsanordnung im 
Sinne des § 66 des Zuständigkeitsgesetzes, dass die geforderte Leistung 
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auf eine (dauernde) Eäumungspflicht gegründet wird, eine solche also 
durch die Verfügung zur Geltung gebracht werden soll. Keinen Unter- 
schied macht es dabei, aus welchem Motiv oder zu welchem Zwecke 
die Eäumungsanordnung erlassen ist. Dieselbe verliert daher ihren 
Charakter nicht dadurch, dass gesundheitspolizeiliche Interessen den 
Grund zu ihrem Erlasse geboten haben, wobei auf den § 10 des Vor- 
flatgesetzes vom 15, November 1811 hingewiesen werden mag, in welchem 
ausdrücklich die Polizeibehörde für befugt erklärt wird, im Gesund- 
heitsinteresse der Anwohner die Pflicht zur Räumung von Gräben und 
Wasserabzügen geltend zu machen. 



Nr. 37. Kek. Entsch. des Keichs-Yersicherungsamts. 

Vom 28. Oktober 1895. 

[Amtl. Nachr. d. R. Y. A. XU. Nr. 6. S. 891. Ziflf. 1520.1 

§§ 57, 63 Unf. Vers. Ges. Die Frage, ob eine Beschränkung der Erwerbsfähigkeit 
licht mehr vorliegt, und der Rekurs deshalb unzulässig ist, unterliegt der freien Be- 
weiswQrdigang des Rekursgerichts und wird auch durch den Umstand, dass die Berufs- 
genosaensebafl von vornherein ihre Verpflichtung zur Rentenzahlung dem Grunde nach 
bestritten hat, nicht beeinflusst. 

Nach § 63 Absatz 1 des ünfallversicherungsgesetzes ist der Rekurs 
gegen die Entscheidung der Schiedsgerichte nur in den Fällen des § 57 
Absatz 1 Ziffer 2 a. a. 0. zulässig. Er ist somit ausgeschlossen, wenn 
eine Rente für die Dauer einer voraussichtlich vorübergehenden Er- 
werbsunfähigkeit in Frage steht. Diesem Fall ist derjenige gleich zu 
achten, wenn zur Zeit der Einlegung des Rekurses eine Beeinträchtigung 
der Erwerbsfähigkeit des Klägers überhaupt nicht mehr vorliegt (Rekurs- 
entscheidung 483, Amtliche Nachrichten des R. V. A. 1888 Seite 177). 
Die Entscheidung der Frage; ob eine solche Beeinträchtigung noch 
vorhanden ist, hängt aber lediglich von der freien Beweiswürdigung 
des Gerichts ab. Im vorliegenden Falle hat nun zwar der begutacji- 
tende Arzt eine dauernde Beschränkung der Erwerbsfähigkeit von diei 
Prozent angenommen. Indessen hat das Rekursgericht nach dem 6e- 
sammtinhalt des Gutachtens dieser Schlussfolgerung nicht beitreten 
können, vielmehr mit dem Schiedsgericht annehmen müssen, dass jeden- 
falls über den 19. Juni 1895 hinaus eine irgendwie veranschlagbare 
Beeinträchtigung der Erwerbsfähigkeit des Klägers nicht mehr bestan- 
den hat. Somit ist der Rekurs der Beklagten unzulässig. Auch der 
von ihr für die Zulässigkeit des Rekurses angezogene Grund, dass es 
im vorliegenden Falle auf die vorstehend erörterte Frage deshalb weiter 
nicht ankomme, weil sie, die Beklagte, von vornherein den Grund ihrer 
Entschädigungsverpflichtung bestritten habe, kann nicht für zutreffend 
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erachtet werden. Eine solche Unterscheidung hinsichtlich der Anwend- 
barkeit des § 63 Absatz 1 des ünfallversicherungsgesetzes, welche die 
in diesem Paragraphen gegebenen Beschränkungen des Rekurses dem 
Belieben der Parteien überantworten würde, hat der Gesetzgeber nicht 
beabsichtigt. Sie findet an dem Gesetze kdnen Anhalt. 



Hr. 38. Entsch. des Handelsgerichts Boubaix. 

Vom 30. Oktober 1895. 

[Zeitschr. f. d. Internat. Eisenb. Transp. IV. Nr. 6. S. 811 — Lamö-Fleury, Bulletin annotö des chemtna 

de fer. 1896. S. 18.) 

Verantwortlichkeit der Elsenbahn bei Besorgung der Zollformalitäten. 
In Eonbaix war mit Adresse an einen schweizerischen Empfänger 
eine Balle von 75 Kilogramm unverarbeitete gezwirnte Wolle (laine 
6crue retorse) der Eisenbahn zum Transport aufgegeben und dabei aus- 
drücklich verlangt, dass die Sendung am Bestimmungsort verzollt werden 
müsse. Die Eisenbahn hat sie aber auf der Grenze und unter der 
Deklaration „Gewebe (tissu)" zur Verzollung gebracht, was zur Folge 
hatte, dass anstatt des Eingangszolles von 15 Franken, welcher für 
unverarbeitete gezwirnte Wolle zu berechnen gewesen wftre, von der 
schweizerischen Zollstelle 90 Franken erhoben wurden, welche der 
Empfänger bezahlte. — Das Handelsgericht in Roubaix hat auf Klage 
des Absenders die Eisenbahn zum Ersatz der Differenz von 75 Franken 
verurteilt, weil die falsche Deklaration und die Nichtbeachtung der 
Vorschrift der Verzollung am Bestimmungsorte ihr zur Last falle. Die 
Einwendung, dass der Absender zur Klage nicht legitimirt sei, weil 
nicht er, sondern der Empfänger den Zoll entrichtet habe, wurde mit 
der Begründung abgewiesen, dass die Zahlung für Rechnung des ersteren 
geschehen sei. Die weitere Einrede -der Verzollung unter Verifikation 
des Gutes durch die Grenzzollstelle ist als unerheblich bezeichnet, weil, 
wenn die Eisenbahn der Vorschrift der Verzollung am Bestimmungs- 
orte Folge gegeben hätte, diese durch den Empfänger besorgt worden 
wäre, welcher die Zollbehörde würde aufklären und einer irrtümlichen 
Taxation durch diese haben entgegentreten können; was infolge der 
Änderungen, welche, ohne dass weder dem Absender noch dem Em- 
pfänger Gelegenheit geboten war, dagegen Einwendungen zu erheben, 
von der Eisenbahn an den vom ersteren im Frachtbriefe gemachten 
Angaben angebracht worden, nicht mehr möglich gewesen sei. 



Nr. 39. Entsch. des Preuss. Oberverwaltnngsgerlchts. 

Diszipl. Senat. Vom 1. November 1895. 

[EntflCh. d. 0. V. G. Bd. 28. Nr. 71. S. 410.1 

Zuständlokeit des Oberverwaitungsgericiits nach dem Qes. v. 8. Mai 1889 (Q. S. S. 107) 
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io DifzIplinarsaGhen. Entziehung des Diensteinkommens für die Zeit unerlaubter Ent- 
fernung vom Amte. 

Wenn auch das Gesetz, betr. das Disziplinarverfahren bei dem 
Oberverwaltungsgericht, vom 8. Mai 1889 im § 1 dem Wortlaute nach 
dem Disziplinarsenat die Entscheidung nur in denjenigen auf Ent- 
fernung aus dem Amte gerichteten förmlichen Disziplinaruntersuchungen, 
in welchen die Gesetze zu dersdben das Plenum des Oberverwaltungs- 
gerichts oder das Oberverwaltungsgericht berufen, überträgt, so ergeben 
doch die weiteren Bestimmungen des Gesetzes, insbesondere die Er- 
wähnung der Klagen gegen Ordnungsstrafen, dass die Absicht dahin 
ging, die Zuständigkeit des Oberverwaltungsgerichts in allen auf dem 
Gebiete des disziplinaren Strafrechts sich bewegenden Fällen zu regeln 
und die im Wege des förmlichen Disziplinarverfahrens zu fällenden 
Entscheidungen dem Disziplinarsenat, die auf Klage im Verwaltungs- 
streitverfahren ergehenden dem ersten Senat zu tiberweisen. Diese Ab- 
sicht ergiebt sich auch aus der Begründung des Gesetzes. — Das Dis- 
ziplinarverfahren auf Entziehung des Diensteinkommens für 
die Zeit unerlaubter Entfernung vom Amte ist auch gegenüber den auf 
Kündigung angestellten Beamten zulässig. 



Nr. 30. Entsch. des Preuss. Oberverwaltnngsgerichts. 

3. Senat. Vom 4. November 1895. 

[Deutsch. Jurist. Ztg. I (1896). Nr. 7. S. 144.] 

§ 28 Krank. Versich. Ges. Unterscheidung zwischen verschuldeter und unverschuldeter 

Erwerbslosigiceit. 

Bei dem § 28 des Krankenversicherungsgesetzes ist, wie 
nicht nach seiner früheren so auch nicht nach seiner jetzigen Fassung, 
zwischen verschuldeter und unverschuldeter Erwerbslosigkeit 
zu unterscheiden. Es ergiebt sich dies nicht allein aus dem Wortlaut, 
sondern auch aus den Vorverhandlungen, indem danach der Reichstag 
es abgelehnt hat, der in dem Entwurf gegebenen Anregung, die Rechte 
aus § 28 wenigstens den kontraktbrüchigen Arbeitern vorzuenthalten, 
zu folgen. -^ Die Erwerbslosigkeit besteht begrilflich in dem Fehlen 
.einer Beschäftigung gegen Entgelt und ist also auch schon dann für 
behoben zu erachten, wenn irgend eine den Erwerb wiederum ermög- 
lichende Beschäftigung gegen Entgelt gefunden worden ist. Es besteht 
auch grundsätzlich kein Anstand, auf Grund einer Beschäftigung gegen 
Entgelt, welche nicht im Voraus für eine unbestimmte oder für eine 
bestimmte längere Zeit übernommen worden ist, die Voraussetzungen 
einer Erwerbslosigkeit zu verneinen. Ob jedoch eine den Erwerb er- 
möglichende und also die Erwerbslosigkeit ausschUessende Beschäftigung 
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zur Zeit der Erkrankung vorgelegen hat, ist nach den besonderen Um- 
ständen des einzelnen FaUes «u beantworten. 



Nr. 31. Entsch. des Deutschen Beiclisgerichts. 

6. Civil-Senat. Vom 7. November 1895. 

[Entsoii. d. Beichsger. 1. CivUs. Bd. 86. Nr. 11. S.44.] 

§§ I, 5—7, 62, 63, 88. Unfall -Vers.- Ges. v. 6. Juli 1884. Zulässigkeit des Rechts^ 
weges, wenn gegen eine Berufsgenossensohaft Ansprüche auf Entschädigung erhoben 
werden, die sich nicht auf die Bestimmungen der Unfallversicherungsgesetze stützen. 

Das Berufungsgericht führt aus: die Begründung des hier geltend 
gemachten Schadensanspruches liege ausserhalb des Rahmens des ün- 
fallversicherungsgesetzes. Er stütze sich nicht darauf, dass die Be- 
klagte die ihr nach jenem Gesetze obliegenden Verpflichtungen nicht 
erfüllt habe, sondern darauf, dass sie bei Gelegenheit der Erfüllung 
ihrer gesetzlichen Obliegenheiten durch eine schuldbare Handlung dem 
Kläger einen Schaden zugefügt habe. Daraus folge ein civilrechtlicher 
Schadensanspruch, und Kläger sei nicht auf seine Ansprüche aus der 
Unfallversicherung beschränkt. Dem Verletzten stünden zwar auf Grund 
des Unfalles und aus der Versicherung keine anderen Ansprüche gegen 
die Berufsgenossenschaft zu, als in den §§ 1. 5— 7 des Gesetzes be- 
stimmt sei; aus unerlaubten Handlungen der Berufsgenossenschaft aber 
entstehe eine davon unabhängige Ersatzpflicht, gleichviel ob die Hand- 
lung bei Ausführung der Obliegenheiten aus dem Unfallversicherungs- 
gesetze oder bei einer anderen Gelegenheit begangen sei. 

Diese Begründung geht zwar zu weit, insofern darin bereits die 
Frage — und zwar in bejahendem Sinne — entschieden wii'd, ob ein 
Schadensanspruch gegen die Berufsgenossenschaft, der sich nicht auf 
das Unfallversicherungsgesetz stützt, auf Grund ihres Verschuldens statt- 
finde, insbesondere auch dann, wenn das Versehen bei Ausführung der 
Obliegenheiten aus dem Unfallversicherungsgesetze begangen ist. In- 
wieweit die Bestimmungen dieses Gesetzes einem solchen Ansprüche 
etwa entgegenstehen möchten, ist der materiellen Prüfung der Klage 
vorzubehalten. Diese Prüftiug aber steht dem ordentlichen Richter zu. 
Für die Zulassung des Rechtsweges ist ausschlaggebend, dass der Kläger 
hier nicht einen Anspruch aus der Unfallversicherung, sondern einen 
anderen Anspruch erhebt, zu dessen Entscheidung das Schiedsgericht 
und das Reichsversicherungsamt durch das Gesetz vom 6. Juli 1884 
nicht berufen sind (§§ 62, 63, 88). 

Vgl. Entsch. des R. G.'s in Civils. Bd. 21 S. 77, woselbst 
bereits ausgesprochen ist, dass das Gesetz nur bezüglich der von 
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ihm selbst eingeführten Ansprüche gegen die Berufsgenossen* 
Schäften den Rechtsweg ausschliesse. 
Danach war die Revision zurückzuweisen. 



Mr. 32. Entseh. des Prenss. OberTorwaltungsgeriehts, 

2. Senat. Vom 16. November 1895. 

(Entflcb. d. 0. V. G. Bd. 28. Nr. 18. S.68.) 

Einkonmenbesteuening eines Beamten. Zinsen der Amtskantion. 

Wenn ein Beamter neben dem Diensteinkommen nur Zinsen von 
Wertpapieren bezieht, die er als Kaution hinterlegt hat, so sind bei 
der Einkommenbesteuerung die höheren Zinsen, welche er für ein 
zur Anschaffung dieser Papiere aufgenommenes Darlehn zu entrichten 
hat, zunächst als auf dem Zinseinkommen haftend von diesem und erst 
mit dem üeberreste von dem Diensteinkommen abzusetzen. Der Grund- 
satz, dass die einer besonderen Einnahmequelle wirtschaftlich oder recht- 
lich anhaftenden Schulden speziell bei dieser Einnahmequelle in Abzug 
kommen, gilt nicht blos bei Immobilien und ganzen Vermögensmassen, 
sondern greift auch bei anderen einzelnen Vermögensobjekten Platz; 
im besonderen steht das Einkommensteuergesetz vom 24. Juni 1891 auf 
demselben Standpunkt (vgl § 9 I. 2 und §§ 2 u. 6 Nr. 1 u. 2). 



Nr, 33. Entseh. des Prenss. Oberverwaltnngsgeriehts, 

4. Senat. Vom 27. November 1895. 

[Deutsch. Jurist. Zeitg. I (1896). Nr. 10. S. 203.] 

§ 145. Zuständig. Ges. v. I. Aug. 1883. Die Befugniss zur Dispensation von bau- 
polizeilichen Vorschriften erstreckt sich sowohl auf projektirte wie bereits ausge- 
führte Bauten. 

Wo das örtliche Baupolizeirecht durctf Polizeiverordnungen 
besonders geregelt ist, bestimmen sich Maass und Umfang der dem Unter- 
nehmer und der Baupolizeibehörde zustehenden Rechte und obliegenden 
Pflichten regelmässig nicht mehr nach den allgemeinen im § 71 I. 8 
ALR. hervorgehobenen Gesichtspunkten, und ein nach Maassgabe der 
bestehenden Baupolizeiordnungen konsenslos oder konsenswidrig ausge- 
führter Bau muss nach Anweisung der Polizei geändert werden in allen 
Fällen, wo sich findet, dass er den Vorschriften des geltenden örtlichen 
Baurechts nicht entspricht, und zwar unbedingt und ohne Rücksicht 
auf die Lage des einzelnen Falles, sofern nicht etwa die Zulassung von 
Ausnahmen besonders vorgesehen ist. Aus diesen stets festgehaltenen 
ßechtsgrundsätzen ergiebt sich mit Notwendigkeit, dass die Annahme 
in dem Ministerialerlass vom 5. Nov. 1888 (Min.-Bl. d. i. V. S. 107), 
die Dispensation von baupolizeilichen Vorschriften sei auf noch nicht 
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ausgeführte Bauten beschränkt, nicht haltbar ist, und zwar lediglich 
um deswillen, weil die Bestimmungen der Bauordnungen über Dispens- 
erteilung eine untrennbare Einheit mit den materiellen Normen über 
Beschränkung der Baufreiheit bilden. Die zur Dispenserteilung durch 
§ 145 des Zuständigkeitsges. v. 1. Aug. 1883 berufenen Behörden können 
daher sowohl für projektierte als auch für bestehende Bauanlagen 
Dispens von den baupolizeilichen Vorachriften erteilen (Zulässigkeit einer 
dispensatio post factum neben der einer dispensatio ante factum). Eine 
solche nachträgliche Dispensation ist ebenfalls nur mit dem im § 145 
a. a. 0. vorgesehenen Rechtsmittel anfechtbar, darf namentlich, so lajige 
nicht seine Aufhebung erfolgt ist, von der Baupolizeibehörde als nicht 
vorhanden angesehen oder ausser Kraft gesetzt werden. 



Nr. 34, Entseh. des Handels- n. Weehselgerichts Budapest. 

Vom 5. Dezember 1895. 

[Oesterr. Eisenb. Verordn. Bl. IX Nr. 4a S. 814.] 

Gemäss dem Berner Internationalen Uebereinkommen Ober den Eisenbahn-Frachtverkehr 
hat bezüglich der nach dem Auslande verfrachteten GQter, wenn ihrer Ablieferung 
ein Hinde^niss entgegensteht, das Verfahren nach den für die Abgabsbahn mass- 
gebenden gesetzlichen Bestimmungen zu erfolgen; daher kann in einem solchen Falle 
auch in Ungarn das allgemeine deutsche Handelsgesetzbuch und das Vereinsreglement 
der deutschen Eisenbahnen zur Geltung gelangen. 

In der Station Budapest wurden zwei Wagenladungen Stroh an die 
in Sachsen gelegene Fabrik Coswig aufgegeben, vom Adressaten aber 
nicht angenommen, wovon der Aufgeber durch die sächsische Bahn- 
station mit der Aufforderung verständigt wurde, innerhalb der be- 
stimmten Frist eine Verfügung zu treffen. Als eine solche nicht er- 
folgte, liess die sächsische Bahnverwaltung diese Strohsendung nach 
Dresden transportiren und bei einer Spediteurin einlageni. Letztere 
verständigte hiervon sowohl den Aufgeber als den Adressaten und als 
von keiner Seite eine diesbezügliche Ordre eintraf, wurde die erwähnte 
Sendung unter Intervention des Stellvertreters der Spediteurin öffentlich 
feilgeboten. Da der Erlös die auf der Sendung haftenden Gebühren 
und Spesen nicht deckte und der Aufgeber die bezügliche Differenz von 
30 Mark 15 Pfennige nicht berichtigen wollte, so wurde deraelbe von 
der Spediteurin als der „feilbietenden Firma* bei einem Budapester 
Bezirksgerichte geklagt und von letzterem auch im Summarverfahren 
zur Zahlung der Differenz nebst den weiteren Kosten verurtheilt. 

Das Budapester königliche Handels- und Wechselgericht als Appel- 
senat hob dieses Urtheil mit Entscheidung vom 5. Dezember 1895, 
Z. 149, unter Abweisung des klägerischen Anspruches auf. Der aus- 
führlichen Begründung dieser für die internationale Rechtsprechung 



Digitized by VjOOQ IC 



fintsch. des Handels- u. Weohselgerichts Budapest vom 5. Dezember 1895. 2d 

interessanten Entscheidung sind folgende Momente zu entnehmen: Der 
Einwendung des Geklagten, dass die Klägerin keine Activlegitimation 
besitze, weil er mit ihr in gar keinem Vertragsverhältnisse stehe, ist 
die Bestimmung des mit dem § 70 des österreichisch-ungarischen Be- 
triebsreglements übereinstimmenden § 62 des deutschen Vereinsreglements 
entgegenzuhalten, wonach unanbringliche Güter von der Bahnanstalt 
bei einem Spediteur eingelagert werden können, femer das durch den 
Gres.-Art. XXV ex 1892 adoptirte Bemer internationale üebereinkommen, 
wonach bei Bahnsendungen nach dem Auslande im Falle von Ab- 
lieferungshindernissen die gesetzlichen Bestimmungen der Abgabsstation 
massgebend sind. 

Wenn nun der Spediteur in Folge des ihm zustehenden Rechtes 
der Einlagerung unanbringlicher Güter sich bezüglich derselben direct 
an den Aufgeber wenden kann, so obliegt ihm auch die Verpflichtung, 
welche das Gesetz und das Reglement rücksichtlich der Feilbietung 
solcher Güter vorschreibt. In letzter Beziehung bemängelt der Ge- 
klagte den bei der Feilbietung der Strohsendung beobachteten Vorgang. 

Nun konnte die Abgabsbahn das Recht der Feilbietung unanbring- 
licher Waaren nicht auf die klägerische Speditionsfirma übertragen, 
weil im § 62, respective 70 B.-R. die Befugniss der Einlagerung oder 
Feilbietung alternativ vorgesehen ist, daher das eine Recht das andere 
aosschliesst; in der That hat auch die sächsische Bahnverwaltung der 
Klägerin nicht die Befugniss zur Feilbietung ertheilt. Dieselbe beruft 
«ich zwar auf ihren im Originale vorgelegten behördlichen Gewerbe- 
schein, inwiefern aber ein solcher nach den sächsischen Gesetzen den 
Spediteur zur Vornahme von Feilbietungen „ohne Förmlichkeit** wirk- 
lich ermächtigt, musste vom Gerichte, gemäss der Vorschrift des un- 
garischen Gesetzes über das Summarverfahren, erst erhoben werden. 

Nun ist unter Intervention des königlich ungarischen Justizmini- 
steriums von der königlich sächsischen Regierung die Verständigung 
eingelangt, dass im Sinne des Art. 343 des allg. d. H.-G.-B. öffentliche 
Feilbietungen rechtswirksam nur die dazu berechtigten Behörden oder 
Beamten, oder solche Personen abhalten können, welche durch irgend 
eine hiezu berechtigte Behörde oder Körperschaft ermächtigt werden; 
der Gewerbeschein ersetzt aber eine solche Berechtigung nicht. Nach- 
dem die Klägerin auch eine diesfällige Ermächtigung nicht vorweist, 
so kann die von ihr vorgenommene Feilbietung nicht als eine öffent- 
Uche, dem Gesetze entsprechende angesehen werden, daher sie mit ihrem 
Ansprüche auf den Ersatz der Differenz an Gebühren, beziehungsweise 
Kosten abgewiesen werden musste. 
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Nr. 35. Entseh. des Deutschen Beielisgeridits. 

5. Civil-Senat Vom 18. Dezember 1895. 

[Jor. Woohenscbr. 1896. Nr. 20/88. S. 198. Zifll 55.] 

Sl f54. 155. Allg. Preiss. Bergges. Dem Bergwerksbesitzer gebührt für die ihm im 
Einzeifaii zum Schutz einer öfTentlioben Vericehrsanstalt auferiegten Beschränicung 
eine Entschädigung in einem Ober die Fäiie des § 154 hinausgehenden Umfange nicht. 

Einer der Fälle, in welchen der § 154 des Allgemeinen Berggesetzes 
dem Bergbautreibenden einen Entschädigungsanspruch gegen den Unter- 
nehmer einer öffentlichen Verkehrsanstalt giebt, liegt nicht vor. Gemäss 
§ 156 daselbst kann es sich also nur fragen, ob der Anspruch der Kl. 
nach den älteren Gesetzen, wie sie vor Erlass des Allgemeinen Berg- 
gesetzes in Geltung standen, begründet ist. Die Nachprüfung dieser 
vom B. G. verneinten Frage ist nicht, wie der Rbkl. meint, dadurch aus- 
geschlossen, dass auf Verletzung jener älteren Gesetze die Revision nicht 
gestützt werden könne. Auf die Vorschriften der, als Provinzialrecht 
nicht revisiblen Magdeburg-Halberstädter Bergordnung ist das B. U. 
nicht gestützt, da dort im Gegentheil festgestellt ist, dass diese Berg- 
ordnung keine die Streitfrage entscheidende Bestimmung enthält. Das 
A. L. R. aber und die Gesetze vom 21. Mai 1860 und 10. Juni 1861 sind 
nach § 155 Allgemeinen Berggesetzes für die vorliegende Frage noch 
jetzt geltendes Recht, und es kann daher die in einem ürtheil des n. 
C. S. des R. G. (Entsch. Bd. 3 S. 361) ausgesprochene Ansicht, dass auf 
die Verletzung ausser Wirksamkeit gesetzter Rechtsnormen die Revision 
nicht gegründet werden könne, auf sich beruhen. Allein die Prüfung 
des Klageanspruchs nach den bis zum Erlass des Allgemeinen Bergge- 
setzes gültig gewesenen Gesetzen führt zu keinem anderen Resultat, 
als dem des B. G., wenn auch dessen Ausführung, soweit sie sich auf 
den Satz gi'ündet, dass wegen der regelmässig grösseren volkswirth- 
Bchaftlichen Wichtigkeit der Erdoberfläche gegenüber dem darunter 
ruhenden Minerale die unbeschränkte substantielle Verfügung des Grund- 
eigenthümers über den Grund und Boden durch die Verleihung des 
Bergeigenthums nicht beeinträchtigt werde, nicht als richtig anerkannt 
werden kann, da umgekehrt sowohl die §§ 135 ff. 148 ff. Allgemeinen 
Berggesetzes als auch schon die §§ 109 ff. Thl. 11 Tit. 16 A. L. R. dem 
Grundeigenthümer die unbeschränkte Verfügung über den Grund und 
Boden zu Gunsten des Bergwerkseigenthümers entziehen, indem sie dem 
Ersteren nur einen Entschädigungsanspruch belassen. Nur gewährte 
das Direktionsprinzip der älteren Gesetzgebung (A. L. R. Thl. 11 Tit. 16 
§§ 82. 108) dem Grundeigenthümer einen weitergehenden Schutz als das 
Allgemeine Berggesetz, — einen Schutz, dessen Handhabung im Einzelnen 
ganz in das Ermessen der Bergbehörde gestellt war. Indessen soweit 
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auf Grund des Direktionsprinzips die Bergbehörde sich veranlasst sah, 
dem Bergwerkseigenthttmer Betriebsbeschränkungen zum Schutze des 
Grundeigenthums vorzuschreiben, konnte daraus für jenen, eben weil 
er ihnen gesetzlich unterworfen war, ein Entschädigungsanspruch gegen 
den Grundeigenthttmer nicht entstehen. Und nun ist, entgegen dem in 
dem Urtheil des R. G. vom 9. Juli 1881 (Entsch. Bd. 6 S. 270, 271) an- 
geregten, übrigens auf die damalige Entscheidung ohne Einfluss ge- 
bliebenen, Zweifel schon in dem Urtheile des jetzt erkennenden Senats 
vom 11. November 1891 (daselbst Bd. 28 S. 341) ausgeführt, dass durch 
das Gesetz vom 21. Mai 1860, von welchem in dieser Hinsicht äs» Gesetz 
vom 10. Juni 1861 nicht abweicht, das Direktionsprinzip des A. L. R. 
zwar im Uebrigen aufgegeben, aber ausdrücklich aufrecht erhalten 
worden ist, soweit es nothwendig ist zur Wahrung der Sicherheit der 
Oberfläche im Interesse des (privaten und) öffentlichen Verkehrs, 
und dass grundsätzlich auch noch das Allgemeine Berggesetz auf dem 
gleichen Standpunkte steht, indem es (§ 154) nur ausnahmsweise, und 
zur Milderung des Prinzips dem Bergbautreibenden, wenn er vor der 
Genehmigung einer öffentlichen Verkehrsanlage zu dem Betriebe be- 
rechtigtwar, einen in ganz bestimmter Weise beschränkten Entschädigungs- 
anspruch giebt, dadurch aber zugleich erkennen lässt, dass im Uebrigen 
auch jetzt noch im Verhältnisse zu den öffentlichen Verkehrsanstalten 
das Bergwerkseigenthum einer gesetzlichen Beschränkung dahin unter- 
liegt, dass diese Anstalten durch den Bergbaubetrieb nicht gefährdet 
werden dürfen, dass vielmehr der Bergbautreibende verpflichtet ist, die 
zur Sicherung der öffentlichen Verkehrsanstalten gegen die Einwirkungen 
des Bergbaues erforderlichen Vorkehrungen gemäss den Anordnungen 
der Bergbehörde zu treffen. Damit hat sich das R. G. schon in dem 
erwähnten Urtheile der überwiegenden Mehrheit der Rechtslehrer und 
Gerichtshöfe, namentlich auch dem vormaligen Preussischen Obertribunal, 
angeschlossen, welche auf Grund der bis zur Emanation des Allgemeinen 
Berggesetzes geltenden Gesetzgebung, insonderheit im Geltungsgebiete 
des A. L. R., sich dahin aussprachen, dass dem Bergwerksbesitzer für 
die ihm im Einzelfall zum Schutze einer öffentlichen Verkehrsanstalt 
auferlegten Beschränkungen eine Entschädigung nicht gebühre, und es 
ist auch bei jetziger wiederholter Prüfung kein Anlass gefunden worden, 
von dieser Rechtsauffassung abzuweichen. Bestand aber nach den „bis- 
herigen Gesetzen" ein solcher gesetzlicher Entschädigungsanspruch nicht, 
so ist er auch durch § 156 Allgemeinen Berggesetzes in einem über die 
Fälle des § 164 daselbst hinausgehenden Umfange nicht aufrecht er- 
halten worden. Es ist vielmehr mit dem Urtheil vom 11. November 1891 
daran festzuhalten, dass umgekehrt jede Beschädigung einer öffentlichen 
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Verkehrsanlage durch einen nach deren Genehmigung und Errichtung 
fortgesetzten Bergbau den Bergbautreibenden zur Entschädigung 
verpflichtet, ohne dass diese Veipflichtung durch ein konkurrirendes Ver- 
sehen des Eigenthfimers der Verkehrsanlage im Sinne des § 160 Allge- 
meinen Berggesetzes ausgeschlossen werden könnte, und damit widerlegt 
sich die Ansicht der Rkl., dass nach den Grundsätzen dieses Gesetzes 
der Bergbautreibende wenigstens dann auf Entschädigung Anspruch habe, 
wenn die ihm auferlegte Betriebsbeschränkung den Schutz der Verkehrs- 
anlage gegen solche Beschädigungen durch den Bergbau bezwecke, die 
der Eigenthümer der Verkehrsanlage bei Anwendung gewöhnlicher Auf- 
merksamkeit habe voraussehen müssen. 



Nr. 36. fintseh. des Schiedsgerichts der berafilgenossensehaftliehen 
UnfallYersieherangs- Anstalt der osterr. Eisenb. 

Vom 28. Dezember 1895. 

[Oesterr. Eiseub. Verordn. BL IX Nr. 43. S. 814.] 

Begriff der „Ereignungen im Vericelir." 

Der Locomotivheizer S. K. erschien am 4. Februar 1895 gegen 
5 Uhr Nachmittags im Heizhause der priy. öst.-ung. Staatseisenbahn- 
Gesellschaft in Marchegg, um in Erfüllung seiner dienstlichen Obliegen- 
heiten eine zur Fahrt um 7 Uhr 30 Min. Abends bestimmte Locomotive 
anzuheizen; als derselbe auf den Tender stieg, um zu dem jenseits des- 
selben befindlichen, seine Dienstkleider enthaltenden Kleiderschrank zu 
gelangen, stürzte er ab und erlitt mehrere Verletzungen, welche eine 
längere ärztliche Behandlung nothwendig machten. 

Als Entschädigung für diesen Betriebsunfall wurde dem Verunglückten 
Seitens der berufsgenossenschaftlichen Unfallversicherungs-Anstalt der 
österr. Eisenbahnen ab 4. März 1895 bis zur Beendigung des Heilver- 
fahrens eine 60procentige Rente des massgebenden Jahresverdienstes 
zuerkannt. In der gegen den Feststellungsbescheid überreichten Klage 
behauptete S. K., dass der geschilderte Thatbestand unter § 1 des Ge- 
setzes vom 5. März 1869, K.-G.-Bl. Nr. 27, zu subsumiren sei, und be- 
anspruchte gemäss Artikel VII des Gesetzes vom 20. Juli 1894, R.-G.-ßl. 
Nr. 168, die Zahlung einer 90procentigen Rente. 

Die Versicherungsanstalt bekämpfte dieses Begehren mit dem Hin- 
weise darauf, dass Kläger nicht im Verkehre, sondern gelegentlich des 
Antrittes einer Heizhausarbeit verunglückt sei. 

Das Schiedsgericht gab der Klage mit nachstehender Motivii*ung 
statt: 

Als Ereignungen im Verkehre einer mit Dampfkraft betriebenen 
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Eisenbahn sind nicht nur Vorfälle, welche sich ans Anlass der Bewegung 
des Eisenbahnzuges ereignen, sondern auch jene, welche den Arbeiter 
gdegentlich einer auf die Verkehrsmittel und Verkehrsanlagen gerich- 
teten, mit denselben örtlich verbundenen Thätigkeit treffen, aufzufassen. 
Die Thätigkeit, welche Kläger entwickelte, war unmittelbar auf 
den Verkehr gerichtet, weil durch dieselbe der Verkehr vorbereitet 
werden sollte. Diese Thätigkeit war auch für den Verkehr nothwendig, 
weil ohne Anheizen der Locomotive der Eisenbahnverkehr nicht statt- 
finden kann; endlich verunglückte Kläger auf einem Verkehrsmittel, 
welches für den Eisenbahnverkehr von essentieller Bedeutung ist. In 
diesen Momenten liegen die Voraussetzungen für einen Bahnverkehrsunfall, 
weshalb die Rente auf 90 Procent zu erhöhen ist. 



Nr. 37. Entsch. des Appellationshofes in Amieiis. 

Vom 28. Dezember 1895. 

(Zeitschr. f. d. Internat. BUenb. Transp. IV. Nr. 5. S. 213. Lam6-Flenry, Bulletin annotö des chemins 

de fer. 1896. S. 48.) 

Beschädigung in Folge der BesohafTenheit des Guts. 
Eine Sendung Quecksilber-Thermometer ist anlässlich des Eisen- 
bahntransportes zum Theil beschädigt worden; der Absender hat die 
Eisenbahn (französische Nordbahn) auf Vergütung des Schadens belangt; 
er ist aber abgewiesen worden mit folgender Begründung: 

1. Zu den Behauptungen der appellierenden Eisenbahn, dass die ein- 
geklagten Beschädigungen ihre Ursache, sei es in der Beschaffen- 
heit des Gutes, sei es in der üngenüglichkeit der Verpackung, zu 
suchen sei; dass sie, mit Rücksicht auf die Fehler der Konstruktion 
nur unter besondern Vorsichtsmassregeln hätten vermieden werden 
können, deren Notwendigkeit nicht angegeben war; dass daher die 
Eisenbahn keine Veranlassung zu besonderen Vorkehren hatte, 
welche weder vorgeschrieben, noch im Tarif berücksichtigt und 
mit den Erfordernissen des Dienstes unvereinbar sind: 

dass, nach den Feststellungen des zugezogenen Experten, die 
Bisse in den Röhren auf die üngenüglichkeit der Kapillarität dieser 
zurückgeführt werden müssen; dass keine der Röhren, welche im 
Innern mit Werg ausgestopft waren, eine Beschädigung erlitten hat; 
dass die Risse durch eine Verrückung der Quecksilbersäule in einer 
kleinen Anzahl Thermometer eintraten und also nicht die Folge 
eines Stosses oder Falles gewesen sein können; dass auch der zweite 
Experte annimmt, dass die Behandlung der in Betracht kommenden 
Thermometer mehr Vorsicht beanspruchte, als diejenige gewöhnlicher 
Thermometer mit wirklich kapillaren Röhren, dass die Leichtigkeit 

Xger, Eiflenbahnrechtliche Entscheidungen Xni. ^ 
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der Verrückung der Quecksilbersäule grösser war, und daher die 
Erscheinung des Wasserharamers sich leichter einstellen konnte; 

2. auf die Behauptung des Geschädigten, dass die Eisenbahn aus den 
Angaben, welche sowohl auf der Kiste als in der Expeditionsnote 
enthalten waren, gentigliche Anhaltspunkte über die Natur des 
Gutes hatte, und dass ihre Angestellten, für welche sie verant- 
wortlich ist, bei der Behandlung des streitigen KoUis nicht mit 
gehöriger Sorgfalt verfahren sind: 

dass, um den Mangel sorgfältiger Behandlung hervorzuheben, 
der Geschädigte auf den Umstand verweist, dass ein Fuss einer der 
Kisten, welche am 11. und 14. Oktober 1894 zur Beförderung gelangt 
sind, gewaltsam abgebrochen war; dass aber eine solche Beschädigung 
an einer einzigen der 6 Kisten an sich allein einen Mangel von 
Sorgfalt seitens der Eisenbahn nicht darthun kann; dass die Experten 
dai'über einig sind, dass Spuren von Stössen oder gewaltsamen Ver- 
fahrens bpi keiner der 6 KLsten aufzufinden waren; und dass die 
Angaben, durch welche die Eisenbahn aufmerksam gemacht sein 
sollte, darin bestehen, dass bei einer Kiste die aufrechte Stellung 
vorgeschrieben war, während alle andern Kisten nach den auf den- 
selben enthaltenen Bemerkungen der Länge nach auf den Boden zu 
legen waren; dass daher die horizontale Lage der Röhren, welche, 
nach den Experten, das Ausrinnen des Quecksilbers und die Eisse 
veranlasst hat, der Eisenbahn nicht zur Last gelegt werden kann; 

3. auf die Einwendung, dass einer der Experten nicht zu vern^ehmen 
sei, weil er nicht von der zuständigen Stelle ernannt und nicht 
vor der Erfüllung seiner Aufgabe beeidigt worden sei: 

dass die Aussagen der Experten den Richter jiicht binden und 
dass diesem freisteht, die Ansichten eines Experten auch dann sich 
anzueignen, wenn dieser ohne Beachtung der gesetzlichen Formen 
vorgegangen, wie er auch befugt ist, von denselben abzusehen; — 

dass die aus den Verhandlungen zu ziehenden Schlüsse dahin- 
gehen, dass weder die Angaben auf den Kisten, noch die auf den 
Begleitpapieren mehr anzeigten, als dass es sich um leicht zerbrech- 
liche Güter handle und dass daher Stösse vermieden werden müssen; 
dass dieselben über die Möglichkeit der Verrückung der Quecksilber- 
säulen und deren mögliche Folgen keine Andeutungen enthielten; 
dass die eingeklagten Beschädigungen auf die Beschaffenheit der be- 
förderten Sache zurückgeführt werden müssen; dass sie nur mit 
Hülfe besonderer Vorsichtsmassnahmen hätten vermieden werden 
können, die der Eisenbahn nicht vorgeschrieben waren, und dass 
die Vorkehren, welche nötig gewesen wären, das Ausfliessen des 
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Quecksilbers zu verhindern, in besonderen Obsorgen hätten be- 
stehen müssen, zu denen in Abwesenheit speoieller Vereinbarungen, 
die nicht vorhanden waren, die Eisenbahn nicht verpflichtet war; 
dass mit dem Augenblick, wo anerkannt wird, dass die Beschädigung 
in der Beschaffenheit des beförderten Gutes ihren Grund hat, die 
Vermutung des Verschuldens des Frachtftthrere dahinfällt. 



Nr. 38. Entsch. des Oesterreich. Yerwalt.- Gerichtshofes« 

Vom 3. Januar 1896. 

[österr. Elsenb.-Verordn. Bl. IX. Nr. 56. S. 996.J 

1. Bei Bauten auf Anlagen nnd Granden der Eieenbahnen In Schlesien ist die oberste 
Eisenbahnbeh5rde als baubewilligende Behörde bezüglich aller, also auch der Fragen 
betreflTend Banlinien, Niveau und Strassenbreite, die Entscheidung zu treffen competeni 

2. Bei Aufführung eines Zubaues ist die neue Baulinie, und zwar mit Riiclisicht auf 

den rechtsliräftiff festgesetzten Strassenregulirungsplan zu bestimmen. 

Der k. k. Verwaltungs- Gerichtshof hat über die Beschwerde der 
Stadtgemeinde Troppau gegen die Entscheidung des k. k. Handels- 
ministeriums vom 17. October 1894, Z. 51.411, betreffend den Bauconsens 
für Erweiterungsbauten am Centralbahnhofe in Troppau zu Recht 
erkannt: 

Die angefochtene Entscheidung wird nach § 7 des Gesetzes vom 
22. October 187B, R.-G.-B1. Nr. 36 ex 1876, aufgehoben. 

Entscheidungsgründe: 

Die Beschwerde wendet gegen die Gesetzmässigkeit der angefochtenen 
Entscheidung, mit welcher bei Ertheilung, der Baubewilligung für Er- 
weiterungsbauten am Bahnhofe zu Troppau der Mährisch -schlesischen 
Centralbahn dem Begehren der Stadtgemeinde Troppau um Erweiterung 
der Durchfahrt für die Olmützerstrasse auf die im Stadtregulirungsplane 
voi^esehene Breite von 19 m keine Folge gegeben wurde, in erster 
Linie die Incompetenz des Handelsministeriums zur Entscheidung ein, 
weil auch bei Eisenbahnbauten die Bestimmung der Gassenbreite und 
der Baulinie ausschliesslich in die Competenz der autonomen Bau- 
behörden falle. 

Der Verwaltungs-Gerichtshof war indessen an der Hand der schle- 
sischen Bauordnung vom 2. Juni 1883, L.-G.-BL Nr. 26, nicht in der 
Lage, diese Einwendung als gesetzlich begründet zu erkennen. 

Die §§ 1— -4 der schlesischen Bauordnung normiren ganz allgemein, 
das die Peststellung der Baulmie durch die „baubewilligende Behörde **, 
„durch die Baubehörde** zu bestimmen sei. 

Unter der „baubewilligenden Behörde**, „Baubehörde" kann nur 

3* 
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diejenige Behörde verstanden werden, welche im concreten Falle für 
den betreffenden Bau die Baubewilligung zu ertheilen hat. 

Wenn nun auch im 8. Abschnitte der Bauordnung, § 100, im All- 
gemeinen bestimmt wird, dass die Handhabung der Bauordnung durch 
die Gemeindevorsteher, bezw. in mit besonderen Statuten betheilten 
Orten durch die in diesen Statuten vorgesehenen Organe (§ 75 des 
Landesgesetzes vom 20. Jänner 1866, Nr. 10, das Bürgermeisteramt) zu 
erfolgen hat, und daher diese Gemeindeorgane in der Regel auch die 
Baubehörde sein werden, so macht hiervon § 102 der Bauordnung be- 
züglich der Staats-, Landes- und öffentlichen Fondsbauten und bezüglich 
der Bauführungen auf Anlagen und Gründen der Eisenbahn eine Aus- 
nahme und bestimmt insbesondere bezüglich der zuletzt angeführten 
Bauten, dass jene Behörde, welche den Consens zum Bahnbaue zu er- 
theilen hat, auch die Baubewilligung ertheilt. 

Hieraus ergiebt sich, dass bei Bauten auf Anlagen und Gründen 
der Eisenbahn das Handelministerium als baubewilligende Behörde be- 
züglich aller, also auch bezüglich der in den §§ 1—4 der Bauordnung 
enthaltenen Fragen, betreffend Baulinie, Niveau und Strassenbreite, die 
Entscheidung zu treffen competent ist. 

Eine Ausnahme könnte nur dann stattfinden, wenn, wie dies bei- 
spielsweise im § 127 der Bauordnung für die Stadt Prag (böhmisches 
Landesgesetz vom 10. April 1886, Nr. 40) geschieht, ausdrücklich normirt 
wäre, dass die Feststellung der Baulinie und des Niveau auch bei 
Eisenbahnbauten den autonomen Baubehörden zusteht. Da nun die 
Bauordnung für Schlesien eine solche Ausnahme nicht statuirt, kann 
die Gemeinde Troppau eine behördliche Ingerenz wegen Feststellung 
des Niveau und der Baulinie bei einer Bauführung auf Anlagen und 
Gründen der Eisenbahn für sich nicht in Anspruch nehmen. 

In meritorischer Richtung konnte jedoch die angefochtene Ent- 
scheidung nicht als gerechtfertigt erkannt werden. 

Nach § 1 der Bauordnung ist für jeden Neu-, Zu- oder Umbau an 
einer öffentlichen Passage um die Bestimmung der Baulinie anzusuchen. 
Der § 16 der Bauordnung definirt den Zubau als eine Vergrösserung 
des Baues in wagrechter und lothrechter Richtung. 

Mit der projectirten Auftnauerung des Bahndammes soll nun eine 
Erweiterung desselben in wagrechter und lothrechter Richtung derart 
vorgenommen werden, dass bis zur Fusslinie der neuen Strasse gegen- 
über eine neue Mauerflucht entstehen würde. 

Dieser Zubau ist daher als ein an einer öffentlichen Passage ge- 
führter anzusehen, zumal die in öffentlicher mündlicher Verhandlung 
vorgebrachte Einwendung des Handelsministeriums, dass es sich nicht 
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am einen „anf Anlagen und Gründen^ der Eisenbahn auszuführenden 
Hochbau, sondern um einen Eisenbahnbau (Kunstbau) handelt, für 
welchen nicht die Bestimmungen der Bauordnung, sondern lediglich die 
Vorschriften des § 10, lit. c) der Verordnung vom 14. September 1854, 
R.-Gr.-Bl. Nr. 238, massgebend seien, nicht zutrifft, weil die Bestimmungen 
der Bauordnung in ihrem Rayon, soweit sie sachlich anwendbar sind, 
für alle Bauten Geltung haben. 

Hienach musste bei Auffuhrung des gedachten Zubaues die neue 
Baulinie, und zwar mit Rücksicht auf den rechtskräftig festgesetzten 
Strassenregulirungsplan bestimmt werden, welcher eine Strassenbreite 
von 19 m vorschreibt. 

Die angefochtene Entscheidung war demgemäss nach Vorschrift 
des § 7 des Gesetzes vom 22. October 1875, R.-G.-Bl. Nr. 36 ex 1876, 
aufzuheben. 

Nr. 39. Entsch. des Oestcrrcich. Verwalt. Gerichtshofes, 

Vom 14. Januar 1896. 

[Oeaterr. Eisenb. Verordn. Bl. IX. Nr. 38. S. 706.] 

In der Unterlaasang einer Entscheidung, welche nach der Sachlage eine Reohtswiriiing 
nicht äussern liann, ist eine Rechtsverletzung nicht zu erbliciien. . 

Mit dem Erlasse der Statthalterei in Wien vom 29. April 1894, 
Z. 30.396, wurde die für die Zeit vom 1. Mai bis 1. October 1894 giltige 
Sommerfahrordnung der Wiener Tramway-Gesellschaft genehmigt, nach- 
dem die Gemeinde Wien, vorher zur Aeusserung über den Entwurf 
dieser Fahrordnung aufgefordert, sich mit demselben nicht einverstanden 
erklärt und eine Reihe von Abänderungsvorschlägen gemacht hatte, 
welche sämmtlich auf eine Erweiterung und Verdichtung des Verkehrs 
der Wiener Tramway-Gesellschaft abzielten. Der dagegen von der 
Gemeinde Wien eingebrachte Eecurs wurde vom Handelsministerium 
mit der Entscheidung vom 14. September 1894, Z. 2530^ dahin erledigt, 
dass grundsätzlich daran festgehalten werden muss, dass jede Fahr- 
ordnung schon vor dem Zeitpunkte ihrer Activirung endgiltig festgestellt 
sei und das Handelsministerium daher im Interesse des die Pferdebahn 
benätzenden Publikums es für geboten erachtet, an der nun einmal in 
Kraft getretenen Fahrordnung nicht abermals Aenderungen vorzunehmen. 

Die beschwerdeführende Gemeinde erblickt darin die Ablehnung 
emer meritorischen Entscheidung über ihr Recursbegehren. 

Der Verwaltungsgerichtshof konnte sich dieser Anschauung nicht 
anschliessen, denn mit dem angefochtenen Erlasse ist eine meritorische 
Entscheidung nicht abgelehnt, sondern vielmehr dahin getroffen, dass 
an der Pahrordnung nichts mehr geändert wird, dieselbe also bestätigt 
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bleibt. In der Begründung wird nur gesagt, dass dies aus dem Grunde 
geschehe, weil an der einmal geltenden Fahrordnung im Interesse des 
Publikums nichts mehr geändert werden soll. 

Nun hat die Gemeinde in ihrem Recurse nicht die Verletzung eines 
ihr zustehenden Rechtes, sondern lediglich Rücksichten des öffentlichen 
Interesses für ihre auf die Abänderung der Fahrordnung hinzielenden 
Vorschläge geltend gemacht, und wenn hienach das Handelsministerium 
erkannt, dass die Stabilität des Fahrplanes in einer Periode alle anderen 
und auch die von der Gemeinde geltend gemachten Rücksichten über- 
wiege, so wird darin eine Rechtsverletzung auch von der Gemeinde 
nicht erblickt, zumal bei Fällung der angefochtenen Recursentscheidung 
(am 14. September 1894) die Geltungsperiode der Fahrordnung zum 
grössten Theile, bei Zustellung desselben (am 4. Oktober 1894) aber 
zur Gänze verstrichen, in dem letzteren Zeitpunkte also die Realisirung 
einer dem Recurse stattgebenden Entscheidung physisch unmöglich war. 

Die Rücksicht auf die Stabilität der Fahrordnung, beziehungsweise 
die physische Unmöglichkeit einer Aenderung derselben waltete nun 
allerdings zu der Zeit nicht ob, als die Gemeinde, noch vor Activirung 
der Fahrordnung, ihre Abänderungsvorschläge an die Statthalterei er- 
stattet hatte, und deshalb glaubt die Gemeinde, „einen Anspruch darauf 
zu haben, dass die Berufungsinstanz ohne Rücksicht darauf, ob die 
Berufung noch einen praktischen Nutzen haben kann oder nicht, sich 
meritorisch darüber ausspreche, ob die Berufung begründet war oder nicht.** 

Es muss auch zugegeben werden, dass im Allgemeinen die Ent- 
scheidung über ein Parteibegehren jenen Sachverhalt zur Gnindlage zu 
nehmen hat, welcher zur Zeit der Anbringung desselben vorgelegen ist, 
dass somit auch die über ein Rechtsmittel ergehende Entscheidung auf 
die Basis des Erkenntnisses erster Instanz zurückzugehen hat. 

Allein andererseits muss festgehalten werden, dass es sich hier — 
schon nach dem Inhalte der von der Gemeinde Wien erstatteten 
Aeusserung — nicht um die Feststellung subjectiver Rechte dieser Ge- 
meinde, sondern um die Geltendmachung der von ihr vertretenen Ver- 
kehrsinteressen anlässlich eines Verwaltungsactes handelte, welcher 
lediglich auf die den jeweiligen thatsächlichen Verhältnissen 
angemessene Wahrnehmung öffentlicher Interessen abzielt. 

Eine in dieser Angelegenheit vom Handelsministerium wann immer 
getroffene Verfügung wäre daher zu Gunsten der Gemeinde Wien gegen 
die Staatsverwaltung nicht in Rechtskraft erwachsen, so dass durch 
dieselbe sich die Staatsverwaltung der Gemeinde Wien gegenüber nicht 
des Rechtes begeben hätte, Aenderungen der Fahrordnung nachträglich 
zu genehmigen, 
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Mit einer Entscheidung, wie sie die Gemeinde anstrebt, hätte also 
das Handelsministerium wohl aussprechen müssen, dass und warum zur 
Zeit des Anbringens der Gemeinde ihre Forderungen hätten erfüllt 
oder nicht erfüllt werden können, das Handelsministerium hätte aber 
gleichzeitig beigefügt, dass diese Forderungen zur Zeit der Erledigung 
des Eecurses theils wegen thatsächlicher Unmöglichkeit, theils aus Eück* 
sichten auf die Stabilität der Fahrordnung nicht mehr erfüllt werden können. 

Ein solches Erkenntniss, welches hienach für die Periode, auf welche 
es sieh bezogen hätte, keine Wirkung mehr geäussert hätte, wäre aber 
auch für die Zukunft rechtlich ganz werthlos gewesen, weil es bei dem 
Mangel der Rechtskraft den Staat für die Zukunft auch nicht gebunden 
hatte, derselbe vielmehr berechtigt und verpflichtet gewesen wäre, über 
den Entwurf einer neuen Fahrordnung ohne Rücksicht auf die frühere 
Entscheidung zu erkennen. 

Eine Entscheidung, wie sie von der Gemeinde Wien begehrt wird, 
hätte also eine Rechtswirkung überhaupt nicht äussern können, und 
daher konnte auch in der Unterlassung einer solchen Entscheidung eine 
Rechtsverletzung nicht erblickt werden, desshalb musste die Beschwerde 
abgewiesen werden. 

Nr, 40. Entsch. des Deuteclien Keichsgerichts. 

5. Civil-Senat. Vom 15. Januar 1896. 

[Jurist. Wochenscbr. 1896. Nr. 18/19. S. 162. Ziff. 91, 92.J 

EntsohädiguRQ für eine durch Allerh. Kabinetsordre ausgesprochene Eigenthums(Bau-) 
Beschränkung. Zeitpunkt des Entstehens derselben. 

Auch die Bestimmungen des Enteignungsgesetzes vom 11. Juni 1874 
sind im vorliegenden Falle unanwendbar. Nur die zur Strasse gezogenen 
1365 qm bildeten den Gegenstand des Enteignungsverfahrens. Auch 
steht die Abtretung dieses Areals in keinem ursächlichen Zusammen- 
hange mit derjenigen Werthsverminderung, welche den Restgrundstücken 
des Kl. dadurch erwachsen sein mag, dass davon 292 qm als Vorgarten- 
land liegen bleiben sollen ; denn diese Baubeschränkung würde, falls sie 
bereits besteht, nicht eine Folge der Enteignung jener 1365 qm bilden, 
sondern lediglich auf einer Anwendung der Allerhöchsten Kabinetsordre 
vom 20. Juni 1865 beruhen. Danach hätte eine Entschädigungsfest- 
setzung für diese Beschränkung überhaupt nicht im Wege des Ent- 
eignungsverfahrens erfolgen können. Vielmehr würden die Ansprüche, 
welche dem Kl. dieserhalb etwa zustehen, nur aus den Bestimmungen 
der §§ 74, 75 der Einleitung zum A. L. R., §§ 29 ff. Thl. I Tit. 8 des 
A. L. R., § 4 des Gesetzes vom 11. Mai 1842 (Gesetzsammlung S. 192) 
und Art. 9 dev Preussischen Verfassungsurkunde vom 31. Januar 185Ö 
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herzuleiten sein. (Vergl. Striethörst Archiv Bd. 75 S. 217; Entsch. des 
R. G. in Civilsachen Bd. 6 S. 298, Bd. 26 S. 268, Bd. 32 S. 209; öruchot, 
Beiträge Bd. 34 S. 1093; Juristische Wochenschrift von 1889 S. 312 
Nr. 34 und von 1894 S. 485 Nr. 55.) 

Der B. R. geht von folgenden Erwägungen aus: Da die in Rede 
stehende Kabinetsordre noch nicht durch Verkttndung allgemein bekannt 
gemacht sei, habe die Eigenthumsbeschränkung bezüglich des Vorgarten- 
landes erst in dem Augenblicke entstehen können, in welchem diese 
Kabinetsordre von der zuständigen Behörde dem Kl. gegenüber zur 
Anwendung gebracht sei. Zu dieser Anwendung im Einzelfalle genüge 
jedoch nicht schon die blosse, wenn auch amtliche Mittheilung des Be- 
bauungsplanes oder des bezüglichen Theiles desselben an den betreffen- 
den Eigenthümer, weil dieselbe ebensowenig als irgend welche private 
Wissenschaft eine Beschränkung des Eigenthümers begründe. Vielmehr 
bedürfe es der Kundgebung des auf die Durchführung des Planes 
gegenüber dem in Frage stehenden Grundstücke gerichteten Willens 
der Behörde. Diese Ausführungen stimmen im Wesentlichen mit den 
vom R. G. wiederholt ausgesprochenen Grundsätzen überein. (Vergl. 
Entsch. des R. G. in Civilsachen Bd. 6 S. 297, Bd. 17 S. 166; Gruchot, 
Beiträge Bd. 30 S. 1042, Bd. 36 S. 960; Juristische Wochenschrift von 
1886 S. 169 Nr. 25 und S. 237 Ni^. 40, von 1891 S. 565 Nr. 44 und ins- 
besondere von 1894 S. 594 Nr. 18). 



Nr. 41. Entsch. des Deutschen Keiehsgerlehts. 

3. Civil-Senat. Vom 21. Januar 1896. 

Auf einen Unfall, welchen ein Zollbeamter In den Zcllabfertloungsräumen eines Bahn- 
hofes erleidet, findet weder das Haftpflichtgesetz v. 7. 6. 1871, noch das Ausdehnungs- 
gesetz zum Unfallversicherungsgesetz v. 28. 5. 1885, noch das Preuss. Beamtenfürsorge- 
gesetz v. 18. 6. 1887, Anwendung. 

Kl. ist Beamter der Zollverwaltung und in dieser, also in keinem 
reichsgesetzlich der TJnfallversichening unterliegenden Betriebe, insbe- 
sondere nicht in dem der Eisenbahnverwaltung, beschäftigt gewesen. 
Dies wird auch dadurch nicht geändert, dass Kl. gemäss § 5 des Eisen- 
bahnzollregulativs (Centralblatt für das Deutsche Reich von 1888 S. 573) 
in den auf dem Bahnhofe zu Lüneburg eingerichteten Zollabfertigungs- 
räumen Dienst that. Denn diese Räume waren von denen des Eisen- 
bahnbetriebsdienstes getrennt und hatte Kl. lediglich die zollpflichtigen 
Güter in jenen Räumen von der Eisenbahnverwaltung in Empfang zu 
nehmen und für deren sichere Aufbewahrung bis zur Zollabfertigung 
Sorge zu tragen, insbesondere die Schiebethüren, durch welche die zoU- 
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Pflichtigen Güter in jene Räume hinein- beziehungsweise hinausbeföräert 
wurden, zu verschliessen. Gerade bei dieser letzteren Gelegenheit hat 
sich auch der in Rede stehende Unfall ereignet, indem eine dieser Thttren 
auf den Kl., als dieser mit deren Zuschieben beschäftigt war, fiel. Zu 
dem Eisenbahnbetriebe im Sinne des Reichsgesetzes vom 28. Mai 1885 
über die Ausdehnung der Unfall- und Krankenversicherung gehören aber 
nur diejenigen Verrichtungen, die zu dem Eisenbahnbetriebe als solchen 
im Gegensatz zu der gefahrlosen Beschäftigung in den Bureaus, beim 
Reinigen der Zimmer u. s. w. gehören (v. Woedtke Kommentar zum 
ünfallversicherungsgesetze, 4. Aufl. S. 397 Anm. 5). Es kann daher 
auch keine Rede davon sein, dass auf den Kl. das Königlich Preussische 
Gesetz vom 18. Juni 1887, betreffend die Fürsorge für Beamte in Folge 
von Betriebsunfällen, Anwendung leidet. Zwar sollen nach der Be- 
gründung des bezüglichen Gesetzentwurfs (Drucksachen des Hauses der 
Abgeordneten 16. Legislaturperiode 2. Session 1887 Bd. 3 Nr. 88 S. 10) 
die Wohlthaten jenes Gesetzes nicht blos den eigentlichen Betriebs- 
beamten, sondern auch allen Beamten, welche aus Anlass der staatlichen 
beziehungsweise polizeilichen Beaufsichtigung der reichsgesetzlich der 
Unfallversicherung unterliegenden Betriebe den Gefahren der letzteren 
gleichfalls ausgesetzt sind, zu gut kommen. Allein Kl. war nach der 
Art seiner Beschäftigung weder mit der Beaufsichtigung des Betriebes 
der Eisenbahnverwaltung betraut, noch den Gefahren dieses Betriebes 
ausgesetzt. Unter diesen Umständen kann auch der erhobenen Klage 
gegenüber sich auf § 8 des Gesetzes vom 18. Juni 1887 nicht berufen 
werden. Der in der Revisionsbegründung angezogene Fall, der Bd. 27 
S. 31 der Entsch. des R. G. in Civüsachen dargestellt ist, hat einen 
ganz anderen Thatbestand zur Unterlage. 



Nr. 42. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

2. Civil-Senat. Vom 21. Januar 1896. 

[Zeitg. d. Ver. Deutsch. Eisenb. Verw. 1896. Nr. 88. S. 206.] 

Preu88. Enteign. Ges. vom II. Juni 1874 § 40. D. Clv. Proz. Ord. § 259. Die Beweis- 
Würdigung des Ricliters nach freier Ueberzeugung erstreckt sich auch auf technische 

Fragen. 

Wenn es sich auch zum Theil um eine technische Beurtheilung 
handeln mag, so kann doch weder aus der Vorschrift in § 40 des 
preussischen Enteignungsgesetzes, wonach die Beweisfrage unter Be- 
rücksichtigung aller Umstände nach freier Ueberzeugung zu beurtheilen 
ißt, noch aus § 249 der C. P. 0., wonach das Gericht unter Berück- 
sichtigung des gesammten Inhalts der Verhandlungen . . . nach freier 
Ueberzeugung zu entscheiden hat, hergeleitet werden, dass es in Ent- 
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eignungssachen dem Richter untersagt sei, sein privates Wissen auch 
in technischen Fragen zu verwerthen, er vielmehr gehalten sei, diö be- 
reits vorliegenden Gutachten ergänzen zu lassen, oder neue Gutachten 
anzuordnen, obwohl er beides für seine bereits feststehende Ueberzeugung 
entbehrlich erachtet (C. P. 0. § 377.) 



Nr. 43. Entseh. des Centralamts f. d. Internat. Eisenb.-Transp. 

Vom 21. Januar 1896. 

[Zeltschr. f. d. Internat. Elsenb.-Transp. IV. Nr. 2. S. 87.] 

Internat. Übereink. Art. 39. H5he des Schadensersatzes bei Yersänmung der Lieferfrist. 

An das Central- Amt wurde die Anfrage gerichtet, welche Ent- 
schädigung wegen Versäumung der Lieferfrist verlangt werden könne, 
wenn drei Wagenladungen Wein, welche am 16. Dezember 1895 in 
Cette aufgegeben worden, erst am 4. Januar 1896 in Genf angekommen 
seien. Die Anfrage enthielt keinerlei weitere Mitteilungen: es war 
daraus auch nicht zu einsehen, ob die Sendung mit einem internationalen 
Frachtbriefe, oder ob sie im internen Verkehr (zu vergl. Protokoll I. ü., 
Z. I, 47) abgefertigt worden ist. — Antwort: Wenn es sich um emen 
internationalen Transport handelt, so kommen die Vorschriften des I. Tl., 
speciell Art. 39, 40, 41 in Verbindung mit Art. 14 und § 6 der A. B. 
zur Anwendung. Hiernach kann die ordentliche Lieferfrist durch 
Specialtarife verlängert sein und wird dieselbe durch die zoll- und 
steueramtliche oder polizeiliche Abfertigung der Güter unterbrochen. 
Ob im vorliegenden Falle Specialtarife zur Anwendung gelangten, oder 
welche Unterbrechung der Lieferfrist in Rechnung zu stellen ist, muss 
sich aus dem Frachtbriefe ergeben. Wenn der Transport im internen 
Verkehr befördert wurde, so kommt ausschliesslich die französische Ge- 
setzgebung zur Geltung. Hiernach muss die Eisenbahn den Schaden 
ersetzen, welcher durch die Verspätung entstanden ist, wenn nicht etwa 
in dem zur Anwendung gelangten Tarife eine begrenzte Entschädigungs- 
pflicht ausbedungen ist. 

Nr. 44. Kevis. £ntseh. des Keichs-Versichernngsamts. 

Vom 22. Januar 1896. 

[Amtl. Nachr. d. R. V. A. XIL Nr. 4. S. 255. Ziff. 495.] 

ZusammentrefTen von Unfall- und Invalidenrente; Verhältniss der Im § 9 Absatz 2 
und der im § 34 Ziffer I des invaliditäts- und AitersversioherungsQesetzes getroffenen 

Bestimmungen. 

In einer Invalidenrentensache stand fest, dass die Invalidität seit 
dem Tage des Unfalls eingetreten, und dass der Unfall auf Grund des 
§ 5 -des Unfallversicherungsgesetzep mit 80 Prozent der Rente fUr 
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völlige Erwerbsunfähigkeit entschädigt worden war. Das Schiedsgericht 
brachte lediglich deshalb die Bestimmung des § 34 Ziffer 1 und nicht 
die des § 9 Absatz 2 des Invaliditäts- und Altersversicherungsgesetzes 
zur Anwendung, weil angenommen wurde, der entschädigte Unfall würde 
nicht die thatsächlich vorliegenden Folgen gehabt haben, wenn der 
Kläger nicht bereits im Jahre 1869 das rechte Auge und im Jahre 1870 
eine Verletzung des linken Auges erlitten hätte. Unter diesen Um- 
ständen war das Schiedsgericht davon ausgegangen^ dass die Invalidität 
nicht allein und ausschliesslich durch den in Rede stehenden Betriebs- 
unfall herbeigeführt worden sei. Dieser Auffassung ist das Reichs- Ver- 
sicherungsamt in einer Revisionsentscheidung vom 22. Januar 1896 mit 
folgender Begründung entgegengetreten: 

Es wird übersehen, dass die erwähnten früheren Leiden schon bei 
der Festsetzung der Unfallrente berücksichtigt werden mussten (zu ver- 
gleichen Handbuch der Unfallversicherung Anmerkung 37 zu § 5 des 
Unfall Versicherungsgesetzes) und, wie insbesondere das für die Be- 
messung der Unfallrente massgebend gewesene ärztliche Gutachten vom 
6. November 1893 und die Höhe der Rente mit Sicherheit erkennen 
lassen, thatsächlich auch berücksichtigt worden sind. Derartige Leiden 
können aber, sofern feststeht, dass ihre Berücksichtigung bei der Un- 
fallrentenentscheidung in gebührender Weise erfolgt ist, nicht noch ein- 
mal als selbständige Momente bei Beurtheilung des Invalidenrentenan- 
spruchs in Betracht kommen. Es sollen vielmehr in solchen Fällen, 
wie dies auch bereits in den Revisiousentscheidungen 372 bis 374 (Amt- 
liche Nachrichten des R. V. A. I. u, A. V. 1894 Seite 145 ff.) ausgesprochen 
ist, nur diejenigen Umstände als neben den Unfallfolgen mitwirkende 
Ursachen der die Invalidität bedingenden Erwerbsunfähigkeit angesehen 
werden,^ welche nach Vorschrift des Gesetzes oder weil ausser aller Ver- 
bindung mit der Unfallentschädigung stehend bei dieser unberücksichtigt 
geblieben sind. Hiernach hat das Schiedsgericht den § 34 Ziffer 1 des 
Invaliditäts- und Altersversicherungsgesetzes unrichtig angewendet, und 
es war deshalb auf Grund der allein zutreffenden Vorschrift des § 9 
Absatz 2 Satz 2 a. a. 0. unter Aufhebung der Vorentscheidung die In- 
validenrente zu versagen. 



Nr. 45. Entsch. des Deutschen Belchsgerichts. 

2. Civil-Senat. Vom 24. Januar 1896. 

[Jurist. Wochenschr. 1896. Nr. 15/17. S. 141. Ziff. 61. 62.] 
§§ 8. 10. 40. Preu88. Enteign. Ges. v. II. Juni 1874. §§ 259. 260. Civ. Proz. Ord. Das 
Gsricht Ist, wenngleich § 260 Civ. Proz. Ord. auf Enteignungssachen keine Anwendung 
iliHlet, docli naoli § 40 Ent Ges., § 259 C. P. Q. zpr freien WürdigMng erhobener Be- 
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weise befugt. Bei der Entsohädigungsbemessüno darf die Gefalir naclitheliiger Aende* 

rungen, weiclie so entfernt liegt, dass sie auch Im freien Kaufvericehr nicht beriicic« 

sichtigt worden wäre, nicht in Betracht gezogen werden. 

§ 260 der C. P. 0. findet zwar, wie das R. G. schon wiederholt aus- 
gesprochen hat auf Enteignungssachen keine Anwendung. Aber die 
Befugniss des Gerichts zur freien Würdigung erhobener Beweise ergiebt 
sich, wie der erkennende Senat schon in einem ürtheile vom 21. Ja- 
nuar d. J. (II Nr. 92/95) ausgesprochen hat, schon aus § 40 des preussi- 
sehen Enteignungsgesetzes, der im wesentlichen mit § 259 und § 377 der 
C. P. 0. tibereinstimmt. Deshalb durfte das 0. L. G., wenn es die 
Abschätzung durch die gehörten Sachverständigen für unrichtig hielt, 
die Entschädigungssumme auf Grund der stattgehabten Verhandlung und 
des Beweisergebnisses nach freier Ueberzeugung selbst festsetzen. 

Wie in einem ürtheile des R. G. vom 4. November 1893 (Entsch. 
Bd. 32 S. 288 ff.) ausgesprochen wurde, soll dem Eigen thttmer der Werth 
ersetzt werden, den das enteignete Grundstück für ihn hatte. Sein 
Vermögensstand soll nach der Enteignung kein schlechterer sein, als er 
war. Deshalb muss bei Festsetzung der Entschädigung der Ertrag be- 
rücksichtigt werden, den das Grundstück bei der hergebrachten und für 
den Eigenthümer vortheilhaften Benutzungsart ergeben hat und ohne 
die Enteignung voraussichtlich auch fernerhin ergeben haben würde. 
Das hat das 0. L. G. allerdings nicht übersehen. Vielmehr hat es die 
von den Sachverständigen für angemessen erachtetiB und vom L. G. zu- 
gebilligte Entschädigung nur deshalb für zu hoch erachtet, weil nicht 
feststehe, dass die hergebrachte Benutzungsart auch in Zukunft möglich 
gewesen wäre und weil der Ertrag der Lagerplätze durch ein weiteres 
Angebot hätte geschmälert werden können. Dass die Gefahr eines 
Wegfalles der Vermiethung des enteigneten Grundstücks als Lagerplatz, 
die ja auch ein Kaufliebhaber regelmässig bei Bemessung des Kauf- 
preises berücksichtigen wird, bei der Abschätzung des Werthes beachtet 
wurde, ist an sich nicht zu beanstanden. Aber in dieser Beziehung 
wird doch immer vorausgesetzt, dass eine solche Gefahr wirklich be- 
steht und dass in der That Anhaltspunkte dafür vorliegen, eine Ver- 
änderung sei mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit zu erwarten, oder 
liege wenigstens nicht ausserhalb aller Berechnung. Die blosse (ab- 
strakte) Möglichkeit einer in Zukunft erfolgenden Veränderung, welche 
von einem als Kaufliebhaber auftretenden Privaten voraussichtlich nicht 
in Anschlag gebracht werden würde, kann auch bei der Festsetzung 
der Entschädigung im Enteignungsverfahren nicht erheblich ins Gewicht 
fallen. Jedenfalls muss berücksicktigt werden, in welchem Grade die 
den Werth beeinflussende Gefahr vorhanden ist. Eine höchst unwahi- 
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scheinliche oder jedenfalls in weiter Ferne liegende Veränderung kann 
nicht denselben Einfluss ausüben, wie diejenige, deren Eintritt mit einer 
gewissen Wahrscheinlichkeit in nicht allzufern liegender Zeit zu er- 
warten ist. Dass sich das 0. L. G. dies in vollem Umfange klar ge- 
macht und bei seiner Abschätzung darauf Rücksicht genommen habe, 
ist nun aus den Entscheidungsgründen des angefochtenen ürtheils nicht 
zu entnehmen. Hier wurde nämlich nicht dargelegt, dass bestimmte 
Anhaltspunkte für die Annahme sprächen, bezüglich der am Bahnhofe 
S. bestehenden Einrichtungen sei eine Aenderung insbesondere eine Ver- 
legung der Abladegeleise zu erwarten, welche dem enteigneten Bauplatze 
die Eigenschaft als Lagerplatz entziehen werde. Auch wurde nicht 
erwogen, ob eine derartige Verwendung nach den bestehenden Verhält- 
nissen wahrscheinlich oder unwahrscheinlich sei. Vielmehr wurde ganz 
allgemein bemerkt, es stehe nicht fest, dass die in Frage stehende 
Benutzungsart auch in Zukunft möglich und rentabel gewesen wäre; 
insbesondere fehle jeder Anhaltspunkt dafür, dass die Einrichtungen 
auf dem Bahnhofe, insbesondere die Abladegeleise so bleiben würden, 
wie sie jetzt seien. Diese Ausführung kann als eine ausreichende Be- 
gründung der erfolgten sehr erheblichen Herabsetzung der Entschädigungs- 
summe nicht angesehen werden. 



Nr. 46. Enisch. des Deutschen Kelchsgerichts. 

5. Civil-Senat. Vom 29. Januar 1896. 

[Jurist. Wochonschr. 1896. Nr. 18/19. S. 162. Ziff. 88—90.1 

Preass. Enteign. Ges. v. II. Juni 1874. §§ 8, 27, 28. Kompensation des Minderwertlis 
Mit Vortheilen, welche für alle benachbarten Grundstücke eintreten, ist nicht zu- 
lässig. Würdigung des Sachverständigen-Gutachtens. Zinsfuss. 

Der B. R. hat das Verfahren des Sachverständigen für gerecht- 
fertigt erklärt, weil bei der Schätzung des Minderwerthes des Rest- 
grundstücks die aus der neuen Anlage sich ergebenden Vortheile, welche 
gleichmässig für alle benachbarten Grundstücke eintreten, nicht in An- 
rechnung zu bringen seien. Bei dieser Ausführung befiadet sich der B. R. 
in üebereinstimmung mit den vom R. G. in den Urtheilen vom 9. No- 
vember 1887 (Justiz -Ministerialblatt von 1888 S. 233, auch Gruchot, 
Beiträge Bd. 32 S. 716) und vom 9. Dezember 1892 (Juristische Wochen- 
schrift von 1893 S. 109 Nr. 51) ausgesprochenen Grundsätzen, an welchen 
festgehalten werden muss. 

Nicht zu beanstanden ist die Höhe des zur Anwendung gebrachten 
Zinsfusses von 5 Prozent, da derselbe — nach der im Wesentlichen 
auf Kapitalisirung der Reinerträge beruhenden Berechnung der Ertrags- 
werthe zu Grunde gelegt worden war. 
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Entsch. der Kgl. Ungarischen Kurie vom 31, Jannar 1896. 



Der B. E. ist im Schlussergebniss zwar von dem Gutachten des 
Sachverständigen K. abgewichen, jedoch nur insoweit, als er dasselbe 
mit Recht/ für nicht schlüssig erachtet hat, während das von diesem 
Sachverständigen gebotene rechnerische und auf technischer Begut- 
achtung beruhende Material im Uebrigen voll verwerthet worden ist. 
Zu einer derartigen selbständigen Beurtheilung war der B. R. berechtigt. 
(Vergl. Motive zum Entwurf der C. P. 0., S. 258; Gruchot, Beiträge 
Bd. 27 S. 1104; Juristische Wochenschrift von 1891 S. 271 Nr. 2.) 



Nr. 47. Entseh. der KgL Ungarischen Kurie. 

Vom 31. Januar 1896. 

[Oesterr. Eisenb. Verordn. Bl. IX. Nr. 57. S. 1030.] 

Für die GewichtsdifTerenz an einer Wageniadungssendung, weiclie in der Aufgabestation 
mittelst einer Brüoicenwaage, in der Abgabsstation mit einer Handwaage verwegen 

wurde, haftet die Eisenbalin. 

Von einer auf den kgl. Ungar. Staatsbahnen transportirten Wagen- 
ladung von Oelkuchen, welche in der Aufgabsstation mittelst einer 
Brückenwaage abgewogen wurde, zeigte sich bei der Nachwägung in 
der Abgabsstation mittelst einer Handwaage eine bedeutende Gewichts* 
differenz, wegen deren Entschädigung die genannte Bahn von dem 
mittelst Cession des Empfängers legitimirten Aufgeber geklagt wurde. 

Dieser Klage wurde von der ersten Instanz keine Folge gegeben, 
weil gemäss § 68, Punkt 8 des Betriebsreglements die Bahn nicht ver- 
pflichtet war, die Nachwägung in der Abgabsstatioa vorzunehmen, wo 
sich keine Brückenwaage vorfindet, und die Gewichtsdifferenz aus der 
verschiedenen Construction der Brücken- und Handwaage umsomehr 
erklärlich ist, als der Kläger weder behauptet, noch weniger bewiesen 
hat, dass diese Differenz durch ein Verschulden des Bahnpersonals ent- 
standen sei; endlich ist gemäss § 64 und 73 des Betriebsreglements 
nur der Empfänger klageberechtigt. 

Die kgl. Tafel in Budapest hob dieses ürtheil auf und verfällte 
die geklagte Bahn zur Zahlung des Handelswerthes für die erwähnte 
Gewichtsdifferenz. lu der Motivirung wird ausgeführt: Allerdings ist 
gemäss den §§ 64 und 73 des Betriebsreglements nach Uebernahme 
des Prachtbriefes nur der Empfänger als Eigenthümer der Waare und 
daher nur er allein zu einer diesfälligen Klage berechtigt, doch kann 
er diese Berechtigung auf wen immer, daher auch auf den Aufgeber 
übertragen, was hier der Fall ist. Wenn die Bahn über Ansuchen der 
Partei eine Verwiegung der Sendung vornimmt und darüber einen 
Wägeschein ausstellt, so kann sie nachträglich nicht die Unzulänglich- 
keit der Wägevorrichtung einwenden. Aus dem § 68, Punkt 8, des 
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Betriebsreglements erhellt, dass die Bahn bei Wagenladangsgütern die 
Verwiegung nur dann vornehmen muss, wenn die Wägevorrichtungen 
in der betreffenden Station ausreichen, andernfalls die Nachwägung dort 
ZQ geschehen hat, wo diese Vorrichtungen vorhanden sind. Hat die 
Bahn jedoch auch bei unzureichenden Wägevorrichtungen die Nach- 
wägung vorgenommen, so kann sie diese Unzulänglichkeit nicht mehr 
zu ihrer Befreiung von der Haftpflicht vorschützen. Endlich enthält 
der citirte Paragraph keine solche Anordnung, dass die Nachwägung 
mittelst einer Waage gleicher Construction wie bei der ersten Ver- 
wägung geschehen müsse. 

Die kgl. Kurie bestätigte mittelst Entscheidung vom 31. Jänner 1896, 
Z. 1733, dieses Urtheil aus dessen Motiven. 



Nr. 48. Entsch. des Deutschen Keichsgerlchts. 

6. Civil-Senat. Vom 1. Februar 1896. 

[Jar. Wochenschr. 1896. Nr. 15/17. S. 141. Ziff. 58 a. 69.] 

Preuftd. Ailg. Landr. EInl. § 75. Preuss. Enteign. 6e8. v. M. Juni 1874 § II. Entsohädi- 

gonosanspruch des Anliegers einer öfTentlichen Strasse, welchem durch deren Erhöhung 

zum Zwecke eines Eisenbatinbaues die Kommunikation mit Wagen abgeschnitten ist. 

Es kann dahin gestellt bleiben, ob der Kl. den erhobenen Ent- 
schädigungsanspruch auf die Bestimmung des § 11 des Enteignungsge- 
setzes vom 11. Juni 1874 stützen kann. Das B. G. nimmt dies an, 
gründet aber seine Entscheidung zugleich auf die Bestimmung des § 75 
der Einleitung zum A. L. R. in Verbindung mit dem servitutarischen 
Rechte des Anliegers an einer öffentlichen Strasse. Diese zweite Be- 
gründungsart hat das R. G. in seinem in Sachen Eisenbahnflskus wider 
Schwenkler imd Genossen am 21. September 1895 erlassenen Urtheile 
(V. 39/95), welches in dein 36. Bande der Entscheidungen des R. G. in 
Civilsachen zum Ausdruck gelangt, in einem dem vorliegenden nahezu 
gleichen Falle unter ausführlicher Motivirung gebilligt. 

Soweit die Grenzstrasse daä Haus Nr. 10 berührt, ist sie während 
der Zeit, für welche der Kl. Entschädigung fordert, von dem Unter- 
nehmen ihrer Erhöhung unberührt geblieben. Nur die eine Veränderung 
ist durch die Verlegung der Berlin-Stettiner Eisenbahn, welche die Er- 
höhung der Ueberführungsbrücke und der Grenzstrasse nothwendig ge- 
macht hat, eingetreten, dass die Grenzstrasse, welche vordem auch nach 
der Seite der Eisenbahn hin dem Verkehr geöffnet war, an dieser Stelle 
eine Sackgasse geworden, also von der Verbindung ausgeschlossen ist. 
Wenn nun auch, wie das R. G. in dem Urtheile Entscheidungen in Civil- 
sachen Bd, 25 S. 242 angenommen hat, dem anliegenden Hausbesitzer 
ein Recht auf das unveränderte Fortbestehen der Strasse in ihrer ganzen 
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LängenausdehnuDg nicht zusteht, sofern der Eigenthfimer der Strasse 
dieses nicht ausdrücklich garantirt hat, so darf doch hier dieser um- 
stand nicht ausser Betracht bleiben, weil er nach Lage der Sache mit- 
wirkt, die Benutzbarkeit der Grenzstrasse als nothwendigen Kommuni- 
kationsmittels für das Haus Nr. 10 wesentlich zu beeinträchtigen. Da- 
durch nämlich, dass die dem Hause Nr. 10 gegenüber liegende Strassen- 
hälfte erhöht und durch eine Barriere von der andern Strassenhälfte 
abgesperrt war, wurde nicht allein der Verkehr der Häuser an der 
einen Strassenseite mit den gegenüber liegenden Häusern durch Ueber- 
schreitung der Strasse aufgehoben, sondern es wurde auch die noch 
nicht erhöhte Strassenhälfte so verengt, dass auf derselben der Verkehr 
mit Wagen fast unmöglich war, da die Wagen nach Seite der Eisen- 
bahn hin nicht mehr ausfahren und von Seite der Eisenbahn her nicht 
mehr in diese Hälfte der Grenzstrasse einfahren konnten, ihnen viel- 
mehr nur die Zufahrt von der Gerichtsstrasse verblieb, diese aber den 
Verkehr zu vermitteln nicht mehr geeignet war, weil die Wagen in der 
engen Strasse nicht wenden oder nur unter Zuhülfenahme des Bürger- 
steigs wenden konnten. Dass die Benutzung der Strasse, in welcher 
früher für das Haus Nr. 10 die Kommunikation unbehindert bestand, 
wesentlich dadurch geschmälert wurde, dass von ihr nunmehr der Wagen- 
verkehr nahezu ausgeschlossen war, kann nicht mit Grund bezweifelt 
werden. Durch die eingetretenen Veränderungen ist also herbeigeführt, 
dass die Grenzstrasse, soweit sie dem Hause Nr. 10 entlang läuft, nicht 
mehr als Kommunikationsmittel dienen kann, wie es für das Haus 
Nr. 10 erforderlich ist; denn das Kommunikationsinteresse des Anliegers 
erfordert unbedingt, dass von seinem Hause aus der Verkehr auf der 
Strasse auch mit Wagen unterhalten werden kann. Der Anspruch des 
Kl. auf Entschädigung ist mitliin an sich begründet. 



Nr. 49. Entsch. des Centralamts f. d. Internat. EIsenb.-Transp. 

Vom 3. Februar 1896. 

[Zeitsohr. f. d. interaat. Eisenb.-Transp. IV Nr. 8 S. 86.] 

Internat. Übereink. Art. 19. Verwiegung der Güter nach Ankunft 
Anfrage: Kann eine schweizerische Eisenbahn nach Auslieferung 
des Frachtbriefes und Bezahlung der Fracht die vom Adressaten bean- 
tragte Detailverwiegung des Guts unter Berufung auf das Transport- 
reglement verweigern oder doch nur unter der Bedingung gestatten, dass 
sie durch Ausstellung eines Reverses von jeder Verantwortlichkeit im 
Falle eines durch die Verwiegung konstatierten Gewichtsverlustes be- 
freit werde? — Antwort des Central- Amtes: Das internationale üeber- 
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einkommen hat die Ordnung des Verfahrens bei der Ablieferung der 
Güter dem internen Rechte überlassen. Es kommt daher — auch für 
internationale Sendungen — der Absatz 6 des § 74 des schweizerischen 
Transportregleraents zur Anwendung, welcher lautet: „Die Bahnver- 
waltungen sind verpflichtet, auf Verlangen die Güter vor deren Ab- 
heferung gegen eine im Nebengebührentarif festzusetzende Gebühr ab- 
zuwägen und das Gewichtsergebnis im Frachtbriefe oder auf einem 
besonderen Schein zu notieren." Die Verpflichtung der Eisenbahn zur 
Verwiegung hört also nicht mit der Übergabe des Frachtbriefes und 
Bezahlung der Fracht, sondern erst mit der erfolgten Abnahme des 
Guts durch den Empfänger auf; sie ist an keine andere Bedingung als 
an die Zahlung der tarifmässigen Wägegebühr gebunden. Die Ver- 
wiegung im Detail wird sich auf mehr als die Feststellung des Gewichts 
der einzelnen, mit gesonderter Gewichtsangabe im Frachtbriefe ver- 
zeichneten Positionen nicht erstrecken können. 



Kr. 50. Entseh. des frauzSs. Kassattonshofes« 

Vom 10. Februar 1896. 

[ZeiUchr. f. d. Internat. Eisenb. Transp. IV. Nr. 4. S. 129. Lam6-Fleury, Bulletin annot6 des chemina 

de fer. 1896. S.48.] 

Ent8ohädigung8pflicht im Falle der Verspätung. 
In einem Fall verspäteter Ablieferung einer Sendung im inter- 
nationalen Verkehr ist die Eisenbahn vom Vorderrichter deswegen zur 
Bezahlung einer den Betrag der ganzen Fracht übersteigenden Ver- 
gütung verurteilt worden, weil die Ursache der Verspätung nicht in 
einem Vorkommnis unterwegs, sondeiii in dem Verlust eines Zollpapieres 
gelegen habe. — Dieses Urteil ist vom Kassationshof mit nachstehender 
Begründung aufgehoben worden: 

1. dass, wenn eine Deklaration des Inhaltes der Lieferung nicht 
stattgefunden hat, gemäss Art. 40 des Internationalen Ueberein- 
kommens als Maximum der im Falle der Lieferfristversäumnis von 
der Eisenbahn zu bezahlenden Entschädigung zum voraus und 
k forfait der Betrag der ganzen Fracht festgesetzt ist; 

2. dass diese Festsetzung ausschliesslich ist und bei allen Ver- 
spätungen, ohne Rücksicht auf ihre Ursache, zur Anwendung ge- 
bracht werden muss; 

3. dass, nachdem im Spezialfälle die Sendung rechtzeitig am Be- 
stimmungsorte angelangt war, aber verspätet abgeliefert wurde, 
und die Gesellschaft, ohne den Nachweis eines Schadens zu ver- 
langen, eine Entschädigung im Betrage der ganzen Fracht ange- 
boten hat, in der Zusprechung einer höheren Entschädigung eine 

Sser, Bisenbahnrechtliche Entscheidungen XIII. 4 
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Verletzung der Bestimmungen des Internationalen Uebereinkommens 
liegt, welche die Aufhebung des angefochtenen Urteils zur Folge 
haben muss. 

Nr. 51. Entsch. des AppcUationsgerichts Hailand. 

Vom 11. Februar 1896. 

[Zeitscbr. f. d. Internat. Eisenb.-Transp. TV. Nr. 5. S. 818.] 

Unterbrechung der Verjährung nach italienischem Eisenbahntraneportrecht. 

Die Annahme irgend einer Eeklamation durch die Eisenbahnver- 
waltung gentigt nicht zur Unterbrechung der im Art. 146 der Tarifbe- 
stimmungen vorgesehenen Verjährung; wenn sie unterbrechende Kraft 
haben soll, so muss sie genau in der Weise und in der Form präsentiert 
werden, welche den in dem bezeichneten Artikel enthaltenen Vorschriften 
entspricht und jede Zweideutigkeit ausschliesst. Denn sobald es sich 
um eine Ausnahme von der im Art. 2125 des Civilgesetzbuches ent- 
haltenen allgemeinen Regel handelt, ist es notwendig, dass derjenige, 
welcher jene geltend machen will, alle Formalitäten beobachtet, welche 
im Sinne des Gesetzes als essentiell anzusehen sind. 

Diese Regel, an welche die Gerichte sich immer gehalten haben, 
ist unteim 11. Februar 1. J. vom Tribunal in Mailand, als Appellations- 
instanz, neuerdings bestätigt worden: obschon die Eisenbahn im Laufe 
der gütlichen Verhandlungen, und nachdem die Verjährung bereits ein- 
getreten war, auf eine Entschädigungsforderung dem Ansprecher 100 
Franken anerboten hatte, die aber von diesem als ungenügend nicht an- 
genommen worden waren, ist die Klage gänzlich abgewiesen worden, 
weil in jenem Anerbieten nicht die Absicht eines Verzichts auf die Ein- 
rede der Verjährung, sondern nur der Wunsch zu erkennen sei, um des 
Friedens willen (pro bona pacis) mit einem kleinen Opfer einem Prozess 
auszuweichen, und auch ein stillschweigender Verzicht nicht vorliege, 
weil dieser nicht präsumiert werden darf und daher im Zweifel als aus- 
geschlossen betrachtet werden muss. 



Xr. 53. Entsch. des Appellhofes in Cfenua. 

Vom 13. Februar 1896. 

[Zeitschr. f. d. Internat. Elsönb. Ttansp. IV. Nr. 6. S. B16.J 

Lieferfristversäumnis. Berechtigung auf die von der Eleenbahn zu zahlende 

Vergütung. 

Ein Spediteur hatte eine von mehreren Absendern aufgegebene 
frankierte Sendung von der Station S. Limbania verspätet erhalten und 
die darauf entfallene Vergütung wegen Lieferfristversäumnis von der 
Eisenbahn beansprucht und eingezogen. Später belangten ihn die Ab- 
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senäer für Erstattung der erhaltenen Entschädigung. Der Spediteur 
gab sich nun Mühe, zu erfahren, auf welche Weise jene zur Stellung 
ihrer Forderung gelangt waren. Er behauptete infolgedessen, dass sie 
von dem Stationsvorstand in S. Ldrabania, welcher für die stattgefundene 
Verspätung verantwortlich war, über die Thatumstände unterrichtet 
worden, seien, worin ein Missbrauch im Sinne des Art. 163 des Straf- 
gesetzbuches liege, und belangte aus diesem Grunde die Betriebsgesell- 
schaft der italienischen Mittelmeerbahn für den Ersatz des ihm ent- 
standenen Schadens. — Die Klage wurde sowohl erstinstanzlich als auch, 
infolge Berufung des Klägers, vom Appellhofe zu Genua abgewiesen, 
indem vor allem der Art. 163 als für den vorliegenden Fall nicht an- 
wendbar erklärt wurde, weil derselbe nur solche Personen treffen könne, 
die ein Geheimnis, von dem sie aus Anlass ihres Berufes oder von Amtes 
wegen Kenntnis haben, und das, sofern es bekannt wird, Schädigungen 
verursachen kann, ohne gerechte Ursache ausbringen; während der 
Stationsvorstand von S. Limbania den Absendern von dem Sachverhalte 
bloss mit der Absicht Kenntnis gegeben hatte, sie zu veranlassen, durch 
eine genauere Beachtung der bestehenden reglementarischen Vorschriften 
die rechtzeitige Beförderung künftiger Sendungen zu sichern. Was dem- 
selben etwa vorgeworfen werden könnte, wäre ein gewisser Übereifer; 
übrigens durfte er glauben, dass die Absender ein Interesse hatten, 
den Sachverhalt zu kennen, nachdem die Fracht von ihnen selbst be- 
zahlt worden war. 

Kr. 53. Entsch. des Centralamts f. d. internal. Eisenb. Transp. 

Vom 15. Februar 1896. 

[Zeltschr. f. d. internat. Eisenb. Transp. IV. Nr. 8. S. 103.] 

Internat Uebereink. Art. II. Baare Auslagen der Eleenbahn. 

Anfrage: „Eine Eisenbahn erhebt bei Besorgung der Zollabfertigung 
am Bestimmungsorte durch den Adressaten unter dem Schlagworte 
„Rollgeld" eine in keinem Tarife benannte Gebühr von fl. 4 per Wagen 
(10,000 kg.) ein und meint, sie sei durch ein privates Abkommen mit 
der Zollbehörde, das nirgends und nie veröffentlicht wurde, dazu be- 
rechtigt. Wie ist die geheime Abmachung mit dem Art. 11, Abs. 1 
und 2, des Internationalen Uebereinkommens in Einklang zu bringen?" 
— Antwort des Central -Amts: Nach Art. 11 des Uebereinkommens 
dürfen, ausser den im Tarife angegebenen Frachtsätzen und Vergütungen 
für besondere im Tarife vorgesehene Leistungen, zu gunsten der Eisen- 
bahnen nur bare Auslagen erhoben werden. Wenn also unter dem 
„Rollgeld" nicht eine bare Auslage der Eisenbahn zu verstehen, sondern 
dasselbe als Vergütung für eine Leistung der Eisenbahn aus dem Fracht- 

4* 
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yertrage erhoben ist, so hängt die Berechtigung dazu allerdings nur 
davon ab, ob es im Tailfe vorgesehen ist. 



Nr. 54. Eutseh. des Centraiamts f. d. Internat. Eisenb. Transp. 

Vom 17. Februar 1896. 

[Zeltscbr. f. <L Internat. Eisenb. Transp. lY. Nr. 8. S. 102.) 

Internat. Uebereink. Art. 6. lit. i. Wahl der Transportroute durch die Elsenbahn. 

Eine Schweizer-Fabrik hat angefragt, ob die Eisenbahn dazu an- 
gehalten werden könne, diejenige Mehrfracht zu erstatten, welche aus 
der Leitung von Transporten ab Worms über Basel, gegenüber der 
billigeren Route über Singen, erwachsen sei. Das Central-Amt hat, 
ohne auf eine materielle Prüfung der Angelegenheit einzugehen, auf die 
Anfrage geantwortet, dass nach den Bestimmungen des Internationalen 
TJebereinkommens (Art. 6, litt. 1) „in Ermangelung der Angabe des ein- 
zuhaltenden Transportweges, die Eisenbahn denjenigen Weg zu wählen 
hat, welcher ihr für den Absender am zweckmässigsten erscheint. Für 
die Folgen dieser Wahl haftet die Eisenbahn nur, wenn ihr hierbei ein 
grobes Verschulden zur Last fällt." Die meisten der bekannten Kommen- 
tatoren des üebereinkommens legen diese Bestimmung dahin aus, dass 
die Eisenbahn allerdings bei der Wahl des Transportweges alle für den 
Absender bezw. Empfänger in Betracht kommenden Vorteile — soweit 
ihr dies nach Massgabe des zu Gebote stehenden Tarifmaterials möglich 
ist — zu erwägen bezw. gegeneinander abzuwägen habe, also beispiels- 
weise neben dem billigsten Frachtsatze die grösste Kürze des Trans- 
portweges und die mögliche Benützung direkter Verkehre und direkter 
Zugverbindungen, und dass sie somit nur für eine Vernachlässigung der 
ihr bei dieser Prüfung obliegenden Sorgfalt zu haften habe. Billiger- 
weise müsse es (zu vergl. Gerstner S. 122) genügen, wenn die Eisenbahn 
in gutem Glauben handelt, also grobes Verschulden vermeidet, da es in 
erster Linie Sache des Absenders selbst sei, den Transportweg zu wählen. 



Nr. 55. Entseh. des Centraiamts f. d. Internat. Eisenb. Transp. 

Vom 17. Februar 1896. 

[Zeitsohr. f. d. Internat. Eisenb. Transp. IV. Nr. 8. S. 108.] 

Internat. Uebereink. Art 14. Berechnung der Lieferfristen. 
Anfrage: „1. Bei einer Reisedauer von 27 Tagen nach Lausanne 
und 28 Tagen nach Chaux- de -Fonds je eines Wagens Wein ab der 
Station Barletta via Modane, welches sind genau die Anzahl Tage der 
Verspätung und welches der Prozentsatz des dem Empfänger zukommen- 
den Betrefl&iisses für Frachtnachlass? 2» Können ohne weiteres 3 Tage 



Digitized by VjOOQ IC 



Bntsch. der König!. Ungar. Kurie vom 21. Februar 1896. 53 

ffir Zollbehandlung beansprucht werden, je ein Tag für italienischen, 
französischen und schweizerischen Zoll? eine italienische Zollbehandlung 
giebt es da unseres Wissens gar nicht." — Antwort: Die Anfrage kann 
nicht erschöpfend beantwortet werden. Enthält auch das Internationale 
Uebereinkoramen in § 6 der Ausführungsbestimmungen zu Artikel 14 
bestimmte Vorschriften hinsichtlich der Maximallieferfristen (für Fracht- 
güter 2 Tage Expeditionsfrist und für je auch nur angefangene 250 
Kilometer Entfernung 2 Tage Transportfrist), so können nach dem 
zweiten Absatz des Art. 14 diese Lieferfristen überschritten werden, 
sobald auf einem Teile der Transportroute Specialtarife zu reduzierten 
Preisen in Anwendung gekommen sind, welche die Ausnützung längerer 
Lieferfristen ausdrücklich zur Bedingung machen. Auch ruht nach der 
Vorschi'ift des vorbezeichneten § 6 der Ausführungsbestimmungen der 
Lauf der Lieferfristen für die Dauer der zoll- oder steueramtlichen 
oder polizeilichen Abfertigung, sowie für die Dauer einer ohne Ver- 
schulden der Eisenbahn eingetretenen, den Antritt oder die Fortsetzung 
des Transports zeitweilig hindernden Betriebsstörung. Inwieweit der 
eine oder der andere dieser Umstände in Berücksichtigung zu ziehen 
ist, kann nur aus den Begleitpapieren zu den Sendungen ersehen werden, 
die mit der Anfrage nicht vorgelegt worden sind. Bei der Zollbehand- 
lung darf mehr als die erforderlich gewesene Zeit nicht in Anrechnung 
gebracht werden; der für Zollbehandlung in Italien angesetzte Tag kann 
auch in steueramtlicher, eventuell polizeilicher Abfertigung seine Er- 
klärung finden. Hinsichtlich einer von der Eisenbahn wegen Verspätung 
etwa zu leistenden Vergütung wurde auf die Art. 40 und 41 des Inter- 
nationalen üebereinkommeus verwiesen. 



Nr. 56. Entsch. der KSnigl. Ungar. Eurlc. 

Vom 21. Februar 1896. 

lOesterr. Eisenb. Verordn. Bl. IX. Nr. 68. S. 1203.1 

Aaspriiche auf RQckerdtattung solcher Mehrfrachtgebiihren, welche vor dem I.Jänner 
1893 entstanden waren, eind gemäee § 61/4 des Betriebereglements als verjährt an- 
zusehen und können daher nicht mehr geltend gemacht werden. 

Es ist allerdings richtig, dass weder der vom Erstgerichte citirte 
Ges.-Art. XXV ex 1892, noch der darin bezogene § 61/4 B.-R. eine 
Präclusivfiist für die Geltendmachung der vor dessen Inslebentreten 
entstandenen Forderungen aus dem Frachtgeschäfte der Eisenbahnen 
vorgeschrieben hat ; indessen wurde aber die Regierung bei der Schaffung 
des erwähnten Gesetzartikels ermächtigt, in dem danach zu erlassenden 
Betriebsreglement auch solche Aenderungen vorzunehmen, welche den 
Bestimmungen des Handelsgesetzes entgegenstehen. 



Digitized by VjOOQ IC 



54 Entsch. des Deutseben Beicbsgerichts yom 24. Februar 1896. 

Eine solche Aenderung ist nun die einjährige Verjährungsfrist, 
welche auf alle vor dem Jahre 1893 aus dem Frachtgeschäfte der 
Eisenbahnen entstandenen Forderungen Anwendung finden muss, weil 
die jeweiligen Bestimmungen über die Verjährung sich nicht als Rechte 
darstellen, welche erworben und nicht durch spätere Bestimmungen auf- 
gehoben werden können. 

Der frühere diesfällige Rechtszustand verlangt nämlich nur, dass 
die unter der Herrschaft der längeren Verjährung begonnene Verjährung 
nicht mit dem gesetzlichen Eintritt der kfirzeren Veijährung als be- 
endet anzusehen sei, wenn auch diese Forderung nach der neuen Ge- 
setzesbestimmung schon verjährt wäre, daher diese kürzere Verjährungs- 
zeit auch für die früheren Fordeiiingen in der ganzen Dauer zu 
laufen hat. 

Nachdem aber der klägerische Anspruch erst im Jahre 1894 geltend 
gemacht wurde, so musste derselbe abgewiesen werden. 



Nr. 57. Entseh. des Deutsehen Retehsgertchts. 

6. Civil-Senat. Vom 24. Februar 1896. 

[Jur. Wochensohr. 1896. Nr. 24/86. S. 8U. Ziff. 69.] 

Durch die vertragsmässige Verpflichtung des Grundbeeltzers, sich Belästigungen des 

Eisenbahnbetriebes, insbesondere Funlienauswurf der Lolcomotiven, gefallen zu lassen, 

kann für die Eisenbahn eine entsprechende Grundgerechtigkeit auf Eingriffe in das 

benachbarte Grundeigenthum giltig entstehen. 

Mit dem Eisenbahnbetrieb sind gewisse Belästigungen und Gre- 
fährdungen für die benachbarten Grundstücke verbunden, die einen 
Eingriff in das Eigenthum enthalten und wegen deren der Besitzer 
dieser Grundstücke, wenn auch nicht auf Beseitigung, doch mit der 
Negatorienklage auf Entschädigung klagen kann. Wie das B. G. die 
Vereinbarung vom 30. Dezember 1868/14. Januar 1869 auffasst, hat 
der Vorbesitzer des Kl. für sich und seine Besitznachfolger gegenüber 
dem Bekl. die Verpflichtung übernommen, sich derartige Eingriffe in 
sein Eigenthum, insbesondere die Belästigung und Gefährdung durch 
den Funkenauswurf aus den vorbeifahrenden Lokomotiven gefallen zu 
lassen. Danach enthalten derartige Belästigungen und Gefährdungen 
nicht mehr einen Eingriff in die an dem klägerischen Grundstücke be- 
stehenden Eigenthumsrechte. Es ist nicht abzusehen, weshalb eine der- 
artige Verpflichtung nicht als Grundgerechtigkeit oder Servitut für ein 
Grundstück sollte konstituirt werden können. Die Bevision meint, es 
fehle hier an einem herrschenden Grundstück. Das herrschende Grund- 
stück ist der Eisenbahnkörper. Hiergegen wird eingewandt, der Bekl. 
habe sich die Rechte in der Vereinbarung vom 30. Dezember 1868/14. 
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Januar 1869 für den Eisenbahnbetrieb und nicht für das Eisenbahn- 
planum einräumen lassen. Allein es steht der Bestellung einer Grrund- 
gerechtigkeit oder Servitut für den auf einem andern Grundstücke 
stattfindenden Gewerbebetrieb ein rechtliches Hinderniss nicht entgegen; 
anch in einem solchen Falle gereicht die Gerechtigkeit zum Nutzen des 
herrschenden Grundstücks. Hier ist die Grundgerechtigkeit oder Ser- 
vitut für den Eisenbahnbetrieb bestellt, welcher auf dem in der Nähe 
des klägerischen Gehöfts liegenden Eisenbahnplanum stattfindet. Die 
Nutzbarkeit dieses Eisenbahnplanums wird dadurch erhöht. Dasselbe 
ist also, soweit es sich um die Grundgerechtigkeit handelt, als das 
herrschende Grundstück in Verhältniss zu dem klägerischen anzusehen. 
Der Kl. hätte allerdings auf die Beseitigung der mit dem Eisenbahn- 
betrieb verbundenen Eingriffe in seine Eigenthumsrechte nicht klagen 
können. Allein es ist nicht einzusehen, warum aus diesem Grunde die 
Bestellung einer Grundgerechtigkeit ausgeschlossen sein könnte, nach 
welcher diese Eingriffe den rechtswidrigen Charakter verlieren, den sie 
insoweit haben, als dadurch Privatrechte verletzt werden. Die praktische 
Bedeutung der Grundgerechtigkeit besteht dann in dem Verzicht auf 
Ersatz des durch die Einwirkungen des Eisenbahnbetriebs entstehenden 
Schadens. Hierdurch wird sich auch die Fassung des Abkommens, 
durch welches nach der Auslegung des B. G. die Gerechtigkeit bestellt 
worden ist, erklären. 

Nr. 58. Entseh. des Deutsehen Beiehsgertchts. 

3. Civil-Senat. Vom 25. Februar 1896. 

URfall- Versieh. 6e8. v. 6. Juli 1884 § 57. Civ. Proz. Ord. § 590 ZifT. I. Wird die ge- 
riclitllcbe Abweisung einee Ansprüche wegen Ersatzes der Kurliosten darauf gestützt, 
dass die vorgängige Feststellung derselben durch die Organe der Unfallversicherung 
fehle, so ist die Revision, da es sich um Unzuiässiglielt des Rechtsweges handelt, 
statthaft; dass die vorgängige Feststellung vorangehen muss, ist aber mit Recht an- 
genommen worden. 

Die Abweisung dieses Anspruchs wird von dem B. ß. darauf ge- 
stutzt, dass auch die Feststellung der Heilungskosten in Bezug auf 
ihre Höhe nach § 57 des ünfallversicherungsgesetzes zunächst für den 
Verletzten, demnächst aber, da die Kl. ihren Anspruch aus dessen Recht 
ableite, auch für sie nur von den Organen der Unfallversicherung, 
nicht von den Gerichten, welche nur für die Verhandlung über die Be- 
i-echtigung der Kl. zur Erhebung des Ersatzanspruches zuständig seien, 
erfolgen und, da eine derartige Feststellung bis jetzt nicht vorliege, 
zur Zeit auch eine Verurtheilung der Bekl. zur Erstattung der Heilungs- 
kosten an die £^. nicl^t ausgesprochen werden könn^. Hiemach ist die 
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Klage rttckßichtlich dieses zweiten Punktes abgewiesen worden, weil 
die Streitsache in Ermangelung einer, auf dem Verwaltungswege zu 
erledigenden, für die Gerichte massgebenden Vorbedingung, der Ent- 
scheidung durch die Gerichte zur Zeit gesetzlich entzogen sei. In 
einer solchen theilweisen Ausschliessung der gerichtlichen Entscheidung 
ist aber die Unzulässigkeit des Rechtsweges ebenso ausgesprochen, wie 
in der unbedingten und vollständigen ünzulässigkeitserklärung. (Wil- 
mowski-Levy, Kommentar zu § 247 Anm. 4 zu Nr. 2. Vergl. auch 
Entsch. des E. G. Bd. 12 S. 70.) Die Eevision ist daher bezüglich 
dieses Klaganspruches zulässig. 

Mit Recht hat die Vorinstanz auf Grund der oben mitgetheilten 
Erwägungen angenommen, dass die Feststellung der Höhe der dem Ver- 
letzten zukommenden Heilungskosten in keinem Falle durch die Ge- 
richte, sondern nur durch die ünfallvei-sicherungsbehörden (§§ 57, 62 
63 def Unfallversicherungsgesetzes) erfolgen könne. Ohne Grund macht 
die Revision geltend, dass dies hier nicht zutreffe, weil nicht der Ver- 
letzte selbst, sondern eine Ki-ankenkasse auf Grund der von ihr ge- 
leisteten Unterstützung einen selbständigen Ersatzanspruch gegen die 
Bekl. geltend mache. Denn dieser Anspruch ist nach dem erwähnten 
§ 8 des Gesetzes kein anderer, als der dem Verletzten selbst zustehende 
und wie letzterer an die vorgängige Feststellung durch die Unfallver- 
sicherungsbehörde gebunden. Entsch. des R. G. Bd. 19 S. 68, 69. Hand- 
buch der Unfallversicherung Note 6 und 7 zu § 8 des Gesetzes. 



Nr. 59. Entsch. des Deutschen Beichsgerichts. 

2. Civil-Senat. Vom 25. Februar 1896. 

[Jar. Wootaensohr. 1896. Nr. 20/28. S. 19B. Ziff. 27.] 

§ I. Haftpfl. Ges. Bei dem Einwände des eigenen Versoiiuldens eines Kindes Ist — 
insbesondere im Gebiete des französischen Rechts — die Zureohnangsfähigiceit nicht nach 
derAitersgrenze, sondern nach der Individualität und dem Grade der Einsicht zu bemrtheilen. 
Das 0. L. G. hat die Klage um deswillen abgewiesen, weil den 
Sohn des Kl. rücksichtlich des den Gegenstand des Eechtsstreits bil- 
denden Unfalls ein eigenes Verschulden treffe und andererseits kein 
Verschulden eines Angestellten der Bekl. (also auch kein überwiegendes) 
anzunehmen sei. Diese Annahme, die rechtlich gemäss § 1 des Haft- 
pflichtgesetzes vom 7. Juni 1871 die getroffene Entscheidung rechtfertigen 
würde, entbehrt indessen in ihrem ersten Theile, sofeni sie insoweit 
nicht als auf einer rechts irrthfimlichen Auffassung beruhend anzu- 
sehen sein sollte, jedenfalls der genügenden Begründung. Der Sohn des 
Kl. war, als ihn der Unfall am 24. Juni 1894 traf, 7 Jahre und 7 Mo- 
nate alt. Nach dem Thatbestand des landgerichtlichen Urtheiles hatte 
der Kl. die Behauptung des eigenen VerschuUens des Knaben bestritten, 
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weil davon wegen des jugendlichen Alters keine Rede sein könne. Das 
L. G. hatte diese Bestreitung mit der Erwägung beseitigt, dass nur bei 
Kindern unter 7 Jahren ein schuldbares Handeln nicht möglich sei. 
Das 0. L. G. hat die Frage überhaupt nicht erörtert und nur in einem 
anderen Zusammenhang die Bemerkung niedergelegt, dass es sich bei 
dem Knaben um eine Person handele, die zurechnungsfähig und fftr ihre 
Handlungen verantwortlich sei. Wäre (was aus den Grftnden nicht er- 
sichtlich ist) diese Annahme lediglich auf Grund der Thatsache erfolgt 
(wie bei dem L. G.), dass der Knabe das 7. Lebensjahr überschritten 
hatte, so wäre dieselbe rechtsirrthüralich. Selbst wenn ein solcher Satz, 
dass bei Kindern über 7 Jahren ohne Weiteres die zur Erkenntniss der 
Tragweite ihrer Handlungen erforderliche Einsicht und damit die sub- 
jektive Voraussetzung eines Verschuldens anzunehmen sei, in denjenigen 
Rechtsgebieten insbesondere nach gemeinem Recht anzunehmen wäre, 
in denen zwischen infantia (unter 7 Jahren) und impubertas (7 bis 
14 Jahren) unterschieden wird (was in der That nicht der Fall ist, 
vgl. u. A. Windscheid Pand. I § 101 Nr. 5 und Note 12, Entwurf eines 
B. G. B. I. Lesung § 709, ü. Lesung § 751), so würde derselbe doch 
im Gebiete des französischen Rechts nicht gelten können, schon weil 
dieses den Unterschied zwischen infantia und impubertas und die Alters- 
grenze von 7 Jahren überhaupt nicht kennt. Die einzige in diesem 
Gebiete für die Frage der Zurechnungen der Handlungen bestehende 
Grenze ist im Strafrecht nach § 55 des Strafgesetzbuchs das 12. Jahr. 
Bieraus folgt, dass im vorliegenden Falle die Zurechnungsfähigkeit des 
Sohnes des Kl. und damit die Möglichkeit eines Verschuldens desselben 
nicht lediglich auf Grund des Alters angenommen werden durfte. Viel- 
mehr hätte vom 0. L. G. geprüft und entschieden werden müssen, ob 
namentlich mit Rücksieht auf die Individualität des Knaben, demselben 
trotz seines jugendlichen Alters das Bewusstsein und die erforderliche 
Einsicht von der Gefährlichkeit seiner Handlungen bei dem in Frage 
stehenden Vorfall beigewohnt hat, indem anderenfalls .eine Fahrlässigkeit 
und folgeweise eigenes Verschulden ausgeschlossen wäre. 



\ Nr. 60. Entseh. des Dentsehen Reichsgerichts.*) 

V, 4. Civil-Senat. Vom 27. Februar 1896. 

(Jurist. Wochenschr. 1896. Nr. 24/25. S. 209. Ziff. 8.] 

Inwiefern gehören Kohlen für staatliche Anstalten zu den gewerblichen Betriebs- 
materialien in Gemässheit des Reichsstempelgesetzes v. I. Jnli 1881 § 9 c? 

Die Vorentscheidung beruht wesentlich auf der Annahme, dass die 

') S. Entseh. desselb. Ger. v. 13. Januar 1896 in (lieser Zeit8<?hr. B4. Xu, S. 349, 
Nr. 224. 
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fraglichen Verträge im Sinne der Ausnahmevorschrift des § 9c des 
R. Ges. vom 1. Juli 1881 dem Reichsstempel nicht unterworfen seien, 
da die von dem Kl. der Königlichen Geschützgiesserei vertragsgemäss 
zu liefernden Kohlen für dieses letztere Institut nicht als gewerbliche 
Betriebsmaterialien gelten könnten, und dass deshalb die Verträge dem 
Preussischen Stempelgesetze vom 7. März 1822 unterlägen. In dieser 
Ausführung kann entgegen der Revision eine Verletzung des § 9c des 
R. Ges. vom 1. Juli 1881 nicht geftinden werden. Das B. G. erfordert 
im Sinne dieser Vorschrift für den Begriff der gewerblichen Betriebs- 
materialien, dass die bezüglichen Materialien für einen Betrieb be- 
stimmt seien, der darauf abziele, dem Unternehmer durch den Umsatz 
der Betriebsprodukte Gewinn zu verschaffen. Die Revision macht 
geltend, dass hierbei der Begriff des Gewerbes zu eng gefasst sei. 
Allein das R. G. hat bereits in der wesentlich gleichliegenden Sache 
der Handelsgesellschaft Gustav Schiebel & Co. zu Berlin wider den 
Preussischen Fiskus (IV Nr. 236/95) durch Urtheil vom 13. Januar 1896 
die Auffassung des B. G. gebilligt. Von diesem Standpunkte abzugehen, 
geben die Erörterungen der Revision keine Veranlassung. Es kommt 
in diesem Rechtsstreite nicht auf den Produktionsbetrieb im weitesten 
Sinne, sondern auf einen solchen an, wie ihn der § 9c des R. Ges. vom 
1. Juli 1881 voraussetzt. Diese Vorschrift hat aber in erster Reihe eine 
Produktion vor Augen, aus deren Umsätze der Unternehmer einen 
Nutzen, einen Erwerb ziehen will. Und wenn auch der Revision zu- 
gegeben werden kann, dass die Anwendung der Vorschrift dadurch 
nicht ausgesclilossen werden würde, dass der Produzent aus irgend einem 
Grunde von Erzielung eines Geldgewinnes, d. h. eines Ueberschusses 
des Ertrages des Produkts über seine Herstellungskosten, absieht, so 
ist die Vorschrift doch nicht anwendbar, wenn eine Produktion in Frage 
steht, die lediglich dem eigenen Gebrauche des Produzenten dienen 
soll, und bei der vom Zwecke des Umsatzes, sei es des zunächst 
und unmittelbar hergestellten, sei es eines unter dessen Verwendung 
hergestellten weiteren Produktes, überhaupt nicht die Rede ist. Diese 
Bedeutung des Gesetzes ist aus dessen Inhalt und Zweck, namentlich 
aus der Nebeneinanderstellung von Sachen- und Waarenmengen, die 
weder zum Gebrauch als gewerbliche Betriebsmaterialien, noch zur 
Weiterveräusserung bestimmt sind, ersichtlich. Die Feststellung des 
B. G., dass der Betrieb der Königlichen Geschützgiesserei zu Spandau 
ausschliesslich auf Herstellung eines guten Kriegsmateriales unter 
Wahrung militärischer Geheimnisse gerichtet sei, ist von der Revision 
nicht angegriffen und bedenkenfrei. 
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Nr. 61. Entsch. des Deutschen Kelchsgertchts. 

3. Civil-Senat. Vom 28. Februar 1896. 

[Bntsdi. d. Reichsger. i. Givils. Bd. 86. Nr. 42. S. 178.] 

M die nach § 26 Gew. 0. auf Herstellung von Einrichtungen nebst Schadensersatz 

salv. liqu. erhobene, zur Zelt der Klageerhebung begründete Klage abzuweisen, wenn 

der Beklagte im Laufe des Prozesses Einrichtungen trifft, die die benachteiligende 

Einwirkung auf das Mass des Erträglichen abmindern? 

,Der Kläger kann der obrigkeitlich genehmigten Anlage des Be- 
klagten gegenüber nach § 26 Gew. 0. nicht auf Einstellung des Ge- 
werbebetriebes klagen; die negatorische Klage auf Unterlassung ist ihm 
versagt. Als Ersatz gewährt ihm § 26 den Anspruch auf Herstellung 
von Einrichtungen, welche die benachteiligenden Einwirkungen aus- 
schliessen, und bei Unthunlichkeit oder Unvereinbarkeit solcher Ein- 
richtungen mit einem gehörigen Betriebe des Gewerbes den Anspruch 
auf Schadloshaltung. Jener im Eigenthnm wurzelnde Ersatzanspruch 
auf Herstellung von Einrichtungen ist seiner Natur nach ein dauernder 
und besteht, solange die Anlage besteht. Er wird daher nicht erschöpft 
oder aufgehoben, wenn die Übergriffe während des Prozesses aufhören, 
vielmehr nur zeitweise befriedigt. War die Klage zur Zeit der Klage- 
erhebung begründet, so muss auch eine entsprechende Verurteilung er- 
folgen, selbst wenn inzwischen das Thunliche geschehen sein sollte. 
Dem Kläger wird der fortbestehenden Anlage gegenüber der richterliche 
Schutz nur dadurch dauernd gewährt, dass er auf Grund des Urteiles 
gegen den Beklagten im Zwangsvollstreckungsverfahren vorgehen kann, 
wenn die getroffenen Einrichtungen beseitigt werden oder sich in der 
Folge doch nicht als zureichend erweisen, während die Abweisung der 
Klage ihn nötigen würde, sobald die Einwirkungen das Mass des Er- 
träglichen übersteigen, von neuem die Klage zu erheben, auch den dem 
Grunde nach bereits anerkannten Schadensersatzanspruch von neuem 
im Wege selbständiger Leistungsklage geltend zu machen. Andererseits 
beschwert den Beklagten die Verurteilung nicht, weil der Kläger ohne 
Erfolg das Zwangsvollstreckungsverfahren beantragt, wenn die ent- 
sprechenden Einrichtungen inzwischen getroffen sind. 

Wenn das Berufungsgericht zwar ein auf Untersagung künftiger 
Störungen gerichtetes Klagebegehren nicht durch die im Laufe des 
Rechtsstreits getroffenen, die Störungen beseitigenden Einrichtungen für 
hinfällig erachtet, dagegen die auf Herstellung dieser Einrichtungen 
gerichtete Klage durch die inzwischen erfolgte Herstellung der Ein- 
richtungen für erledigt ansieht, so ist zu erwägen, dass auf Herstellung 
bestimmter Schutzmassregeln gar nicht geklagt werden kann, weil an 
der mit obrigkeitlicher Genehmigung hergestellten Anlage Änderungen 
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ohne Zustimmung der zuständigen Verwaltungsbehörde nicht vorge- 
nommen werden dürfen. Es kann nur allgemein die Herstellung von 
Abhilfe Vorrichtungen begehrt werden, und einen anderen Klagantrag 
hat auch der Kläger nicht gestellt. Erkennt dann das Gericht, wie 
auch hier geschehen ist, allgemein auf Herstellung von Einrichtungen, 
die die beeinträchtigenden Einwirkungen auf das Mass des Erträglichen 
einschränken, so gehört das weitere dem Vollstreckungsverfahren an. 



Nr. 62. Entseh. des Oesterr. Verwalt. Oerichtshofes. 

Vom 28. Februar 1896. 

lösterr. Eisenb. Verordn. Bl. IX. Nr. 61. S. 1098.] 

Bei Consentlrang von Eisenbahnbauten Ist im Hinbliclc auf die Pflicht der Eisenbahn- 
Verwaltung, bestehende Strassenziige zu berücksichtigen, nicht lediglich von dem im 
Momente der Consentirung an Irgend einer Stelle thatsächlich bestehenden Zustande 
auszugehen, sondern hat als der zu beachtende Zustand vielmehr derjenige zu gelten, 
der nach Massgabe der zur Zeit des Baues bestehenden Regulirungsprojeote als der 
für den öffentlichen Verkehr erforderliche bereits erkannt ist. 

Der § 10 des Eisenbahn-Concessionsgesetzes macht nun den Eisen- 
bahnuntemehmungen zur Pflicht, die Communicationsverhältnisse, sowie 
die Entwicklung des öffentlichen Verkehres zunächst soweit als möglich 
unberührt zu lassen und, insoweit dies nicht möglich erscheint, alle jene 
Vorkehrungen zu treffen, welche als entsprechender Ersatz anzusehen 
sind. Diese Verpflichtung der Eisenbahnen ist keineswegs blos darauf 
beschränkt, an Stelle der bestandenen oder giltigerweise projectirten 
Communicationen anderweitige herzustellen (lit. c. des citirten § 10), 
sondern durch den Schlussabsatz der eben citirten Gesetzesbestimmung 
ist die Verpflichtung der Eisenbahnunternehmungen auch dahin ausge- 
dehnt, dass, insoweit ihre Anlagen bei den gewöhnlichen Communications- 
mitteln besondere Bauten nothwendig machen, den Eisenbahnuntemeh- 
mungen die Herstellung und künftige Erhaltung solcher besonderen 
Bauten zur Last fällt. 

Hieraus folgt, dass auch die in Frage stehende Eisenbahn -Unter- 
nehmung bei der Ausffihining ihrer Bauten nicht blos die im Momente 
der Commission factisch bestehenden Niveauverhältnisse der öffentlichen 
Strassen und Wege zu berücksichtigen hatte, sondern dass bei diesen 
Bauffthrungen auch auf alle aus der künftigen Regulirung der betreffen- 
den Strassen und Wege sich ergebenden geänderten Verhältnisse Rück- 
^cht zu nehmen war. 

Ebenso wie der Private bei den von ihm projectirten Bauten nicht 
die factisch bestehenden, sondern die in Absicht auf die Regulirung der 
Strassen projectirten Baulinien und Niveaucöten einzuhalten hat, eben30 
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obliegt diese Verpflichtung einer Eisenbahnunternehmung, insoweit es 
ohne Gefährdung des Eisenbahnbaues selbst ausführbar erscheint. 



Nr. 63. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

5. Civil-Senat. Vom 7. März 1896. 

[Jurist. WochODSolir. 1896. Nr. 24/26. S.218. Ziff. 72.] 

Nach § 148. Allg. Preuss. Bergges. ist der Bergwerksbesitzer dem GrundeigenthUmer 
zum Ersatz des durch seinen Bergbau dem Grundeigenthum zugefügten Schadens ver- 
pflichtet. Aber der ursächliche Zusammenhang zwischen dem Bergbaubetrieb und dem 
eingetretenen Schaden muss nachgewiesen werden. 

Nach § 148 Allgemeinen Berggesetzes ist der Bergwerksbesitzer 
dem Grundeigenthttmer zum Ersätze des durch seinen Bergbau dem 
Grundeigenthum zugefügten Schadens verpflichtet. Dabei macht es 
keinen Unterschied, ob der Bergwerksbetrieb die mittelbare oder die 
unmittelbare Ursache der Beschädigung bildet; es genfigt, wenn über- 
haupt nur ein ursachlicher Zusammenhang zwischen dem Vermögens- 
verlust und dem Bergbaubetriebe besteht. Die Bekl. wttrde hieniach 
zum Einsatz der geforderten 4904,44 Mark verpflichtet sein, wenn der 
Erweiterungsbau als eine Folge der durch ihren Bergbau hervorge- 
rufenen Bodensenkung anzusehen wäre. Mit Recht hat der B. R. diese 
Frage verneint. Es mag richtig sein, dass die Regierung in D. den 
Erweiterungsbau zur Zeit nicht angeordnet haben würde, wenn die bis- 
herige Unterführung unverletzt geblieben wäre. Aber ein ursachlicher 
Zusammenhang zwischen dem Erweiterungsbau und der Beschädigung 
wird dadurch noch nicht hergestellt. Ein solcher würde nur dann an- 
zunehmen sein, wenn die Regierung einem Bau, wie er vor der Be- 
schädigung bestand, und wie er zunächst wiederum in Aussicht ge- 
nommen war, nach der bestehenden Gesetzgebung die polizeiliche 
Genehmigung hätte versagen müssen, oder aus andern Griinden die 
Herstellung der Unterführung in den früheren Grössenverhältnissen un- 
möglich gewesen wäre. Dass die Wiederherstellung des früheren Zu- 
standes an sich rechtlich, wie thatsächlich möglich war, hat der KL 
nicht bestritten; er giebt vielmehr zu, dass die Regierung in D. nur 
anf Antrag der Gemeinden S. und C. gehandelt habe und dass es allein 
Rücksichten auf die Verkehrsverhältnisse dieser Gemeinden gewesen 
seien, die die Regierung zu der Verfügung bestimmt hätten. Ob das 
Verfahren durch den § 14 des Eisenbahngesetzes vom 3. November 1838, 
wie der B. R. annimmt, gerechtfertigt wird, oder ob die Regierung, 
wie die Revision unter Hinweisung auf das Erkenntniss des Oberver- 
waltungsgerichts vom 14. März 1883 (Archiv für Eisenbahnwesen Bd. 6 
S. 546) auszuführen sucht, zu der Anordnung nicht befugt war, ist für 
die vorliegende Frage ohne Bedeutung, da in dem einen, wie in dem 
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anderen Falle ein Zasammenhang der Anordnung mit der durch den 
Bergbau verursachten Beschädigung nicht besteht. Die Regierung hat, 
wie der B. R. zutreffend ausführt, nur die Gelegenheit des Neubaues 
benutzt, um unter möglichster Schonung der fiskalischen Interessen eine 
polizeiliche Massregel durchzusetzen, die sie für zweckmässig, und zu 
der sie sich, auch abgesehen von dem Neubau, für zuständig hielt. 



Nr. 64. Entseh. des Deutschen Reichsgerichts. 

4. Civil-Senat Vom 9. März 1896. 
Begründung und Aufhebung des Dienstverhältnisses eines Beamten. 

Die Eigenschaft eines Beamten wird erworben durch die Ueber- 
tragung eines Amtes, d. h. eines durch das öffentliche Recht begrenzten 
Kreises von Geschäften, in dem Organismus des Reichs, des Staats, der 
öffentlichen Gemeinden, Verbände oder Korporationen seitens der zu- 
ständigen Person oder der zuständigen Behörde und durch den Ab- 
schluss eines Dienstvertrages, welcher bezüglich des Amtes ein Gewalt- 
verhältniss begründet, vermöge dessen der Gewalthaber zum Schutze 
und zur Gewährung des zugesicherten Diensteinkommens verpflichtet ist, 
der Angestellte aber in eine besondere Gehorsams-, Treue- und Dienst- 
pflicht gegenüber dem Gewalthaber tritt. (Laband Staatsrecht des 
Deutschen Reichs, 3. Auflage, Bd. 1 S. 383 ff., Rehm in Hirth^s Annalen 
des Deutschen Reichs, 1885 S. 158. Entseh. des R. G. Bd. 6 S. 107, 
Bd. 28 S. 85. A. L. R. Thl. H Tit. 10 §§ 1 bis 3, 69.) 

Das durch den Dienstvertrag begründete Dienstverhältniss der Kl. 
ist öffentlich-rechtlicher Natur. Aber es kann, wie der privatrechtliche 
Vertrag, durch gegenseitige Willensübereinstimmung wieder aufgehoben 
werden. Der Aufhebungsvertrag bedarf keiner solennen Form, sondern 
nur der Willenseinigung, die sowohl ausdrücklich, als auch durch kon- 
kludente Handlungen erklärt werden kann. Denn der Begriff des Ver- 
trages gehört nicht blos dem Privatrechte, sondern auch dem öffentlichen 
Rechte an. In beiden Rechtsgebieten gilt der allgemeine Grundsatz, 
dass der Vertrag ein Rechtsverhältniss sowohl begründet, als auch auf- 
hebt. Aber der Vertrag des öffentlichen Rechts ist an die Formvor- 
Bchriften des Privatrechts nicht gebunden. 



Nr. 65. Entseh. des Deutschen Ketehsgerlchts. 

5. Civil-Senat. Vom 11. März 1896. 

[Jur. Wochenschr. 1896. Nr. 86/87. S 887, 838 Ziff. 86, 86.] 

Preuss. Entelgn. 6es. v. II. Juni 1874 § 8. Beurthellung der Bebauungsfähigkeit des 
RestgrundstOcks. Melirwertli der enteigneten ParzeNe. 

Wenn auch bei gewöhnlichen Häusern das Fehlen der enteigneten 
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Fläche nicht als Nachtheil hervortreten mag, so ist doch damit noch 
nicht gesagt, dass das ßestgrandstfick durch eine Bebauung mit ge- 
wöhnlichen Häusern ebenso vortheilhaft ausgenutzt werden konnte, als 
das ganze Grundstück vor der Enteignung. Dies durfte der B. ß. um 
so weniger annehmen, als er selbst mit den Sachverständigen feststellt, 
dass das Gnindstück eine gute Wohn- und Geschäftslage für die unteren 
und mittleren Bevölkerungsklassen biete, und hiernach zu berücksich- 
tigen war, dass das Grundstück vor der Enteignung Baum für grössere 
Gebäude, Wohnhäuser wie Geschäftshäuser für kleinere und mittlere 
Gewerbetreibende enthielt, und dass die Errichtung solcher Gebäude, 
unter Mitbebauung des enteigneten Theils, vortheilhafter gewesen sein 
könnte, als die Besetzung des ßestgrundstücks mit „gewöhnlichen" 
Gebäuden. 

Entscheidend ist allein die Möglichkeit, das Grundstück in einer 
Weise auszunutzen, dass die enteignete Fläche als Baugrund verwandt 
wurde, und diesen Umstand hat der B. R. bisher nicht gewürdigt. Be- 
stand diese Möglichkeit für einen von der Bekl. selbst für ihre Zwecke 
ausgeführten Bau, so kam es nicht mehr darauf an, ob die enteignete 
Fläche auch bei einer Besetzung des Eestgrundstücks mit Gebäuden 
für gewisse Bevölkerungsklassen als Baugrund in Betracht kommen 
konnte , dann lag auch die jetzt ohne Grund vom B. R. verneinte Vor- 
aussetzung des § 8 Abs. 2 Enteignungsgesetzes vor: dass der abzu- 
tretende Theil einen Mehrwerth durch seinen örtlichen oder wirthschaft- 
lichen Zusammenhang mit dem Ganzen hatte, der erstattet werden muss. 



Nr. 66. Entseh. des Deutsehen Reichsgerichts. 

6. Civil-Senat Vom 12. März 1896. 

Derjenige, der durch sein Verecliulden einen Transport veranlasst liat, kann sieh gegeil 
den Fracbtanspruch der Staatseisenbalinverwaltung nicht darauf berufen, dass der Be- 
trag dieser bereits durch eine andere fiskalische Kasse erstattet worden sei. Denn 
beide gehören derselben juristischen Person — dem Fiskus — an. 

In Folge eines groben Versehens des beklagten Reichsbeamten bei 
Erledigung einer Depesche hat sich der Gendarm L. mit seinem Pferde 
statt nach Orteisburg nach Johannisburg begeben, nach Aufklärung des 
Irrthums ist das Pferd von Johannesburg nach Orteisburg transportirt 
worden und durch den Transport des Pferdes von Orteisburg nach Jo- 
hannisburg und zurück auf der Staatseisenbahn sind 27 Mark Fracht- 
kosten erwachsen. Der Rechtssatz, dass die einzelnen fiskalischen 
Stationen als solche der selbständigen Rechtspersönlichkeit entbehren 
und nur in ihrer Gesammtheit die juristische Person des Fiskus aus- 
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machen, führt zu der Annahme, dass die seitens der Begierungshaopt- 
kasse zu Königsberg an die Easse der Eisenbahn -Direktion zu Brom- 
berg geleistete Zahlung der 27 Mark Transportgebühr mit Rücksicht 
darauf, dass die zahlende Station und die empfangende Station nur 
Einer Rechtspersönlichkeit angehören, im rechtlichen Sinne überhaupt 
nicht als Zahlung gelten kann, und dass somit der Anspruch der 
Staatseisenbahn auf die tarifmässige Transportgebühr von 
27 Mark noch besteht. Eine anderweite Deckung dieses Anspruchs 
steht nun, wie des B. G. angenommen hat, dem Fiskus nicht zu Gebote 
und dieser würde daher an der ihm tarifmässig zukommenden Trans- 
portgebühr einen Ausfall erleiden. Danach hat der Bekl. gemäss § 91 
Thl n Tit. 10 A. L. R. den Fiskus hinsichts der Deckung der Trans- 
portgebühr schadlos zu halten. 



Nr. 67. Entseh. der KSnigl. Ungar. Karle. 

Vom 12. März 1896. 

[Oesterr. Eisenb. Yerordn. BI. IX. Nr. 68. S. 1902.) 

Ei86iibahnbedien8tete und Eisenbahnbeante, welche d«roh Verletzung einer ihnen ob- 
liegenden Dienstpflicht auf einem Eieenbahnzuge oder in deeaen Nähe befindliche Per- 
eonen oder Sachen der Gefahr einer Verletzung oder Beechädigung durch die Eisen- 
bahn aussetzen, sind gemäss § 438 des ung. Str.-6. mit Gefängniss von 2 bis 5 Jahren 

zu bestrafen. 

Bei der Schaffung des Gesetzesparagraphen 438 wurde auf die Ge- 
fährlichkeit bei den mit Dampf betriebenen Eisenbahnen, und insbesondere 
darauf Rücksicht genommen, dass der Bremser mit der grösstmöglichen 
Pünktlichkeit und Instructionsmässigkeit seinen Dienst versehe, ferner, 
dass aus dieser Ursache das Bahnpersonal auf die Signale und den 
Bahnkörper sein stetes Augenmerk zu richten habe. Verstösse gegen 
diese Vorschriften sind mit Recht strenger zu ahnden. 

Die Entschuldigung des Angeklagten, dass sein Verhalten bei einer 
Strasseneisenbahn vollkommen genügt, war deshalb nicht äu berück- 
sichtigen, weil das ihm zur Last gelegte Verschulden zwar auf einer 
Strasseneisenbahn, aber nicht auf einer Pferdebahn eingetreten ist, wo 
nämlich die Gefahr weit geringer und die Aufmerksamkeit des Bremsers, 
resp. Kutschers auch durch anderweitige Verhältnisse des nicht abge- 
schlossenen Bahnkörpers in Anspruch genommen wird; es ist daher auf 
den Angeklagten zwar der § 438 Str.-G. anzuwenden, jedoch war mit 
Rücksicht auf die zahlreichen Milderungsumstände, welche ihm zu Gute 
kommen (und im Urtheile speciell angeführt sind), seine Strafe herab- 
zusetzen. 
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Nr. 68. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

3. Civil-Senat. Vom 13. März 1896. 

[Jar. Woohenschr. 1896. Nr. 36/87. S. S87. Ziff. 80.] 

Ertctzpflioht jder Eisenbahnverwaliung wegen Unrichtigkeit der fOr den Beitritt Hires 
Betatei zir Peneleneiiaeee für Beamte deutsclier Privatbaiinen erforderliciien Er- 

tciaruagen. 

Kl. war als Beamter der Bekl. vertragsmässig verpflichtet gewesen, 
der Pensionskasse für Beamte deutscher Privateisenbahnen beizutreten. 
Bekl. war daher auch dem El. gegenüber verpflichtet, der Pensionskasse 
diejenigen Erklärungen, welche zur Erlangung einer Pension für Kl. 
erforderlich waren, die Wahrheit gemäss abzugeben. Wenn aber in 
Zuwiderhandlung gegen diese Vertragspflicht Bekl. der Pensionskasse 
gegenüber erklärt hat, dass Kl. in Folge seines eigenen Vei'schuldens 
aus dem Dienste entlassen worden sei, und in Folge dessen bewirkt 
hat, dass Kl. nach § 11 Ziffer 3 des Statuts der Pensionskasse eine 
Pension nicht erhalten hat, so ist Bekl. dem Kl. verpflichtet, die klagend 
begehrte Erklärung abzugeben, dass Kl. ohne sein Verschulden entlassen 
sei. Hieraus ergiebt sich zugleich, dass Bekl. die Beweislast für die 
Behauptung, dass Kl. wegen eigenen Verschuldens entlassen worden sei, 
trifft (Bolze, Praxis der Entsch. des R. G. in Civilsachen Bd. 17 Nr. 754), 
denn nur alsdann ist Bekl. von ihrer an sich dem Kl. gegenüber ob- 
liegenden Verbindlichkeit frei. 



Nr. 69. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

1. Civil-Senat. Vom 14. März 1896. 

Deateciie Verlieiirsordnung § 53. Internat. Übereinic. Art. 7. Für unzutreffende Än- 
derungen der Frachtbrlefangaben Seltene einee Bedieneteten der Eisenbahn haftet diese, 
Seitens eines Angesteilten des Absenders haftet der Absender. 

Für die Unrichtigkeit, dass die Kanne im Frachtbrief als Kiste 
bezeichnet war, haftet der Bekl. nicht, weil die Nichtübereinstimmung 
dieser Erklärung mit der Wirklichkeit offensichtlich war, für die An- 
gabe des Inhaltes kann der Bekl. nicht haften, weil im Frachtbriefe 
nicht der Inhalt einer Kanne, sondern der einer Kiste erklärt war. 
Nun ist aber im Frachtbriefe das Wort „Kiste** durchstrichen und „Kanne" 
darunter geschrieben. War diese Aenderung von einem Bediensteten 
des Bekl. bewirkt oder veranlasst, so hat der Bekl. für die Handlung 
seines mit Besorgung der Versendung Bevollmächtigten zu haften, und 
wäre demnach eine Kanne mit unrichtiger Inhaltsangabe durch den 
Frachtbrief zur Beförderung aufgegeben worden. War dagegen die 
Aenderung einseitig und eigenmächtig von einem Angestellten des Kl. 
vorgenommen worden, so hat der Bekl. hierfür nicht einzustehen. 
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Nr. 70. Entseh. des Deutschen Reichsgerichts. 

6. Civil-Senat. Vom 16. März 1896. 

[Deutsche Jurist Zeitg. I (1896) Nr. 10. S. 199.] 

§ I. Haftpfliohtgesetz. Der Einwand des eigenen Verschuidens liann aucli einen Kinde 
nacli Masegabe des iconicreten Faiies und des Grades seiner Einsiclit entgegengesetzt 

werden. 
Der damals 9 Jahre alte Knabe R. wurde durch einen Wagen der 
Strasseneisenbahn in Hamburg überfahren und verlor infolge dessen 
einen Arm. Der von seinem Vater auf Grund des Haftpflichtgesetzes 
verfolgte Entschädigungsanspruch wurde von dem Hanseatischen Ober- 
landesgericht wegen angenommener eigener Verschuldung des Knaben 
abgewiesen; die Revision des Klägers ist vom Reichsgericht zurück- 
gewiesen. Das Berufungsgericht hat angenommen, dass die konkreten 
Verhältnisse des Falles so einfacher Natur waren, dass sie auch schon 
von einem Kinde des bezeichneten Alters auf ihre Gefährlichkeit richtig ge- 
würdigt werden konnten. In der Doktrin des gemeinen Rechts hat 
sich aber längst die Auffassung als die herrschende festgesetzt, dass 
es im einzelnen Falle von der Beurteilung der Persönlichkeit und der 
äusseren Umstände abhängt, ob nicht selbst bei einem infantiae proximus 
Zurechnungsfähigkeit in Ansehung von dolus und culpa angenommen 
werden darf. Die Vorschriften des Strafgesetzes über die Zurechnungs- 
fähigkeit dürfen aber nicht auf das Gebiet des Civilrechts ohne eine 
dahin gehende gesetzliche Vorschrift übertragen werden. Mit Recht 
wendet auch das Berufungsgericht den für die Frage, ob ein Unmündiger 
für Delikte auf Schadenersatz haftbar zu machen sei, massgebenden 
Grundsatz auch auf die Frage an, ob einem mit der Schadensersatz- 
klage auftretenden Unmündigen der Einwand entgegengesetzt werden 
könne, er habe das ihn schädigende Ereignis selbst verschuldet. Das 
Berufungsgericht hat sodann nach einer persönlichen Vernehmung des 
Klägers dessen Persönlichkeit erschöpfend beuiliheilt. 



Nr. 71. Entsch. des Dentsehen Reichsgerichts. 

2. Civil-Senat. Vom 17. März 1896. 

|Jur. Wochenschr. 1896. Nr. 80/81. S. 878. Ziff. 61.) 

§ 13 Abs. 2 Nr. 2 Flucbtiinienges. v. 2. Juii 1875. Die Entschädigungspflicht umfasst 
nur den bebaut gewesenen Theil des nach der neuen Fluchtlinie in die Strasse fallenden 

Grundstiicics nebst Zubehör. 
Anlangend die Begründung des klägerischen Anspruchs auf § 13 Abs. 
2 Nr. 2 des Fluchtliniengesetzes vom 2. Juli 1875, so ist insoweit ,den 
rechtlichen Ausführungen des 0. L. G. beizutreten. Der erkennende 
Senat hat in dem Urtheil i. S. Lambotte c. Stadt Cöln vom 30. November 
1894 Rep. n. 248/94 (Entsch. Bd. 34 S. 250 ff.) dahin entschieden, 
dass die auf diese Bestimmung sich gründende Entschädigungsverbind- 
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lichkeit der Gemeinden im Wesentlichen anf den gebaut gewesenen 
Theil des nach der neuen Fluchtlinie in die Strasse fallenden Grund- 
stficks sowie etwaiges Zubehör zu den bestandenen Gebäuden, nicht aber 
anf weiteren angrenzenden, unbebauten Grundbesitz desselben Eigen- 
(hQmers sich erstreckt. Es liegt kein Anlass vor, von dieser rechtlichen 
Annahme abzugehen. Nun ist unbestritten und festgestellt, dass der 
Terrainstreifen, dessen Bezahlung El. beansprucht, nicht bebaut war, 
sondern einen Theil des Gartens bildete, der an das früher auf dem 
westlichen Theile stehende alte Haus anstiess. Es könnte daher nur 
in Frage kommen, ob derselbe nicht als Zubehör zu dem früheren Ge- 
bäude in dem bezeichneten Sinne zu erachten sei. Indessen auch dieses 
ist mit Recht verneint worden. Als ein solches Zubehör können nach 
Absicht des Gesetzes nur solche unbebaute Grundstückstheile, welche 
ihren wesentlichen Werth und ihre wesentliche Bedeutung lediglich in 
ihrem Verhältniss zu dem Gebäude haben, wie beispielsweise ein um- 
schlossener Hof oder ein unbebauter Gang, erachtet werden, nicht aj)er 
lediglich angrenzende Grundstücke, die, wenn sie auch zu dem bestan- 
denen Gebäude gehörten und mit demselben benutzt wurden, doch als 
solche einen selbstständigen Werth und selbstständige wirthschaftliche 
Bedeutung auch ohne den erörterten Zusanounenhang haben. Zutreffend 
ist vom 0. L. G. dargethan worden, dass diese beschränkte Auffassung 
des Zubehörs in Fällen der vorliegenden Art, auch in den näher ange- 
gebenen gesetzgeberischen Materialien wesentliche Unterstützung findet. 



Nr. 72. Entsch. des Deutschen Beichsgerichts. 

6. Civil-Senat. Vom 18. März 1896. 
§ 9. PreH88. Enteign. Ges. Die Übernahme und Entechidigungsfestetellung dee Rest- 
gmndsticke vollzieht eich zusammen mit dem HauptgrundstQck, nicht in einem neuen 

Verfahren. 
Es muss die Ansicht der Revision als unrichtig bezeichnet werden, 
dass die Ermittelung der für das Restgrundstück zu zahlenden Ent- 
schädigungssumme nicht dem weiteren Verfahren im Rechtswege, sondern 
einem neuen Enteignungsverfahren vorzubehalten gewesen wäre. Die 
XTebemahme des Restgrundstttcks auf Grund des § 9 des Enteignungs- 
gesetzes vollzieht sich nicht im Wege einer neuen Enteignung, sondern 
ist eine Folge der alten Enteignung und musste in dem über diese er- 
öffneten Verfahi'en verlangt werden. Dies ist hier auch geschehen, aber 
das Begehren der Kl. ist im Enteignungsverfahren abgewiesen worden. 
Damach erübrigte ihr nur der Rechtsweg, um ihren Anspruch aus § 9 
zur Anerkennung zu bringen : das Enteignungsverfahren war ab- 
geschlossen. . 

5* 
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Abhandlungen. 



1. 

Das Frachtreeht and Eisenbalmfraehtreclit 
des Entwurfes eines Han4elsgesetzbac]ies. 

Von Dr. jar. Max Mittel8tein, 

Oberlandesgerichtsrath in Hamburg. 

Der Entwurf eines Handelsgesetzbuches enthält keine radikale Umgestal- 
tung des geltenden Handelsrechts, aber zahlreiche mehr oder minder wichtige 
Punkte sind geändert worden. Dies gilt auch für das Fracht- und Eisen- 
bahnfrachtrecht. Während das Handelsgesetzbuch im fünften Titel des vierten 
Buches »Von dem Frachtgeschäft" in zwei Abschnitten handelt, von denen der erste 
mit „Vom Frachtgeschäft überhaupt" (Art. 390 — 421), der zweite mit „Von dem 
Frachtgeschäft der Eisenbahnen" (Art. 422 — 431) überschrieben ist, befasst sich 
der Entwurf mit dieser Materie in zwei Titeln des dritten Buches: dem sechsten 
Titel „Frachtgeschäft" (§§399—426) und dem siebenten Titel „Be- 
förderung von Gütern und Personen auf den Eisenbahnen" (§§427 
bis 446). Der Entwurf gestaltet somit das Eisenbahnfrachtrecht selbständiger: 
während nach Art. 421 die Bestimmungen des ersten Abschnittes in den Art. 
390 — 420 auch für die Eisenbahnen gelten und „femer" die Bestimmungen 
des zweiten Abschnittes (Art. 422 ff.) zur Anwendung kommen, verfügt der 
§ 428, dass die Vorschriften des sechsten Titels nur soweit Anwendung leiden, 
als nicht im siebenten Titel und in der Eisenbahnverkehrsordnung ein Anderes 
bestimmt ist. Enthalten somit die §§ 399 — 426 manche Rechtssätze, welche 
keine direkten Beziehungen zum Eisenbahnfrachtrecht haben, so ist doch die Aus- 
scheidung einzelner Paragraphen oder Theile solcher selbst in dieser dem 
Eisenbahnrecht gewidmeten Zeitschrift wenig angebracht, weil ohne Würdigung 
des allgemeinen Frachtreclits das richtige Verständniss des Eisenbahnfrachtrechts 
wesentlich erschwert würde. Hinzu kommt, dass gerade eisenbahnfrachtrechtlicbe 
Bestimmungen, namentlich solche des Bemer Internationalen, üebereinkommens 
(im folgenden B. I. ü. citirt), von massgebendem Einfluss auf zahlreiche Para- 
graphen des allgemeinen Frachtrechts gewesen sind. 

A. Frachtgeschäft (§§ 899—426). 

Dass die §§ 399 — 426 für die Eisenbahnen nur beschränkte Geltung 
haben, ist schon bemerkt. Von ihnen gänzlich unberührt bleibt das Binnen- 
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Schiffahrtsgesetz. Weil sein § 26 aber auf eine Reihe von Artikeln des 
Handelsgesetzbuchs verweist, von denen manche im Entwürfe geändert sind, 
so wird sich eine Novelle zum Binnenschiffahrtsgesetze nicht vermeiden lassen. 
Dass der Entwurf von einer Regelung des gesammten Transportrechtes ab- 
gesehen hat, kann nur gebilligt werden, denn die gesetzgeberischen Aufgaben 
der Gegenwart sind so ungeheuere, dass die Beschränkung auf das Noth- 
wendigste im allseitigen Interesse liegt. Auch bei dieser Auffassung der Be- 
arbeitung des Frachtrechts war noch immer Manches zu ändern und zu neuem, 
wie sich bei der folgenden Erörterung der einzelnen Paragraphen zeigen wird. 

§ 399 (Art. 390). 

Die Definition des Begriffes ,Frachtführer* ist sachlich ungeändert ge- 
blieben. Dass der Entwurf den Ton auf die Uebernahme der Ausführung 
der Beförderung statt, wie im Art. 390, auf die Ausführung legt, kann als 
redaktionelle Verbesserung anerkannt werden (vgl. Entsch. des Reichsgerichts 
XXV. S. 112). 

§ 400 (Art. 391, 392). 

Der Absatz 1 des Art. 391 ist gestrichen, weil sich „von selbst er- 
gebend" (s. auchRieszer, Zur Revision des HGB., S. 87). Immerhin enthält 
er eine gesetzliche Feststellung, welche man, da sie die Mögliclikeit jeglichen 
Zweifels abschneidet und grundlegende Normen klar fixirt, doch ungern vermisst. 

Wie der Frachtführer vom Absender den Frachtbrief verlangen kann, 
sollte der Absender verlangen dürfen, dass der Frachtführer ihm eine 
Abschrift des Frachtbriefes unterzeichnet. Es kann der Begründung 
S. 257 zugegeben werden, dass ein Bedürfniss nach eigentlichen Frachtbrief- 
dnplikaten im Sinne des Eisenbahnfrachtrechts (vgl. § 429) hier nicht besteht. Der 
Absender hat aber ein Interesse daran, über den Inlialt des Frachtbriefes ein 
schriftliches Zeugniss des Frachtführers als Beweisstück in die Hände zu be- 
kommen, und das um so mehr, wenn der gleich zu besprechende Absatz 3 
des § 400 Gesetz werden sollte. 

Der vom Inhalt des Frachtbriefes handelnde Absatz 2 des § 400 
beginnt mit den Worten: „Der Frachtbrief soll enthalten". Damit hat am 
Art. 392, welcher sagt: „der Frachtbrief enthält", sachlich nichts geändert, 
also nur gesagt werden sollen, dass der Frachtführer verlangen kann, 
dass der Frachtbrief allen Ziffern des § 400 gerecht wird. Die neue 
Fassung mit „soll enthalten" könnte aber dahin missverstanden werden, dass 
der volle Inhalt des § 400 obligatorisch ist. Da auch das B. I. U. Art. 6 
sagt „enthält" (contiendra) , so wird es richtiger bei der bisherigen Fassung 
des HGB. sein Bewenden haben. 

Die einzelnen Ziffern des § 400 sind gegenüber dem Art. 392 ver- 
mehrt und neu geordnet, beides im Anschluss an B. I. U. Art. 6 (Eisenbahn- 
V. 0. § 51), was nur zu billigen ist. Der Frachtführer kann daher namentlich 
die Unterschrift des Absenders verlangen, muss sich aber — was das Inter- 
esse des Grossverkehrs erheischt — mit einer im Wege mechanischer Ver- 
vielfältigung hergestellten Unterschrift begnügen. 
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Bedenken mnss dagegen der Absatz 3 des § 400 wecken, wonach der 
Absender für die Richtigkeit und die Vollständigkeit der in den 
Frachtbrief aufgenommenen Angaben haften soll. Zwar liegt dem 
Spezialfall des Art. 393 derselbe Satz zu Grunde, in seiner Allgemeinheit war 
er aber dem Handelsgesetzbuch (s. Entsch. des Reichsgerichts XV S. 151 ; HGB. 
Ai-t. 564) ebenso fremd wie dem BinnenschifFahrtsgesetz (s. dessen § 45). 
Der Entwurf hat ihn aus dem B. I. ü. Art. 7 Abs. 1 (Eisenbahn- V. 0. § 53 
Abs. 1) übernommen. Aus der Verpflichtung des Absenders, einen dem Gesetz 
entsprechenden Frachtbrief auszustellen, folgt aber zunächst doch nur, dass 
er hierbei mit der durch das Vertragsverhältniss gebotenen gehörigen Sorg- 
falt zu verfaliren hat, nicht aber, dass er schlechthin für die Richtigkeit und 
Vollständigkeit aller Angaben aufkommen muss. Hinzu kommt, dass der 
Frachtbrief keinen obligatorischen Inhalt hat, sondern der Frachtführer nur 
gewisse Angaben verlangen kann. Dieser ist daher geradezu verpflichtet, den 
Frachtbrief auf seine Vollständigkeit und Richtigkeit zu prüfen. Die Haupt- 
schwierigkeit wird stets die Bezeichnung des Gutes nach Beschaffenheit, Menge 
und Merkzeichen abgeben. Die Menge und die Merkzeichen werden sich 
regelmässig kontroliren lassen, die Beschaffenheit des Gutes nicht stets. Der 
Absender wird sie aber auch nicht immer sicher kennen, er wird sich oft — 
z. B. als Spediteur — auf die ihm gemachten Angaben verlassen müssen. 
Es erscheint daher als eine Härte, wenn er schlechthin für alle Angaben 
haften soll. 

8 401 (Art. 393). 

An der durch Art. 393 statuirten absoluten Haftung des Absenders für 
bestimmte Begleitpapiere ist dagegen festzuhalten. Dass der § 401 diesen 
Satz auf Begleitpapiere, welche zur Erfüllung von Polizeivorschriften er- 
forderlich sind, ausgedehnt hat, ist zu billigen. 

8 402 (Art 394). 

Der geltende Artikel 394 ist im Anscliluss an B. I. IT. Art. 18 (vgl. auch 
Binnensclüffahrtsgesetz § 42 Abs. 2 und § 70 Abs. 1 und 2) genauer gefasst. 
Im Uebrigen soll es — wie bisher — bei dem bürgerlichen Recht sein Be- 
wenden behalten. Dass der Hinweis auf den Ortsgebrauch im § 402 bei- 
behalten ist, während das Binnenschiffahrtsgesetz ihn beseitigt hat, kann nur 
gebilligt werden. 

8 403 (Art 395, 397). 

Der Grundsatz der strengen Haftung des Frachtführers ex recepto ist 
schon bei der Berathung des Binnenschiffahrtsgesetzes gefallen. Der Hinweis 
des Regierungs Vertreters, dass dieser Grundsatz das Frachtrecht allgemein 
beherrsche, hinderte die Reichstagskommission nicht, schon bei der gegebenen 
Gelegenheit dem als billig erkannten Prinzipe zu entsprechen (vgl. Mittelstein, 
Binnensclüffahrtsgesetz S. 127). Regierungsseitig sind denn auch keine weiteren 
Bedenken dagegen erhoben, dass der § 58 des Binnenschiffahrtsgesetzes be- 
stimmt: der Frachtführer haftet nur für die von ihm zu beweisende 
Sorgfalt eines ordentlichen Frachtführers. Nachdem dieser Grundsatz 
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einmal anerkannt war, mnsste anch der Entwarf des Handelsgesetzbuches ihn 
proklamiren, was im § 403 — jedoch mit Ausschluss des Eisenbahnfrachtrechtes, 
s. § 430 — geschehen ist. Diese Neuerung wird von zalüreichen Kreisen 
als wesentlicher Fortschritt begrüsst werden, denn der bisherige Rechtszustand 
macht den Frachtführer zum Garanten von Gefahren, welche er nicht abwenden 
kann. Nicht glücklich ist aber die Fassung, in welche der Absatz 1 des 
§ 403 die neue Norm gekleidet hat! Die Begründung S. 259 stellt ausser 
jeden Zweifel, dass der § 403, wie geradezu nothwendig ist, auch darin dem 
§ 58 des Binnenschiffahrtsgesetzes folgen will, dass der Frachtführer sich 
zu exkulpiren hat. Das ist aber mit der Wendung „es sei denn, dass der 
Verlust etc. auf Umständen beruht, die durch die Sorgfalt eines ordentlichen 
Frachtführers nicht abgewendet werden konnten** nicht genügend klar zum 
Ausdruck gebracht. Es wäre doch nichts einfacher, als den Wortlaut des 
§ 58 des Binnenschiffahrtsgesetzes zu wiederhol,en. Wenn zwei verschiedene 
Gesetze eine identische Vorschrift haben, so sollte es selbstverständlich sein, 
dass diese auch identisch gefasst werden, es sei denn, dass die ältere 
mangelhaft ist. Das wollen aber doch die Redaktoren des Entwurfes nicht 
behaupten!? 

Der Absatz 2 des § 403 entspricht dem geltenden Recht (Art. 396 
Abs. 2, Art. 608; Binnensch. Ges. § 68 Abs. 4). Neu ist, dass ausser den 
Kostbarkeiten noch die Kunstgegenstände genannt werden, und dass die 
Deklaration bei der Uebergabe zu geschehen hat. Es empfiehlt sich, beide 
Einschiebsel wieder zu streichen! Wird die Deklaration erst nach der Ueber- 
gabe gemacht, besteht aber noch der Status quo, so rechtfertigt nichts den 
Ausschluss der gewöhnlichen Haftung des Frachtführers (vgl. Staub zu Art. 
395 § 16). Und ,Kun8tgegenstände* verdienen nur dann eine bevorzugte Be- 
handlung, wenn sie als , Kostbarkeiten* (vgl. dazu Entsch. des Reichsgerichts 
Xin S. 38) anzusehen sind, so dass diese Kategorie schon genügt. 

§ 404 (Art. 396). 

Während nach Art. 396 für die Ersatzleistung der Werth zu Grunde zu 
legen ist, welchen Gut derselben Art und Beschaffenheit am Ort der Ab- 
lieferung zu der Zeit hatte, in welcher es abzuliefern war, soll nach dem 
Entwurf der Werth genommen werden, welchen Gut derselben Art und Be- 
schaffenheit am Ort der Absendung in dem Zeitpunkte der Annahme zur 
Beförderung hatte. Den Anlass zu dieser Neuerung haben nicht etwa schlechte 
Erfahrungen mit der Berechnungsmethode des Artikels 396 — welcher noch 
kürzlich im Binnenschiffahrtsgesetz einfach wiederholt ist! — gegeben, sondern 
offenbar wieder die Rücksichtnahme auf das B. I. U. Art. 34. Dieser Artikel 
ist aber ein Kompromissartikel; der deutsche Entwurf hatte gerade die An- 
erkennung der Grundsätze des Art. 396 HGB. proponirt! (s. Eger, Internat. 
Eisenbahnfrachtrecht S. 600). Gegen die Maassgeblichkeit des Ablieferungs- 
ortes hat dann allerdings der Verein Deutscher Eisenbahn -Verwaltungen mit 
Erfolg geltend gemacht, dass die Versandtbahn nicht in der Lage sei, den 
Werth des Gutes bei der Ablieferung zu kennen, mithin auch weder den Um- 
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fang ihrer Haftung noch das Maass der von ihr anzuwendenden Sicherungs- 
maassregeln zu beurtheilen vermöge (s. Eger a. a. 0. S. 602). Dagegen läset 
sich jedoch geltend machen, dass spätere Bahnen, welche das Gut von der 
Versandtbahn übernehmen, nicht den Werth desselben am Versandtorte kennen, 
und dass nicht nur die Versandtbahn, sondern auch diejenige Bahn belangt 
werden kann, welche daa Gut zuletzt übernommen hat (B. I. ü. Art. 27). Die 
deutsche Eisenbahn- Verkehrsordnung § 80 hat denn auch den Grundsatz des 
Art. 396 HGB. einfach beibehalten. Dass aus diesem Zwiespalt des inter- 
nationalen und nationalen Eisenbahnrechtes Unzuträglichkeiten erwachsen 
wären, dafür liegt nichts vor. Um so weniger ist dann ein Anlass gegeben, 
einen bewährten Grundsatz des deutschen Frachtrechts zu opfern, welcher 
vielleicht noch bei einer Revision des B. I. ü. in dasselbe eindringen kann! 

Man sollte daher bei der Fassung des Artikels 396 bleiben. 
Eine redaktionelle Verbesserung ist aber der neue Eingang des § 404: „Muss 
auf Grund des Frachtvertrages", sowie — im Anschluss an B. I. ü. Art. 34 
— die Hervorhebung etwaiger Ersparnisse an der Fracht. Auch dagegen 
lässt sich nichts einwenden, dass nicht nur im Falle einer böslichen Handlungs- 
weise, sondern — dem B. I. U. Art. 41 entsprechend — schon bei grober 
Fahrlässigkeit voller Schadensersatz soll gefordert werden dürfen. (Ebenso 
Rieszer S. 88.) 

Sollte übrigens die neue Fassung des § 404 beliebt werden, so dürfte 
sein Absatz 2 jedenfalls nicht genügen. Die Begründung S. 260 bemerkt, 
dass im Gesetze nicht näher bestimmt zu werden brauche, wie auf der Grund- 
lage des Absatzes 1 die Werthsminderung zu berechnen sei. Es wird dann 
aber als unrichtig zurückgewiesen, wenn man von dem Werth des un- 
beschädigten Guts am Absendungsorte einfach den ermittelten Verkaufswerth 
abziehen und die sich alsdann ergebende Differenz als Ersatzsumme an- 
nehmen würde. Gerade so aber rechnen z. B. Eger und Rosenthal für B. 
I. U. Art. 37! Es würde daher richtiger in den Absatz 2 die Berechnungs- 
methode aufzunehmen sein. 

§ 405 (Art. 400). 

Die Einschränkung der Haftung des Frachtführers im § 403 hat zur 
Folge gehabt, dass auch die Haftung für seine Leute im § 405 auf schuld- 
volle Handlungen eingeschränkt ist. Prinzipiell ist aber der Boden des Art. 
405 nicht verlassen. Insbesondere ist auch dessen Sprachgebrauch: „Leute 
und andere Personen, deren er sich bei Ausführung der Beförderung bedient" 
beibehalten, was sich schon wegen des entsprechenden B. I. U. Art. 29 empfiehlt. 

§ 406 (Art 401). 

Der Absatz 1 des § 406 ist eine verbesserte Fassung von Art. 401 
Abs. 1. Da die hier gemeinten Unterfrachtführer Leute des Frachtführers im 
Sinne des § 405 sind, so könnte der Absatz 1 gestrichen werden. Alsdann 
würde es sich empfehlen, den Absatz 2, welcher in Anlehnung an B. I. U. 
Art. 27 Abs. 2 präciser redigirt ist, mit den Worten: „Jeder Unterfracht- 
führer" u. s. w. einzuleiten. 
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Nen ist der Absatz 3, welcher den Rückgriff der verschiedenen 
Frachtführer im Anschluss an die in den Artikeln 47 — 49 B. I. ü. aufgestellten 
Normen regelt. Das kann nur gebilligt werden, weil der § 420 des B. G. B. 
nicht ausreicht. Die Fassung des Entwurfes dürfte aber nicht genügen; ins- 
besondere erscheint der Verweis auf den § 403 nicht zutreffend, denn darnach 
haltet der Frachtführer schon dann, wenn ihm die Exkulpation nicht gelingt. 
Es empfiehlt sich daher etwa folgende Redaktion: „Frachtführer und Unter- 
frachtführer haben unter einander den Schaden gemeinsam zu tragen im Ver- 
hältnisse ihrer Antheile an der Fracht, doch kann sich jeder durch den Be- 
weis befreien, dass der Schaden nicht auf seiner Beförderungsstrecke entstanden 
ist Wer den Schaden verschuldet hat, haftet für ihn zum Vollen. Haben 
mehrere den Schaden verschuldet, so haftet jeder für den von ihm verschul- 
deten Schaden, im Zweifel aber im Verhältniss seines Frachtantheüs. ^ 

§ 407 (Art. 402). 

Der § 407 ist im Anschluss an B. I. ü. Art. 16 neu redigirt. Anzuer- 
kennen ist namentlich, dass die beiden Fälle, in denen das Verfügungsrecht 
des Absenders erlischt, nicht — wie früher in den Art. 402 und 405 — ge- 
trennt, sondern neben einander gestellt sind. Den Satz 2 des Absatzes 2 
sollte man aber lieber mit den Worten des B. I. ü. Art. 15 Abs. 4 „Ist dies 
geschehen*' einleiten. Die Anlehnung an einen für gut befundenen Text ist 
immer neuen Varianten vorzuziehen, sollten sie auch wirklich noch ein bischen 
besser klingen! Dem Art. 15 Abs. 8 B. I. ü. ist femer der Satz 2 Abs. 1: 
,Die Mehrkosten,, die durch eine solche Verfügung entstehen, sind dem Fracht- 
führer zu erstatten** entnommen, während der weitere Passus des B. I. ü., 
,das8 dies lücht der Fall ist, wenn der Frachtführer die Verfügung ver- 
schuldet hatte, als selbstverständlich im § 407 weggelassen ist. Aber auch 
der aufgenommene Passus ergiebt sich aus allgemeinen Rechtsnormen! Des- 
halb wiederhole man die Vorschrift des B. I. ü. ganz oder lasse sie ganz fort! 

§ 408 (Art 404). 

Der § 408 entspricht dem Art. 404. Statt „der im Frachtbrief bezeich- 
Mte Empfänger** ist besser allgemein „Empfänger** gesagt. 

§ 409 (Art. 405). 

Nach dem bisherigen Recht kann der Empfänger die durch den Fracht- 
vertrag begründeten Rechte geltend machen „nach Ankunft des Fracht- 
führers am Ort der Ablieferung**, wofür der § 409 sagt: „nach der An- 
kunft des Gutes am Orte der Ablieferung**. Dass die bisherige Fassung 
keine zutreffende ist, wird ziemlich allgemein anerkannt. Mit Recht wird 
angenommen, dass damit der Zeitpunkt gemeint ist, an welchem das Chit 
angekommen ist oder hätte ankommen sollen. Die neue Wendung des § 409 
ist dem Art. 16 Abs. 2 des B. I. ü. entnommen, wo es jedoch etwas ab- 
weiehend heisst: „nach Ankunft des Gutes am Bestimmungsorte**. Der Ent- 
warf glaubt sich (s. Begr. S. 263 ob.) in voller Uebereinsümmung mit dem 
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B. I. U., wenn er „Ankunft des Gutes** wörtlich nimmt, weshalb — abweichend 
vom geltenden Handelsrechte — der Empfänger im Falle des Verlustes des 
Gutes unterwegs keinen selbständigen Ersatzanspruch gegen den Frachtführer 
habe, sondern sich, wenn er gegen den Frachtführer vorgehen wolle, die 
Rechte des Absenders aus dem Frachtvertrage abtreten lassen müsse. Nun 
ist es aber — und dessen scheinen sich die Redaktoren des Entwurfes nicht 
genügend bewusst gewesen zu sein — sehr streitig, wie „Ankunft des Gutes* 
in B. I. U. Art. 16 zu verstehen ist. Von den Kommentatoren erklärt sich 
nur Gerstner S. 261, 267 für die wörtliche Auslegung. Dagegen vertreten 
Eger S. 313 und Rosenthal S. 141, 151 mit Entschiedenheit die Auifassung, 
dasB das B. I. ü. nichts anderes habe bestimmen wollen, als was der Art. 405 
nach herrschender Ansicht besagen soll. Derselben Meinung ist offenbar auch 
Schwab, wenn er S. 201 bemerkt, dass der Abs. 2 des Art. 16 im Princip 
mit Art. 405 übereinstimmen. Bei den Berathungen des B. I. TJ. ist dieser 
Punkt nicht zur Sprache gekommen. Die Fassung rührt aus dem deutschen 
Entwürfe her. Dass dieser das Princip des deutschen Rechts hat aufgeben 
wollen, ist nicht anzunehmen, wolü aber, dass er versucht hat, dem ungenügen- 
den Ausdruck des H. G. B. einen passenderen zu substituiren. Wünschena- 
werth ist jedenfaUs, dass das H. G. B. und das B. I. ü. übereinstimmen. Des- 
halb möge der Vorschlag des Entwurfs adoptirt werden, aber nicht mit der 
gegebenen Begründung, sondern mit der, dass es sich um eine offene Inter- 
pretationsfrage handele, welche für beide Gesetze einheitlich zu lösen sei. 
Eine andere Neuerung des § 409 ist die, dass der Empfänger die durch 
den Frachtvertrag begründeten Rechte gegen Erfüllung der sich daraus 
ergebenden Verpflichtungen soll geltend machen dürfen, während er nach 
Art. 405 die Verpflichtungen, wie sie der Frachtbrief ergiebt, zu erfüllen 
hat. Dies hat der Entwurf deshalb geändert, weil es nicht mit den Vor- 
schriften des Artikels 409 zu vereinigen sei, nach welchen der Frachtführer 
wegen aller durch den Frachtvertrag begründeten Forderungen ein Pfandrecht 
an dem Gute habe. Dieser legislatorische Grund trifft nicht zu. Es konkurrirt 
eben mit der persönlichen Belastung des Empfängers durch die aus dem 
Frachtbrief sich ergebenden Verpflichtungen die dingliche Belastung des Guts 
durch das Pfandrecht. Während erstere Verpflichtungen nur durch Erfüllung 
getilgt werden können, genügt zur Beseitigung des Pfandrechts schon Sicher- 
heitsleistung (vgl. Schott S. 406 — 407). Wohl aber ist darauf hinzuweisen, 
dass das B. I. U. Art. 16 Abs. 2 die vom § 409 vorgeschlagene Fassung 
enthält. Ob solchem Vorgange ohne Weiteres auch für das H. G. B. zu folgen 
wäre, muss Zweifeln begegnen, weil diese Vorschrift des B. I. U. dadurch 
verdunkelt wird, dass in den Art. 16 Abs. 1 und Art. 17 von der Bezahlung 
der „im Frachtbrief ersichtlich gemachten Beträge" gesprochen wird (vgl. 
Eger S. 302 — 303). Diese Wendung findet sich auch im 

§ 410 (Art. 406), 

was die Begründung mit der Erwägung zu rechtfertigen sucht, dass es sich 
im § 409 um das Recht des Empfängers auf Auslieferung des Gutes und die 
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dafür von ihm zu gewährende Gegenleistung, im § 410 aber nm eine dnrch 
Annahme des Frachtbriefs begründete selbständige Verpflichtung des Empfängers 
handele. Warum die Verpflichtungen des Empfängers in dem einen und an- 
deren Falle verschieden sein sollten, ist nicht erfindlich. Nach dem geltenden 
Handelsgesetzbuch sind sie es nicht, denn sowohl nach Art. 405 wie nach 
Art. 406 hat der Empfänger die Verpflichtungen, welche der Frachtbrief 
eigiebt, zu erfüllen. Es sollten daher die §§ 409 und 410 in diesem 
Punkte wörtlich übereinstimmen. Dabei wird man sich aber doch — 
abweichend vom Handelsgesetzbuch — zu Gunsten der Verpflichtungen, wie sie 
der Frachtvertrag ergibt, zu entscheiden haben, denn wenn der Empfänger 
dessen Erfüllung fordert resp. acceptirt, wird er sich auch nicht den sich aus 
diesem Vertrag ergebenden Verpflichtungen entziehen dürfen. 

§ 411 (Art 407). 

Der Artikel 407 ist durch neue Vorschriften ersetzt. Soweit er sich 
mit der Feststellung des Zustandes der Frachtgüter befasst, wird die Novelle 
rnr Civilprozessordnung im § 449 a Bestimmungen treifen. Der neue § 411 
ist dem Binnenschiffahrtsgesetz § 52 Abs. 2 u. 3 (vgl. B. I. ü. Art. 24 Abs. 1) 
nachgebildet, regelt weiter aber auch den Fall, dass das Gut dem Verderb 
ausgesetzt ist. Hierbei wird auf § 344 Abs. 2 — 4 verwiesen, doch treffen 
die Absätze 3 und 4 nicht recht zu. 

§ 412 (Art. 408). 

Der Grundsatz des Art. 408 Abs. 1, dass durch Annahme des Guts und 
Zahlung der Fracht jeder Anspruch gegen den Frachtführer erlischt, ist im 
Absatz 1 des § 412 aufrecht erhalten, jedoch durch Hervorhebung der „sonst 
auf dem Gute haftenden Forderungen*, sowie des Umstandes, dass es sich 
nur um alle Ansprüche „aus dem Frachtverträge** handelt (vgl. B. I. ü. Art. 44 
Abs. 1) sachgemäss präcisirt worden. 

Dem Vorgange des Binnenschiffahrtsgesetzes § 61 entsprechend sind aber 
mit Eecht von dieser strengen Regel Ausnahmen zugelassen, soweit es sich 
um Beschädigung oder Minderung des Gutes handelt. Statt „Minderung** 
sollte der Ausdruck „theilweiser Verlust**, welchen H. G. B. Art. 610 und 
Binnenschiffahrtsgesetz § 61 haben, beibehalten werden. Solche Beschädigung 
oder Minderung wird bald äusserlich erkennbar sein, bald nicht. Diese 
beiden Eventualitäten hat das Binnenschiffahrtsgesetz gesondert in den Ab- 
sätzen 1 und 2 des § 61 behandelt. 

Hiervon ist der § 412 abgewichen, indem er im Absatz 2 allgemein 
bestimmt, dass Beschädigungen oder Minderungen, welche vor der Annahme 
durch Beweisaufnahme zur Sicherung des Beweises festgestellt sind, nicht dem 
Präjudiz des Absatzes 1 unterfallen. Dasselbe ergibt sich auch nach dem 
Binnenschiffahrtsgesetz, dessen Formulirung aber vorzuziehen sein dürfte, weil 
es insofern zu Gunstei^ des Empfängers weiter geht, als es zur Reservirung 
der Ansprüche wegen äusserlich erkennbarer Verluste und Schäden nicht 
deren Feststellung durch die Beweisaufnahme, sondern nur die des Zustandes 
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des Gates im Allgemeinen verlangt, was namentlich dann von Bedeutung wird, 
wenn die Untersuchung des Guts wegen des Ortes oder der Art seiner Lage- 
rung besondere Schwierigkeiten bereitet. 

Der Absatz 3 des § 412 erfordert für die Erhaltung nachträglich ent- 
deckter äusserlich nicht erkennbarer Mängel die unverzügliche Beantragung 
ihrer Fesstellung durch das Gericht, entsprechend dem Art. 408 Abs. 2. Hier- 
von weicht das Binnenschiffahrtsgesetz insofern ab, als es diese Möglichkeit, 
solche Anträge bis zur Grenze der Verjährung zu steDen, zeitlich be- 
schränkt und zwar auf die Frist von einer Woche nach der Abnahme. Die 
Begründung bestreitet, dass für die Verallgemeinerung dieser Bestimmung ein 
Bedürfniss besteht. Da aber auch das B. I. U. Art. 44 Nr. 4 dieselbe Frist 
und die Eisenbahnverkehrsordnung § 90 Nr. 4 eine solche von vier Wochen 
hat, so ist nicht abzusehen, warum nicht auch den sonstigen Frachtführern, 
welche das gleiche Interesse haben, baldmöglichst gegen Reklamationen ge- 
schützt zu sein, solche Wohlthat gewährt werden soll. Die Frist von vier 
Wochen — welche auch regierungsseitig für das Binnenschiffahrtsgesetz vor- 
geschlagen war — dürfte eine geeignete sein. — Der Schlusssatz des Ab- 
satzes 3 ist praktisch. 

Nach Absatz 4 kann sich der Frachtführer nicht auf „diese Vorschriften" 
berufen, wenn er den Schaden durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit her- 
beigeführt hat. Der verwandte Absatz 4 des Binnenschiffahrtsgesetzes § 61, 
sowie H. G. B. Art. 610 Abs. 2 beziehen sich nur auf Ansprüche wegen theil- 
weisen Verlustes und Beschädigung. Der Entwurf meint aber, wie der Hin- 
weis der Begründung auf B. I. ü. Art. 44 Nr. 1 und Eisenbahn-V. 0. § 90 
Nr. 1 zeigt, Ansprüche aller Art. Es empfiehlt sich daher, statt „diese Vor- 
schriften** lieber „den § 412** zu sagen. 

§ 413 (Art. 408 Ab8. 3). 

Ebenso wie der Art. 408 verweist der § 413 wegen der Verjährung 
auf die für den Spediteur gegebenen Vorschriften. Diese, welche jetzt in neuer 
Fassung im § 388 enthalten sind, geben zu Bedenken keinen Anlass. Nur 
die „entsprechende Anwendung** des § 388 ist insofern geeignet, Zweifel zu 
erregen, als in dessen Absatz 3 nur vom Versender gesprochen wird (was der 
Art. 386 besser vermeidet), für das Frachtrecht aber dem Absender der 
Empfänger in den Fällen der §§ 409, 410 gleich zu steUen ist. 
(Schluss folgt im nächsten Heft.) 
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Bie Arbeltersehntzgesetzgebung und die Elsenbahnunternehmangen. 

Von Dr. W. Zeller, 

Ober-Rechnnngsratli in Darmstadt. 

(Schluss.)^ 

Bei j Bauten" ist nach der Wortfassung die Beschäftigung Yon Arbeitern 
an Sonn- und Festtagen im weitesten Umfang verboten. Es gehören hierher 
alle Arbeiten, die zur Errichtung, zur Reparatur oder Instandhaltung von 
Hoch- oder Tiefbauten dienen, so auch die Eisenbahnbauten. Insbesondere 
kommen auch die s. g. Regiebauten in Betracht, welche z. B. ein Eisenbahn- 
Unternehmer für Zwecke seines Betriebs aufführen lässt*). Alle diese Fälle 
fallen unter § 105 b., und es geht auch die Verwaltungspraxis der einzelnen 
Bundesstaaten darin aus, dass § 105 b. Abs. 1 auch für die Regiebauten der 
Staatseisenbahnen und andere staatliche Regiebauten gilt^). Alle Bauten von 
Eisenbahuntemehmem werden sonach dem § 105b. unterstehen, insofern sie 
nicht, wie die regelmässige Unterhaltung des Bahnkörpers ihrem Zwecke nach 
unmittelbar dem Verkehr dienen, soweit als Verrichtungen des Verkehrs- 
gewerbes nach § 105 1 Abs. 2 ausgenommen sind. Es findet daher § 105 b 
insbesondere -auch Anwendung auf die Neubauten von Bahnanlagen, Stations- 
gebäuden u. s. w. *). 

§ 105 c. enthält die Ausnahmen von dem gesetzlichen Verbote. Schlechthin 
(ohne besondere Erlaubniss) sind ausgenommen : In Nothfällen (z. B. wenn mit 
einem Eingreifen ohne wesentlichen Schaden nicht bis zum nächsten Werktage 
gewartet werden kann), oder im öffentlichen Interesse (z. B. Bauarbeiten, 
Arbeiten an Wasser-, Gas- und Elektricitätswerken) unverzüglich vorzu- 
nehmenden Arbeiten; ferner: gesetzlich vorgeschriebene Inventuren für einen 
Sonntag, die Bewachung von Betriebsanlagen (Wächterdienst), Reinigungs-, 
Instandhaltungs- Arbeiten zum Zweck des regelmässigen Betriebsfortganges 
(Reinigung und Instandhaltung der zum Fabrik- und Werkstättenbetrieb 
dienenden Räumlichkeiten, Einrichtungen, Apparate, Maschinen und Werkzeuge; 
Ausbesserung von Schäden); Entladen und Beladen von Eisenbahnzügen bei 
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besonderen Betrieben), alle Arbeiten zur Wiederanfnahme des vollen werk- 
tätigen Betriebs (z. B. Anfeuern der Öfen in Fabriken), Arbeiten zur Ver- 
hütung des Verderbens von Kohstoffen und des Misslingens von Arbeitser- 
zeugnissen, sowie die Beaufsichtigung des Betriebs in den vorgenannten Aus- 
nahmefällen. Eine wirksame Kontrole der Beschränkung der Sonntagsarbeit 
auf jene Arten von Arbeiten bietet die obligatorisch vorgeschriebene Anlegung 
eines Verzeichnisses der Arbeiter und der Beschäftigungsstunden und die Auf- 
sicht der Ortspolizeibehörden (§ 106 c. Abs. 2). Sofern jene Verrichtungen 
länger als 3 Stunden dauern oder die Arbeiter am Besuche des Gottesdienstes 
hindern, sind die Arbeiter entweder an jedem dritten Sonntage volle 36 Stunden 
oder an jedem zweiten Sonntage mindestens in der Zeit von 6 Uhr morgens 
bis 6 Uhr abends von der Arbeit frei zu lassen (§ 106 c Abs. 3). Ausnahmen 
kann die untere Verwaltungsbehörde gestatten, wenn die Arbeiter am Besuch 
des Gottesdienstes nicht gehindert werden und an Stelle des freien Sonntags 
eine 24sttindige Ruhezeit an einem Wochentage gewährt wird (§ 105 c. 
Abs. 2). 

Die weiteren Bestimmungen der §§ 105d. (Befugniss des Bundesrates 
zum Erlass von Ausnahmsbestimmungen für bestimmte Gewerbe, — Betriebe 
mit ununterbrochenem Feuer, Kampagne- und Saisonindustrieeu) berühren nicht 
das Gebiet der Eisenbahnuntemehmer, ebensowenig die mit Eücksicht auf das 
konsumirende Publikum oder die besondere Art der Betriebe von den Ver- 
waltungsbehörden zuzulassenden Ausnahmen (§ 105 e). Weiter trifft § 105 f. 
für den Fall Vorsorge, dass in einem einzelnen Betriebe Sonntagsarbeit noth- 
wendig wird. Die Bestimmung bezieht sich auf die Fälle des § 105 b. Abs. 1 
(Beschäftigung in Fabriken, Werkstätten, bei Bauten u. s. w.). Voraussetzung 
der Gestattung von Ausnahmen ist ein nicht vorherzusehendes Bedüfniss der 
Beschäftigung von Arbeitern an Sonn- und Festtagen zur Verhütung unver- 
hältniamässigen Schadens. Als hierher gehörige Fälle dürften anzusehen sein: 
plötzliche Erkrankung eines Theils der Arbeiter, Zerstörung der Wasserkraft, 
Unterbrechung des Betriebs durch eine Explosion u. s. w., Fälle, welche auch 
im Betriebe von Werkstätten und Anlagen der Eisenbahnen vorkommen können. 
In der Vorschrift, dass die Erlaubniss von der unteren Verwaltungsbehörde ge- 
geben werden muss und der Führung eines Verzeichnisses der Betriebsstätte, 
der gestatteten Arbeiten und der Zalil der Beschäftigten, liegt ein wirk- 
samer Schutz gegen weitgehende Ausnahmebewilligungen. Ausgenommen von 
der gesetzlichen Sonntagsruhe sind u. A. nach § 105 i. die Verkehrsgewerbe 
(Eisenbahnen, Pferdebahnen u. s. w.). Es ist hierbei zu beachten, dass, da 
nach § 6 die GG. auf den Gewerbebetrieb der Eisenbahnuntemehmungen keine 
Anwendung findet, die Befreiung des Eisenbahndienstes von den Vorschriften 
der §§ 105 a — g nicht erst durch § 105 begründet wurde. Nicht unter die 
Verkehrsgewerbe fallen die Hilfsbetriebe der Eisenbahnen, welche nicht un- 
mittelbar dem Verkehr dienen, die Eisenbahnwerksstätten und dergl. Auf sie 
finden z. B. 105a — g Anwendung, fiir das in den Werkstätten, Gusfabriken, 
Schwellenimprägnirungsanstalten u. s. w. beschäftigte Personal gilt das all- 
gemeine Gewerberecht. Das Transportgewerbe der Eisenbahnen fällt dagegen 
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nicht unter die GO. {% 6), weshalb auch der Vorbehalt des Abs. 2 § 105 i 
nicht für den Eisenbahndienst gilt. Die Reichsgesetzgebung (nach Art. 4 Ziff. 1 
Relclisyerf.) und die Landesgesetzgebung kann hier eingreifen. Eine Anregung 
gab seiner Zeit der Reichstag durch folgende Resolution: „den Herrn Reichs- 
kanzler zu ersuchen, behufs Förderung der Gewährung ausreichender Sonntags- 
ruhe beim Eisenbahndienst seine Vermittelung bei den verbündeten Regierungen 
eintreten zu lassen, insbes. dahin zu wirken, dass der Güterverkehr an Sonn- 
und Festtagen möglichst eingeschränkt werde)*)." Die Hülfsbetriebe der 
Eisenbahnen (Eisenbalinwerkstätten u. s. w.) unterliegen nicht dem § 105 h, 
sondern dem § 105 a — g. 

Nicht zum Verkehrsgewerbe, sondern zum Handelsgewerbe gehört der im 
ortlichen Bereiche von Bahnhöfen u. s. w. öfter im Interesse des Publikums 
geduldete Verkauf von Druckschriften, die Verkaufsautomaten u. s. w. Hier 
greifen die Bestimmungen über die Sonntagsruhe Platz, sofern nicht Aus- 
nahmen auf Grund des § 105 e bewilligt sind^. 

Überall, wo im Bereich^ eines verkehrsgewerblichen Eisenbahnbetriebs 
zum Zwecke der Gewinnung, Be- und Verarbeitung der den Betriebszwecken 
dienenden Gegenstände gesonderte Anstalten errichtet werden, unterliegen die 
darin beschäftigten Arbeiter weiter den allgemeinen Vorschriften über die 
Ausstellung der Zeugnisse (§ 113), die Auszahlung der Löhne (§ 115 — 119) 
und den Massnahmen für Sicherung gegen Gefahren für Leben und Gesundheit 
(§ 120 a). Die § 120 a fgde. gelten allerdings nicht für den eigentlichen Eisen- 
bahnbetrieb. Bezüglich der Eisenbahn-Maschinen- und Reparaturwerkstätten 
s. Erk. des RG. v. 30./12. 1882 (Vm, S. 149, Reger IV S. 5), welches 
die Frage, ob die Werkstätten zum Gewerbebetrieb der Eisenbahnuntemehmer 
gehören, offen lässt Die jetzt herrschende Auffassung unterwirft allgemein die 
Arbeiter in Eisenbahnwerkstätten u. s. w. den Schutzbestimmungen gegen Unfall- 
und Krankheitsgefahren (§§ 120 a f), und auch die grösseren Eisenbahnver- 
waltungen schliessen sich dieser Auffassung an (z. B. Bayr. Minist. Bek. vom 
12./4. 1892)*). An Stelle des früheren § 120 Abs. 3 GO. mit seiner aU- 
gemeinen Vorschrift sind 5 neue Gesetzesparagraphen (§§ 120 a, b, c, d, e) 
mit schärfer gefassten und veränderten Bestimmungen getreten. § 120 a ent- 
hält die ohne Rücksicht auf die besondere Gefährlichkeit des Betriebs in 
Beziehung auf Sicherheit und Gesundheit zu stellenden allgemeinen An- 
forderungen (Sorge für genügendes Licht, ausreichenden Luftraum und Luft- 
wechsel, Beseitigung von Staub, der Dünste, Gase und Abfälle; Schutzvor- 
schriften gegen Maschinen und Fabrikbrände, Sicherung gefahrlosen Betriebs). 
§ 120 b bezweckt den Schutz der Sittlichkeit (Trennung der Geschlechter, 
soweit nach der Natur des Betriebes möglich, getrennte Ankleide- und Wasch- 
räume), während § 120 c die Verpflichtung besonderer Rücksichtnahmen auf 
die jugendlichen Arbeiter aufrecht erhält. Was nach § 120a-^c von^ den 



*) W. Joel, Arbeiterschutzgesetz S. 50. v. Schicker, 1. c. S. 277. Abs. 4. 
•) B. V. Landmann 1. c. S. 767. Bezüglich der Automaten auf Bahnhöfen D. 0. 
des Sachs. Min. d. I. v. 14. Juli 1892. 

*) s. Landmann 1. c. S. 863. ^ 
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einzelnen Untemehmangen zu leisten ist, wird, solange nicht für bestimmte 
Arten von Anlagen durch den Bundesrat besondere Vorschriften erlassen sind 
(§ 120e), durch Polizeiverordnung festgestellt. Für die Werkstätten u. s. w. 
der Eisenbahnuntemehmer bestehen zum Schutze der Arbeiter Anordnungen 
der Oentralbehörden der Bundesstaaten, so z. B. gegen die Gefährdung beim 
Brandausbruch auf Grund einer vom Beichskanzler am l./l. 1889 gegebenen 
Anregung ^). Der Verhütung von Unfällen im Betrieb selbst begegnen zweck- 
mässige Anordnungen der Berufsgenossenschaften auf Ghund der §§ 78 ff. 
ü. V. Ges. In einigen Bundesstaaten sind die Baupolizeibehörden angewiesen, 
bei Neubauten und wesentlichen Reparaturen fabrikmässiger Anlagen vor Er- 
teilung der baupolizeilichen Genehmigung dem Gewerbeaufsichtsbeamten unter 
Mitteilung der Pläne Eenntniss zu geben, damit sich dieser über die etwa 
nach § 120 a — 120 c erforderlichen Baubedingungen äussern und die Bau- 
polizeibehörde bei ihrer Entschliessung auf die Einhaltung der hier aufge- 
stellten Grundsätze Bücksicht nehmen kann*). 

Auch die weiteren Vorschriften über die Verhältnisse der Gesellen und 
Gehülfen (unselbständige gewerbliche Arbeiter) finden bei allen gewerblichen 
Anlagen der Eisenbahnuntemehmungen Anwendung. So die Verpflichtung, den 
Anordnungen der Arbeitgeber Folge zu leisten (§ 121), die Grundsätze über 
die Kündigungsfristen (§ 122), die gesetzlich anerkannten Gründe der Ent- 
lassung ohne Innehaltung der Kündigungsfrist (§123) von Seiten der Arbeitgeber, 
die Befugniss der Arbeiter zum sofortigen Austritt (§ 124), wobei ausserdem 
§ 124 a die Möglichkeit der Lösung des Arbeitsverhältnisses bei vereinbarter 
längerer Kündigungsfrist vor Ablauf der vertragsmässigen Zeit und ohne Kündi- 
gungsfrist aus triftigen Gründen offen hält. Über den Entschädigungsanspruch im 
Falle des Vertragsbruchs bestimmt § 122b: „Hat ein Geselle oder Gehülfe 
rechtswidrig die Arbeit verlassen, so kann der Arbeitgeber als Entschädigung 
für den Tag des Vertragsbruchs und jeden folgenden Tag der Arbeitszeit, 
höchstens aber für eine Woche den Betrag des ortsüblichen Tagelohns (§ 8 
KV. Ges.) fordern. Diese Forderung ist an den Nachweis eines Schadens 
nicht gebunden. Durch ihre Geltendmachung wird der Anspruch auf Erfüllung 
des Vertrags und auf weiteren Schadensersatz ausgeschlossen. Dasselbe Kecht 
steht dem Gesellen oder Gehilfen gegen den Arbeitgeber zu, wenn er von 
diesem vor rechtmässiger Beendigung des Arbeitsverhältnisses entlassen worden 
ist." Im wesentlichen mit dem früheren § 125 GG. übereinstimmend, haftet 
der Arbeitgeber bei Verleitung eines Arbeiters zum Verlassen der Arbeit ohne 
Kücksicht auf dessen Ersatzpflicht neben diesen principiell für den ganzen 
Schaden. Der gleiche Gnindsatz gilt bei der Annahme und dem Behalten 
kontraktbrüchiger Arbeiter in Kenntniss der noch bestehenden Verpflichtung, 
sofern nicht seit der unrechtmässigen Lösung des Arbeitsverhältnisses bereits 
14 Tage verflossen sind. 

2) Für Arbeiterinnen in Fabriken (wohin die gewerblichen grösseren An- 
lagen der Eisenbahnuntemehmer gehören) gelten einschränkende Bestimmungen 



') s. Schenkel l. c. S. 336. *) s. Schenkel 1. c. S. 343. 
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fiber die Beschäftigung znr Nachtzeit und von Wöchnerinnen (§ 135, 138), 
sowie der Maximal -Arbeitstag von 11 Stunden für alle Arbeiterinnen unter 
16 Jahren (§ 137), wobei an den Vorabenden der Sonn- und Feiertage dieses 
liaximnm 10 Stunden beträgt. Hierbei ist eine Mittagspause von mindestens 
emer Stunde zu gewähren; Arbeiterinnen über 16 Jahren, welche ein Haus- 
wesen besorgen, werden auf ihren Antrag eine halbe Stunde vor der Mittags- 
pause entlassen, sofern diese nicht mindestens 1^/s Stunde beträgt. Zur 
Eontrole der Beschäftigung dient die Anzeige an die Ortspolizeibehörde u. s. w. 
(§ 138. Abs. 2). Nur für die sog. Kampagneindustrien und Saisonindustrien 
kann wegen ausserordentlicher Häufung der Arbeit Ausdehnung der Arbeits- 
zeit in gewissen Grenzen gestattet werden (§ 138 a). § 139 dehnt die Aus- 
nahmen zur Ausgleichung von Unterbrechungen des Betriebs, wie sie für 
jugendliche Arbeiter bestehen (§§ 135 Abs. 2, 3, 136 und 137 Abs. 1, 3), 
auch auf weibliche Arbeiter aus. Allgemeine dauernde Beschränkungen oder 
Dispensationen gegen Fabrikationszweige kann der Bundesrat anordnen. 

3) Die Schutzvorschriften zu Gunsten der jugendlichen Arbeiter 
sind teils auf Fabriken beschränkt, ausserdem nach den Altersklassen ver- 
schieden. Für alle Arbeiter unter 21 Jahren ist das obligatorische Arbeits- 
buch eingeführt (§§ 107 — 114), für Fabrikkinder zwischen 18 und 14 Jahren 
die Arbeitskarte. Für Arbeiter unter 18 Jahren gut das Verbot der An- 
leitung durch Bescholtene (§ 106), das Gebot der Rücksichtnahme auf Ge- 
sundheit, Sittlichkeit und den Fortbildungsunterricht (§ 120). Die Vorschriften 
über Arbeiter unter 16 Jahren gelten nur für Fabriken. Kinder unter 12 
Jahren dürfen in Fabriken gar nicht, solche von 12 — 14 Jahren höchstens 
sechs, jugendliche Arbeiter von 14 — 16 Jahren höchstens zehn Stunden be- 
schäftigt werden. Anderweite Beschränkungen beziehen sich auf die Tages- 
zeit der Arbeit, die Ruhepausen, den Ausschluss der Sonn- und Festtagsarbeit, 
die Gewährung der notwendigen Zeit für den Besuch von Schule und Kon- 
firmandenunterricht, die Anzeigepflicht der zu beschäftigenden jugendlichen 
Arbeiter, der Führung von Arbeitskarten (§§ 135—138). 

4) Besondere Vorschriften bestehen endlich zum Schutze der Lehrlinge 
un Fabrikbetrieb. Der früher herrschenden Unsicherheit ist durch Be- 
günstigung der schriftlichen Form des Lehrvertrags, genauer Begrenzung der 
gegenseitigen Rechte und Pflichten, strenge Verantwortlichkeit des Lehrherm 
und die Möglichkeit eines raschen Einschreitens gegen entlaufene Lehrlinge 
entgegengewirkt (§§ 130—133). 

5) Staatlich ernannte Beamte, die Fabrikinspektoren, überwachen 
neben den Polizeibehörden die strenge Beachtung der Schutzvorschriften und 
erstatten über ihre Thätigkeit Jahresberichte, die dem Bundesrat und Reichs- 
tag vorzulegen sind (§ 139 b). 

Wie bereits oben hervorgehoben wurde, gehen die deutschen Staatsver- 
waltungen davon aus, dass die §§ 120a ff. auch in solchen Staatsbetrieben, 
welche keine eigentlichen Gewerbeuntemehmungen sind (Regiebauten, Staats- 
werkstätten u. s. w.), zur Anwendung kommen. Für die unter Reichs- und 
Staatsverwaltung stehende Betriebe können nach § 155 Abs. 3 die den Po'* 
Kger, RisenbalmrechtUche Bntsoheidangen xnl. 6 
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Mzeibehörden xmi Verwaltungsbehörden durch die § 105 b Abs. 2, 105 c Abs. 2, 
105e, 105f, 115a, 120d, 134e, f u. g, 138 Abs. 1, 138a, 139, 139b, über- 
tragenen Befugnisse und Obliegenheiten auf die Verwaltung der diesen vorge- 
setzten Dienstbehörden tibertragen werden. Schenkel 1. c. bemerkt, im Anschluss 
an die Kommissionsberatungen zu diesem Absatz 3 des § 155: „Wenn die Be- 
gründung davon auszugehen scheint, dass sämtliche Reichs- und Staatsbetriebe, 
bei denen Gegenstände fabriksmässig be- oder verarbeitet werden, den in 
§ 155 Abs. 2 bezeichneten Vorschriften und damit an sich der Aufsicht der 
erwähnten Behörden unterstehen, so wird es nicht ganz richtig sein. Vielmehr 
trifft es, was die Anwendung der § 105b — f angeht, nur für die im ßeichs- 
und Staatsbetrieb befindlichen Brüche und Gruben, Werften, Ziegeleien und 
Bauten zu; dagegen unterstehen staatliche Betriebe als Fabriken und Werk- 
stätten den § 105 b — f nur dann, wenn sie gewerbsmässig, d. h. in der Ab- 
sicht der Gewinnerzielung betrieben werden, die übrigen in Abs. 3 aufge- 
führten § 115a, 120d, 134e, 134f, 134g, 138— 139b finden auf alle An- 
lagen und Bauten nur im Falle gewerbmässigen Betriebes Anwendung. Nicht 
ausgeschlossen, vielmehr wtinschenswerth und den Absichten der Gesetze ent- 
sprechend ist es freilich, dass auch diejenigen Anlagen, welche der Staat 
unter Verwendung einer grösseren Zahl von Arbeitern in eigner Regie für 
die öffentlichen Zwecke seiner rein staatlichen Verwaltungszweige, also ohne 
Gewinnabsicht betreibt und welche nach äusserer Erscheinung und Orga- 
nisation, abgesehen von der Frage der Gewerbsmässigkeit, den Fabriken und 
Werkstätten gleichstehen, hinsichtlich des Arbeitsschutzes ebenfalls den be- 
züglichen Vorschriften der Gewerbeordnung unterstellt werden." — Bei den 
Berathungen des Reichsgesetzes über die Gewerbegerichte fand ein Vorschlag, 
Streitsachen von in den Betriebsanlagen der Staatseisenbahnverwaltungen be- 
schäftigten Arbeitern von den Bestimmungen des Gesetzes äuszuschliessen, nicht 
die Zustimmung der gesetzgebenden Faktoren. IJeberwiegend ist die Meinung, 
dass alle für den inneren Dienst bestimmten Anstalten und Werkstätten der 
Staatseisenbahnen — weiche keine Verkehrsanstalten *— unter § 155 Abs. 3 
fallen; man findet wolü die richtige Grenze, wenn man den „Eisenbahnbetrieb 
im engeren Sinn" ausscheidet. Gegenüber dem ßegierungs- Entwürfe wurde 
im § 155 Abs. 3 seiner Zeit im Reichstag eine Änderung insofern vorge- 
nommen, als das Wort „Auf Sichtsbeamten" hinter „Polizeibehörden" ge- 
strichen Wurde, es bleiben also die Befugnisse der besonderen Aufsichtsbeamten 
(Gewerbe- und Fabrikinspektoren § 139b) auch in Bezug auf die unter Reich^- 
und Staatsverwaltung stehenden Betriebe unberührt und können nicht auf die 
vorgesetzten Dienstbehörden übertragen werden. Gegenüber den Behauptungen 
in Joel: „Arbeiterschutzgesetzgebung", S. 248 und Schenkel 1. c. S. 634, 
welche die Geltung der Schutzbestimmungen auf die in der Absicht der Ge- 
winnerzielung betriebenen Staats- und Reichsbetriebe beschränken, sei noch- 
mals betont, dass thatsächlich die erlassenen Vollzugsvorschriften keinen Unter- 
schied machen, ob jene Anlagen fortgesetzt den Gewinn für das Reich oder 
einen Einzelstaat, oder bloss die Erfüllung der Staatsaufgaben bezwecken. 
Zu erwähnen sind liauptsächlich folgende Verfügungen der Landeszentral- 
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behörden: Preussen: Ministerialerlass vom 25. Mai 1892, Ministerial-Blatt 
S. 230 für die Marine-, Heeres- und Eisenbahnbetriebe. — Bayern: Bekannt- 
machung des Staatsministerinms des kgl. Hauses vom 12. April 1892 betr. 
Staatseisenbahnbetriebe und Kegiebauten (Gesetz- und Verordnungs- Blatt 
S. 105). — Sachsen: § 4—6 der VO. vom 28. Mai 1892 die Ausführung 
der GO. betr. (für Staatseisenbahnnebenbetriebe). — Württemberg: Bekannt- 
machung d. Min. d. I. vom 24. September 1892 (für die Hilfsbetriebe der 
kgl. Staatseisenbahnen und Dampfschiffahrtsverwaltungen v. Schicker 1. c. 
S. 725). — Baden: VO. vom SO. Juni 1892, den Vollzug der GO. in den 
StÄatsbetrieb. betr. (Ges.-VO.-Bl. S. 381). — Mecklenburg-Schwerin: Bekannt- 
machung vom 6. Januar 1892 die Grossh. Eisenbahnbetriebe betr. — Braun- 
schweig: Bekanntmachung vom 10. Oktober 1892 Eisenbahnbetriebe betr. — 
Schwarzburg-Sondershausen: Minist.-VO. vom 18. Oktober 1892 betr. Eisen- 
bahnbetriebe. — Lübeck: Bekanntmachung des Senats vom 27. April 1892 
Art. ni. für Betriebe, welche öffentlichen Behörden unterstellt sind. — 
Bremen: Bekanntmachung vom 2. und 11. Oktober 1892 betr. Eisenbahn- 
betriebe. — Hamburg: Bekanntmachung vom 25. März 1892 betr. die unter 
Staatsverwaltung stehenden Betriebe. Vgl. Schenkel 1. c. ü. Bd. S. 635 
Y. Landmanu ü. Bd. S. 1157. 

DU» AmMßbt der Falirik- und Gewerbeinspektoren (§ 139 b) auf die 
VBter Reichs- und Staatsverwaltung stehenden gewerblich technischen Betriebe 
(Reichs- und Staatsanstalten) beschränkt sich reichsgesetzlich auf 3 Gebiete: 
Die Durchführung der Vorschriften über die Sonn- und Festtagsruhe, (§ 105 a, 
106b Abs. 1 und 105c — 105h), über die zum Schutz der Arbeiter gegen 
Gefahr für Leben, Gesundheit und Sittlichkeit zu treffenden Vorkehrungen 
(120a — 120b) und über die zur Durchführung der für die Arbeiter in Fabriken 
imd gleichgestellten Anlagen nach § 134 — 139 a geltenden Bestimmungen. 
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3. 

Die YerOffentllchung der Eisenbaluitarife. 

Von Rudolph Bering, 

G^h. Kegierungsrath in Erfurt. 

(Schluss.) 
IV. 
Darüber, ob ein „zu Recht bestehender und gehörig veröffentlichter Tarif*' 
zur Anwendung gebracht ist, entscheidet in Preussen bei entstehenden 
Streitigkeiten in Gemässheit des § 35 des Gesetzes vom 3. November 1838 
und § 159 des Zuständigkeitsgesetzes v. 1. August 1883 der ordentliche 
Richter. Wenngleich also Art. 406 des Handelsgesetzbuchs bestimmt, dass 
durch Annahme des Guts und des Frachtbriefs der Empfänger verpflichtet ist, 
dem Frachtführer nach Massgabe des Frachtbriefs Zahlung zu leisten, '^ 
und in Art. 17 des internationalen lieber einkommens diese Bestimmung wieder- 
holt ist, 80 bezieht sich dies nicht auf den Fall, wo ein, dem § 7 der Ver- 
kehrs -Ordnung nicht entsprechender Transportpreis im Frachtbrief angesetsst 
ist, und zwar ebensowenig, wie auf den Fall, wo ein, an sich gültiger Tarif 
im Frachtbriefe unrichtig angewendet ist oder wo Rechnungsfehler bei der 
Festsetzung der Fracht und Gebühren vorgekommen sind, in welchem Falle 
das zuwenig Geforderte nachzuzahlen, das zuviel Erhobene zu erstatten ist 
(§§ 61, 67 V. 0., Art. 12 des Internat. Uebereink.). Es heisst deshalb in 
dem, durch die Verkehrs -Ordnung vorgeschriebenen Frachtbriefformular aus- 
drücklich: 

„Sie empfangen die nachstehend verzeichneten Güter auf Grund der Be- 
stimmungen der Verkehrsordnung und der Tarife, welche für diese 
Sendung in Anwendung kommen." 

Es ist bereits im Eingange hervorgehoben, dass die Vorschrift des § 7 
der Verkehrs-Ordnung sich auf alle Transporte, also auf den Personen-, wie 
Güterverkehr bezieht. Gleichwohl besteht zwischen diesen beiden Verkehren 
ein wesentlicher rechtlicher Unterschied. Denn der Art. 390 des Handels- 
gesetzbuchs behandelt als „Frachtgeschäft" überhaupt nur den gewerbs« 
massigen Transport von Gütern. Es sind demgemäss die in dem, das Fracht- 
geschäft der Eisenbahnen behandelnden, im Buch 4, Tit. 6, Abschn. 2 (Art. 
422 — 431) des Handelsgesetzbuchs enthaltenen Bestimmungen auch lediglich 
nur für den Güter -Frachtverkehr massgebend, während „die Geschäfte der 



<) S. Bd. XII. S. 353—359 dieser Zeitschrift 

/Google 



Digitized by" 



B. Bering, Veröffentlichung der Eisenbahntarife. 85 

für den Transport von Personen bestimmten Anstalten" sich rechtlich nur. 
als aHandelsgeschäfte" im allgemeinen Sinne (Art. 272 Nr. 3 HGB.) characteri- 
siren und daher bezüglich der Vertragsfreiheit nur denjenigen Beschränkungen 
unterworfen sind, welche Seitens des Staftts kraft seines Concessions- und 
Anfsichtsrechts über das Eisenbahnwesen (Ges. v. 3. November 1838) oder 
kraft besonderen Gesetzes (Ges. v. 7. Juni. 1871 über die Haftpflicht der 
Eisenbahnen) im allgemeinen öffentlichen Interesse für nothwendig erachtet 
sind und hinsichtlich des Tarifs für das ganze deutsche Reich in der Ver- 
kehrs-Ordnung ihre Begrenzung finden. Hierbei ist aber noch zu bemerken, 
dass die Bestimmung des Art. 400 H. G. B., welche „dem Frachtführer 
die Haftung für seine Leute und für andere Personen, deren er 
sich bei Ausführung des von ihm übernommenen Transports be- 
dient," auflegt, sowohl in den früheren BetriebÄ*eglements, wie auch in der 
Verkehrs-Ordnung (§ 9) auch für den Personen-Transport Aufnahme 
gefunden hat. Dieselbe Bestimmung ist nach Art. 29 des internationalen 
üebereinkommens auch bezüglich der, dem LetAeren unterworfenen Güter- 
transporte in Anwendung zu bringen. 

Das Eeisegepäck wird nach Art. 425 H. G. B. als Frachtgut der Eisen- 
tahn aufgefasst und demgemäss rechtlich behandelt; es finden daher bezüg- 
lich de« zur Beförderung übernommenen Reisegepäcks die Vorschriften der 
Art. 390 — 431 H. G. B. und der Verkehrs-Ordnung, Abschn. VIII. Anwendung, 
, soweit solche auf diese Beförderung überhaupt anwendbar sind und sich aus 
den Bestimmungen des Abschnitts IV V. 0. nicht Abweichungen ergeben." 

V. 

Die im Falle eines Streites über die Anwendung des Tarifs dem Richter 
obliegende Prüfung ist, wie sich aus vorstehender Betrachtung ergiebt, auf 
die thatsächliche Feststellung des Vorhandenseins beider Voraussetzungen 
für einen giltigen Tarif zu richten, dergestalt, dass der Mangel der einen 
oder anderen dieser Voraussetzungen die Ablehnung des in Anwendung ge- 
brachten Tarifs rechtfertigt. Insbesondere ist festzustellen, dass da, wo eine 
höhere Genehmigung des Tarifs vorgeschrieben ist, diese Genehmigung er- 
folgt ist vor dem Tage der Veröffentlichung. Denn die letztere ist eine 
Handlung, deren Rechtmässigkeit und Gültigkeit nach der Zeit, da sie voll- 
zogen worden, beurtheilt werden muss (§ 42 I, 3 A. L. R.). Eine Tarifer- 
höhung oder sonstige Erschwerung der Transportbedingungen, selbst wenn sie 
nnter Beobachtung der sechswöchentlichen Frist veröffentlicht ist, ist für das 
Publicum gänzlich wirkungslos, wenn nicht festgestellt worden, dass noch vor 
dem Tage der Veröffentlichung die ministerielle Genehmigung erfolgt und ein- 
gegangen ist. Es bleibt daher der alte Tarif für die Rechte und Verpflich- 
tongen des Reisenden, wie des Absenders oder Empfängers eines Guts 
massgebend. 

Nach der Schlussbestimmung IX der Verkehrs-Ordnung ist sowohl diese 
selbst, wie jede künftige Aenderung derselben durch das Reichs-Gesetzblatt 
zu veröffentUchen. W^enngleich sie hierdurch nicht zum Reichsgesetz erhoben 
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sind, so ist doch dadurch, in Verbindung mit dem schon oben hervorgehobenen, 
im Frachtbriefe enthaltenen Hinweis auf die Verkehrs-Ordnung, auch für den 
Verfrachter die Grundlage für die Bedingungen gegeben, unter welchen die 
Eisenbahnverwaltung den Transport zu übernehmen verpflichtet bezw. be« 
rechtigt ist (§ 49 das.). 

Mit der Lösung der Fahrkarte ist der Personen-Transportvertrag (§14 
V. 0.), mit der Abstempelung des Frachtbriefes durch die Eisenbahnverwaltung 
ist der Güter-Transportvertrag (§ 64 V. 0.) abgeschlossen, während dieser 
Abschluss des Transportvertrags gegen die Eisenbahnverwaltung auf Grund 
des § 49 V. 0. bezw. § 32 Ges. v. 3. November 1838 und Art. 422 H. G. B. 
erzwungen werden kann. 

Die Forderung des Beisenden bezw. des Verfrachters auf Berechnung des 
Transportpreises nach Mass^be des zu Becht bestehenden und gehörig ver- 
öffentlichten Tarifs ist somit eine vertragsmässige. Sowohl für das 
Freussische Landrecht, wie für das gemeine Becht gilt als Bechtsgrundsatz, 
dass Verträge nacb ihrem vollen Inhalte erfüllt werden müssen und dass das- 
jenige, was wegen des bei Erfüllung des Vertrags zu vertretenden Grades 
der Schuld Bechtens ist, auch auf den Fall gilt, wenn einer der Kontrahenten 
bei Abschluss des Vertrags die ihm obliegenden Pflichten vernachlässigt 
(§§ 271. 284 I, 5 A. L. B.). Es hat daher die Eisenbahnverwaltung, welche 
ihrer Verpflichtung, die massgebenden Tarife richtig, rechtzeitig und voll- 
ständig zu veröffentlichen, bei der Anwendung des Tarifs nicht nachkommt, 
jedes in dieser Beziehung durch ihre Beamten begangene Versehen nach den 
Grundsätzen über die Verletzung obligatorischer Verpflichtungen zu vertreten. 
(Erk. B. 0. H. G. v. 9. Mai 1876 — Busch, Arch. Bd. 36 S. 57). 

Hierzu gehört zunächst die Zurückzahlung des zu viel geforderten und 
bereits gezahlten Betrags (vgl. Verf. d. B. E. A. v. 21. Mai 1876; Eger, V. O. 
S. 49). Denn es bleibt der bisherige, zu Becht bestandene Tarif auch hier 
massgebend. Aus diesem letzteren Grunde kann auch der Eisenbahnverwaltung 
an sich das Becht nicht abgesprochen werden, den etwa zu wenig geforderten 
Betrag insoweit nachzufordern, als der Verfrachter andemfaUs sich sine causa 
bereichem würde. Ihrem Ansprüche auf Nachzahlung steht der Einwand 
entgegen, dass die Eisenbahnverwaltung durch ihre Organe, deren Handlungen 
sie zu veitreten hat, die Schuld daran trägt, dass der neue Tarif nicht zu 
Becht besteht bezw. nicht in der gehörigen Weise veröffentlicht ist, sie daher . 
die Folgen ihres Versehens allein zu tragen hat, und zwar nach Massgabe 
des Art. 282 H. G. B., wonach „der, der aus einem Geschäfte, welches auf 
seiner Seite ein Handelsgeschäft ist, einem Anderen zur Sorgfalt verpflichtet 
ist, die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns anzuwenden hat ^. Dass 
zu dieser Sorgfalt die Beobachtung Alles dessen gehört, was zur Herbei- 
führung eines richtigen und rechtzeitig veröffentlichten Tarifs nothwendig 
ist, bedarf keiner näheren Erörterung. Ob und in wieweit auch dem andern 
Kontrahenten ein Versehen zur Last fällt, dessen Folgen er gegen sich gelten 
lassen muss, ist lediglich Sache der Prüfung des concreten Falls. Ist also ein augen- 
fälliger, auch dem Laien bei nur geringer Aufmerksamkeit sofort erkennbarer 
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Dmckfehler in der Veröffentlichnng des Tarifsatzes, z. B. die Verschiebung 
eines Eomma's bei Decimalbrüchen, vorgekommen, so würde hieraus auch der 
Verfrachter keinen Vortheil für sich herleiten können, vielmehr den von der 
Eisenbahnverwaltung beabsichtigten neuen Tarif, wenn dieser gegen den bis- 
herigen alten Tarif ermässigt ist, bis zur Höhe dieser Ermässigung, dagegen, 
wenn der neue Tarif erhöht ist, bis zur Höhe des alten Tarifs anerkennen 
ond den hiernach zu wenig gezahlten Betrag nachzahlen müssen. 

Beispiel: Der alte Tarif zwischen Hannover und München lautet auf 
14,00 Mk« pro 100 km; in der Veröffentlichung ist der beabsichtigte neue Tarif 
im Betrage von ld,öO Mk. in Folge eines Druckfehlers bezeichnet mit 1,350 Mk. 
Hier würde schon die dreistellige Decimale als Druckfehler für Jedermann er- 
kennbar und deshalb die zu wenig erhobene Fracht bis zum Betrage von 13,50 Mk. 
nachzuzahlen sein. 

Würde dagegen der neue Tarif auf 14,50 Mk. gestellt und in der „Ver- 
öffentlichung" aus Versehen auf 1,450 Mk. gesetzt sein, so würde der Verfrachter 
aus demselben Grunde den Frachtbetrag nach Massgabe des alten Tarifs bis zur 
Höhe von 14,50 Mk. nachzuzahlen haben. 

Aus den oben unter HE erwähnten Erlassen v. 14. März 1878 und 11. De- 
zember 1879 bezw. der Verf. des ß. E. A. v. 26. November 1877 mups ge- 
folgert werden, dass, wenn durch nachträgliche Bekanntmachung eine Be- 
richtigung einer früheren Bekanntmachung eines neuen Tarifs, bei welcher 
es sich um augenfällige, auch dem Laien bemerkbare Irrthümer handelt, statt- 
findet, im Falle einer Erhöhung des Tarifs die sechswöchentliche Publi- 
cationsfrist dennoch vom Tage der ersten Bekanntmachung, in welcher 
jener irrthümliche Tarifsatz abgedruckt ist, gerechnet werden solle. Diese 
Auffassung der gesetzlichen, bezw. jetzt durch die Verkehrs-Ordnung festge- 
setzten Vorschrift kann iudess für richtig nicht erachtet werden. Wenngleich 
Jedermann in dem oben erwähnten Falle, wo statt 14,50 Mk. die Zahl 1,450 
Mk. pubücirt ist, erkennen kann, dass hier ganz offenbar ein Irrthum vorliegt, 
so bleibt doch immer der Thatbestand eines „nicht gehörig bekannt ge- 
machten Tarifs** massgebend und kann deshalb die sechswöchentliche PubM- 
cationsfrist erst von dem Tage ab gerechnet worden, wo der richtige Tarif 
veröffentlicht ist; denn es bleibt für das Publicum immer die Möglichkeit der 
Annahme übrig, dass abgesehen von der falschen Stellung des Eomma, die 
angegebenen Zahlen gleichfalls nicht richtig abgedruckt sind. 

Sind dagegen in der „Bekanntmachung** bei andern darin enthaltenen 
Worten Druckfehler vorgekommen, welche auf die Tarifsätze oder auf die 
beabsichtigten Erschwerungen der Bedingungen gar keinen Einfluss haben, 
gleichwohl aber eine „Berichtigung" wünschenswerth erscheinen liessen — , so 
bleibt die sechswöchige Publicationsfrist vom Tage der ersten Bekannt- 
machung ab gewahrt, weil eben aus jenem Druckfehler eine Schädigung des 
Publicums nicht hergeleitet werden kann. Werden in einem neu einzuführen- 
den Tarife für einzelne Gattungen oder Arten von Gütern theils erhöhte, 
theils erniedrigte Tarifsätze festgesetzt, so ist selbstverständlich eine sechs- 
wöchige Publicationsfrist zur Einführung nothwendig. Stellt sich nach der 
Veröffentlichung heraus, dass für die darin enthaltenen erhöhten Tarifsätze 
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die im § 7 V. 0. vorgeschriebenen Vorbedingungen der Genelimigung für die 
Bechtßwirksamkeit des Tarifs nicht beachtet ist, so ist der Letztere in Bezug 
auf die erhöhten Sätze dem Publicum gegenüber ungültig, weil bezüglich 
dieser Sätze die im Tarife enthaltene Offerte über die DispositionsbefugnisB 
der Eisenbahnverwaltung (§ 2 1, 4 Art. 6) hinausgeht, wogegen die ermäasigten 
Sätze zu Gunsten der Verfrachter sofort in Kraft treten, weil in Bezug auf 
sie und ihre Anwendung nur die Thatsache der einfachen Publication 
erforderlich ist. Denn der veröffentlichte Tarif enthält nur eine Gesammt- 
heit von einzelnen Offerten, nicht aber ein geschlossenes Ganze, welches 
durch den Fortfall oder die Abänderung einzelner Sätze ohne Weiteres 
aufhört. 

Ist durch die, dem Publicum gegenüber für die Beobachtung der Sorgfalt 
eines ordentlichen E^ufmanns verantwortliche Eisenbahnverwaltung eine, den 
Bestimmungen des § 7 V. 0. nicht entsprechende Veröffentlichung des Tarifs erfolgt 
und daraus für den Verfrachter oder Empfänger ein besonderer Schaden entstanden, 
so kann in Gemässheit des Art. 283 H. G. B. die Erstattung des wirklichen 
Schadens und des entgangenen Gewinns gefordert werden. Hiemarch 
ist z. B. derjenige Schaden erstattungspflichtig, der dadurch entstanden ist, 
dass Jemand durch die vorschriftswidrige Publication höherer Tarifsätze hin- 
sichtlich seines Geschäftsbetriebes insofern in Nachtheil gerathen ist, dass 
andere Kontrahenten von dem zeitweiligen Fortbestehen eines Theils der bisher 
niedrigeren Tarifsätze Kenntniss erlangt und diese ausgenutzt haben (vgl. Entscb. 
d. E. 0. H. G. V. 9. Mai 1876. — Eger, V. 0. S. 50). Eine solche Schadens- 
zufügung wird vorzugsweise bei durchgehenden Tarifen von Tarif- Verbänden 
vorkommen, wenn der Grund der „nicht gehörigen Veröffentlichung* darin 
liegt, dass in dem einen Verkehrsgebiete der Tarif vorschriftsmässig, in dem 
anderen Verkehrsgebiete dagegen „nicht gehörig* d. h. entweder ohne zuvorige 
höhere Genehmigung oder in unvollständiger oder unrichtiger Weise öffentlich 
bekannt gemacht worden ist. Ist daher an der Anfangsstation ein Tarif 
ordnungsmässig zu Stande gekommen, dagegen an der Endstation ein Mangel 
der gehörigen Veröffentlichung vorhanden, und wird in Folge dessen vom 
Adressaten die Annahme des Guts gegen Zahlung des liquidirten Frachtgeldes 
verweigert, so hat der Absender, an den das Gut zurückgelangt, den Anspruch 
auf Schadensersatz gegen die Verwaltung der Anfangs-Station, ohne dass die- 
selbe sich auf die ihrerseits ordnungsmässig erfolgte Veröffentlichung berufen 
kann. (Art. 27 des Internat. Uebereink.; § 74 V. 0.). 

Es haben daher alle, an einem Transport betheiligten Eisenbahnver- 
waltungen ein sehr wesentliches Interesse daran, von der im ganzen Verkehrs- 
gebiete des betreffenden Tarifs stattgehabten „gehörigen Veröffentlichung* 
rechtzeitig Kenntniss zu erhalten. Daher waren schon vor Abschluss des inter- 
nationalen Uebereinkommens die Preussischen Bahnverwaltungen angewiesen, 
sich bei Eingehung directer Verkehre mit ausländischen Bahnen die Er- 
füllung der ihnen für die deutschen Verkehre bezw. das deutsche Publicum 
obliegenden Pflicht vertragsmässig zu sichern, (vgl. Erl. v. 22. Januar 1878, 
Fleck a. a. 0. S. 232). Wenn in dem Erlasse des Preuss. Ministers d. ö. Arb. 



Digitized by 



Google 



K Bering, Veröffentlichnng der Eisenbahntarife. 89 

(v. 29. Februar 1892 — E. V. Bl. S. 5S) es »im Interesse von Handel und Ver- 
kehr für erwünscht bezeichnet wird, Aenderungen der Tarife möglichst frühzeitig 
zn Teröffentlichen, insbesondere Tariferhöhungen, soweit möglich, schon 
etwa 3 Monate vor Eintritt der Gültigkeit**, so liegt diese Anordnung noch 
viel mehr im eigenen Interesse der Eisenbahnverwaltung, weil sie dadurch in 
den Stand gesetzt ist, sich von der Thatsache der rechtsgültigen und recht- 
zeitigen Veröffentlichung selbst zu überzeugen. 

Wie schon oben (11) hervorgehoben, muss für neue Bahnstrecken der für 
dieselbe anzuwendende Tarif nach Massgabe des § 26 Ges. v. 3. November 1838 
^beim Beginn des Transportbetriebes" der Regierung angezeigt und öffentlich 
bekannt gemacht werden. Da der § 7 V. 0. auch für die neuen Bahnstrecken 
massgebend ist, dieser aber die Berechnung der Transportpreise nach Mass- 
gabe des veröffentlichten Tarifs fordert, so muss die Veröffentlichung des 
Tarifs zeitlich der Uebernahme des Transports vorhergehen, diese Ver- 
öffentlichung daher bei der' Berechnung des Preises der einzelnen Sendung 
thatsftchlich festgestellt sein. Ist dies nicht geschehen, so ist die Bahn un- 
zweifelhaft nicht befugt, den noch nicht veröffentlichten Tarif in Anwendung 
zu bringen, und fragt es sich daher, ob und in welcher Weiße oder Höhe die 
ESsenbahnverwaltung für den trotzdem ausgeführten Transport eine Gebühr 
oder Entschädigung erheben kann. Eger (Verk.-O. S. 50) spricht der Eisen- 
bahnverwaltnng die Befugniss zu, die Angemessenheit ihrer Fracht- 
forderung zu erweisen (was ihr bei publicirtem Tarife nicht obliegt). That- 
sftchlich würde dies auf dasselbe Resultat hinauslaufen, da ja der Tarifsatz 
schon darnach bemessen ist, dass er mit den auf bereits im Betriebe befind- 
lichen Sla*ecken publicirten Sätzen im Einklänge steht und diese Sätze Seitens 
der Regierung, welcher der Tarif „angezeigt" ist, nicht bemängelt oder be- 
anstandet sind. Auch würde einer derartigen Frachtforderung der Einwand 
entgegenstehen, dass die Eisenbahnverwaltung nach Art. 422 H. G. B. gar 
keine Verpflichtung zur Annahme des Frachtgutes hatte, sie aber anderer- 
seits sich wohl bewusst war, dass sie zur Eingehung des Frachtvertrags nach 
§ 2 I, 4 A. L. R. noch nicht befugt war (§ 60 V. 0.), ihr daher auch nicht 
die Vorschrift des § 873 I, 11 A. L. R. zur Seite steht, nach welcher eine 
angemessene Vergütung gewährt werden müsse. 

Hiemach kann man nur zu dem Schlüsse kommen, dass die Eisenbahn- 
verwaltung nur eine Klage aus der Bereicherung oder nützlichen Verwendung 
würde geltend machen können und demgemäss begründen müssen, während 
andrerseits dem Verfrachter eine condictio indebiti in Bezug auf das von ihm 
wirklich gezahlte Frachtgeld nicht zusteht, weil er seinerseits kein Recht da- 
rauf geltend machen konnte, dass die Frachtbeförderung unentgeltlich statt- 
finde, somit eine moralische Verpflichtung zu einer Vergütung nicht in Abrede 
zu stellen ist (§ 178 I, 16 A. L. R.). 

Es kommt mehrfach vor, dass schon vor der Betriebs-Eröffnung einer 
Bahn Transporte für Privat-Personen übemonunen werden, wie z. B. Kohlen, 
Böben, und dass, besonders dann, wenn Seitens der Eisenbahnverwaltung die 
Betriebs-Eröffnung zu einem bestimmten Tage in Aussicht genommen, die 
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Innehaltmig dieser Frist aber durch die unvorhergesehenen Ereignisse und 
Hindemisse nicht zu ermöglichen gewesen ist. 

Da nach § 22 des Ges. v. 3. November 1838 die Ausführung von Trans- 
portverträgen lediglich mit der ^Betriebs-Eröifnung" zusammenfällt, so finden 
selbstverständlich auf derartige Transporte, wie oben angegeben, die Tarif- 
sätze, auch wenn dieselben inzwischen nach Massgabe des § 7 V. 0. veröffent- 
licht worden, doch keine Anwendung, weil diese Anwendung mit der „Be- 
triebs-Eröffnung" in erkennbarem Zusammenhange steht, die letztere aber erst 
dann stattfinden darf, wenn die landespolizeiliche Abnahme der Bahn stattge- 
funden hat und auf Grund derselben die Genehmigung zur Eröffnung des 
Betriebs ertheilt ist. Werden somit in dem oben erwähnten Falle dennoch 
Transporte, sei es von Personen oder Gütern übernommen, so fallen dieselben 
nicht unter die Verkehrs-Ordnung. In Folge dessen kann, wenn die Geneh- 
migung der Aufsichtsbehörde zur Transportübemahme überhaupt nicht erfolgt 
ist, auch keinerlei Vergütung für diesen Transport gefordert werden, weil 
die Transportübemahme auf Seiten der Bahnverwaltung eine unerlaubte 
Handlung war, aus welcher für sie weder Pflichten, noch Eechte entstehen 
können (§6 1,4. § 68 I, 5 A. L. R.). Ist dagegen die Uebemahme des 
Transports Seitens der Aufsichtsbehörde erfolgt, so stellt sich der Transport- 
vertrag als ein gewöhnlicher Frachtvertrag im Sinne der Art. 390 bis 
420 H. G. B. dar, da die §§ 422 flgd. ausdrücklich nur auf solche Eisenbahnen 
Anwendung finden, welche dem Publicum zur Benutzung für den Gütertrans- 
port eröffnet sind. Aber eben deshalb darf der Frachttransport nicht als 
ein „öffentlicher" gelten, sondern nur als ein einzelner Transport, welcher 
einem oder mehreren bestimmten Einzelnen vertragsmässig zugesichert ist, 
und eisenbahnseitig nicht über die Zeit hinaus eingegangen werden 
darf, von welcher ab der „Betrieb" eröffnet ist (§ 7 Abs. 3 V. 0.). 
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I. Besondere eisenbahnrechtliche Schriften. 

Orexler, A. Der Eisenbahnrückkaof in der Gesetzgebung der europäischen Staaten, mit 
Nutzanwendung für die Schweiz. Bern 1896. A. Siefoert. 

i%w, Dr. G. Beg. Bath. Das Beichshaftpflichtgesetz, betreffend die Verbindlichkeit 
zum Schadensersatz für die bei dem Betriebe von Eisenbahnen, Bergwerken, Steinbrüchen, 
Grftbereien und Fabriken herbeigeführten Tödtungen und Körperverletzungen. Vom 7. 
Juni 1871. 4. Auflage. Hannover 1896. Helwingsche Verlagsbuchhandlung. 

Das Geltungsgebiet des Beichshaftpflichtgesetzes ist zwar durch die sozialpoli- 
tischen Gesetze ebgeschr&nkt worden, hat aber andererseits durch die grossartige 
Entwicklung der Eisenbahnen und ihres Verkehrs, insbesondere auch durch die bedeutende 
Vermehrung der Kleinbahnen (Pferdebahnen, Dampfstrassenbahnen, elektrischen Eisen- 
bahnen etc.), an Ausdehnung wesentlich gewonnen, zumal auf Betriebsunfälle des 
gesammten reisenden Publikums, der Eisenbahnpassagiere, nach wie vor das Haft- 
pflichtg^tz volle Anwendung findet Auch das bürgerliche Gesetzbuch lässt das 
Haftpflichtgesetz als Spezialgesetz fortbestehen. In der neuen — vierten — Auflage 
des bekannten Eger'schen Kommentars hat die gesammte neuere Literatur und Becht- 
tprechung eingehende und sorgfältige Berücksichtigung gefunden. Ein genaues und 
umfassendes Sachregister erleichtert den Gebrauch des Werkes. 

Engelhard, F. B. Prüftmgsordnung f. d. mittleren und unteren Staatseisenbahnbeamten 
sowie Bestimmungen über d. Annahme v. Zivilsupemumeraren f. d. Staatseisenbahn- 
dienst, nebst Ausführungs- u. Übergangsbestimmungen zur Prüftingsordnung. Text- 
ausg. m. Anmerkungen. Berlin 1896. B. v. Decker. 

F6olde, G. Code annot^ de la Convention internationale de Beme, du 14. Octobre 1890, 
sur le transport de marchandises par chemins de fer. Paris. 1896. Librairie du Droit 
Industriel et chez Chevalier — Mareseq et comp. 

Qattemann, C, Postdirekt. Die Materialien zu dem Gesetze über d. Postwesen des 
deutschen Beicha v. 28. Oct. 1871 u. dem Ges. v. 20. Dezbr. 1875, betr. d. Abänderung 
des § 4 des Ges. über d. Postwesen des deutschen Beichs v. 28. Oct. 1871. (Eisen- 
bahn-Postgesetz.) 2. Aufl. Berlin 1896. Bosenbaum & Hart. 

La 6orze, E. de. Du transport des voyageurs par chemins de fer (th^) 1896. Paris. 

Hilse, Dr. K., Syndikus. Grenzen für die Zuständigkeit der Aufsichtsbehörden bei der 
Genehmigung von Kleinbahnen. Sonderabdruck aus dem Preuss. Verwaltungsblatt 
1896. Nr 31. Carl Heymanns Verlag. 

Maokay, L Ch. LightBailwaysfor the United Kingdom, Indiaandthecolonies. London 1896. 
Über die Haftpflicht-Gesetzgebung und den Arbeits- oder Dienstvertrag nach schweize- 
rischem Becht. Zürich 1896. 

Die Verstaatlichung der Hessischen Ludwigsbahn. Darmstadt 1896. E. Zemin. 

11. Mit dem Eisenbahnrecht in Zusammenhang stehende 

Schriften. 

TsefcaniftRii, Dr. P. Der Aufkichtsrath der Actiengesellschaft. Leipzig 1896. Veit & Co. 

Die Leipziger Juristenfakultat gehört zu dei^'enigen Fakultäten, die bei der 

Promotion eine Drucklegung der überreichten Arbeit nicht erfordern. Um aber Ar- 
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beiten, welche die Wissenschaft fördern, der Vergessenheit zu entziehen, sowie um 
zu bewirken, dass, wenn dieselben veröffentlicht werden, sie nicht ihre Bezeichnung 
als Doctorschrift abstreifen, pflegt die Fakultät seit einigen Jahren „ausgewählte 
Doctordissertationen'^ unter ihren eigenen Auspicien zu publiziren. Zu diesen zählt 
auch die vorgenannte Schrift, und in der That ist anzuerkennen, dass dieselbe eine 
fleissige und sorgsame Bearbeitung des gewählten Themas enthält. Zur Darstellung 
gelangt einmal die Bechtsstellung des Aufsichtsraths und femer die Bechte und 
Pflichten, sowie die Verantwortlichkeit seiner Mitglieder. Zwar entfernen sich die 
einzelnen Erörterungen, wie dies auch bei Dissertationen nicht anders zu erwarten 
ist, nicht wesentlich von den Aeusserungen der bekannten Kommentatoren. Der 
Verfasser zeigt aber schon durch Heranziehung und Kritisirung einiger Gesellschafts« 
Statuten, dass er das Material völlig beherrscht und der schwierigen Lehre mit Ver- 
ständniss entgegentritt. Dr. £. Hancke, Breslau. 

Parey. Die Bechtsgrundsätze des Königlich Preussischen Ober -Verwaltungsgerichts. 
Nach den gedruckten Entscheidungen zusammengestellt und mit Bttcksicht auf die 
fortschreitende und auf die neuen Provinzen ausgedehnte Verwaltungsgesetzgebung 
erläutert von K. Parey, Königl. Verwaltungsgerichtsdirektor a. D., 2. vermehrte und 
verbesserte Auflage. Ergänzungsband 1895, enthaltend die Bechtsgrundsätze aus 
Band XXVII und XXVHI, sowie aus Band m der Entscheidungen in Steuersachen, 
herausgegeben von Friedrich Karl Parey, Königl. Consistorialassessor, Berlin 1896. 
J. J. Heine's Verlag, 

Der ausführliche Titel des Werks giebt seinen Inhalt mit gentlgender Deutlich- 
keit an. Es bedarf nur der Erinnerung an Werth und Verbreitung des St^nmwerks, 
um die ünentbehrlichkeit auch des vorliegenden Supplements zu kennzeichnen. Die 
amtliche Sammlung der Entscheidungen unseres höchsten Gerichtshofs, einschliesslich 
der von ihm in seiner neuen Eigenschaft als oberster Steuergerichtshof gefällten, 
zählt jetzt schon zusammen 31 stattliche Bände. Das in ihnen niedergelegte ge- 
waltige Material kaim weder von jedem einzelnen Interessenten beherrscht, noch auch 
nur besessen werden. Ein Nachschlagebuch, welchem mit geringer Mühe und ohne 
zeitraubendes Suchen die grundlegenden Entscheidungen auf dem Gebiete des ge- 
saminten Verwaltungsrechts entnommen werden können, ist daher dem Praktiker und 
Theoretiker, welcher sich im Besitze der oftziellen Sammlung befindet, eine willkommene 
Gabe; als Ersatz für die kostspielige Gesammt-Ausgabe bildet es für demjenigen, 
welcher sich des Eigenbesitzes der letzteren nicht zu erfreuen hat, geradezu ein Be- 
dürfniss. Allerdings setzt die dauernde Erfüllung einer solchen Aufgabe die ständige 
Fortführung des Unternehmens im ursprünglichen Sinne voraus. Diesen Erfordemiss 
wird aber auch der neue Ergänzungsband vollauf gerecht. Mit der nämlichen Schärfe 
und Klarheit, welche die Vorbände auszeichneten, werden auch in dem neuen Ergänzungs- 
bande aus den Entscheidungen die darin entwickelten Bechtsgrundsätze in knapper Form 
herausgezogen und wiedergegeben. Eine besonders erwähnenswerthe Bereicherung 
liegt in der Berücksichtigung der Entscheidungen in Gewerbesteuersachen (S. 92—117). 
Ein dreifaches, sehr sorgsam gearbeitetes Begister erhöht die Brauchbarkeit und er- 
leichtert die Benutzung des empfehlenswerthen Werks. Dr. G. E. Biesenfeld, Breslau. 

Freund, Dr. B. Die Vereinfachung der Arbeiterversicherung. Berlin 1896. Hermann 
Walther. 

Der Herr Verfasser, durch seine Stellung als Vorsitzender der Invaliditäts- und 
Altersversicherungsanstalt in Berlin und die in dieser Eigenschaft gewonnenen reichen 
Er£Ethrungen vornehmlich dazu berufen, macht in der vorliegenden Schrift höchst be- 
merkenswerthe Vorschläge zur Lösung der überaus schwierigen Frage der Verein- 
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fadrang der Arbeiterversicherang. Diese Vorschläge sind anf eine völlige Ver- 
schmelzimg der Krankenversicherung mit der Invaliditäts- und Altersversicherung ge- 
richtet Als Träger dieser gemeinsamen Versicherung sind die schon bestehenden 
Invalidit&ts- und Altersveisicherungsanstalten gedacht. Daneben soll aber ein gemein- 
schaftliches territoriales Organ für die gesammte Arbeiterversicherung in den sog. 
Arbeiterversicherungsämtem geschaffen werden. Diese Aemter sollen die lokale 
Centralstelle für sänmitliche Geschäfte der Arbeiterversicherung bilden, so dass Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer in Angelegenheit aller drei Zweige der Versicherung lediglich 
mit dieser einen Stelle zu thun hätten. Daneben tritt Dr. Freund für eine wesent- 
liche Verein&chHng des Markensystems ein, in der er folgende Forderungen erhebt: 
Beseitigung der Lohnklassen und Einführung von nur zwei Marken, einer für männ- 
Mdie und einer für weibliche Personen; Ausgabe von grösseren Markenabschnitten 
(für 12 und 4 Wochen), Verwendung der Marken erst bei Beendigung des Arbeits- 
verhältnisses. Endlich schlägt Dr. Freund die Einführung einer Zuschussversicherung 
vor, durch welche es den Arbeitern ermöglicht werden soll, die künftige Beute be- 
liebig zu steigern. Die Schrift zeichnet sich durch die Klarheit ihrer Ausführungen 
und die eingehende, den erfahrenen Sachkenner verrathende Begründung aus. Sie 
verdient die vollste Anerkennung und eine genaue Prüfung in allen Fachkreisen. 

Dr. G. Eger, Berlin. 

Mayrhofer, E. Verwaltungsdienst. 5. Auf. Wien 1896. Mauz. 

Nindorff, Osk. Das prenssische Miethrecht. 4. Aufl. 1896. Berlin 1896. C. Duncker. 

Oberneok, Dr. H. Die preussischen Grundbuchgesetze. 2. Aufl. Berlin 1896. H. 
Bahrs Verlag. 

Oppenboir. Stra^esetzbuch. 13. Ausg. Berlin 1896. G. Beiraer. 

Schaps, G. Das deutsche Seerecht. (Fortsetzung des Staubschen Kommentars zum d. 
Hand. Ges. Buch.) Berlin 1896. Heine. 

Seheyrer, F. Geschichte der Main-Neckar Bahn. Darmstadt 1896. A. Bergstraesser. 

Soliott, K. Handbuch der Vorschriften über Handelsstatistik und Zolltarifwesen des 
österr. ungar. Zollgebiets. 1896. 2. Aufl. Wien. Hartleben. 

Solwlzo, Dir. C. Die Eisenbahn-Barriere. Annahme-, AnsteUungs-Bedingungen. Prü- 
fongsbestimmungen. Berlin 1896. Aug. Schultzens Verlag. 

Stadthagen, A., Bechtsanw. Das Arbeiterrecht. Bechte und Pflichten des Arbeiters 
in Deutschland aus dem gewerbl. Arbeitsvertrag, der Unfall-, Kranken-, Invaliditäts- 
und Alters-Versicherung. Berlin 1896. Baake. 

Tkaa, Dr. G., Minist. E. Das Dampfkesselwesen in Oesterreich. Sammlung der bezügl. 
Gesetze, Verordnungen und Normal-Erlässe. Wien 1896. Manz. 

Tezner, Dr. F. Handbuch des Österreich. Administratiwerfahrens. Wien 1896. Manz. 

Berlin waA seine Eisenbahnen. 1846—1896. Herausgegeben im Auftrage des königl. 
j^reosB. Ministers der öffentl. Arbeiten. Berlin 1896. J. Springer. 

Festschrift über die Thäti^eit des Vereins deutscher Eisenbahn-Verwaltungen in den 
ersten 50 Jalnren seines Bestehens. 1846—1896. B^lin 1896. 

Bekuisentscheidnngen des Reiohsversioherungsamts als Spruohkollegium in Ünfall-Ver- 
sichemngs- Angelegenheiten. Jahrg. 1894/5. Berlin 1896. Puttkammer & Mühlbrecht. 

Entwurf eines Handelsgesetzbuchs mit Ausschluss des Seehandelsrechts, nebst Deiik- 
schrift. Aofgestelk im Beichs-Justizamt. Berlin 1896. Carl Heymanns Verlag. 

-- Dasselbe. Berlin 1896. F. Vahlen. — 0. Liebmann. 

Beeoeil de renseignements sur V Organisation des adndnistrations de V Union postale 
universelle et sur leurs Services internes. Herausgegeben vom Weltpostbüreau. Bern 
1096. Stftmpfli ft Comp. 



Digitized by 



Google 



94 Literatur. 

III. Abhandlungen aus Zeitschriften etc. 

Arndt. Staatsrechtliche Qrandlagen des Rechte der Eisenbahnen. (Arch. f. Offentl. Recht 

Bd. XI. Heft 3. S. 358.) 
Buaohmann, Dr. M. Frhr. v. Die Osterreichischen Bahnen niederer Ordnung in ihrer 

kommerziellen Bedentang. (Zeitschr. f. Eisenh. n. Damp^K^hiff. der österr.-nngar. 

Monarchie. 1896. Nr. 22. S. 409.) 
Frankenberg. Irrthümer bei der Markenverwendnng. (Invaliditäts- n. Altersversicherong 

Jahrg. VI. Nr. 16.) 
Fuld, Dr. L. Die Krankenversicherung nnd das bürgerl. Gesetzbuch. (Invaliditäts- nnd 

Altersversicherung. Jahrg. VI. Nr. 15.) 
Hllae, Dr. Karl. Stempelpflichtige Rechtsgeschäfte in Eleinbahnangelegenheiten. (Zeitscbr. 

f. Kleinb. 1896. Heft 6. S. 303.) 

— Zum Begriffe „beim Betriebe" in HaftpflichtÄUen. (Strassenbahn. 1896. Nr. 20. S.281.) 

— Der Zustimmungsergänzungsbeschluss im preussischen Kleinbahnrechte. (Zeitschr. f. 
Lokal- u. Strassenb.-Wesen. 1896. Heft 2. S. 75.) 

-— Die Rechtsprechung auf. dem Gebiete des Arbeiterversicherungsrechts. (Deutsche 
Jurist. Zeitg. I. Nr. 15. S. 292.) 

— Rechtsmittel und Instanzengang in Kleinbahn- Angelegenheiten. (Arch. f. öffentl. 
Recht. Bd. XI. Heft 3. S. 348.) 

Ledig, Ob. Fin. Rath. Über den Einfluss der Eisenbahnen auf Kultur und Volkswirth- 
schaft unter besonderer Berücksichtigung des Vereins Deutsch. Eisenb. Verw. (Zeitg. 
d. Ver. D. Eis. Verw. 1896. Nr. 59. Beiblatt.) 

Kielmeyer, Dr. L., Just. Rath. Gutachten, betr. die vom k5nigl. mnlsterinm des rneni 
erlassenen Vorschriften für die elektrischen Anlage» tmd den el^trischen Betrieb der 
Stuttgarter Strassenbahnen. (Zeitschr. f. Kleinb. 1896. Heft 6. S. 342.) 

Mann. Abänderungen des Alt. iL Inval. Ges. Strafbestimmnngen des Krank. Vers. Ges. 
(Invaliditäts- und Altenfersichemng. Jahrg. VL Nr. 13.) 

PtuittS, G. Die staatliche Förderung des Kleinbahnwesehs in Preussen. (Deutsche 
Straw. n. Kleinb. Zeitg. 1896. Nr. 16. 17.) Die Sekundärbahnvorlage im Abgeordneten- 
baase (Nr. 18.) 

^ Wie entsteht eine Kleinbahn? (Die Schmalspurbahn. 1896. Nr. 3. 4.) 

Rieaenfeldy Dr. C. E., Gerichtsassessor. Zum Rückgriff der Bemfsgenossenschaften gegen 
Haftpflichtschuldner. (Die Arbeiter-Versorgung. 1896. Nr. 19 u. 20.) 

Rintidini, Theodor v., Ober-Offizial. Die Passivlegitimation und die Konstruktion des 
Frachtvertrages. (Zeitschr. f. Eisenb. u. Dampfschiff, der österr. ungar. Monarchie. 
1896. Nr. 25.) 

Schäfer, Dr. Carl. Betriebsunfälle durch Menschenandrang auf Arbeitsbahnen, Strassen- 
bahnen u. s. w. (Zeitschr. f. Lokal- u. Strassenbahnwesen. 1896. Heft 2. S. 69.) 

Schneider. Vis major und das Haftungsprinzip des römischen Obligationenrechts. 
(Schluss.) (Zeitschr. f. d. ges. Hand. Recht. Bd. 44. Heft 4. S. 341. 

Saydelt F. Das Kleinbahngesetz und die Bergwerksbahnen. (Zeitsohr. f. Kleinb. XU. 
Heft?, S.367.) 

Tak. De vrachtbrief. (Themis Bd. 67. Heft 1.) 

Ttrbouriech, E. La respommbüit^ des accidents, dont les ouvriers sont les victimes 
dans leur travail. Paris 1896. Giard et Bri6re. 

Zaller, Dr, Oberrechn. Rath. Die weitere Entwicklung des Nebenbahnwesens im Gross- 
herzogthum Hessen. (Zeitschr. f. Kleinb. ni. Heft 7. S. 363.) 

^ Das prenss. Gesetz vom 19. Aug. 1895 über das Pfandrecht an Privateisenhahnen u. 



Digitized by VjOOQ IC 



Gesetzgebnng. 95 

Kleinbalmen imd die Zwangsvollstreckung in dieselben. (Zeitschr. f. Lokal- n. Strassenb. 
We«. 1896. Heft 2. S. 80). 

Znm Begriff der höheren Gewalt. (Deutsch. Strass. n. Kleinb. Zeitg. 1896. Nr. 19.) 
Die Eisenbahnbehörden als Au&ichtsbehörden bei Kleinbahnen (Nr. 21.). Eisenbahn- 
genossenschaften (Nr. 24). 

Liegt ein eigenes Verschulden des durch Absturz Verletzten darin, dass er sich während 
der Fahrt vom Verdeck des Pferdeeisenbahnwagens nach dem Perron zum Abstelgen 
begiebt? (Zeitschr. f. Transportw. u. Strassenb. 1896. Nr. 12). 

Das neue Pensionsgesetz in Oesterreich im Vergleich mit dem preussischen. peutsch. 
Verkehrsbl. 18%. Nr. 23.) Von der Kautions- und Darlehnsbewilligung (Nr. 24). 

Die geschichtliche Entwicklung der Berliner Verkehrsmittel. (Die Schmalspurbahn. 
18%. Heft 3.) 

Strassenbahnwissenschaftliche Zeit- und Streitfragen. (Zeitschr. f. Lokal- u. Strassenb. 
18%. Heft 2.) 

Verzeichniss der Gegenstände, auf welche das internationale Uebereink. über d. Eisen- 
bahnfrachtverkehr keine Anwendung findet (Zeitschr. f. d. Internat. Eisenb. Transp. IV. 
Nr. 6. S. 234—259). Der Begriif des groben Verschuldens und der Art. 6. lit. 1 des 
intemat. Uebereink. (Nr. 6. S. 266). Preussisches Eisenb. Ges. v. 3. Novbr. 1838 
(Nr. 7. S. 281). 

Die Bilanz der Bemer Konvention. (Zeitschr. f. Staats- u. Volkswirthsch. Nr. 20/24.) 

Die Pariser Revisiouskonf erenz f. d. Bemer üebereinkommen. (Volkswirthsch. Wochenschr. 
18%. Nr. 643.) Zur Revision der Bemer Konvention. (Nr. 643.) 

Die Grenzen der Haftbarkeit der Eisenbahnen für die beim Betriebe vemrsachten Ver- 
stümmelungen und Schäden an der (Gesundheit. (Zeitschr. des Russ. Minist, der Ver- 
kehrsanst. 18%. Heft 3.) 

Entwurf eines Gesetzes, betreffend die Fördemng des Baues von Kleinbahnen in Gross- 
britannien. (Zeitschr. f. Kleinb. 18%. Heft 6. S. 321). 

Qesetzentwurf, betr. die Erleichtemng (Förderung) des Baues von Kleinbahnen in Gross- 
britannien. (Mittheil. d. Ver. f. d. Förder. des Lokal- u. Strassenbahnwesens. 18%. 
Heft 5. S. 397.) 

The Light Railways Bill. (The Railway News. 18%. Nr. 1686 u. 1692.) Amende- 
ments (Nr. 1688/89.). 

Projet de loi sur les chemins de fer 6conomiques en Angleterre. (Bulletin de la Com- 
mission Internationale du Congr^ des chemins de fer. 1896. Nr. 4.) Le developpe- 
ment des chemins de fer d'int6r6t local dans le royaume de Bavi^re et projet d'une 
nouvelle loi concemant les chemins de fer d'int^r^t local en Bavi^re (No. 4.) La nou- 
velle Organisation de Tadministration de r£tat, Institute pour les chemins de fer de 
rAutriche (No. 5). 

Bailroad legislation in New Jersey (The Railroad Gazette. 18%. Nr. 15 u. 1^, in 
Sonth Carolina (Nr. 15.), in Jowa (Nr. 17). 



Gesetzgebung. 



Belgien. Verordnung des Ministers der Eisenbahnen, Posten u. Telegr., betr. bedingungs* 
weise beförderte Güter und Bedingungen für deren Annahme, vom 21. Mai 18%. 
(Zeitschr. f. d. intemat. Eisenb. Transp. IV. Nr. 7. S. 278). 



Digitized by 



Google 



96 Gesetzgebung. 

Frankreich. Erlass des Präsidenten der Republik, betr. die Ab&ndemng des Art. 10 der 
Bedingnisshefte einiger algerischer Strassenbahnen. Vom 28. März 1896. (Zeltschr. 
f. Kleinb. 1896. Heft 6. S. 322.) 

— Verordnung des Präsidenten der Republik, betr. die Reorganisation der Staatseisen- 
bahnen. Vom 10. Dezember 1896. (Journal officiel 1895. Nr. 336. S. 6918.) 

Deut80he8 Reich. Bekanntmachung, betr. die Vereinbarung erleichternder Vorschriften 
für den wechselseitigen Verkehr zwischen d. Eisenbahnen Deutschlands und Luxem- 
burgs. Vom 17. Mai 1896 (R. G. Bl. S. 108.) 

— Bekanntmachung, betreffend die technische Einheit im Eisenbahnwesen. Vom 20. 
Juni 1896. (R. G. Bl. S. 177.) 

— Bekanntmachung, betreffend die dem internationalen üebereinkommen üher den 
Eisenbahnfrachtverkehr beigefügte Liste. Vom 3. Juli 1896. (R. G. Bl. S. 182.) 

— Bekanntmachung, betreffend Aenderungen der Anlage B. zur Verkehrsordnung. Vom 
14. Juli 1896. (R. G. Bl. 8. 193.) 

Oeeterreich. Gesetz, betreffend weitere Bestimmungen über die Ausführung Qffentlicber 
Verkehrsanlagen in Wien. Vom 23. Mai 1896. (Oesterr. Verordn. Bl. f. Eisenb. 1896. 
IX. Nr. 66.) 

— Kundmachungen des K. K. Eisenbahnministeriums vom 29. Mai, 17. Juni, u. 8. August 
1896, betreffend die Liste der Eisenbahnen, auf welche das Internat. Uebereink. über 
den Eisenbahnfrachtyerkehr Anwendung findet. (Verordn. Bl. für Eisenb. etc. 1896. 
IX. Nr. 61, 69, 91.) 

— Gesetz, betr. die im Jahre 1896 sicherzustellenden Eisenbahnen niederer Ordnung. 
Vom 21. Juli 1896. (R. G. Bl. Stück 64. Nr. 141.) 

— Gesetz, betr. die Verwendbarkeit der von der Länderbank des Königreichs Böhmen 
zu emittirenden Eisenbahnschuldscheine zur fruchtbringenden Anlegung von Stiftnngs-, 
Pupillar- u. ähnlichen Kapitalien. Vom 14. Juli 1896. (R. G. Bl. St. 49. Nr. 126). 

^ Gesetz, betr. abändernde bezw. erläuternde Bestimmungen bez. des Verfahrens bei 
Geltendmachung der Rechtsmittel gegen Entscheidungen und Verfügungen der politi- 
schen Behörden. Vom 12. Mai 1896. (R. G. Bl. St. 39. Nr. 101.) 

— Verordnung des Eisenbahnministerinms, betr. Abänderung der Refaktienverordnung 
vom 20. November 1895. Vom 8. Juü 1896 (R. G. Bl. St. 44. Nr. 114) und Erlass 
dess. Ministeriums vom 8. Juli 1896. (Verordn. Bl. f. Eisenb. etc. 1896. IX. Nr. 81.) 

— Verordnung des Bisenbahnministeriums , betr. die Berichterstattung über Tarif- An- 
gelegenheiten. Vom 8. Juli 1896. (Verordn. Bl. f. Eisenb. etc. 1896. IX. Nr. 82.) 

*— Verordnung des Eisenbahnministeriums, betr. die im Eisenbafan-Betriebsreglement der 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde vorbehaltenen Verfügungen. Vom 16. Juli 1896, 
(Verordn. Bl. f. Eisenb. etc. 1896. IX Nr. 83.). 

Preueeen. (besetz, betreffend die Erweiterung des Staatseisenbahnnetzes und die Be- 
theiligung des Staates an dem Bau von Privateisenbahnen und von Kleinbahnen, 
sowie an der Errichtung von landwirthschaftlichen Getreidelagerfaäusem. Vom 3. 
Juni 1896. (G. S. S. 100.) 

— Allerhöchster Erlass, betr. Bau und Betrieb der in dem Gesetze vom 3. Juni 1896 
vorgesehenen neuen Eisenbahnlinien. (G. S. S. 107.) Vom 3. Juni 1896. 

— Erlass des Ministers der öffentl. Arbeiten, betr. die Stempelpflichtigkeit von Werk- 
verdingungsverträgen (E. V. Bl. 1896. 6. 170) von Bestallungen (S. 200.). 



Boakdruekeret lUrvtake * Mirtln, Trebnite in 8«klM< 



Digitized by 



Google 



Entsch. des Civil- und Strafgerichts in Florenz vom 23. Februar 1895. 97 



Entscheidungen. 



Nr. 73. Entsch. des Ciyil- and Strafgerichts In Florenz. 

Vom 23. Februar 1895. 

[Zeitschr. f. d. Internat. Eisenb. Transp. IV. Nr. 8. S. 829.] 

Besohädigung einer Sendung, welche vom Absender verladen wurde. Wagendeoken. 

Von einem Absender in Lussnitz (Oesterreich) sind der öster- 
reichischen Sttdbahn 318 Säcke Sägemehl an einen Empfänger in Florenz 
zum Transport aufgegeben worden. Die Sendung wurde in einem 
Wagen dieser Eisenbahn untergebracht und ist in demselben an die Be- 
stimmungsstation befördert worden. Der Wagen war mit einer Decke 
der Südbahn versehen, welche ohne Auswechslung bis nach Florenz mit- 
genommen wurde. Beim Ausladen in dieser Station ergab es sich, dass 
142 Säcke von eingedrungenem Begenwasser beschädigt waren, und es 
ist der hieraus entstandene Schaden in der reglementarisch vorge- 
schriebenen Weise auf 120 Fr. festgestellt worden. 

Die Empfangsbahn weigerte sich, den Schaden zu ersetzen. Vom 
Vorderrichter wurde sie zur Zahlung verurteilt; das Civil- und Straf- 
gericht in Florenz aber sprach sie mit Urteil vom 23. Februar 1895 
von der Verpflichtung zum Schadenersatz frei, weil: 

1. eine Verantwortlichkeit die Versandbahn nicht treffe, da fest- 
gestellt sei, dass der Absender den Auflad der Sendung in Lussnitz 
selbst besorgt habe; 

2. wenn dieser die von der Eisenbahn gelieferte Decke als genttgend 
angenommen habe, nichts entgegenstehe, dass ihn der Empfänger für 
den ihm entstandenen Schaden verantwortlich mache; es aber ungerecht 
wäre, die Eisenbahn dafür zu belasten; 

3. überdies im Art. 130 der italienischen Tarifbestimmungen aus- 
drücklich vorgesehen sei, dass die Eisenbahn nicht verantwortlich ist 
fÄr Beschädigungen von Gütern, die vom Absender aufgeladen worden 
sind, sofern ihr nicht ein Verschulden nachgewiesen werden kann; 

4. also die Eisenbahn eine Rechtsvermutung für sich habe, welche 
nur durch den Gegenbeweis hätte zerstört werden können, dass der 
Schaden während des Transportes entstanden und auf ihr zur Last 

Eger, EisenbalinreclitUche Entscheidungen XIU. 7 
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fallende Verumständungen zurückzuführen sei, welcher Nachweis aber 
auch nicht einmal versucht worden sei. 



Nr. 74. Entsch. des Tribunals In Mailand. 

Vom 9. Juni 1895. 

[Zeitachr. f. d. Internat Elsenb. Transp. IV. Nr. 8. S. 828.] 

Passivlegitimation bei den itaiienieolien Eieenbalinen. 

Laut Art. 137 der Tarif- und Transportbestimmungen für die 
adriatische Eisenbahngesellschaft (und ebenso bei dem Netze der Mittel- 
meer- und der Sizilischen Eisenbahnen) hat der Generaldirektor die Ge- 
sellschaft vor Gericht zu vertreten. Daneben ist bestimmt, dass auf 
Klagen aus dem Transportvertrage die Vorstände der Versand- oder 
der Empfangsstation vor Gericht antworten werden, und dass die von 
der Direktion ausgehenden Bevollmächtigungen auch für die Stellver- 
tretung der Stationsvorstände gelten. 

Unter Verweisung auf diese Bestimmungen und ferner auf die 
Art. 375 und 377 des Handelsgesetzbuches ist das Gericht auf eine 
Klage, durch welche die adriatische Eisenbahngesellschaft in der Person 
eines Ingenieur de Roberto, als deren Vertreter in Mailand, belangt 
worden war, wegen mangelnder Passivlegitimation nicht eingetreten, 
weil de Roberto nicht Stationsvorstand und nicht dargetan sei, dass er 
zur Stellvertretung des Stationsvorstandes auch vor Gericht Voll- 
macht habe. 

Nr. 75. Entsch. des Oberlandesgerichts Karlsrahc. 
2. Civil-Senat. Vom 20. September 1895. . 

[Seuffert Arch. N. F. Bd. XXI. Heft 4. S. 435.) 

H. G. B. Art. 409, 415 ff. Der Ladeeoliein ist fUr die Reoliteverliäitnieee zwiectien 
FractitfOlirer und Empfänger, inebeeondere auch für dte gesetzliche Pfandrecht dea 

FrachtfOhrere massgebend. 

Die gleiche Gesetzesbestimmung steht aber auch der Geltend- 
machung des Pfandrechts nach Art. 409 HGB. für die bezeichnete Aus- 
lagenforderung entgegen, soweit das Verhältniss zwischen Frachtführer 
und Empfänger, also zwischen den Parteien des vorliegenden Rechts- 
streits, in Frage kommt. Diese Beschränkung des gesetzlichen Pfand- 
rechts des Frachtführers, welcher einen Ladeschein ausgestellt hat, in 
Bezug auf seine Wirksamkeit gegenüber bestimmten Personen scheint 
dem dinglichen Charakter des Pfandrechts zu widersprechen. Sie wird 
aber als nothwendige Consequenz der Bestimmung in Art. 415 Abs. 1 
und des Zwecks derselben — Schaffung eines indossablen, circulations- 
fähigen Handelspapiers — gefordert, und ihre juristische Construction 
ist keineswegs eine schwierige, den allgemeinen Rechtsgrundsätzen 
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widersprechende. Der Art. 415 Abs. 1 lässt den Ladeschein allgemein 
für die Rechtsverhältnisse, nicht bloss für die persönlichen Ansprüche, 
zwischen dem Frachtführer und dem Empfänger des Gutes entscheiden 
und legt den nicht in denselben aufgenommenen Bestimmungen des 
Frachtvertrages gegenüber dem Empfänger keine rechtliche Wirkung, 
also weder persönlicher, noch dinglicher Art bei. Nach Art. 419 kommen 
die Bestimmungen über Rechte und Pflichten des Frachtführers, wie 
solche in Art. 390—412 enthalten sind, „im Übrigen", d. h. nur soweit 
nicht die Art. 413—418 eine Abweichung enthalten, auch in dem Fall 
zur Anwendung, wenn ein Ladeschein ausgestellt ist. Schon durch 
dieses klare Yerhältniss der gesetzlichen Bestimmungen ist die Wirkung 
des Pfandrechts des § 409 dem Inhaber des Ladescheins gegenüber 
eingeschränkt. Es wäre aber auch mit der Absicht der Parteien bei 
Ausstellung des Ladescheins im einzelnen Fall, sowie mit der darauf 
beruhenden gesetzgeberischen Teiidenz der Bestimmung des Art. 415 
Abs. 1 im Allgemeinen nicht vereinbar, wenn der Frachtführer die in 
den Ladeschein nicht aufgenommenen oder doch nicht ausdrücklich in 
Bezug genommenen Bestimmungen des Frachtvertrages zwar nicht direct, 
als persönlichen Anspruch, wohl aber indirect, auf dem Wege der Aus- 
übung des Pfandrechts nach Art. 409, geltend machen könnte. Denn 
durch die Ausstellung und Aushändigung des Ladescheins übernimmt 
der Frachtführer dem darin bezeichneten Empfänger gegenüber eine 
selbständige, von den Bedingungen des Frachtvertrages unabhängige 
Yerpflichtung, die Güter gegen Erfüllung der aus dem Ladeschein selbst 
ersichtlichen Gegenansprüche unweigerlich auszuhändigen und diese Aus- 
händigung von keinen anderen Bedingungen abhängig zu machen, als den 
m wirksamer Weise in den Ladeschein selbst aufgenommenen. Nur 
unter dieser Voraussetzung, wenn die die Auslieferung der Waare be* 
dingenden Gegenleistungen aus der Urkunde selbst ersichtlich sind, kann 
der Ladeschein seine Bestinmiung, als circulationsfähiges Papier dem 
Verkehr zu dienen, erfüllen. 

Damit ist aber auch die juristische Construction der beschränkten 
Wirksamkeit des gesetzlichen Pfandrechts des Art. 409 gegeben. Der 
Frachtführer verzichtet durch die Ausstellung und Aushändigung des 
Ladescheins dem Empfänger gegenüber auf das Pfandrecht am Fracht- 
gut für alle Ansprüche, welche sich nicht aus dem Ladeschein selbst 
ergeben, und er würde deshalb gegen die Vertragstreue Verstössen, wenn 
er trotz dieses, in der Ausstellung des Ladescheins nothwendig ent- 
haltenen Verzichts sein Pfandrecht für weitergehende Ansprüche auf 
Grund allgemeiner gesetzlicher Bestimmungen auch gegen den Empfänger 
geltend machen wollte. 

7* 
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In diesem Sinn einer Beschränkung des gesetzlichen Pfandrechts 
des Art. 409 durch den Art. 415 sprechen sich auch die Commen- 
tare von 

Pnchelt-Förtscb Anm. 7 zu Art. 409 S. 1252 nnd Anm. 5 zu Art. 412 S. 1264; 
Gareis-Fuchsberger Note 133 zu Art. 415, sowie Endemann Eisenbahnr. § 126 
S. 662 Abs. IV, und Eger Fracbtr. 2. Aufl. ßd. 3 Nr. 185 S. 122. 

aus, und auch der diesseitige Gerichtshof hat bereits früher (i. S. 
Hartmann w. Rau u. Gen., Beschluss v. 28. Dec. 1894) so entschieden. 



Nr. 76. Entsch. des Landgerichts Hannorer. 

1. Civilkammer. Vom 28. September 189B. 

[Zeitschr. t Internat. Eisenb.-Transp. IV. Nr. 9. S. 868.] 

Verk.-Ordj f. d. Eisenb. Deutoohl. § 61 Abs. 4 Beweislast bei Fraohtrüoiceretattunge- 
aneprüohen in Folge unrichtiger Anwendung des Tarife. 

Anlangend die Beweislast, so ist es zweifellos allgemeiner Grund- 
satz, dass der Kläger seine Klage beweisen muss. Er muss also, wenn 
er behauptet, er habe einen Betrag zu Unrecht bezahlt und sei deshalb 
berechtigt, ihn zurückzufordern, nach jenem allgemeinen Grundsatze 
nachweisen, dass die Zahlung zu Unrecht erfolgt sei. Das Berufungs- 
gericht hält diesen Grundsatz auf Klagen der Art, wie die vorliegende, 
aber für nicht anwendbar. Es handelt sich hier lediglich um die Frage, 
ob der Tarif bei den zwei streitigen Sendungen unrichtig angewendet 
wurde. In dieser Beziehung bestimmt § 61, Abs. 4, der Verkehrsord- 
nung für die Eisenbahnen Deutschlands: „Wurde der Tarif unrichtig 
angewendet ... so ist das zu wenig Geforderte nachzuzahlen, das zu 
viel Erhobene zu erstatten und zu diesem Zwecke dem Berechtigten 
tunlichst bald Nachricht zu geben." Während also bei gewöhnlichen 
--- nicht nach der Bestimmung des § 61 a. a. 0. zu beurteilenden — 
Zahlungen in der Zahlung bis auf Weiteres das Anerkenntnis des Zahlen- 
den liegt, er sei den gezahlten Betrag auch schuldig gewesen, sodass 
er dieses Anerkenntnis durch den Nachweis seiner Unrichtigkeit und 
des das Anerkenntnis veranlassenden Irrtumes beseitigen muss, ist nach 
der Ansicht des Berufungsgerichtes in der Zahlung von Eisenbahn- 
frachten wegen der Bestimmung des § 61, Abs. 4, a. a. 0. nicht das 
Anerkenntnis des Zahlenden enthalten, dass der Tarif mit Recht auf 
den Transport angewendet wurde; die Bestimmung des § 61, Abs. 4, 
welche die vertragsmässige Grundlage des Rechtsverhältnisses zwischen 
der Eisenbahn und dem Versender bildet, hat nach der Ansicht des 
Berufungsgerichtes vielmehr die Wirkung, dass, sobald die Frage ent- 
steht, ob der Tarif auf eine Sendung richtig oder unrichtig angewendet 
wurde, die Sache so zu beurteilen ist, als ob noch nicht gezahlt sei. 
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da jede Zahlung mit dem auf § 61, Abs. 4, a. a. 0. gestützten Vor- 
behalte erfolgt ist, dass der Tarif wirklich richtig angewendet wurde. 



Nr. 77. Entsch. der KSnIgL Ungar. Kurie. 

Vom 11. October 1895. 

fOesterr. Eisenb.-Yerordn.-BI. IX (1^96) Nr. 96 S. 1682.] 

Eile Klage wegen Ueberechrettung der Lieferzeit gegen eine Eisenbahn ist nicht als 
eine Enteohädigungskiage anzusehen. 

Eine Partei belangte die Direction der kgl. Ungar. Staatsbahnen 
mit einer Summarklage auf Vergütung des Betrages von 100 fl. wegen 
Ueberschreitung der Lieferzeit, wurde aber von beiden Untergerichten 
aus dem Grunde abgewiesen, weil die betreflfenden Parteien selbst 
durch ihre einander widersprechenden Dispositionen an der Verzögerung 
Schuld trugen. 

Die dagegen angebrachte Appellation wurde von der kgl. Curie mit 
Entscheidung vom 11. October 1895, Z. 819, ohne in das Meritum ein- 
zugehen, aus folgenden Gründen abgewiesen: 

Gemäss § 47 des G,-A. LIX ex 1881 (Nov. zur C.-P.-O.) kann 
gegen conforme Urtheile der Untergerichte in Summarprocessen über 
Forderungen, welche den Betrag von 500 fl. nicht erreichen, eine Appel- 
lation nur bei Entschädigungsklagen zugelassen werden. Nun ist aber 
die Klage auf Vergütung des Interesses an der Lieferzeit bei Ueber- 
schreitung desselben zufolge § 70 des im vorliegenden Falle noch zur 
Anwendung gelangenden alten Betriebsreglements vom Jahre 1874 nicht 
als eine Entschädigungsklage anzusehen, weil die Eisenbahn, ohne den 
Beweis zu verlangen, dass durch die verspätete Ablieferung ein Schaden 
entstanden ist, für die Versäumung der Lieferfrist die in diesem Para- 
graph bestimmte Vergütung zu leisten hat und, wo ein Schaden nicht 
nachzuweisen ist, von einer Entschädigung keine Eede sein kann. 



Nr. 78. Entsch. des Oberlandesgerichts Kolmar. 

Vom 23. October 1895. 

(Zeitschr. f. französ. CivUr. Bd. 87. Heft 8. S. 856.) 

Natnr des Rechts der Aniieger an einer ein Dorf durchziehenden Staatsstrasse. — 

Znilssigkelt des Rechtswegs für die Kiage eines Aniiegers auf Ersatz des ihn durch 

ihre Höheriegung erwachsenen Schadens. 

Auf das Verwaltungs-Verfahren brauchen sich Kläger mit ihrem 
Entschädigungsanspruch nicht verweisen zu lassen. Nach ständiger 
Rechtsprechung steht den Anbauern der an einer öffentlichen städti- 
schen oder Dorf-Strasse belegenen Häuser eine durch stillschweigen- 
den Vertrag zwischen ihnen und dem Eigenthümer der Strasse begründete 
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Dienstbarkeit zu, deren Inhalt dahin geht, dass sie für die wirtbschaft- 
liehen Bedürfnisse der angrenzenden Häuser die Strasse zu jedem mit 
ihrer Bestimmung als öffentlicher Strasse vereinbarem Gebrauch benutzen 
dürfen. Eine Landstrasse ist allerdings nicht von vornherein darauf 
angelegt, mit Häusern besetzt zu werden, sondern sie dient zunächst 
zur Vermittelung des Verkehrs von Ort zu Ort. Dadurch ist jedoch 
nicht ausgeschlossen, dass sie in Folge der sich an ihr ansammelnden 
Ansiedelungen allmählich auch die Natur einer zum Verkehr innerhalb 
des an ihr entstandenen Dorfes dienenden Strasse annimmt. Sobald sie 
sich zu einem solchen Verkehrsmittel entwickelt hat, gestaltet sich 
das Verhältniss zwischen ihren Adjacenten und dem Strassen-Eigen- 
thümer ähnlich wie in dem Falle, dass an eine vom Anfang an zur 
städtischen oder Dorfstrasse ausersehenen Strasse angebaut worden ist. 
Die Ausdehnung der von städtischen Strassen geltenden Grundsätze auf 
das Verhältniss der jetzigen Parteien erscheint um so weniger bedenk- 
lich, weil das Besitzthum der Kläger an die Strassen eines Vororts 
von Metz angrenzt und bei der Anlegung der aus den grösseren Städten 
ausmündenden Staatsstrassen nach aller Wahrscheinlichkeit die Voraussicht 
obgewaltet hat, dass die Nähe der Stadt, die Bequemlichkeit und An- 
nehmlichkeit des Verkehrs zwischen ihr und der nächsten Umgegend das 
Publikum zur Bildung von Gemeinden rings um die Strasse und zur Be- 
völkerung der Umgebung der Strasse veranlassen wird, sodass auch hier 
die Anlage der Strasse, mit Eücksicht auf die dabei ins Auge gefassten 
Nebenzwecke, auch die Aufforderung an die Eigenthümer der auf sie 
stossenden Grundstücke zur Bebauung und das Anerbieten an sie in 
sich schliesst, ihnen die mit dem Gebrauch der Strasse verbundenen 
Vortheile zu gewähren. Ob diejenige Orts -Strasse von Plantiöres, an 
der das Anwesen der Kläger gelegen, schon vor oder erst nach der 
Staatsstrasse entstanden ist, wurde von den Parteien nicht zur Sprache 
gebracht. Aber selbst im ersteren Falle würde die den Anliegern an 
der Ortsstrasse zustehende Seryitut dadurch nicht berührt worden sein, 
dass deren Areal etwa für die Anlage der Staatsstrasse benutzt 
worden ist. 

Wegen der privatrechtlichen Natur des Rechtes der Angrenzer 
sind zur Entscheidung über die dasselbe betreffenden Streitigkeiten von 
jeher sowohl in der reichsländischen als in der französischen Wissen- 
schaft und Rechtsprechung (Leoni und Mandel, Verwaltungsrecht von 
Elsass-Lothringen, S. 225, Jur. Ztschr., B. 10 S. 112, Bd. 12 S. 192, 
Bd. 17 S. 25; Dalloz, r6p. gen., s. v. comp6tence administrative no 150, 
Suppl6ment, s. v. Comp6t. adm. no 214, 233; not. 1-3 zu D. P. 90 2. 
311) die bürgerlicbep Gerichte für berufen erachtet worden. 
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Nr. 79. Entsch. des Preuss. Ober-Venfalt.-€terIchts. 

4. Senat. Vom 16. November 1895. 

(Preuss. Verw.-Bl. XVH. (1896) Np. 81. S. 816. 

Nach märkisohem Provinzialrecht haben die Ortekommunen (Städte, Flecken, Dörfer, 
Gutsbesitzer), nicht die Kreise, die öffentiiohen Wege zu unterhalten. 

Von der Stadt Friedeberg N./M. zur Netzefähre führte eine 
Strasse, von der ein Abschnitt ein Theil der Bahnhofsanlage der Station 
Friedeberg N./M. der Königlichen Ostbahn und Eigenthum des kla- 
genden Fiskus geworden ist. Nachdem in diesem Wegeabschnitte drei 
den Wagenverkehr beeinträchtigende Löcher entstanden waren, gab die 
Polizeiverwaltung dem Kläger unter dem 26. Juni 1894 auf, die Fahr- 
barkeit der bezeichneten Stelle herstellen zu lassen. Mit seinem Ein- 
spruch gegen diese Verfügung unter dem 12. Juli 1894 zurückgewiesen, 
hat der Eisenbahnfiskus gegen die Polizeiverwaltung Klage erhoben und 
diese zugleich gegen den Kreisausschuss des Kreises Friedeberg N./M. 
gerichtet. 

Er fuhrt aus, dass er zur Beseitigung eines der drei Löcher bereit 
sei und sie auch schon angeordnet habe, zur Beseitigung der beiden an- 
deren Löcher aber den Kreisausschuss für verpflichtet halte, da dieser 
durch einen Beschluss vom 10. Februar 1891 den chausseemässigen 
Ausbau und die Unterhaltung der gleichfalls innerhalb der Bahngrenzen 
liegenden Fläche, in der diese beiden Löcher sich befänden, übernommen 
habe. Der Klageantrag geht daher dahin, die polizeiliche Verfügung 
vom 16. Juni 1894 und den Beschluss vom 12. Juli 1894, soweit sie 
sich auf diese Fläche beziehen, aufzuheben und den Kreisausschuss zur 
Instandsetzung dieser Wegefläche zu verurtheilen. Der Bezirksausschuss 
hat durch Entscheidung vom 24. Mai 1895 die Klage abgewiesen mit 
der Begründung, dem Kläger sei der Beweis seines Einwandes, dass 
der Kreis Friedeberg N./M. verpflichtet sei, die streitige Strecke aus- 
zubauen und zu unterhalten, nicht gelungen. 

Die Entscheidung des Bezirksausschusses war zu bestätigen. 

Zunächst ist zu bemerken, dass als Zweitbeklagter nicht der Kreis- 
ausschuss, sondern der Kreis Friedeberg N./M., vertreten durch den 
Kreisausschuss, aufzuführen gewesen wäre. Das Eubrum ist hiernach 
berichtigt. 

Was die Sache selbst betrifft, so kann es keinem Zweifel unter- 
liegen, dass die alte Strasse von der Stadt Friedeberg zur Netzefähre, 
in der der streitige Abschnitt liegt, die Eigenschaft eines öffentlichen 
Weges besitzt. Da weder die Zuständigkeit der beklagten Behörde, 
noch die Nothwendigkeit der Anordnung bestritten ist, so kann Kläger 
die von ihm geforderte Leistung nur dann mit Erfolg ablehnen, wenn 



Digitized by VjOOQ IC 



104 Entsch. des Prenss. Ober-Verwalt.-Gerichts vom 16. November 1895, 

sich erweist, dass der von ihm mitbeklagte Kreis Friedeberg N./M. zu 
dieser Leistung aus Gründen des öffentlichen Eechts verpflichtet ist 
(§ 56 Absatz 4 des Zuständigkeitsgesetzes). 

In der Berufungsinstanz hat Kläger die Behauptung aufgestellt, 
der Kreis habe die öffentlichen Wege zu unterhalten, falls er nicht 
nachweise, dass die Unterhaltung ausnahmsweise einem anderen ob- 
liege. Dies beruht auf Rechtsirrthum, da nach dem auch für die Neu- 
mark geltenden märkischen Provinzialrecht die öffentlich-rechtliche 
Wegeunterhaltungslast in der Eegel den Ortskommunen obliegt (Entsch. 
d. O.V.G. Bd. X S. 222 ff., Bd. Xm S. 293) und keineswegs dem 
Kreiskommunalverbande. 

In erster Instanz war dessen Verpflichtung von dem Kläger daraus 
hergeleitet worden, dass der Kreisausschuss durch Beschluss vom 10. Fe- 
bruar 1891 den chausseemässigen Ausbau und die Unterhaltung der 
Streitfläche übernommen habe. 

Der Kreisausschuss war jedoch zur Eingehung einer solchen Ver- 
bindlichkeit gesetzlich gar nicht befugt (§ 116 Ziffer 3, § 119 Ziffer 3, 
§ 134 der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872), sein Beschluss ent- 
behrt daher insoweit der Rechtswirksamkeit. 

Die in dem letzten Schriftsatze des Klägers aufgestellte Behaup- 
tung, dass das Zugeständniss in dem Schreiben des Kreisauschusses 
vom 10. Februar 1891 mit ausdrücklicher Genehmigung des Kreistages 
abgegeben sei, wird durch die bereits von dem Vorderrichter zum 
Zwecke des Beweises vorgelegten, und auch von dem O.V.G. einge- 
sehenen Akten des Kreisausschusses widerlegt, aus denen sich ergiebt, 
dass das Schreiben des Königlichen Eisenbahnbetriebsamts zu Berlin 
vom 4. Februar 1891, in dem die Frage nach der Uebernahme der 
Unterhaltungspflicht gestellt war, am Tage des Einganges, dem 5. des- 
selben Monats zur Sitzung des Kreisausschusses geschrieben ist, dass 
der Kreisausschuss am 10. desselben Monats darüber Beschluss gefasst 
hat, und dass das Antwortschreiben vom Tage dieses Beschlusses 
datirt, am 12. desselben Monats mundirt und am folgenden Tage ab- 
gesandt ist. Dass dazu eine Genehmigung des Kreistages eingeholt 
wäre, ist hiemach ausgeschlossen, und es bedurfte der Erhebung des 
von dem Kläger durch Bezugnahme auf amtliche Auskunft des Kö- 
niglichen Landraths angetretenen Beweises nicht. 

Endlich muss auch die Ausführung des Klägers als rechtsirrig ver- 
worfen werden, dass eine öffentlich-rechtliche Unterhaltungspflicht des 
Kreises um deswillen entstanden sei, weil der fragliche Wegetheil auf 
Veranlassung der Kreisverwaltung eine neue Aufschüttung erhalten 
haben soll, oder weil eine Wegeverlegung vorgenommen, d. h. die vom 
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Kreise erbaute neue Chaussee in einer von der alten Strasse ab- 
weichenden Eichtung an das Bahngelände herangeführt ist, ohne dazu 
die Genehmigung des Klägers einzuholen. Weder auf die eine, noch 
auf die andere Weise wurde der im Bahnhofsgebäude liegende Theil 
des alten Weges nothwendig rechtlich ein Theil der vom Kreis erbauten 
Chaussee. 

Hiemach rechtfertigte sich die Bestätigung der Vorentscheidung, 



Nr. 80. Entsch. des Bagatellgerichtes In Handelssachen zu Wien, 

Vom 23. November 1895. 

[Zeltscbr. f. d. Internat. Bisenb.-Transp. IV Nr. 8 S. 827.] 

FrachtbegBnstigung. Anspruch auf dieselbe fOr einen unter den begQnstigten OOtern 
niGlit besondere genannten Artikei. 

Auf zwei Sendungen Rollhafer, die nach Kl. A des Lokaltarifs der 
k. k. österreichischen Staatsbahnen vom Jahre 1894 taxiert worden 
waren, wurde die für „Mahlprodukte und Mehl aus Getreide und Hül- 
senfrüchten, sowie Rollgerste, geschälte Hirse und Schälerbsen*' ge- 
währte Frachtermässigung reklamiert, da Rollhafer unter die genannten 
Produkte gehöre. Da die Reklamation abgewiesen wurde, erfolgte 
Klage, der mit folgender Begi'ündung stattgegeben wurde: 

Nach Ansicht der geklagten Bahn ist Rollhafer nicht unter Mahl- 
produkte zu subsummieren, weil ja an sich auch Rollgerste, geschälte 
Hirse und Schälerbsen Mahlprodukte aus Getreide und Hülsenfrüchten 
sind und trotzdem der Tarif es notwendig fand, diese Produkte hier 
besonders hervorzuheben und somit diese Produkte im Sinne der ci- 
tierten Frachtbegünstigung als Mahlprodukte nicht zu gelten haben. 
Wenn aber diese vorangeführten Produkte nicht als Mahlprodukte im 
Sinne dieser Tarifbegünstigung anzusehen sind, und nur deshalb, weil 
sie besonders angeführt sind, diese Begünstigung geniessen, werde auch 
Rollhafer nicht als Mahlprodukt in diesem Sinne anzusehen sein; und 
demgemäss, und weil Rollhafer nicht besonders angeführt ist, könne 
für dieses Produkt die obige Begünstigung nicht gelten. Der Kläger 
hat sich dagegen auf den Wortlaut der Begünstigung bezogen. 

Es muss nun allerdings bemerkt werden, dass der Wortlaut dieser 
Tarifbegünstigung undeutlich ist und auch nicht erklärt werden kann, 
warum RoDgerste, geschälte Hirse und Schälerbsen im Tarife besonders 
hervorgehoben sind, nachdem sie doch Mahlprodukte aus Getreide, be- 
ziehungsweise Hülsenfrüchten sind. Bedenkt man aber, dass ausser 
diesen angeführten Produkten auch noch das Mehl als ausserhalb dieser 
Mahlprodukte stehend besonders angeführt ist, und bedenkt man wei- 
ters, dass der Ausdruck ^Mahlprodukte aus Getreide und Hülsen- 
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fruchten*', wenn Mehl, Rollgerste, geschälte Hirse und Schälerbsen aus- 
genommen werden, im besten Falle nur noch Abfälle bedeuten könnte, 
so wird man notwendig zum Schlüsse gelangen, dass der Hervorhebung 
von Mehl, Rollgerste u. s. w. eine besondere Bedeutung nicht beigelegt 
werden kann, denn sonst wäre es ja nicht notwendig gewesen, den 
Ausdruck „Mahlprodukte^ zu gebrauchen, sondern man hätte einfach 
die noch restierenden Abfälle, welche bei Getreide nur in Kleie be- 
stehen können, anführen müssen, und es wäre dann die Anwendung 
des allgemeinen Ausdrucks „Mahlprodukte" tiberflüssig. Da aus den 
allgemeinen Bestimmungen des Tarifs Teil I zu entnehmen ist, dass 
Hafer im Sinne des Tarifs unter den Begriff „Getreide** fällt, und 
weiters auch Rollgerste, geschälte Hirse, Schälerbsen u. s. w. als Mahl- 
produkte aus Getreide und Hülsenfrüchten im Sinne des Tarifes gelten, 
und jedenfalls Rollhafer auch als Mahlprodukt mit Rücksicht auf die 
Anwendung des Ausdruckes „und so weiter** anzusehen ist, so ist es 
klar, dass Rollhafer als Mahlprodukt auch im Sinne der citierten 
Tarifbegünstigung aufzufassen ist. Demgemäss ist die Ansicht des 
Klägers, dass die Tarifbegttnstigung auf Rollhafer anzuwenden ist, 
berechtigt. 

Nr« 81. Entsch. des Bayrischen Obersten Landesgerichts. 

Vom 30. November 1895. 

[Deutsch. Jarist. Zeitg. I Nr. 11 S. 884 Ziff. 8.] 

Unentziehbar erworbene Rechte der Mitglieder einer Penelonekaese. 
Der Pensionsverein B. in M. hatte durch Generalversammlungs- 
beschluss eine Eeduzierung seiner Pensionsleistuugen eintreten lassen 
und die bezäglichen Minderungen auch auf solche Vereinsmitglieder 
erstreckt, welche schon vorher in den Genuss von Pensionen getreten 
waren. Auf Klage solcher Pensionäre erklärte das Oberste Landes- 
gericht die Massnahme in letltgedachter Richtung als rechtlich un- 
statthaft. Der Gerichtshof erörterte dabei zunächst in Ansehung der 
Frage der Zulässigkeit des Rechtswegs folgendes : „Diejenigen, welche 
dem beklagten Vereine vor der neuesten Statutenänderung beigetreten 
sind, haben mit demselben einen Versicherungsvertrag abgeschlossen, 
wonach der Verein für den in den Statuten vorgesehenen Fall gegen 
bestimmte Leistungen seitens des Versicherten sich auch seinerseits zu 
bestimmten in Form von Pensionsquoten zu reichenden Gegenleistungen 
verpflichtet hat. In dem Augenblicke nun, wo die in den Statuten 
vorgesehene Voraussetzung eintritt und wo bei dem Mitglied das bisher 
blos als Anwartschaft vorhandene Recht sich in das Recht auf sofor- 
tigen Bezug der Pension umwandelt und gleichzeitig die Berechtigung 
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zur Theilnahme an der Vereinsverwaltung, sowie die Pflicht zur Lei- 
stung von Vereinsbeiträgen aufhört, tritt der bislang aktive Vereins- 
angehörige in die Rolle eines passiven ein. Er verwandelt sich, wäh- 
rend er vor seiner Pensionierung eine blosse Aussicht auf Pensions- 
erreichung hatte, sohin ein zwar nur eventueller, immerhin aber ein 
Gläubiger des Vereins, nebenher übrigens auch Schuldner desselben 
war, in einen blossen Gläubiger schlechthin . . . Deshalb kann nicht 
davon die Rede sein, dass dem Pensionisten die Beschreitung des 
Rechtswegs gegen den Verein verwehrt sein sollte.** Zur Frage der 
Zalässigkeit der Pensionsreduktion bemerkt das Urtheil unter anderem: 
„Kein Zweifel kann darüber bestehen, dass, wenn der Promittent dem 
Promissar eine fest begrenzte Leistung zusichert, er an dieselbe ge- 
bonden ist. Den Klägern wurden ganz bestimmte Pensionsgrössen in 
den Statuten in Aussicht gestellt und später eingewiesen, so dass sich 
die Unwandelbarkeit der Pensionsbezüge von selbst versteht. . . . Der 
Rechtsanspruch durfte nicht durch Majoritätsbeschlüsse der aktiven 
Vereinsmitglieder, bei denen den Pensionisten jegliche Mitwirkung 
versagt war, entzogen werden.** 



Nr. S3. Entsch. des Deutschen Beichsgericlits. 

1. Straf-Senat. Vom 2. Dezember 1896. 

[Jar. Woohensohr. 1896. Nr. 58/51. S. 477. Ziff. 49.] 

R. Strf. Ges. B. % 230 Abs. 2. Begriff der Fahrlässigkeit eines Btalelters in seinem 

Berufe. 

Die Begründung des Urtheils des Landgerichts lässt die subjektive 
Seite des Fahrlässigkeitsbegriffes ausser Acht und stützt sich ausschliess- 
lich auf die Feststellung des ursachlichen Zusammenhanges zwischen der 
Unterlassung und dem Erfolge. Die Annahme, dass es zu den Pflichten 
eines Bauleiters gehöre, jede Vorrichtung, deren mangelhafte Beschaffen- 
heit eine Gefahr herbeiführen kann, vor ihrer Benutzung beim Bau 
persönlich zu prüfen, ist rechtsirrig. Die Fahrlässigkeit im Falle des 
§ 230 Abs. 2 Str. G. B. ist keine andere als die in Abs. 1 bezeichnete; 
sie besteht in dem Mangel an Aufmerksamkeit auf die möglichen Folgen 
des Thuns oder Unterlassens; und da die Fahrlässigkeit die Form eines 
Verschuldens ist, so können dem Handelnden solche Folgen nicht zur 
Last gelegt werden, die er auch bei Anwendung pflichtmässiger Auf- 
merksamkeit nicht in den Kreis seiner Vorstellungen aufzunehmen ver- 
anlasst war. Es wäre also nöthig gewesen, festzustellen, ob der Ange- 
klagte als Folge der Unterlassung persönlicher Betheiligung an Her- 
stellung der fraglichen Laufbrücke — sei es auch nur durch Prüfung 
des fertigen Werkes — den Eintritt einer Körperverletzung als möglich 
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Yoranssehen konnte. Bei Uebertragnng von Arbeitsleistung an andere 
Personen wird es sich immer zunächst darum handeln, ob der Auftrag 
selbst in einer Weise gegeben wurde, die voraussehbar schädlichen 
Folgen Baum gab, oder ob der Auftraggeber in der Wahl der Beauf- 
tragten nicht genfigend vorsichtig war , d. h. ob diesen die ordnungs- 
mässige Ausführung nicht zugetraut werden konnte. Bestand in diesen 
Beziehungen kein Bedenken, so kann die unvollkommene Ausführung 
und deren Folgen nicht auf ein subjektives Verschulden des Auftrag- 
gebers zurückgeführt werden. Das Urtheil ist auf die Bevision des An- 
geklagten aufgehoben. 



Nr. S8. Entsch. des Deatschen Beichsgerichts. 

1. Straf-Senat. Vom 6. Dezember 1895. 

[Jnr. Woohensohr. 1896. Nr. 68/64. 8. 488. Zift 86.] 

R. Strf. Ges. B. % 316. Abs. 2. Wird ein gewSlmllolier Rangirarbeiter instruiitioiiswidrig 

Mit den Funktionen eines Rtngirmeisters betraut und verstSsst hierbei gegen die fOr 

den letzteren bestehenden Vorsohriften, so ist hierin eine dem Rangirarbeiter zur Last 

fallende Pfliohtvernaohlissigung nioht zu finden. 

Der Angeklagte war ein auf Kündigung angestellter Rangirarbeiter 
und als solcher schon mehrere Jahre im Eisenbahndienste beschäftigt. 
Das Bangiren durfte aber nur unter Aufsicht eines Eangirmeisters ge* 
schehen und durfte dem Angeklagten nicht übertragen werden, so dass 
die Beauftragung des Angeklagten mit dieser Thätigkeit auf einer In- 
struktionswidrigkeit beruhte. Es kann nun dahingestellt bleiben, ob die 
Annahme des Gerichts, der Angeklagte gehöre nicht zu den im § 316 
Abs. 2 Str. G. B. bezeichneten Personen, weil er nur zur Verrichtung 
mechanischer Dienstleistungen beim Rangiren angestellt sei, in dieser 
Allgemeinheit richtig ist. Denn da der Angeklagte mit der Leitung 
eines Rangirmanövers nicht betraut werden durfte, so waren auch die 
Pflichten, welche einem Rangirmeister, einem Leiter von Rangirbewe- 
gungen, obliegen, nicht ein Theil der Pflichten, welche er in seiner 
Stellung als Rangirarbeiter zu erfüllen hatte. Er vernachlässigte daher, 
wenn er jenen Pflichten nicht nachkam, nicht die ihm obliegenden 
Pflichten und war deshalb nicht nach § 316 Abs. 2 Str. G. B. zu be- 
strafen. Der erste Richter hat aber ferner im Hinblick auf § 316 
Abs. 1 Str. G. B. weiter erörtert, dass dem Angeklagten auch keine 
Fahrlässigkeit zur Last falle. Die Revision des Staatsanwalts gegen 
das freisprechende Urtheil ist daher verworfen. 
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Nr. 84. Entsch. des Prenss« Ober-yerwalt.-Oerlclit8. 

4. Senat. Vom 11. Dezember 1895. 

rDentsch. Jurist. Zelt. I. Nr. 18. S. 964. Ziff. 102.] 

WMi der Staat ein anderes Kommnnlkationenittel, eine Chaussee, schafft oder zn 
dessei Beschaffang seine Zustimmung giebt, und eine bestehende Landstrasse auf dieses 
leoe Konnunilcationsmittei verlegen will, so bedarf es nioht des Verfahrens nach § 57 
des Zuständiglceitsgesetzes, um die bisherige Landstrasse dieser Ihrer Eigenschaft mit 
der Wiricung zu enticieiden, dass sie ein gewöhnlicher Kommunllcationsweg wird. 

Der § 57 a. a. 0. handelt nicht von der Umwandlung yon Land- 
strassen in öffentliche Fahrstrassen einer niederen Ordnung, 
sondern von der Einziehung und Verlegung öffentlicher Wege mit dem 
Ziele, dass der Fahr-, Reit- oder Fussweg, welcher eingezogen oder 
verlegt werden soll, da, wo er bisher lief, überhaupt aufhört, ein öffeut- 
licher Fahr-, Eeit- oder Fussweg zu sein. Es mag dahin gestellt 
bleiben, was Rechtens ist, wenn der Staat eine Land- oder Heerstrasse 
völlig kassieren oder so verlegen will, dass da, wo sie zur Zeit läuft, 
überhaupt keine öffentliche Fahrstrasse bestehen bleibt. Hiervon that- 
sächlich und rechtlich verschieden ist die sogen. Deklassierung der 
Land- und Heerstrassen, ihre Versetzung in die niedere Klasse der 
öffentlichen Kommunikationswege, sodass also die bisherige Landstrasse 
als öffentlicher Fahr-, Reit- und Fussweg bestehen bleibt. Von einer 
solchen Umwandlung, die der § 4 11 15 ALR. dem Staat ermöglicht, 
bandelt der § 67 ZG. nicht. — Die Verlegung einer Landstrasse auf 
einen anderen (längst vorhandenen oder neu geschaffenen) Weg im vor- 
stehenden Sinne kann nicht blos durch einen förmlichen Ausspruch des 
Staates erfolgen, sondern sich auch nur thatsächlich unter Zustimmung 
der Landespolizeibehörde, durch sog. konkludente Handlungen vollziehen, 
und dieses wird vornehmlich dann möglich sein, wenn durch den Staat 
oder unter seiner Zustimmung durch einen anderen Verband eine ander- 
weite Strasse (Chaussee pp.) gebaut wird und die Umstände, unter 
welchen dieses geschieht, erkennen lassen, dass es hauptsächlich oder 
doch wenigstens mit zu dem Zwecke geschah, die Landstrasse auf diese 
neue Strasse zu verlegen. 

Nr. 85« Entsch. des Appellhofes In Florenz« 

Vom 19./28. Dezember 1895. 

[Zeitschr. f. d. Internat. Bisenb. Transp. IV Nr. 9. S. 870.] 

litematOberelnk. Art. 30. 34. 37. 45. Beschädigung einer Sendung Marmor. Schadens- 

ersatzklage. Verjährung. 

Eine von Paris nach Florenz beförderte, aus 9 Kisten bestehende 
Sendung „Bearbeiteter Marmor^ kam beschädigt am Bestimmungsorte 
an; in einer der Kisten war eine ans carrarischem Marmor gefertigte 
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Figur, den ^Liebesboten" darstellend, gebrochen vorgefunden worden. 
Durch Expertise wurde der Kunstwert der Figur, unter Berücksichtigung 
des schaffenden Künstlers auf 3000 Lire festgesetzt; die Ursache des 
Schadens war in der Beschädigung eines Seitenteils der Kiste gefunden 
worden, deren Inhalt unter Beobachtung aller erforderlichen Fürsorge 
verpackt gewesen war. 

Auf Grund dieser Feststellungen verlangten die Eigentümer der 
Sendung von der Eisenbahn die Zahlung des Betrages von 3000 Lire, 
nachdem der Empfänger die Eigenthumsrechte der Kläger bestätigt 
hatte. Die Eisenbahn bestritt in erster Linie den Klägern die Aktiv- 
legitimation, weil sie überhaupt nicht beim Transportvertrage in Frage 
kämen, machte dann die Einrede der Verjährung auf Grund des Artikels 
45 des internationalen üebereinkommens, ferner die falsche Deklaration 
der Ware und weiter geltend, dass der Nachweis ihres Verschuldens 
an der Beschädigung nicht erbracht sei. Das Tribunal von Florenz 
wies die Einrede des Mangels der Aktivlegitimation zurück, liess da- 
gegen diejenige der Verjährung gelten und verwarf hiernach den von 
den Klägern behaupteten Schadensanspruch. 

Die letzteren hielten in der Appellinstanz ihren Anspruch aufrecht, 
subsidiarisch verlangten dieselbe gerichtsseitige Feststellung des Wertes 
der Figur als bearbeiteter Marmor. 

Durch Urteil vom 19. /28. Dezember 1895 hob der Appellhof von 
Florenz die Entscheidung hinsichtlich der geltend gemachten Verjährung 
auf und ordnete die nachgesuchte Schadensermittelung an. Auf Grund 
dieser Schadensermittelung wurde der Anspruch des Klägers endgültig 
auf 1680 Lire festgesetzt, zu welcher Summe die Beklagte verurteilt 
wurde. 

Kr. 86. Entsch. des Oesterreich. Obersten Gferlchtshofes. 

Vom 3. Januar 1896. 

[Oefiterr. Eisenb.-Verordn.-Bl. IX (1896) Nr. 106 S. 1746. Beil. z. J. H. V. Bl. 1886 Nr. 1260.] 

Bei Erhebung eines Anspruches nach dem Gesetze vom 5. März 1869, R.-6.-BI. Nr. 27, 
Icann die Frage, ob der Vorfall, welcher die behauptete Körperverletzung oder TSdtang 
eines Menschen herbeigeführt hat, i^ls eine „Erelgnung Im Verkehre'* Im Sinne des 
bezogenen Gesetzes anzusehen Ist, nicht mittelst Einwendung der Incompetenz des 
Handeiegerichtes zur Entscheidung gebracht werden, da diese Frage das INerltum der 

Sache betrifft. 

Der Oberste Gerichtshof hat über die Revisionsbeschwerde 
der geklagten Gesellschaft das oberlandesgerichtliche Urtheil aus dem 
Grunde bestätigt, weil Kläger seinen Anspruch auf das Gesetz vom 
6. März 1869, R.-G.-Bl. Nr. 27, stützt, er daher die Klage nur bei 
dem Handelsgerichte anbringen konnte, die Frage aber, ob der Vorfall, 
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bei welchem der Kläger die behauptete Verletzung erlitten haben will, 
als eine Ereignung im Verkehre anzusehen ist, das Meritum der Sache 
betrifft, daher nicht mittelst einer Incompetenzeinwendung zur Ent- 
scheidung gebracht werden kann. 



Nr. 87. Entseh. des Deutschen Reichsgerichts« 

6. Civil-Senat. Vom 4. Januar 1896. 

[Preuss. Eiaenb.-Arch. 1896. Heft 5. S. 986.] 

Bergwerksbeeltzern steht auch nach den vor Eintritt der Gesetzeslcraft des Allgemeinen 
Berggesetzes vom 24. Juni 1865 — 6.-S. 705 — geltenden Gesetzen ein Entsohftdi- 
liigsanspruoh fflr die ihnen im Einzelfalle zum Schatze einer Sffentiiohen Verkehrs- 
anstalt auferlegten Beschränkungen nicht zu. S 155 a. a. 0. 

Den Klägern, EigenthUmem eines Braunkohlenbergwerks in den 
Feldmarken B. und N., dessen Feld theils vor, theils nach Eintritt der 
Geltung des Allgemeinen Berggesetzes vom 24. Juni 1865 verlieben 
worden, ist von der Bergbehörde aufgegeben worden, zum Schutze des 
Bahnkörpers der Berlin- Wetzlarer Eisenbahn einen Sicherheitspfeiler 
stehen zu lassen. Sie behaupten, die Bahn überschreite in der Feld- 
mark B. ihr Grubenfeld und gehe dort über Kohlen lediglich in dem 
vor 1867 verliehenen Theile des Feldes; sie haben beantragt, zu er- 
kennen, 

dass der beklagte Eisenbahnflskus schuldig sei, ihnen den durch 

die behufs Sicherung des Bahnkörpers erfolgende bergpolizeiliche 

Hinderung des Bergbaues in dem in der Feldmark B. belegenen 

Grubenfelde ihnen entstehenden Schaden und entgehenden Gewinn, 

insbesondere den Werth derjenigen Kohlen, deren Gewinnung 

durch die Anlegung der Bahn unmöglich gemacht sei, vorbehaltlich 

der Feststellung im besonderen Verfahren zu ersetzen. 

Beide Yorinstanzen haben die Klage abgewiesen. Gegen das Be- 

rafangsurtheil haben die Kläger die Revision eingelegt und beantragt, 

dasselbe aufzuheben und den Beklagten nach dem Klageantrage 

zu verurtheilen. 

Der Antrag des Beklagten geht auf Zurückweisung der Bevision. 

Aus den Entscheidungsgründen: 
Einer der Fälle, in welchen der § 154 Allgemeinen Berggesetzes 
dem Bergbautreibenden einen Entschädigungsanspruch gegen den Un- 
ternehmer einer öffentlichen Verkehrsanstalt giebt, liegt nicht vor. 
Oemäss § 155 daselbst kann es sich also nur fragen, ob der Anspruch 
der Kläger nach den älteren Gesetzen, wie sie vor Erlass des Allge- 
meinen Berggesetzes in Geltung standen, begründet ist. Die Nach- 
prüfung dieser vom Berufungsgericht verneinten Frage ist nicht, wie 
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der Bevisionsbeklagte meint, dadurch aasgeschlossen, dass auf Ver- 
letzung jener älteren Gesetze die Beyision nicht gestützt werden könne. 
Auf die Vorschriften der, als Provinzialrecht nicht revisiblen Magde- 
burg-Halberstädter Bergordnung ist das Berufungsurtheil nicht gestützt, 
da dort im Gegen theil festgestellt ist, dass diese Bergordnung keine 
die Streitfrage entscheidende Bestimmung enthält. Das Allgemeine 
Landrecht aber und die Gesetze vom 21. Mai 1860 und 10. Juni 1861 
sind nach § 55 Allgemeinen Berggesetzes für die vorliegende Frage 
noch jetzt geltendes Recht, und es kann daher die in einem ürtheil des 
zweiten Zivilsenats des Eeichsgerichts (Entscheidungen Bd. 3 S. 361) 
ausgesprochene Ansicht, dass auf die Verletzung ausser Wirksamkeit 
gesetzter Rechtsnormen die Revision nicht gegründet werden könne, 
auf sich beruhen. Allein die Prüfung des Klageanspruchs nach den 
bis zum Erlass des Allgemeinen Berggesetzes giltig gewesenen Ge- 
setzen führt zu keinem anderen Resultat, als dem des Berufungsge- 
richts, wenn auch dessen Ausführung, soweit sie sich auf den Satz 
gründet, 

dass wegen der regelmässig grossem volkswirthschaftlichen Wichtig- 
keit der Erdoberfläche gegenüber dem darunter ruhenden Minerale 
die unbeschränkte substantielle Verfügung des Grundeigenthümers 
über den Grund und Boden durch die Verleihung des Bergeigen- 
thums nicht beeinträchtigt werde, 
nicht als richtig anerkannt werden kann, da umgekehrt sowohl die 
§§ 135 ff., 148 ff. Allgemeinen Berggesetzes als auch schon die §§ 109 ff. 
Th. n Titel 16 Allgemeinen Landrechts dem Grundeigenthümer die un- 
beschränkte Verfügung über den Grund und Boden zu gunsten des 
Bergwerkseigenthümers entziehen, indem sie dem ersteren nur einen 
Entschädigungsanspruch belassen. Nur gewährte das Direktionsprinzip 
der älteren Gesetzgebung (Allgemeines Landrecht Th. II Titel 16 §§ 82, 
108) dem Grundeigenthümer einen weitergehenden Schutz als das All- 
gemeine Berggesetz, — einen Schutz, dessen Handhabung im einzelnen 
ganz in das Ermessen der Bergbehörde gestellt war. Indessen, soweit 
auf Grund des Direktionsprinzips die Bergbehörde sich veranlasst sah, 
dem Bergwerkseigenthümer Betriebsbeschränkungen zum Schutze des 
Grundeigenthums vorzuschreiben, konnte daraus für jenen, eben weil er 
ihnen gesetzlich unterworfen war, ein Entschädigungsanspruch gegen 
den Grundeigenthümer nicht entstehen. Und nun ist, entgegen dem in 
dem ürtheile des Reichsgerichts vom 9. Juli 1881 (Entscheidungen Bd. 5 
S. 270, 271) angeregten, übrigens auf die damalige Entscheidung ohne 
Einfluss gebliebenen Zweifel schon in dem ürtheile des jetzt erkennen- 
den Senats vom 11. November 1891 (das. Bd. 28 S. 341) ausgeführt, 
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dass durch das Gesetz vom 21. Mai 1860, von welchem in dieser Hin- 
sicht das Gesetz vom 10. Juni 1861 nicht abweicht, das Direktions- 
prinzip des Allgemeinen Landrechts zwar im übrigen aufgegeben, aber 
ausdrücklich aufrecht erhalten worden ist, soweit es nothwendig 
ist zur Wahrung der Sicherheit der Oberfläche im Interesse des 
(privaten und) öffentlichen Verkehrs, und dass grundsätzlich auch 
noch das Allgemeine Berggesetz auf dem gleichen Standpunkte steht, 
indem es (§ 154) nur ausnahmsweise und zur Milderung des Prinzips 
dem Bergbautreibenden, wenn er vor der Genehmigung einer öffent- 
lichen Verkehrsanlage zu dem Betriebe berechtigt war, einen in ganz 
bestimmter Weise beschränkten Entschädigungsanspruch giebt, dadurch 
aber zugleich erkennen lässt, dass im übrigen auch jetzt noch im Ver- 
hältnisse zu den öffentlichen Verkehrsanstalten das Bergwerkseigenthum 
einer gesetzlichen Beschränkung dahin unterliegt, dass diese Anstalten 
durch den Bergbaubetrieb nicht gefährdet werden dürfen, dass viel- 
mehr der Bergbautreibende verpflichtet ist, die zur Sicherung der öffent- 
lichen Verkehrsanstalten gegen die Einwirkungen des Bergbaues er- 
forderlichen Vorkehrungen gemäss den Anordnungen der Bergbehörde 
zu treffen. Damit hat sich das Reichsgericht schon in deta erwähnten 
Urtheile der überwiegenden Mehrheit der Rechtslehrer und Gerichtshöfe, 
namentlich auch dem vormaligen preussischen Obertribunal, angeschlossen, 
welche auf Grund der bis zur Emanation des Allgemeinen Berggesetzes 
geltenden Gesetzgebung, insonderheit im Geltungsgebiete des Allgemeinen 
Landrechts, sich dahin aussprachen, dass dem Bergwerksbesitzer für 
die ihm im Einzelfall zum Schutze einer öffentlichen Verkehrsanstalt 
auferlegten Beschränkungen eine Entschädigung nicht gebühre, und es 
ist auch bei jetziger wiederholter Prüfung kein Anlass gefunden worden, 
von dieser Rechtsauffassuug abzuweichen. Bestand aber nach den bis- 
herigen Gesetzen ein solcher gesetzlicher Entschädigungsanspruch nicht, 
so ist er auch durch § 155 Allgemeinen Berggesetzes in einem über 
die Fälle des § 154 daselbst hinausgehenden Umfange nicht aufrecht 
erhalten worden. Es ist vielmehr mit dem ürtheil vom 11. November 
1891 daran festzuhalten, dass umgekehrt jede Beschädigung einer öffent- 
lichen Verkehrsanlage durch einen nach deren Genehmigung und Er- 
richtung fortgesetzten Bergbau den Bergbautreibenden zur Ent- 
schädigung verpflichtet, ohne dass diese Verpflichtung durch ein kon- 
kurrirendes Versehen des Eigenthümers der Verkehrsanlage im Sinne 
des § 150 Allgemeinen Berggesetzes ausgeschlossen werden könnte, 
und damit widerlegt sich die Ansicht der Revisionskläger, dass nach 
den Grundsätzen dieses Gesetzes der Bergbautreibende wenigstens 
dann auf Entschädigung Anspruch habe, wenn die ihm auferlegte Be- 

Bger, BiflenbahnreehtUolie Entscbeidungen XIII. 8 
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triebsbeschränkung den Schutz der Yerkehrsanlage gegen solche Be- 
schädigungen durch den Bergbau bezwecke, die der Eigenthümer der 
Verkehrsanlage bei Anwendung gewöhnlicher Aufmerksamkeit habe vor- 
aussehen müssen. 

Nr« 88. Entseh. des Appellhofes in Bordeaux. 

Vom 8. Januar 1896. 

[Zeitschr. f. d. Internat. Eisenb. Transp. IV. Nr. 8. S. 881.] 

Tarlfbedingungen. Bezeichnung des Spezialfarifs im Fraolifbriefe. 

In dem Gemeinschaftstarif Orl6ans 42 Mittelmeerbahn 100 figurieren 
für den Transport von lebenden Bäumen 2 Taxen: die erste, die sich 
auf lOB Fr. per 1000 kg beziffert, die zweite — die 4. Serie — zu 
56 Fr., unter der Bedingung, dass die Beförderung ohne Verbindlichkeit 
der Eisenbahn ausgeführt werde. 

Für eine Sendung von 3800 kg, die nicht nach dem Satze der 
vierten Serie taxiert wurde, verlangte der Absender die Eückerstattung 
der zu viel erhobenen Fracht und 1600 Fr. als Schadensersatz. 

Das Handelsgericht von Angoulfeme hat durch Urteil vom 19. April 
1894 den Kläger abgewiesen, weil es nicht bewiesen sei, dass er als 
Absender in irgend einer Weise ersichtlich gemacht habe, zu welcher 
Serie er die Beförderung der von ihm aufgegebenen lebenden Bäume 
wünsche; dass, um den Empfänger den Vorteil der Frachtberechnung 
zur 4, Serie geniessen zu lassen, es absolut notwendig gewesen wäre, 
wenn auch nicht in förmlicher, so doch in hinreichend klarer Weise die 
entsprechende Erklärung zu machen, damit für die Eisenbahn kein 
Zweifel obwalten konnte; was jedoch nicht der Fall gewesen sei, daher 
unter diesen Umständen die anzuwendende Taxe diejenige der ersten 
Serie habe sein müssen. 

Durch Urteil vom 8. Januar 1896 hat der Appellhof von Bordeaux 
das vorstehende Urteil bestätigt, da jede Sendung von Eechtswegen zu 
den Bedingungen und Taxen des allgemeinen Tarifs zu befördern ist, 
wenn der Absender, wie dies hier der Fall war, nicht ausdrücklich ver- 
langt, dass seine Sendung zu einem ermässigten Satze und gleichzeitig 
wie die hier in Rede stehende ohne Verantwortlichkeit seitens der Eisen- 
bahn befördert werde. 

Nr. 89. Entseh. des Oberlandesgerichts Darmstadt 

Vom 11. Januar 1896. 

(Zeitschr. f. französ. Civilreclit. Bd. 27. Heft 2. S. 342.] 

Der Einwand des echadensereafzpflfchtigen Eisenbahnfrachtfiihrers, dass der an den 

durohnäesten gesalzenen Häuten entstandene Schaden durch fachmännische Behandlung 

der Häute bei der Ankunft habe vermindert werden können, ist unbegründet 

Die hessische Ludwigsbahn hatte die aufgegebenen gesalzenen Häute 
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in offenem Wagen befördert und war hierdurch in Folge Durchnässung 
eine Werthminderung bei Ankunft am Bestimmungsort entstanden. Bei 
dem Oberlandesgericht machte die Bahn eine Minderung des in voriger 
Instanz zugesprochenen Schadens geltend, weil der nach Aussage der 
Sachverständigen auf ^/lo des Fakturawerths bezifferte Minderwerth sich 
bei fachmännischer Behandlung auf 150 M. hätte verringern lassen. 
Es stützte sich dieser Einwand auf die Angabe eines Sachverständigen: 
dass wenn auch die Werthminderung bei der Besichtigung so hoch wie 
bemerkt zu veranschlagen sei, doch bei alsbaldiger fachmännischer Be- 
handlung der Häute der Schaden bis zum genannten Betrag habe ver- 
mieden werden können. Dieser Einwand wurde, wie in erster Instanz, 
aus folgenden Gründen verworfen: „Der damalige Beklagte hatte die 
Häute, nachdem deren Annahme durch die Käufer verweigert worden 
war, alsbald in einem trockenen und luftigen Schuppen untergebracht 
und sodann Antrag auf Feststellung des Zustandes derselben durch 
Sachverständige gestellt, welche Feststellung sodann auch thatsächlich 
erfolgt ist. Es war dies ein durchaus ordnungsmässiges Verfahren. Von 
einer dem damaligen Beklagten obgelegenen sog. fachmännischen Be- 
handlung konnte nicht die Rede sein. Abgesehen davon, dass weder 
aus dem Gutachten des Sachverständigen B., noch aus den Darlegungen 
des Vertreters der Ludwigsbahn ersichtlich ist, in welcher Weise die 
sog. fachmännische Behandlung nach ihrer Ansicht hätte eintreten sollen, 
so war der damals Beklagte zu einer solchen nach der Sachlage weder 
yerpflichtet noch auch berechtigt, da es galt, den Zustand der Häute 
nach Massgabe des Art. 348 H.G.B.'s, d. h. zur Zeit der Ankunft 
derselben, festzustellen ^ ein Zustand, der durch eine fachmännische 
Behandlung zweifellos geändert worden wäre und dessen Aenderung die 
Firma in Verwickelungen zu bringen geeignet war." 



Nr. 90, Entsch. des Preuss. Ober-Verwalt.-Gorlchts. 

3. Senat. Vom 13. Januar 1896. 

[Deutsch. Jurist. Zeitg. I. Nr. 15. S. 304. Ziflf. 128.J 

Ges. V. 25. Febr. 1843. Räumungspflicht der Flussanlieger. 
Die Polizeibehörden sind nicht befugt, sei es durch Einzelverfügung, 
sei es durch Polizeiverordoung, die Räumungspflicht der Fhiss- 
anlieger über die im § 7 des Privatflussgesetzes vom 25. Febr. 1843 
gesteckten Grenzen auszudehnen, insbesondere von den Aoliegern mehr 
als die Räumung des Flusses in seiner natürlichen Breite zu verlangen. 
Eine Räumungsverftigung wird aber dadurch nicht ungültig, dass sie an- 
giebt, in welcher Breite der Fluss zu räumen sei. Stimmt diese Breite 

8* 
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mit der natOrJichen Breite überein, oder bleibt sie noch unter derselben, 
so kann von einer Kränkung des Räumungspflichtigen in seinen Bechten 
nicht die Rede sein. Nur wenn die angegebene Breite thatsächlich 
die natürliche Breite überschreitet, ist die Verfügung insoweit rechts- 
ungültig. 

Kr, 91. Entseh. des Appellationsliofes in Pan. 

Vom 13. Januar 1896. 

[Zeitschr. f. d. Internat. Eisenb. Transp. 17. Mr. 10. S. 404.] 

Art. 14 Code oiv. Zuständigkeit der Geriohte bei Kiagen aus dem Eisenbabofraolit- 

vertrage. 

Am 8. Februar 1894 ist in Tolosa, Station der spanischen Nordbahn, 
eine Sendung an eine französische Firma in Hendaye (Frankreich) auf- 
gegeben worden, welche hier beschädigt ankam. Die Empfänger be- 
langten die Nordbahn vor den französischen Gerichten auf Schadener- 
satz; die Nordbahn aber bestritt die Kompetenz dieser, weil der Fracht- 
vertrag zwischen ihr und dem Absender in Spanien abgeschlossen worden 
sei, und daher alle daraus folgenden Rechtsverhältnisse der Beurteilung 
durch die spanischen Gerichte unterstünden. Die Einrede ist aber von 
allen Instanzen abgelehnt worden; vom Appellationshofe in Pau nament- 
lich unter Verweisung auf Art. 14 des Code civil, ^) wonach Ausländer 
für solche Verpflichtungen, welche sie im Auslande gegenüber franzö- 
sischen Staatsangehörigen eingegangen haben, vor den französischen Ge- 
richten belangt werden können. Der Umstand, dass der Absender, sowie 
die Nordbahn unter spanischer Gerichtsbarkeit stehen, stehe der An- 
wendung des Art. 14 im vorliegenden Falle nicht entgegen, denn wenn 
angenommen werden wolle, dass der erstere den Frachtvertrag nicht als 
Mandatar der Empfänger abgeschlossen habe, so seien diese doch mit 
dem Augenblick der Annahme des Gutes in denselben eingetreten und 
so Vertragskontrahenten geworden. Anderseits hätte ein Verzicht auf 
die Anrufung der französischen Gerichte die Empfänger allerdings ge- 
bunden, aber ein solcher Verzicht liege weder ausdrücklich noch still- 
schweigend vor und könne weder im Abschluss des Frachtvertrages auf 
spanischem Gebiet noch in den von der Nordbahn angerufenen ander- 
weiten Umständen liegen. 



^) Art. 14. Der Ausländer, auch weun er nicht in Frankreich domizUiert ist, 
kann vor die französischen Gerichte gerufen werden, sofern es sich um die von ihm ia 
Frankreich gegenüber einem Franzosen eingegangenen Verpflichtungen handelt; Gleiches 
kann hinsichtlich der Verbindlichkeiten geschehen, die der Ausländer im Auslande ge- 
genüber Franzosen übernommen hat. 
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Nr. 93. Flenar-Entseh. des Oesterreich. Obersten fterlehtshofes. 

Vom 14. Januar 1896. 

[Oestorr. Efaenb. Verordn. K. IX (1896) Nr. 98. S. 1681.J 

Die Bestimmung des § 1327 ä. b. 6.-B., wonach der hinterlassenen Frau und den 
Klidern eines GetSdteten ein Schadenersatzanspruch gegen den an dem Tode Schuld- 
tragenden zusteht, ist auch auf andere Personen, weichen dem Qetödteten gegenOber 
ein gesetziicher Anspruch auf Aiimentation zustand, anaiog anzuwenden. 

Ueber Appellation der Geklagten bestätigte das Oberlandesge- 
richt das erstrichterliche Urtheil mit folgender Motivirung: 

Dem ersten Richter muss darin beigestimmt werden, dass die Ge- 
klagten zur Ersatzleistung im Sinne des § 1327 a. b. G.-B. vemrtheilt 
wiDtlen; die Einschränkung des Anspruches auf die ehelichen Kinder 
allein kann aus der Textirung des § 1327 a. b. G.-B. nicht abgeleitet 
werden, denn auch die unehelichen Kinder haben von ihrem Vater den 
Unterhalt anzusprechen, wie dies in den erstrichterlichen Gründen zu- 
treffend auseinandergesetzt wurde. Der Umstand, dass der Erstgeklagte, 
welcher sich im besten Alter befand, vermögenslos gestorben ist, kann 
nicht in Betracht kommen, denn derselbe war, wie aus den Processaus- 
ffihrungen und den Aussagen der abgehörten Zeugen hervorgeht, voll- 
kommen erwerbsfähig, nicht ohne bessere Vorbildung, und demnach im 
Stande, den Unterhalt seines ausserehelichen Kindes zu bestreiten. 

Der Oberste Gerichtshof gab der ausserordentlichen Revisions- 
beschwerde keine Folge, weil ein die Nullität der untergerichtlichen 
Urtheile begründendes Formgebrechen nicht vorliegt, in denselben aber 
auch eine offenbare Ungerechtigkeit nicht gefunden werden kann, wenn 
insbesondere erwogen wird, dass nach dem allgemeinen bürgerlichen 
öesetzbuche, wie sich aus § 1311 ergibt, im Falle des Schadenersatzes 
überhaupt jeder Schaden zu ersetzen ist, welcher ohne das schuldbare 
Benehmen nicht eingetreten wäre, dass demnach die Vorschrift des 
§ 1327 a. b. G.-B., wonach der hinterlassenen Frau und den Kindern 
des Getödteten das, was ihnen dadurch entgangen ist, ei*setzt werden 
muss, nicht als eine Ausnahmsbestimmung, sondern als die Anwendung 
des oben angeführten allgemeinen Grundsatzes auf einen speciellen Fall 
des Schadenersatzes sich darstellt, dass mithin für die einschränkende 
Interpretation dieser letzteren Bestimmung das Gesetz keinen ausreichen- 
den Anhaltspunkt bietet, vielmehr im Sinne des § 7 a. b. G.-B. die 
analoge Anwendung des § 1327 a. b. G.-B. auf jene Personen, welchen 
dem Getödteten gegenüber ein gesetzlicher Anspruch auf Alimentation 
zustand, geboten erscheint. 
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Nr. 93. Entsch. des Oberlandesgertchts Colman 

1. Straf-Senat. Vom 21. Januar 1896. 

[Jurist. Zeitsohr. 1 Bls.-Lothring. XXI. Heft 7 n. 8. S. 868.] 

R. Strf. Ges. B. § 263. Ein strafbarer Befrugsversuoh liegt vor, wenn ein im Be- 
sitze einer Rüolcfalirlcarte befindiiolier Falirgast der Eisenbalin durch Vorspiegelanti 
einer falschen Thatsache die Entwerthung der Fahricarte zu verhindern sucht, in der 
Absicht, dieselbe demnächst zu einer anderen Rticlifahrt zu benutzen. 

Das angefochtene ürtheü stellt thatsächlich fest, dass der Ange- 
klagte am 14. Mai 1895 den Eisenbahnzug für eine Fahrt von der 
Station Hagendingen nach Metz ohne Lösung einer Fahrkarte und 
Zahlung des entsprechenden Fahrgeldes benutzt hat, dass er zwar da- 
mals im Besitze eines am 12. Mai auf der Station Devant-les-Ponts- 
Luxemburg gelösten Retourbillets gewesen ist, letzteres aber für spä- 
teren Gebrauch zurückbehalten und dem betreffenden Bahnbediensteten 
bei Vornahme der Billetcontrole vor Bahnhof Devant-les-Ponts auf 
dessen Abfordern der Fahrkarte nach Metz die wissentlich unwahre Er- 
klärung abgegeben hat, der Beamte habe die Karte dem Angeklagten 
ja schon früher abgenommen. In diesem Verhalten des letzteren er- 
blickt das Berufungsgericht die auf Täuschung des betreffenden Be- 
amten und Verschaffung eines rechtswidrigen Vermögensvortheils be- 
rechnete Vorspiegelung einer falschen Thatsache, welche den Zweck ver- 
folgt habe, das Vermögen der Eisenbahnverwaltung zu beschädigen. Es 
erachtet demgemäss die wesentlichen Begriffismer^ale eines strafbaren 
Betrugsversuchs für gegeben. 

Die Revision rügt die Verletzung der gedachten Strafgesetze durch 
unrichtige Anwendung der letzteren auf den festgestellten Sachverhalt; 
allein mit Unrecht. 

Dieselbe wirft zunächst dem angefochtenen ürtheile vor, dasselbe 
sei unklar abgefasst, weil man nicht genau zu erkennen vermöge, in 
welcher Handlung des Angeklagten das bezeichnete Vergehen gefunden 
werde, da das Urtheil einerseits die Annahme zulasse, dass das Ver- 
gehen erst durch Ausführung einer künftigen Fahrt begangen werden 
solle, anderseits aber auch der Schlussfolgerung Baum gebe, dass das 
Vergehen durch die vom Angeklagten bereits ausgeführte Fahrt bezw. 
auf derselben verübt sei. Wie man aber auch das Urtheil auffassen 
möge, so liege jedenfalls eine Gesetzesverletzung vor. Unterstelle man 
nämlich den letzterwähnten Fall, so fehle es an einer Beschädigung des 
Vermögens der Eisenbahnverwaltung, da dieselbe durch die vorgängige 
Lösung des Retourbillets Devant-les-Ponts-Luxemburg vollständig be- 
friedigt sei. In dem erstgedachten Falle aber könne nur eine straflose 
Vorbereitungshandlung in Frage kommen. 
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Es braucht indessen dieser letztere Fall hier nicht erörtert zu 
werden, weil nach den Feststellungen des Beruf ungsurtheils zweifellos 
das Vergehen, dessen der Angeklagte für schuldig erklärt ist, auf die 
Yon ihm am fraglichen Tage zurückgelegte, keineswegs auf eine erst 
ktoftig vorzunehmende anderweite Fahrt zu beziehen ist. Es ist der 
Angeklagte, der erhobenen Anklage entsprechend, ausweislich des an- 
gefochtenen Urtheils deshalb bestraft, weil er versucht hat, am 14. Mai 
1895, mittels falscher Vorspiegelung und Täuschung des controlirenden 
Beamten freie Eisenbahnfahrt auf der genannten Strecke auf Kosten 
der Eisenbahn sich zu verschaffen. 

Die Ausführung der Eevision, dass die Eisenbahn das Aequivalent 
für die Beförderung des Angeklagten auf dieser Strecke in dem von 
letzterem am 12. Mai gelösten Eetourbillete Devant-les-Ponts-Luxemburg 
empfangen habe und dass deshalb eine Vermögensbeschädigung derselben 
ausgeschlossen sei, kann keine Berücksichtigung finden, da der Ange- 
klagte nach den getroffenen Feststellungen dieses Billet dem controliren- 
den Beamten bei der Billetcontrole nicht abgegeben hat, vielmehr von 
ihm dasselbe für späteren Gebrauch innerhalb der Gültigkeitsdauer des- 
selben zurückbehalten und dem Beamten gegenüber die erwähnte falsche 
Vorspiegelung angewendet wurde. Hiemach kann der für die fragliche 
Karte bezahlte Preis nicht als Aequivalent für die in Rede stehende 
Fahrt in Betracht kommen, da der Angeklagte die Karte hierzu nicht 
verwenden wollte und thatsächlich nicht verwendet hat. Die in Folge 
dieses Verhaltens des Angeklagten durch Durchlochung nicht entwerthete 
Bückfahrtskarte, welche bekanntermassen nicht für eine bestimmte, son- 
dern für jede Fahrt innerhalb der normirten Frist Gültigkeit hatte, be- 
hielt deshalb ihren vollen Werth, da der gegen die Eisenbahnverwaltung 
erworbene Transportanspruch aus dem zwischen ihr und dem Ange- 
klagten abgeschlossenen Vertrage bestehen blieb. Die Beförderung des 
Angeklagten von Hagendingen nach Metz, worauf es allein entscheidend 
ankommt, sollte sonach nach der festgestellten Absicht des Angeklagten 
mentgeltüch geleistet werden. 

Mit der dargelegten Auffassung steht auch die Rechtslehre und 
konstante Rechtssprechung des Reichsgerichts im Einklang. (Vgl. Liszt, 
Strafgesetzbuch § 140 Anm. 2; v. Bar im Gerichtssaal 40, 494, wenig- 
stens für den vorliegenden Fall übereinstimmend; femer Entsch. des 
Eeichsg. in Strafsachen Bd. 4, 295; 17, 217; 24, 318; insbesondere 
Bd. 25 S. 412.) 
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Nr. 94« Entsch« des Prenss. Ober-Terwalt«-Gerichts. 

2. Senat. Vom 22. Januar 1896. 

[Oeutscli. Jurist. Zeltg. 1. Nr. 17. S. S42. Ziff. 142.] 

Relnigungapflioht der etädflechen Strassen. 
Wenn die Reinigungspflicht der Strassen der Stadt als der 
Eigentümerin der Strassen obliegt, ist diese der Polizei gegenüber zu 
erfüllende Pflicht von vornherein in hohem Masse eine städtische Ange- 
legenheit, zu deren Regelung durch Statut die städtischen Behörden 
durch den § 11 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 vorzugsweise be- 
rufen sind. Aber auch wenn eine observanzmässige Verpflichtung der 
Anlieger begründet ist, ist die Gemeinde keineswegs behindert, dem 
wirklichen Bedürfnisse der Strassenreinigung im öffentlichen Interesse 
durch Uebernahme der Reinigungspflicht gegenüber der Polizei zu 
Bestem der Stadt gerecht zu werden. In jedem Falle untersteht also 
die statutarische Regelung der Strassenreinigung der Zuständigkeit der 
Gemeindebehörden. Dagegen reicht die Autonomie der Stadt, selbst in 
Verbindung mit einer Genehmigung durch den Bezirksausschuss noch 
nicht hin, die durch die Reinigung der Strassen entstehenden Kosten 
ganz oder teilweise auf die Anlieger umzulegen, sondern es bedarf in- 
soweit noch der ministeriellen Zustimmung, da damit effektiv eine Ge- 
meindesteuer zur Deckung eines bestimmten Gemeindebedürfnisses einem 
gewissen Kreise der Einwohner auferlegt wird. 



Nr. 96. Entsch. des deutschen Beichsgerichts. 

3. Straf-Senat. Vom 23. Januar 1896. 

[Jur. WOGhensolir. 1896. Nr. 58/54. S. 498. Ziff. 99.] 

R. Strf. Ges. B. § 367 Nr. 15. Umfang der zur Ausführung eines Baues gehörigen 

Arbeiten. 

Zur Ausführung eines Baues im Sinne des § 367 Nr. 15 Str. G. B. 
können ebenso wie im Falle des § 330 Str. G. B. ohne Rechtsirrthum 
nicht nur die die Errichtung oder Herstellung des Bauwerks unmittelbar 
zur Erschein\ing bringenden Arbeiten gerechnet werden, sondern auch 
diejenigen baulichen Vorkehrungen, welche durch die Herstellung des 
Bauwerks selbst, sei es aus technischen oder aus baupolizeilichen 
Gründen und Rücksichten, auf dem Bauareale selbst oder dem für jenen 
Zweck benutzbaren angrenzenden privaten oder öffentlichen Terrain er- 
fordert werden, wie z. B. die Errichtung eines Baugerüstes oder einer 
das Publikum schützenden Planke, und folgerecht nicht nur die Her- 
stellung dieser Baulichkeiten selbst, sondern die diesem Zwecke unmittel- 
bar dienenden Arbeiten, wie z, B. die Grundgrabung. Diese sind nicht 
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Yorbereitungshandlangen, sondern wesentlicher und untrennbarer Be«^ 
standtheil der ganzen baulichen Herstellung. 



Nr. 96. Entsch. des Prenss. Ober-Yerwalt-Gerichts. 

3. Senat. Vom 23. Januar 1896. 

[Deutsch. Jurist. Zeltg. I. Nr. 17. S. 848. Ziff. 144.] 

Krank. Versich. Ges. § 26 a. Nr. 2. Begriff der vorsätzlichen Zuziehung einer 

Kranliheif. 

Die vorsätzliche Zuziehung einer Krankheit (§ 26 a No. 2 
des Erankenversicherungsgesetzes) ist nicht blos vorhanden, wenn der 
Vorsatz lediglich auf die Entstehung der Krankheit gerichtet gewesen 
ist, darf vielmehr auch dann angenommen werden, wenn das beabsich- 
tigte anderweite Ziel nicht anders als unter Herbeiführung einer Er- 
krankung erreicht werden konnte. Bei einem Selbstmordversuch kann 
danach in Frage kommen, ob demjenigen, welcher den Tod gewollt, aber 
Dicht gefunden hat, das Krankengeld dann zu versagen ist, wenn er 
wusste oder wissen rausste, dass das zur Herbeiführung des Todes ge- 
wählte Mittel zunächst eine Erkrankung zur Folge haben werde. Ist 
dies ausgeschlossen, so wird mit Eecht eine vorsätzliche Zuziehung der 
Krankheit verneint. 

Nr. 97. Entsch. des Eassationshofes in Paris« 

Vom 29. Januar 1896. 

[Zeitschr. f. d. Internat. Eisenb. Transp. IV. Nr. 8. S. 829.] 

Klage wegen Beschädigung. Haftpflicht der Eisenbahn im Falle der Befärderung zu 

einem Speciaitarif. 

Ein leerer Wagen und ein Messwagen waren der Midi -Bahn zur 
Beförderung nach Tarascon (Mittelmeerbahn) übergeben worden. Bei 
Ankunft am Bestimmungsorte wurde festgestellt, dass der Kasten des 
leeren Wagens eingedrückt und die Deichselarme gebrochen, ausserdem 
eine Kiste Porzellan während der Fahrt zerbrochen und die darin ent- 
haltenen Gegenstände in Stücken waren. Die Feststellung dieser Be- 
schädigungen wurde in den Registern, der Mittelmeerbahn vorgemerkt 
und der Bahnhofvorstand, der der Konstatierung beigewohnt hatte, gab 
dem Kläger den Eat, den Wagen reparieren zu lassen. Nachdem der 
Geschädigte von der Eisenbahn Ersatz des erlittenen Schadens gefordert 
hatte, machte diese die Einrede geltend, dass die Klage überhaupt nicht 
gegen sie erhoben werden könne, weil der Kläger nicht das Gesetz 
vom 11. April 1888, durch welches Artikel 105 des Code de commerce 
abgeändert wurde, beachtet habe, nach welchem durch Annahme des 
beförderten Guts und Zahlung der Fracht alle Ansprüche gegen den 
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Frachtfüfaer wegen Beschädigung oder teilweisen Verlustes erlöschen, 
sofern innerhalb dreier Tage, Festtage nicht inbegriffen, nach Annahme 
und Zahlung, der Empfänger dem Frachtführer nicht durch ausserge- 
richtlichen Akt oder rekommandierten Brief seine motivierte Reklama- 
tion bekannt gegeben habe; dass obgleich der Empfänger am 26. Juni^ 
dem Tage der Ankunft des Guts, seinen Vorbehalt im Ausgangsregister 
der Eisenbahn eingetragen, er doch bis zum darauffolgenden 17. Juli, 
dem Tage der Klageerhebung, gewartet habe, um seine Reklamation 
anzubringen; dass endlich das Out angenommen und die Fracht bezahlt, 
auch innerhalb der bestimmten Frist kein Anspruch in der durch Ar- 
tikel 105 des Code de commerce vorgeschriebenen Form erhoben worden 
sei und somit ein Klagerecht nicht mehr bestehe. 

Abgesehen von der Verneinung der Klageberechtigung, wendete die 
Eisenbahn sachlich ein, dass, nachdem der Absender die Verladung der 
beförderten Gegenstände selbst ausgeführt habe, sie nicht ftir die aus 
der Natur derselben resultierenden Beschädigungen haften könne; dass 
in Anwendung der Nichthaftbarkeitsklausel bezüglich Verlust und Be- 
schädigung, die in alle Frachtgut-Specialtarife aufgenommen ist, sie nur 
dann verurteilt werden könne, wenn ihr ein bestimmtes Verschulden 
zur Last gelegt werden könne; dass dieser Nachweis des Verschuldens 
um so unerlässlicher sei, als das Gut über zwei verschiedene Eisen- 
bahnnetze befördert worden und sie nur für ihre eigenen Fehler haften 
könne. 

Das Handelsgericht von Tarascon hat durch Urteil vom 29. Januar 
1894 die Klage gutgeheissen und die Eisenbahn zur Zahlung von 600 Fr. 
Schadenersatz an den Kläger für Reparaturkosten und Bruch der be- 
förderten Gegenstände verurteilt, in Erwägung: dass bei Ankunft der 
Kläger die Beschädigung der beförderten Gegenstände durch den Bahn- 
hofvorstand hatte feststellen lassen; dass der letztere, indem er den 
Rat gab, den beschädigten Wagen reparieren zu lassen, damit die Haft- 
pflicht für das Verschulden anerkannt hatte; dass der Kläger seinen 
Vorbehalt in dem Ausgangsregister der Eisenbahn vor Empfangnahme 
der Gegenstände und vor Zahlung der Fracht eingetragen hatte; dass 
durch die Feststellung der Beschädigung durch den Bahnhofvorstand 
und den Eintrag des Vorbehalts im Register, die Eisenbahn von dem 
Ansprache des Klägers amtlich benachrichtigt war; dass hiernach die 
Einrede des Verlustes des Klagerechts nicht begründet erscheint; 

in thatsächlicher Beziehung: dass wenn die Verladung der Gegen- 
stände mangelhaft gewesen wäre, die Eisenbahn bei Empfangnahme 
zweifellos im Frachtbriefe die Erklärung der Nichthaftbarkeit verlangt 
hätte; dass, nachdem dies nicht geschehen, der Beweis für die gute 
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YerladoBg als erbracht anzusehen ist; dass die Mittelmeerbahn die Qt%^ 
.genstande ohne Vorbehalt von der Vorbahn übernommen und bei der 
Übergabe keine Beschädigung konstatiert hat, and sie somit als schädige 
Verwaltung erscheint und Ersatz zu leisten hat etc. 

Durch Entscheidung Vom 29. Januar 1896 hat der Kassationßhof 
(Civil-Kammer) das vorstehende Urteil kassiert, weil in Anbetracht der 
Bedingungen des Special tarifs, nach welchem die Beförderung stattge^ 
fanden hatte, die Eisenbahn nur dann ftir den Schaden haftbar zu er- 
klären war, wenn ihr ein Verschulden nachgewiesen werden konnte, 
was nicht der Fall ist, und weil nach konstanter Gerichtspraxis die 
Eisenbahn nicht verpflichtet war, vor der Aufgabe oder während dea 
Transports den Zustand der ihr übergebenen Gegenstände ot. veri- 
fizieren. 

Nr. 98. Entsch. des Prenss, Ober-Verwaltnngs-Gericlits. 

3. Senat. Vom 30. Januar 1896. 

[Preuss. Verw. Bl. XVII. (1896) Nr. 88. S. 821.] 

Die Verbindlichkeif zur Unterliaifung und WIederliersteiiung eines Delcliee (Ufersoliutz- 
dammes) geiiSrt niclit zu den Verbindiicliiieiten, welclie die Rftumung von Gräben und 
SMstigen WaeeeriSufen (§ 66 des Zustftndigiieitegesetzee) zum Gegenstände liaben. 
— Streitigiceiten Über die Verpflichtungen zur Unterhaltung oder WIederhersteHung 
eines Deiches gehören vor den ordentlichen Richter, 

„Durch Verfügung der Königlichen Polizeidirektion zu Posen, al$ 
OrtspoUzeibehörde über Jersitz vom 19. August 1889 wurde die Ge^ 
meinde Jersitz aufgefordert, den durch das Hochwasser des Jahres 1888 
stark unterspülten und gelockerten Uferdamm der von der Oberschle- 
sischen Eisenbahngesellschaft in ein neues Bett verlegten Bogdanke^ 
zwischen den Jersitzer Wiesen und dem Posen-Stargarder Bahndamm 
dicht unterhalb der Unterführung nach dem Dorfe Jersitz wieder in 
Stand zu setzen. Die Gemeinde kam der Aufforderung nach und ver* 
ausgabte 1B50 M. unter der Behauptung, durch die Anlage der Posen-* 
Stargarder Bahn, welche die Verlegung der Bogdanka nothwendig ge- 
macht habe, sei für die Erbauerin, jetzt deren Rechtsnachfolger, dea 
Königlichen Eisenbahnfiskus, gemäss § 14 des Gesetzes vom 3. Novem-r 
her 1838 (GS. S. 504) die öffentlich-rechtliche Verpflichtung entstanden, 
die durch die Verlegung entstandenen und entstehenden Mehrkosten der 
Bäumung (§ 7 des Ges. vom 28. Februar 1843) zu tragen, und zu diesen 
Mehrkosten gehöre die Unterhaltung des üferdammes, da seine Anlage 
erst durch die Verlegung der Bogdanka nöthig geworden sei, klagte die 
Gemeinde gegen den Königlichen Eisenbahnflskus mit dem Antrage, den 
geklagten zur Eäumung der beim Eisenbahnbau innerhalb des Gemeinde- 
be^J^ Jersitz verlern Bogdankastrecke insoweit, als durch die Ne*- 
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anläge eine Vermehrung der Unterhaltungslast erfolgt sei, insbesondere 
aber zur Unterhaltung des linksseitig aufgeführten Uferschutzdammes 
fiir verpflichtet zu erklären, und den Beklagten zu verurtheilen, die von 
der Klägerin zur Instandsetzung des Dammes aufgewendeten Kosten in 
Höhe von 13B0 M. nebst Zinsen zu erstatten. 

Während der Kreisausschuss den Beklagten tiach dem Klageantrage 
verurtheilte, wies der Bezirksausschuss unter entsprechender Abände- 
rung der Vorentscheidung die Klägerin mit den Anträgen, den Be- 
klagten zur Unterhaltung des linksseitigen Uferdammes sowie zur Er- 
stattung der verauslagten 1350 M. nebst Zinsen zu verurtheilen, 
ab. Die hiergegen von der Klägerin eingelegte Revision ist nicht be- 
gründet. 

Der Vorderrichter hat ohne Rechtsirrthum und wesentlichen Mangel 
des Verfahrens festgestellt, dass der an dem linken Ufer der Bogdanka 
sich hinziehende Damm, den die Klägerin wieder hergestellt hat, und 
zu dessen dauernder Unterhaltung nach ihrem Antrage der Beklagte 
verpflichtet werden soll, ein Deich im Sinne des § 1 des Gesetzes vom 
28. Januar 1848 (GS. S. 64) sei und dass die in Folge der polizeilichen 
Verfügung vom 19. August 1889 erfolgte Wiederherstellung des Dammes 
nicht zu den im § 7 des Gesetzes vom 28. Februar 1843 dem Räumungs- 
pflichtigen obliegenden Arbeiten behufs Beschaffung von Vorfluth gehöre. 
Damit ist in einer den Revisionsrichter bindenden Weise festgestellt, 
dass die Anordnung vom 19. August 1889 keine „Anordnung der für 
die Wahrnehmung der Wasserpolizei zuständigen Behörde wegen Räu- 
mung von Gräben, Bächen und Wasserläufen" im Sinne des § 66 Abs. 1 
des Zuständigkeitsgesetzes ist und dass die Unterhaltung des Dammes 
nicht unter den Begriff der öffentlich-rechtlichen Verbindlichkeit zur 
Räumung von Gräben und sonstigen Wasserläufen (§ 66 Abs. 3) fällt. 
Diese Feststellung musste zur Klageabweisung führen, denn die Zulässig- 
keit einer im Verwaltungsstreitverfahren zu verfolgenden Klage „auf 
Erstattung des Geleisteten gegen einen aus Gründen des öffentlichen 
Rechts Verpflichteten" (§ 66 Abs. 4 Satz 3) und einer vor die Ver- 
waltungsgerichte gehörenden Streitigkeit der Betheiligten darüber, wem 
von ihnen die öffentlich-rechtliche Verbindlichkeit zur „Räumung von 
Gräben und sonstigen Wasserläufen obliegt", setzt voraus, im ersten 
Falle, dass eine Leistung erfolgt ist, welche unter den Begriff der im 
§ 1 des § 66 behandelten Räumung von Gräben, Bächen und Wasser- 
läufen zu bringen ist, im zweiten Falle, dass die abstrakte Verbindlich- 
keit zur „Räumung von Gräben und sonstigen Wasserläufen" im Streite 
ist. Hat daher zwar auf Grund einer polizeilichen Verfügung, aber 
nicht auf Grund einer ^Anordnung der für die Wahrnehmung lep 
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Wasserpolizei zuständigen Behörde wegen Bäumung von Gräben, Bächen 
und Wasserlänfen** der davon Betroffene Arbeiten vorgenommen, oder 
ist die abstrakte Verbindlichkeit einer derartigen Ränmnng unter Be- 
theüigten nicht streitig, so findet der § 66, wie der Vorderrichter 
richtig ausgeführt hat, keine Anwendung (vergl. Entsch. des OVG. 
Bd. XXIV S. 250 ff.). Es kommt auch für die Erstattungsklage nicht 
etwa darauf an, ob die die Anordnung erlassende Polizeibehörde irr- 
thümlicher Weise von der Annahme ausgegangen sei, dass die in der 
Anordnung geforderten Arbeiten begrifflich unter die Käumung von 
Gräben, Bächen oder Wasserläufen fallen; entscheidend ist, ob die die 
Grundlage für die Erstattungsklage bildende polizeiliche Verfügung in 
Wirklichkeit eine Anordnung wegen Räumung der genannten Wasser- 
läufe ist. In einem Streite wegen Erstattung des „Geleisteten" stehen 
dem Beklagten alle diejenigen Einwendungen zu, die er gehabt hätte, 
wenn der von der Anordnung Betroffene unter Anfechtung des auf Ein- 
spruch ergangenen Beschlusses der Polizeibehörde neben dieser gemäss 
§ 66 Abs. 2 zugleich den Beklagten mit dem Antrage belangt hätte, 
ihn hinsichtlich des in der Anordnung Geforderten dem Kläger zu sub- 
stituiren, weil nicht der Kläger, sondern der Mitbeklagte aus Gründen 
des öffentlichen Rechts statt seiner zur polizeilich geförderten Räu- 
mung verpflichtet sei. Hier wie dort kann mit Erfolg eingewendet 
werden, dass die polizeilich geforderten Arbeiten begrifflich nicht zur 
Räumung gehören. 

Die von dem Bezirksausschusse abgewiesenen beiden Klageanträge 
sind auch unter dem Gesichtspunkte des Gesetzes über das Deichwesen 
vom 28. Januar 1848 unzulässig. Ist gemäss § 7 a. a. 0. in Verbindung 
mit § 96 des Zuständigkeitsgesetzes interimistisch festgesetzt, wer zur 
Wiederherstellung eines verfallenen oder zerstörten Deiches verbunden 
sei, so steht dem Herangezogenen nach § 8 des Gesetzes vom 28. Januar 
1848 die Klage auf Erstattung des Geleisteten im ordentlichen Rechts- 
wege, nicht im Verwaltungsstreitverfahren zu. Ebenso ist anerkannten 
Rechtes, dass ein Streit über die abstrakte Verbindlichkeit zur Unter- 
haltung eines Deiches vor den ordentlichen Richter gehört. Der Be- 
zirksausschuss hat sonach im Hinblick auf § 7 des Landesverwaltungs- 
gesetzes die in die Revisionsiustanz gediehenen Klageanträge mit Recht 
abgewiesen. Daraus folgt die Bestätigung seiner Entscheidung. ** 
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Mr. 99. Entseh. des Frenss. Ober-Yerwalt,-Oeriehts. 

4. Senat Vom 1. Februar 1896. 

[Deatsoli. Jurist. Zeitg. I. Nr. 17. s. 8A3. Ziff. 161.] 

Weo^PoUzeflfobe Verfüeang, betreffend den Neubau einer Brücke bei mehreren Bau- 

pfliohtigen. 

Eine wegepolizeiliche Verfügung, welche den Neubau einer Brücke 
betrifft, kann nur in der Weise erlassen werden, dass die ganze Brücke 
als ein einheitlich herzustellendes Bauwerk in Betracht gezogen wird. 
Ist daher die Baupflicht eine mehreren gemeinsame, so ist der Neubau 
in der Begel den Verpflichteten gemeinschaftlich unter Feststellung des 
Beitragsverhältnisses nach ideellen Anteilen aufzugeben. Eine reelle 
Teilung könnte nur unter besonderen Ausnahmeverhältnissen Platz 
greifen. 

Nr, 100. Entseh. des Preuss. Ober«Yerwalt.-Geriehts» 

4. Senat. Vom 1. Februar 1896. 

[DeaUoh. Jorist. Zeitg. I. Nr. 17. S. 848. Ziff. 162. 

Feetsteiiung der Eigenschaft eines Weges ais eines 5«rentiiohen. 
Die Feststellung, dass ein Weg ein öffentlicher sei, beruht nicht 
ausschliesslich auf thatsächlichen, sondern auch auf rechtlichen Erwä- 
gungen. Der Verwaltungsrichter ist daher nicht in der Lage, wo die 
Qualität des Weges als eines öffentlichen bestritten wird, — es sei denn, 
dass dies in offensichtlich frivoler Weise geschehe, — die Feststellung 
der Oeffentlichkeit darauf zu gründen, dass sie ihm aus eigener Kennt- 
nis der Verhältnisse bekannt sei; es liegt ihm vielmehr ob, solche Fest- 
stellung unter Prüfung und Darlegung des Sachverhältnisses und der 
Vorgänge zu begründen. 

Nr. 101* Entseh. des Eammergerichts in Berlin. 

Straf-Senat. Vom 3. Februar 1896. 

H. H. B. Art. 379. 390. Unterschied zwischen Speditlons- und Frachtgesch&ft im Sinne 
des g i03b Abs. 2 R. Gew. Ord. 

Eine Transportgesellschaft, welche ein umfangreiches Spedi- 
tionsgeschäft und daneben ein Frachtfuhrgeschäft betreibt, hatte 
an einem Sonntage einen Qewerbegehülfen mit Schreiben von Avisbriefen, 
einen anderen mit dem Eintragen der Abschriften von Frachtbriefen, 
einen dritten mit dem Schreiben anderer Briefe beschäftigt. Der des- 
halb wegen Vergehens gegen § 105 b Abs. 2 RGWO. verurteilte Inhaber 
der Firma wandte ein, dass die Beschäftigung des Personals nicht im 
Speditions-, sondern im Frachtfuhrgewerbe stattgefunden habe, indem 
er sich auf die Ausnahme des § 105 i Abs. 1 a. a. 0. (Verkehrsgewerbe) 
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berief. Die Revision wurde aus folgenden Gründen zurückgewiesen: 
jNach Art. 379 des Deutschen Handelsgesetzbuches ist Spediteur der- 
jenige, welcher gewerbsmässig in eigenem Namen für fremde Rechnung 
Gütersendungen durch Frachtführer oder Schiffer zu besorgen übernimmt. 
Dnrch die Avisbriefe, welche nicht mit den Gütern, sondern direkt 
durch die Post den im Frachtbriefe bezeichneten Adressaten übersandt 
werden, werden Letztere von der Absendung benachrichtigt, um die 
Waren rechtzeitig in Empfang nehmen oder für die weitere Beförderung 
Sorge tragen zu können. Die Avisbriefe dienen daher der Besorgung 
der übernommenen Gütersendungen, gehören mithin zu der Geschäfts- 
thätigkeit des Spediteurs. Aber auch das Abschreiben der Frachtbriefe 
in die Geschäftsbücher gehört zu dieser Thätigkeit. Denn der Fracht- 
brief dient nach Art. 391 HGB. als Beweis über den Vertrag zwischen 
dem Frachtführer und dem Absender. Zur Sicherung dieses Beweises 
aber nimmt der Spediteur als Absender Abschrift von dem Frachtbriefe 
zu seinen Geschäftsbüchern, und er bedarf dieses Beweises, denn die 
Besorgung der ordnungs- und vertragsmässigen Gütei^versendung ist seine 
gesetzliche Verpflichtung. Dagegen liegt dem Frachtführer, welcher 
nach Art. 390 HGB. den gewerbsmässigen Transport von Gütern be- 
treibt, weder die Abfassung von Avisbriefen, noch die Abschriftnahme 
der Frachtbriefe, welche er zu seiner Legitimation im Original besitzt, 
ob. Dass aber das Speditionsgeschäft zum Handelsgewerbe des § 106 b 
Abs. 2 der Gewerbeordnung gehört, ergiebt die Entstehungsgeschichte 
desselben." 

Nr. 103. Entsch. des Eassationshofes in Paris. 

Vom 3. Februar 1896. 

[Zeitschr. f. d. Internat. Eisenb. Transp. IV. Nr. 10. S. 404.] 

Verantwortlichkeit der Schlafwagengeeeiischaft für den Qepäclctransport. (Code oiv. 

Art. 1952. i953.) 

In einem gegen eine Schlafwagengesellschaft angestrengten Prozess 
hat der französische Kassationshof sich dahin ausgesprochen, dass die 
Schlafwagengesellschaft neben der Eisenbahn als Teilnehmer am Fracht- 
vertrag zu betrachten sei und dass sie demgemäss, abgesehen von einer 
etwaigen persönlichen Verschuldung ihrer Angestellten, nur för den Ver- 
lust oder die Beschädigung der ihr ausdrücklich anvertrauten Sachen, 
nicht aber für das im Besitze des Reisenden verbleibende und nicht 
eingeschriebene Handgepäck haftet: „Die Verantwortlichkeit der Schlaf- 
wagengesellschaft kann nicht aus den Artikeln 1952 und 1953 *) des 
C. C, welche sich auf die bei den Gastwirten gemachten Depositen be- 

*) Art. 1962. Die Herbergshalter oder Gastwirte sind als Depositäre für die 
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ziehen, hergeleitet werden; der Reisende, welcher Handgepäck bei sich 
hat, das er während der Reise ununterbrochen selbst zu überwachen in 
der Lage ist, kann nicht als ein Depositor betrachtet werden. 



Nn 103, Bek. Entseh, des Beiehsyersichernngsamts. 

Vom 3. Februar 1896. 

[Deutsch. Jorist. Zeltg. I. (1896) Nr. SO. S. 407. Ziff. 8.] 

Ulf. Vere. Qee. § 59 Abs. 3. Das Bestehen oder Nichtbestehen von Thatsaohen oder 

Reohtsverhiltnissen (z. B. dass ein Betriebsunfall vorliegt) Ist nicht Gegenstand der 

Entscheidung der Unfailversicherungsinstanzen. 

Wie aus § 59 Absatz 3 des Ünfallvers.-Gesetzes zu entnehmen ist, 
haben diese Instanzen nur über die Feststellung oder Ablehnung er- 
hobener Entschädigungsansprüche zu befinden. Es ist also die 
Verfolgung und Anerkennung noch in der Zukunft liegender, nur mög- 
licher Rentenansprüche ebenso wie die vorsorgliche Feststellung der 
Grundlagen für solche etwaigen Ansprüche im schiedsgerichtlichen und 
Bekursverfahren nicht zulässig. 



Nr. 104* Entseh. des Deutschen Beichsgerichts. 

2. Straf-Senat. Vom 4. Februar 1896. 

[Jor. Wochenschr. 1896. Nr. 58/54. S. i86. Ziff. 76.] 

R. Strf. Ges. B. §§ 268. 270. Ob und inwieweit stelit die Benutzung einer durch 

Ausradiren des Namens des reclitniässigen Inliabers gefftlscliten Eisenbalinfaliricarte 

den Tliatbestand der Fälschung einer 5#entiichen Url(unde dar. 

Nach der Feststellung des Urtheils hat der Angeklagte die von ihm 
gefundene Eisenbahnfahrkarte dem diensthabenden Billetschaffner zum 
Zwecke des Betretens des Bahnsteiges und der Mitfahrt mit dem Bahn- 
zuge als echt und ihm gehörig vorgezeigt, nachdem er den Namen des 
rechtmässigen Eigenthümers auf derselben ausradirt und statt dessen 
seinen, des Angeklagten, Namen hingeschrieben hatte. Mit dem Vor- 
zeigen war zwar das zum Thatbestande des § 270 Str. G. B. erforder- 
liche Gebrauchmachen zum Zwecke einer Täuschung erfüllt und nicht 
bloss erst begonnen. Der Umstand, dass die Täuschung nicht erreicht 



Effekten verantwortlich, weiche der bei ihnen logierende Keisende mitbringt; das Depot 
von dieser Art Sachen soll als ein notwendiges Depot betrachtet werden. 

Art. 1953. Sie sind ftir den Diebstahl oder die Beschädigung der Effekten des 
Reisenden yerantwortlich, gleichviel, ob der Diebstahl oder der Schaden durch die An- 
gestellten und Vorgesetzten des Gasthauses oder durch fremde Personen, welche in 
demselben aus- und eingehen, verübt oder verursacht worden ist. Diese Verantwortlich- 
keit ist für Geld- und Wertsachen oder Werttitel auf den Inhaber aller Art, wenn sie 
nicht thatsächlich dem Herberghalter oder Wirt zur Aufbewahrung übergeben sind, auf 
tausend Franken limitiert 
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worden ist und der Angeklagte die Benutzung der zweiten Wagenklasse 
nicht beabsichtigt hat, machte den von der Karte wirklich gemachten 
Gebrauch nicht zu einer blossen Versuchshandlung. Aber der erste 
Richter hat die vorgenommene Verfälschung der Unterschrift des recht- 
mässigen Eigen thtimers ohne Weiteres als die Verfälschung einer öffent- 
lichen Urkunde qualiflzirt, weil die Karte von einer Behörde innerhalb 
der Grenzen ihrer Amtsbefugnisse in der für die Monatskarten der 
Berliner Stadtbahn allgemein üblichen und bekannten Form als Beweis- 
mittel für die Fahrberechtigung ausgestellt worden sei. Dies ist recht- 
lich zu beanstanden. Einer Urkunde kommt die Eigenschaft einer 
öffentlichen Urkunde an sich nur soweit zu, als ihre Ausstellung seitens 
der Behörde erfolgt ist, und eine Verfälschung derselben ist rechtlich 
nur insoweit als Verfälschung der öffentlichen Urkunde anzuerkennen, 
als sie innerhalb dieser Grenze liegt und einen der ihr von der Behörde 
gegebenen Bestandtheile betrifft. Dass im vorliegenden Falle auch die 
Unterschrift des rechtmässigen Inhabers einen solchen Bestandtheil ge- 
bildet hat und deshalb von dem der Fahrkarte als öffentlicher Urkunde 
zukommenden öffentlichen Glauben mit umfasst und gedeckt worden ist, 
erhellt ebenso wenig, wie zu ersehen ist, ob und welche urkundliche Be- 
deutung dieser Unterschrift beizulegen ist. Das Urtheil hat hierüber 
keine Feststellung getroffen und bietet auch sonst keine Unterlagen für 
die Entscheidung dieser Fragen. Es ist deshalb die Annahme nicht 
aoszuschliessen, dass das von dem Angeklagten angefochtene Urtheil 
auf einem Rechtsirrthum und einer Verletzung des § 270 Str. G. B. be- 
ruht. Dies begründet dessen Aufhebung. 



Nr. 105. Entsch. des Preuss* Ober-Yerwalt.-Gerichts. 

4. Senat. Vom 5. Februar 1896. 

[Deutsch. Jurist. Zeitg. I. Nr. 18. S. 867. Ziff. 156.] 

Verfahren bei der polizeilichen Anordnung der Reparatur oder dee Neubaus einer 

6renzbrOcl(e. 

Grenzbrücken sind als einheitliche Bauwerke anzusehen, und es 
ist in der Regel unzulässig, wenn über ihre Reparatur oder ihren Neu- 
bau Anordnungen von zwei verschiedenen Polizeibehörden ergehen. Eine 
Ausnahme kann nur und muss. da stattfinden, wo es sich um Brücken 
über Flüsse handelt, welche die Grenze gegen das Ausland bilden. Die 
EntSchliessung der Polizei nnd die Entscheidungen der Verwaltungsge- 
richte ergehen in solchen Fällen in der notgedrungenen Voraussetzung, 
dass das Ausland demnächst bereit sein wird, das diesseits Beliebte 
oder für nötig Erkannte in Gemeinschaft mit dem diesseitigen Wege- 
banpflichtigen auszuführen. Erweist sich die Voraussetzung als trüge- 

Bger, BiMnbabnreclitHohe Bntsoheidangen XIII. 9 
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lisch, SO ist die Sache eben unausführbar, da man über das Ausland 
keine Macht hat. Liegt aber die ganze Brücke im Inlande, so ist es 
unzulässig, die Brücke polizeilich gegen das Wesen der Sache nicht als 
Einheit, sondern als durch die Grenzen des Polizeibezirks in zwei Teile 
geschnitten zu behandeln, sodass für jede Hälfte, wenn die Wegebau- 
pflichtigen sich nicht einigen können, verschiedene Anordnungen und 
Entscheidungen bis in die höchste Instanz ergehen könnten, deren 
zwangsweise Durchführung bei divergierenden Entscheidungen schliess- 
lich unmöglich sein würde. In einem solchen Falle ist aber nicht der 
§ 58 des Landesverwaltungsgesetzes anwendbar, da er nicht von der 
Bestimmung zuständiger Polizeibehörden handelt, und sonst daneben 
die Vorschriften des § 61 der Kreisordnung für die älteren Provinzen 
und ^es § 53 der Kreisordnung für Schleswig-Holstein für die betreffen- 
den Landesteile keinen Raum hätten. Nun giebt es allerdings für die 
Provinz Hannover keine ähnliche Vorschrift. Daraus ist aber nicht der 
Schluss zu ziehen, dass hier eine unausfüUbare Lücke der Gesetzgebung 
bestände. Denn schon ehe die Kreisordnung von 1872 ins Leben trat, 
waren doch solche Fälle, wie sie nunmehr der § 61 daselbst regelt, 
nichts seltenes, und man ist nicht im Zweifel gewesen, dass, wo ein 
einheitliches polizeiliches Einschreiten notwendig war, die höhere In- 
stanz auch die Befugnis hatte, die dazu nötige Polizeigewalt zu dele- 
gieren. Daran ändert es auch nichts, dass es früher üblicher war, dass 
in solchen Fällen die höhere Instanz die Sache zur Herstellung der Ein- 
heitlichkeit an sich zog und selbst verfügte, anstatt eine untere Instanz 
zu delegieren. Denn die rechtliche Basis ist für beide Arten der Re- 
gelung eine gemeinschaftliche und wurzelt in der Einheitlichkeit der 
staatlichen Polizeigewalt. In dem Gebiete der Kreisordnung von 1872 
können auch noch heute vielfach Fälle vorkommen, in denen die Zu- 
ständigkeit nicht durch den § 61 a. a. 0. geordnet werden kann, und 
welche trotzdem eine Regelung nach dieser Seite unbedingt erheischen. 
(Urt. IV. 221 V. 5. Febr. 1896, betr. eine auf der Grenze zwischen zwei 
Provinzen liegende Brücke, mit der weiteren Ausführung, dass für diese 
die Aufeichtsinstanz , welche die zu wegepolizeilichen Anordnungen für 
die einheitliche Brücke zuständige Polizeibehörde zu bestimmen hatte, 
in der Ministerialinstanz zu suchen sei.) 



Nr. 106. Entsch. des Bagatellgerichts in Handelssachen in Wien. 

Vom 15. Februar 1896. 

[Oesterr. Eisenb. Verordn. Bl. IX (1896) Nr. 84. S. 1440.) 

Internat Überefnk. Art. 6 lit. I. Art. 12 Abs. 4. Art. 14. 35. Der Anspruch auf Rück- 
erstattung der zuviel bezahlten Fracht Ist (abgesehen von Spezialtarifen) durch den 
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Nachweis der Nichtanwendung des günstigsten Tarifs genügend begründet. Für weitere 
Folgen haftet die Bahn nur bei Nachwels groben Verschuldens. 

In Tarnöw wurde eine Sendung Eier ohne Angabe einer Route und 
ohne Bezeichnung des anzuwendenden Tarifes auf dem Frachtbriefe zur 
Beförderung nach Amsterdam aufgegeben. Gegen die von der Bahn 
gewählte Route wurde keine Einwendung, jedoch dagegen Reclamation 
erhoben, dass die Sendung von der Abgangsstation nach Krakau, von 
dort bis Myslowitz und dann nach Amsterdam abgefertigt wurde, wäh- 
rend Abfertigung von Tarnöw nach einer Station an der holländischen 
Grenze, entweder Venloo oder Salzbergen, und von da nach Amsterdam 
hätte stattfinden sollen. Die Fracht bei letzterer Kartirung wäre ge- 
genüber der stattgehabten um Mark 62.50 niedriger zu stehen gekommen, 
für welchen Betrag die Eisenbahn vom Absender eingeklagt wurde. 
Das Gericht hat der Klage aus folgenden Erwägungen stattgegeben: 

Der Kläger als Rechtsnachfolger der Empfänger begehrt die Rück- 
stellung der sonach zu viel berechneten und bezahlten Fracht, da die 
Bahn nur die dem Aufgeber günstigsten Tarife anzuwenden habe, was 
hier nicht der Fall war. Die Bahn verweigert die Rückstellung, indem 
sie anführt, sie sei nicht verpflichtet, gerade die günstigste Tarif com- 
bination für den Aufgeber zu finden, sie habe im vorliegenden Falle 
nach Möglichkeit die günstigsten Tarife zusammengestellt und könne 
nicht verantwortlich sein, wenn nachträglich eine noch günstigere Tarif- 
combination gefunden werde. Wenn der Absender gerade die jetzt 
geltend gemachte Tarifzusammenstellung wünschte, wäre es seine Sache 
gewesen, dies im Frachtbriefe zum Ausdruck zu bringen, übrigens fehle 
der geklagten Bahn die passive Legitimation, da sie die Gebühr nicht 
eingehoben und nur die Berechnung für die Strecke von Tarnöw nach 
Krakau vorgenommen habe, durch diese Vorschreibung aber die geltend 
gemachte Differenz nicht entstanden sei. 

Hiemit ist der Standpunkt beider Theile dargelegt. Im Art. 6 des 
internationalen Uebereinkommens sind die Vorschriften über den Inhalt 
des Frachtbriefes enthalten, und es ist wohl angeordnet, dass der Ab- 
sender, falls er einen Specialtarif angewendet haben will, dies im Fracht- 
briefe zu bemerken habe, und aus den Artikeln 14 und 35 ist zu ent- 
nehmen, dass, im Falle diese Erklärung, wonach der Absender einen 
Specialtarif angewendet wissen will, nicht enthalten ist, die Anwendung 
dieses Tarifes entfällt. 

Ebenso ist im Art. 6, sub lit. 1, die Anordnung getroffen, dass der 
einzuhaltende Transportweg unter Bezeichnung der Stationen, wo die 
ZoUabfertigung stattfinden soll, enthalten sein muss, widrigenfalls die 
daselbst angegebenen Folgen eintreten, dass die Bahn selbst die Wahl 
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ZU treffen habe und nur dann für die Folgen hafte, wenn ihr hiebei ein 
grobes Verschulden zur Last fällt. Aber im Gegensatze zu den für 
den inländischen Verkehr geltenden Bestimmungen, wo in der Zusatz- 
bestimmung XIV zu § 51 Betr.-Regl. die Angabe der anzuwendenden 
Tarife im Frachtbriefe gestattet wird, ist weder in dem internationalen 
üebereinkommen, noch in den Ausffihrungsbestimmungen hiezu irgend 
eine Anordnung getroffen, dass es dem Aufgeber obliege, den Tarif, 
welcher anzuwenden ist, falls nicht ein Ausnahmetarif gewünscht wird, 
im Frachtbriefe anzugeben. Es ist auch keine Bestimmung getroffen, 
wonach es dem Absender erlaubt ist, die Anwendung der von ihm ge- 
wünschten Tarife im Frachtbriefe zu beantragen; es ist daher auch, 
insbesondere mit Rücksicht auf Absatz 3 des Art. 6, zweifelhaft, ob es 
überhaupt zulässig ist, die anzuwendenden Tarife in dem Frachtbriefe 
zu bezeichnen. Das dem internationalen Üebereinkommen beiliegende 
Frachtbrief-Formular enthält allerdings eine Rubrik: „Angabe der an- 
zuwendenden Tarife und Routenvorschriften." Da jedocli, wie gesagt, 
weder im internationalen Üebereinkommen noch in den Ausführuugsbe- 
stimmungen zu demselben ausdrücklich ausgesprochen ist, dass dem Ab- 
sender ein solches Recht zusteht — dass ihm eine Verpflichtung nicht 
obliegt, wurde schon dargethan — kann mit Recht angenommen werden, 
dass diese Rubrik blos für die Angaben der anzuwendenden Special- 
tarife bestimmt ist. Aber selbst wenn angenommen wird, dass aus 
diesem Formulare zu schliessen sei, der Absender könne einen anzu- 
wendenden Tarif, selbst wenn es nicht einen Specialtarif betrifft, vor- 
schreiben, so ist jedenfalls eine Sanction für den Fall, als der Absender 
die Tarife nicht vorschreibt, nirgendwo enthalten. 

Es geht nicht an, die Sanction des Art. 6, lit. c, per analogiam an- 
zuwenden. Bestimmungen, wonach für eine Handlung oder Unterlassung 
Folgen einzutreten haben, sind als eine Ausnahmebestimmung stricte 
auszulegen, demnach nur für den Fall, für welchen sie gegeben sind, 
anzuwenden. Es kann daher diese Sanction des Art. 6, lit. 1, nur für 
den Fall Anwendung finden, für welchen sie gegeben ist. 

Wenn nun dem Absender nicht die Möglichkeit gegeben ist, die 
Tarife vorzuschreiben, so ist es ganz dem Belieben der Bahn anheim- 
gegeben, welche Tarife sie anwenden will, und es ist ein Correctiv auch 
dann nicht gegeben, wenn der Absender den Transportweg vorschreibt, 
weil ja selbst auf dem vorgeschriebenen Transportwege die verschieden- 
sten Tarife möglich wären. 

Hätte im vorliegenden Falle der Absender die Route Tarnöw — 
Venloo— Amsterdam vorgeschrieben, so wäre der Bahn dadurch nicht 
die Möglichkeit entzogen gewesen, dies Out zunächst von Tarnöw nach 
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einer Station vor Venloo abzufertigen und den entsprechenden Tarif 
anzuwenden. 

Wenn man aber annimmt, dass dem Absender das Recht zustehe, 
die anzuwendenden Tarife vorzuschreiben, so ist keine Bestimmung ge- 
troffen, welche Folgen ihn für den Fall der Unterlassung dieses Rechtes 
treffen. Es kann daher aus dieser Unterlassung noch nicht geschlossen 
werden, dass die Bahn bei der Tarifanwendung gar nicht oder nur ftir 
grobes Verschulden hafte. 

Aus dem Geiste, in welchem das internationale üebereinkommen, 
die verschiedenen Betriebsreglements und dergleichen getroffen sind, 
nämlich um die Willkür der Transportunternehmungen, welche nach der 
Natur der Sache concurrenzlos dastehen, zu verhindern und das Inter- 
esse des Publicums durch Einschränkung des Vertragsrechtes der Trans- 
portgesellschaften zu wahren, muss unzweifelhaft geschlossen werden, 
dass, soweit dem verfrachtenden Publicum nicht die Möglichkeit, be- 
ziehungsweise die Verpflichtung auferlegt ist, innerhalb der gesetzlich 
geltenden frachtrechtlichen Bestimmungen f&r seine Interessen zu sorgen, 
die Wahrung dieses Interesses den Bahnen obliegt. Es geht daher in 
dem vorliegenden Falle nicht an, dass die Bahn einen beliebigen Tarif 
anwende, sondeni dass es einen dem Aufgeber günstigen wähle. Natür^ 
lieh bleiben jene Tarife, welche nur unter gewissen, in einem 
bestimjnten Falle nicht zutreffenden Bedingungen zulässig 
sind, und welche ausschliesslich nur auf einer bestimmten Strecke oder 
nur unter einer gewissen Beschränkung zulässig sind, ausser Betracht. 
In dem vorliegenden Falle ist ein directer Tarif, welcher im Allge- 
meinen der günstigste zu sein pflegt, zwischen Tarnöw und Amsterdam 
nicht vorhanden. Es musste daher der Tarif combinirt werden aus 
Local-, bezw. Verbandstarifen, und diese Combination war im Interesse 
des Aufgebers möglichst günstig zu treffen. Es wird nun zugegeben, 
dass die Abfertigung, welche erfolgte, nicht die günstigste war, indem 
sie gegen die zuerst im Reclamations- und nun im Klagewege geltend 
gemachte Tarifcombination um den Klagebetrag höher ist. Dies er- 
scheint aber selbstverständlich nicht im Interesse des Verfrachtenden 
und braucht sich derselbe auch diese Berechnung nicht gefallen zu lassen 
und ist nach dem Gesagten auch berechtigt, das zu viel Eingehobene 
zu begehren. Ein Verschulden der Bahn ist nicht nothwendig und im 
vorUegenden Falle auch thatsächlich nicht vorhanden. 

Die Bahn ist daher auch für weitere Folgen, welche durch die un- 
günstige Tarifcombination erfolgt sind, nicht verantwortlich, denn es 
kann einem Bahnbeamten bei der Aufnahme des Frachtgutes nicht zu- 
gemuthet werden, sofort die günstigste Combination auf einer so grossen 
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Route zu finden. Jedoch ändert dies an der Verpflichtung der Bahn 
dann nichts, wenn sie nachträglich vor eingetretener Verjährung auf 
die ungünstige Combination aufmerksam gemacht wurde, den zu viel er- 
hobenen Betrag zurück zu erstatten. Die Tarifcombination, welche 
Kläger im vorliegenden Falle beansprucht, ist eine zulässige, weil der 
vom Kläger beanspruchte, für die Route Tarnöw — Salzbergen oder 
Venloo in Betracht kommende Tarif für den Güterverkehr zwischen 
Oesterreich-Ungarn einerseits und Deutschland, Belgien und den Nieder- 
landen andererseits an gar keine Bedingung geknüpft ist und daher in 
die Tarifcombination von Tarnöw bis Amsterdam angewendet werden 
konnte und sollte. Aus dem Letztgesagten geht auch hervor, dass es 
schon bei Aufnahme in Tarnöw der Bahn obgelegen hatte, das Fracht- 
gut unter Berücksichtigung des zuletzt angeführten Verbandstarifes ab- 
zufertigen. Dadurch aber, dass in Tarnöw die Abfertigung zunächst 
nach Krakau erfolgte, hatte der vorliegende Frachtbrief schon bei der 
Uebernahme der Frachtgutes Seitens der geklagten Bahn den vom 
Kläger mit Recht beanstandeten Inhalt, und war daher der Kläger be- 
rechtigt, gemäss Art. 401 H.-G.-B. den Ersatz des angesprochenen Be- 
trages gegen die Geklagte gerichtlich zu verlangen. 



Nr. 107. Entsch« des Eisenbahn-Schiedsgerichts zn Wien. 

Vom 22. Februar 1896. 

[Oesterr. Bisenb. Verordn. Bl. IX. Nr. 114. a 1874.] 

Vor Bezug des aviefrten Frachtgutes sind Reklamationen unstatthaft 

Laut Inhalt der beim Wiener Eisenbahn -Schiedsgerichte einge- 
brachten Klage des A. R., Weingrosshändlers in Wien, gegen die k. k. 
General - Direction der Oesterr. Staatsbahnen wurde dem Kläger am 
13. April 1895 Seitens der k. k. Staatsbahnen das Anlangen der für ihn 
am Franz Josef-Bahnhofe mit den Frachtbriefen vom 6., bezw. 8. April 
1895 eingetroffenen 10 Stück leeren Gebinde avisirt. Sein behufs Ab- 
holung der bezeichneten Güter auf den Bahnhof entsendeter Geschäfts- 
diener musste jedoch unverrichteter Dinge wieder nach Hause zurück- 
kehren, weil die Fässer noch nicht ausgeladen waren. Da solche Fälle 
wie die Klage ausführt, schon zu wiederholtenmalen vorgekommen 
waren, richtete Kläger noch vor dem Bezüge der Fässer, unterm 13. 
April 1895, eine mit den beiden vorerwähnten Frachtbriefen belegte Be- 
schwerde an die Betriebsdirection der k. k. Staatsbahnen. Am 20. Mai 
1895 erhielt Kläger über sein Urgenzschreiben vom 17. Mai 1895 die 
beiden Frachtbriefe zurückgestellt. Bei der noch am selben Tage vor- 
genommenen Besichtigung der Fässer zeigte es sich nun, dass dieselben 
angeblich in Folge des langen Leerstehens und Liegens am Bahnhofe 
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total angelaufen und gänzlich unbrauchbar geworden waren. Da die 
Fässer bei ihrer Ankunft in Wien laut Angabe des Klägers sich in 
durchaus brauchbarem Zustande befunden hatten und das Verderben der- 
selben lediglich durch das längere Liegen am Bahnhofe entstanden, der 
letztere Umstand jedoch durch Verschulden der Geklagten dadurch ver- 
ursacht worden sei, dass dem Kläger die beiden Frachtbriefe, ohne 
welche er die Güter nicht beziehen konnte, erst nach fünf Wochen 
retournirt wurden, klagte derselbe auf Ersatz des Schadens — unter 
Zugrundelegung eines Werthes von 3 fl. 20 kr. ö. W. per leeres Gebinde 
— im Gesammtbetrage von 32 fl. ö. W. c. s. c. 

Bei der am 22. Februar 1896 stattgehabten Verhandlung wurde 
das klägerische Begehren abgewiesen, und zwar mit folgender Be- 
gründung: 

Das Schiedsgericht nahm, ohne dass es eines Zeugen- oder Sach- 
verständigenbeweises bedurft hätte, als constatlrt an, dass die Eecla- 
matiou, welche der Kläger bei der Betriebsdirection zu dem Zwecke ein- 
brachte, um die Verzögerung in der Auslieferung der Waare zum Ge- 
genstande einer Untersuchung zu machen, nicht geeignet war, den Be- 
zug dieser Waare zu verhindern. Denn der Adressat hätte zuerst die 
Fässer beziehen und dann erst die Beschwerde einbringen sollen, falls 
er sich irgendwie für benachtheiligt erachtete. Der eingeschlagene 
Weg, nämlich vor dem Bezüge der Waare zu reclamiren, muss aber als 
unpassend bezeichnet werden, und wenn sich der Kläger in Folge dessen 
gehindert sah, die Fässer vor Ablauf von sechs Wochen zu beziehen, 
so hat er sich selbst die Schuld zuzuschreiben. Die amtliche Gebahrungs- 
weise der Bahn war nicht geeignet, diesen Schaden hervorzurufen, weil 
aus dem Beschwerdeschreiben, welches der Kläger der Betriebsdirection 
der geklagten Bahn unter Anschluss der beiden Frachtbriefe über- 
mittelte, nicht mit Deutlichkeit zu entnehmen war, ob die Waare bereits 
bezogen war oder nicht, üebrigens ist auch weder der Schade, welcher 
eingetreten sein soll, in irgend einer Weise glaubhaft gemacht, noch 
der Zeitpunkt, in welchem der angebliche Schade eingetreten ist, mit 
Bestimmtheit angegeben worden, und es ist nach so langer Zeit und 
beim Fehlen eines ThatbestandsprotokoUes überhaupt unmöglich, diese 
Momente festzustellen. 



Nr. 108. Entsch. des Deutsehen Reichsgerichts. 

2. Straf-Senat. Vom 28. Februar 1896. 

[Jur. Woclienschr. 1896. Nr. 68/54. S. 491. Ziff. 93.] 

R. Strf. Ges. B. § 359. Verwalt. Ordn. f. d. Preu88. Staat8eisenb. g 16. Die Be- 
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Zeichnung eine8 Eisenbahnbediensteten ale Oberputzer genfigt nicht, dessen Beamten- 
eigenschaft ericennen zu lassen. 

Die Anstellung fällt keineswegs mit der Beschäftigung (im 
Reichs- und Staatsdienst) zusammen, welche auch auf einem rein privat- 
rechtlichen Vertragsverhältniss beruhen kann. . Für den Bereich der 
preussischen Staatseisenbahnverwaltung ist in § 16 der nach dem Aller- 
höchsten Erlass vom 15. Dezember 1894 zur Zeit massgebenden „Ver- 
waltungsordnung fär die Staatseisenbahnen^ unzweideutig ausgesprochen, 
dass die Kategorie des gegen Lohn beschäftigten Personals nicht zu den 
Beamten gehört. Andererseits sind in Abs. 3 des § 16 diejenigen un- 
teren Beamten genannt, deren etatsmässige Anstellung nur auf Kündi- 
gung geschieht. Unter diesen sind aber die Putzer oder Oberputzer 
ebensowenig aufgeführt, wie in den Beamtenverzeichnissen der Verord- 
nungen vom 4. März 1895, welche sich über die Tagegelder, Reisekosten 
und Umzugskosten der Eisenbahnbeamten verhalten. Muss hiernach 
davon ausgegangen werden, dass die „Oberputzer" als solche nicht 
Beamte sind, so würde es der Darlegung besonderer Umstände bedurft 
haben, welche geeignet sein könnten, die Beamteneigenschaft des F. 
anderweitig zu erweisen. 

Nr. 109. Entsch. des Oesterreich. Obersten Gerichtehofes. 

Vom 4. März 1896. 

[Oesterr. Eisenb. Verordn. ßl. IX (1896) Nr. 96. S. 1621.1 

Eine Eisenbahn, welche an Geschäftsleute Standplätze vermiethet, ist in dem Falle, 
dass ihr das gewerbebehördliche Verbot der Benützung eines solchen Standplatzes zu- 
kommt, verpflichtet, den Miether hieven unverweiit zu verständigen, und haftet für den 
aus der Unterlassung dieser Verständigung entstehenden Schaden, nicht aber auch für 

Gewinnentgang. 

Die Kastanienbraterin M. hatte von der Eisenbahn Wien-Aspang 
für die Tage des Allerheiligenverkehres im Jahre 1894 auf dem zu der 
Station Centralfriedhof gehörigen Grunde einen Standplatz zum Auf- 
stellen eines Bratofens und zum Verkaufe von gebratenen Kastanien 
um den Zins von 1 fl. gemiethet. Am 28. October 1894 kam der ge- 
nannten Eisenbahn eine Verfügung des Wiener Magistrates zu, worin 
die Aufstellung von Bratöfen auf dem Wege von der Station bis zum 
Eingange des Centralfriedhofes für die Tage des Allerheiligenverkehres 
verboten wurde. Da die Bahn von diesem Verbote der M. keine Mit- 
theilung machte, so bereitete dieselbe alles für die Aufstellung des 
Ofens und den Verkauf vor und wurde erst im letzten Augenblicke am 
Verkaufe gehindert. 

Sie belangte nun die Eisenbahn Wien-Aspang auf Rückersatz des 
Miethzinses, Ersatz der mit dem Hin- und Bücktransporte von Kastanien, 
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Heizmateriale und Geräthschaften verbundenen Auslagen per 2 fl. 47 kr., 
Ersatz für verdorbene Kastanien per 5 fl. und Ersatz für Verdienstent- 
gang per 30 fl. 

Das k. k. städt.-deleg. Bezirksgericht Simmering wies mit 
ürtheil vom 19. September 1895, Z. 7828, das Klagebegehren gänzlich 
ab, im Wesentlichen mit der Begründung, dass in der Unterlassung der 
Verständigung der M. von dem magistratlichen Verbote ein Verschulden 
der Bahn nicht erblickt werden könne. 

Ueber Appellation der Klägerin änderte das k. k. Oberlandesge- 
richt in Wien mit ürtheil vom 15. Jänner 1896, Z. 14.035, das erst- 
richterliche ürtheil ab und erkannte die Geklagte schuldig, der Klägerin 
die von ihr zu beschwörenden Beträge per 2 fl. 47 kr. für den Trans- 
port und per 5 fl. für verdorbene Kastanien zu bezahlen. Mit dem ge- 
stellten Mehrbegehren wurde die Klägerin abgewiesen. 

In .den Gründen heisst es: In dem umstände, dass die geklagte 
Bahn es unterliess, trotzdem sie durch nichts gehindert war, die Klägrin 
rechtzeitig zu verständigen, dass der Miethvertrag durch das in der 
Verhandlung erwähnte Verbot des Magistrates nicht eingehalten werden 
könne, liegt allerdings ein unterlassen im Sinne des § 1294 a. b. G.-B., 
für dessen Folgen die geklagte Bahn aufzukommen hat. Sie hätte sich 
zu dieser Verständigung umsomehr veranlasst sehen müssen, als ihr ja 
die Adresse des anderen Vertragstheiles bekannt war und sie doch nicht 
annehmen konnte, dass eine Verständigung der politischen Behörde an 
die derselben gar nicht bekannten Miether ergangen sei. Da jedoch die 
Erfordernisse der vollen Genugthuung im Sinne des § 1324 a.b. G.-B. 
aufliegend nicht vorhanden sind, so hat die geklagte Bahn wohl für 
den erlittenen Schaden, nicht aber auch für den entgangenen Gewinn 
aufzukommen. 

üeber die Revisionsbeschwerde der Geklagten bestätigte der k. k. 
Oberste Gerichtshof mit Entscheidung vom 4. März 1896, Z. 2303, 
das oberlandesgerichtliche ürtheil aus dessen Gründen und bemerkte 
hiezu noch, dass die geklagte Gesellschaft schon mit Rücksicht auf die 
in dem Allegate Nr. 2 bezogene Kundmachung des Magistrates, worin 
das Verkaufen von Blumen etc. als erlaubt, das Verkaufen von Maroni 
als unerlaubt angeführt wird, die Möglichkeit in Betracht zu ziehen 
hatte, dass die Aufstellung der in Rede stehenden Bratöfen inhibirt 
werde, es daher ihre Pflicht war, sich in die Lage zu setzen, ein sol- 
ches Verbot den Miethern der Standplätze rechtzeitig zu notiflciren, und. 
es ihr eben deshalb auch oblag, dies zu thun. 
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Nr. HO. Entseh. des Preuss. Ober-Yerwalt.-Öerichts. 

4. Senat. Vom 7. März 1896. 

[Entsch. d. 0. Y. 6. Bd. 20. Nr. 82 n. S. 216.] 

Eisenbahnen als Ersatz der Land- und Heerstrassen. 

In einer der Provinz Ostpreussen angehörigen Streitsache erhob 
der Fiskus den Anspruch auf Befreiung von der ihm angesonnenen Unter- 
haltung einer Strasse, weil diese in Folge des vor beinahe 40 Jahren 
erfolgten Baues einer die städtischen Endpunkte der Strasse gleichfalls 
verbindenden Chaussee — und falls dies nicht anzuerkennen sei — 
durch einen neuerdings in gleicher Richtung ausgeführten Eisenbahnbau 
den Charakter der Land- und Heerstrasse verloren habe. Die hierauf 
gestützte Klage wurde in allen Instanzen abgewiesen. 

In der Berufungsinstanz ist der Fiskus schliesslich noch, mit der 
Behauptung hervorgetreten, sofern die Strasse ihre Landstrasseneigen- 
schaft nicht durch die Chaussee verloren haben sollte, sei dies jedenfalls 
durch den Bau der die Städte H. und N. verbindenden Eisenbahn ge- 
schehen, da die letztere den durchgehenden Verkehr zwischen diesen 
Städten heutzutage nahezu ausschliesslich vermittele. Dies Argument 
erklärt sich nur aus der Rechtsauf fassung, welche der Kläger mit den 
Worten präzisirt: „Eine Land- und Heerstrasse hat schon dann ihre 
Landstrasseneigenschaft verloren, wenn eine Eisenbahn oder Chaussee 
ihr den regelmässigen Frachtverkehr, d. h. den gewerbsmässig betrie- 
benen Transport von Waaren, abgenommen hat." — eine Rechtsauf- 
fassung, deren Unhaltbarkeit wiederholt nachgewiesen ist. Es ist völlig 
irrelevant, ob man die Eisenbahnen als „Strassen" bezeichnen kann, ob 
sie auf einer Reihe von Rechtsgebieten mit diesen Gemeinsames haben, 
wie im Expropriationsrecht, dem Grundsteuer- und Kreisabgabenrecht, 
dem Jagdrecht u. s. w. Soviel steht ausser Zweifel, dass Eisenbahnen 
nicht Land- und Heerstrasseri sind, weder in rechtlicher Beziehung, 
noch in der Art und Weise des Transportbetriebes. Dies schliesst nicht 
aus, dass Eisenbahnen benachbarten Landstrassen grosse Theile der auf 
diese angewiesenen Transporte entziehen werden. Andererseits ist es 
nicht ausgeschlossen, dass die Hebung des gesammten Verkehrs durch 
eine Eisenbahn die Wichtigkeit von Landstrassen für den Verkehr nach 
Eisenbahnstationen hin noch erhöht, unter keinen Umständen irrt der 
Vorderrichter rechtlich, wenn er aus der Eröffnung der Bahn nicht auf 
eine stillschweigende Deklassirung der Landstrasse zu gewöhnlichen 
Kommunikationswegen schliesst. 
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Nr. 111. Entsch. des Schiedsgerichtes der berafsgenossenschafti. ün* 
fallyersicherungs-Anstait der Österreich. Eisenbahnen. 

Vom 7. März 1896. 

f Oesterr. Eisenb.Verordn.-Bl. IX (1896) Nr. 93. S. 1582.] 

Ein bei der Auswechslung der Schienen in der Vericehrshalle einer Eisenbahn er- 
littener Unfall ist ein Bahnvericehrsunfall. 

Der Oberbauarbeiter J. B. war eines Tages mit dem Auswechseln 
der Schienen in der Halle auf dem Kaiser Franz Josef -Bahnhofe in 
Wien beschäftigt; derselbe glitt bei dieser Arbeit aus und fiel rücklings 
zu Boden, wobei er sich einen doppelseitigen Leistenbruch zuzog. Das 
Schiedsgericht erkannte diesen Thatbestend als Bahnverkehrsunfall, und 
zwar mit folgender Motivirung: 

Die Arbeit, welche J. B. im Momente des Unfalles verrichtete, 
stand sachlich und örtlich mit dem Eisenbahnverkehre im innigsten 
Connexe, da dieselbe auf die Instandsetzung einer für den Verkehr 
essentiellen Vorkehrung gerichtet war; denn die Herstellung des 
Schienenstranges, dessen Vorhandensein den Eisenbahnverkehr ermög- 
licht, stellt sich zweifellos als eine derartige Vorkehrung dar. Die Ar- 
beitsleistung erfolgte ferner auf den Geleisen der Verkehrshalle und 
musste laut Aussage der vernommenen Zeugen mit besonderer Beschleu- 
nigung durchgeführt werden, da die auszutauschenden Geleise von den 
einfahrenden Zügen benützt wurden. Dieselbe wurde demnach im Banne 
jener erhöhten Gefahr verrichtet, welcher die den Verletzten privilegi- 
renden Bestimmungen des Gesetzes vom 5. März 1869, R.-G.-Bl. Nr. 27, 
Rechnung tragen. 

Nr. 113. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

3. Civil-Senat. Vom 13. März 1896. 

[Zeltg. d. Ver. deutsch. Eisenb. Verw. 1896. Nr. 44. S. 391.) 

R. Haftpflichtgesetz § I. Die Eisenbahnverwaltung kann in Haftpflichtprozessen, wenn 
eine Lolcomotive eine grössere Geschwindigiceit gehabt hat, als vorsichtiger Weise zu- 
lässig war, sich nicht damit entschuldigen, dass die Landes-Aufsichtsbehörde die 
grössere Geschwindigiceit gestattet habe. 

Der Berufungsrichter geht von den richtigen Rechtsgrundsätzen aus, 
und auch deren Anwendung auf den konkreten Fall lässt einen Rechts- 
irrthum nicht erkennen. Er nimmt an, dass die Verunglückte in doppelter 
Beziehung unvorsichtig gewesen ist, einmal darin, dass sie das Läute- 
signal ausser Acht Hess und sodann, dass sie beim Ueberschreiten des 
unbewachten und nicht abgesperrten Bahndammes sich nicht umgesehen 
hat. Andererseits aber zieht der vorige Richter in Betracht, dass die 
Ehefrau des Klägers nicht durch einen fahrplanmässigen Zug verun- 
glückte, sondern von einer mit voller Geschwindigkeit fahrenden Extra- 
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lokomotive an einer eine Kurve bildenden Bahnstrecke, bei welcher ein 
nahestehender Baum die weitere Aussicht hinderte, erfasst worden ist. 
Bei diesen örtlichen Verhältnissen war die beklagte Bahnverwaltung im 
Hinblick auf das umwohnende Publikum, das zu seinem täglichen Ver- 
kehre und zur Benutzung des au der Bahn stehenden Backofens auf die 
Ueberschreitung des Dammes angewiesen ist, zur Ergreifung besonderer 
Vorsichtsmaassregeln veranlasst. Nach der auf ein sachverständiges 
Gutachten gestützten Annahme des Berufungsgerichts hätte diese Vor- 
kehrung darin bestehen sollen, dass die von Blechhammer nach H&tten- 
steinach fahrende Lokomotive an der betreffenden Stelle stets nur mit 
15 km die Stunde, d. i. mit einer solchen Geschwindigkeit befördert 
wurde, welche bei drohenden Zusamraenstössen ein sofortiges Anhalten 
ermöglichte und damit einen Unfall verhütete. Es ist aber, wie festge- 
stellt, zu der fraglichen Zeit und an der fraglichen Stelle mit 30 km 
die Stunde, also mit der grössten überhaupt zulässigen Geschwindigkeit 
gefahren worden, hierdurch ein rechtzeitiges Bremsen und Anhalten 
verhindert gewesen und infolge dessen der der Ehefrau des Klägers zu- 
gestossene Unfall eingetreten. Als die eigentliche Ursache des letzteren 
hat daher der Berufungsrichter mit Recht die Verschuldung der Be- 
klagten angesehen. 

Der Einwand der Beklagten, dass die Landes -Aufsichtsbehörde 
eine Fahrgeschwindigkeit von 30 km die Stunde für zulässig erklärt 
habe, ist nicht zu beachten, weil dadurch die civilrechtliche Verant- 
wortlichkeit einer Bahnverwaltung nicht ausgeschlossen wird, um so 
weniger wenn, wie im gegenwärtigen Falle, nur eine Anordnung in be- 
treff der Maximalgrenze der Fahrgeschwindigkeit in Frage steht. End- 
lich ist auch der Hinweis der Revisionsklägerin auf das in der Juristi- 
schen V^ochenschrift von 1896 Seite 46 abgedruckte reichsgerichtliche 
Urtheil ohne Belang, da solches auf wesentlich anderen thatsächlichen 
Voraussetzungen beruht. 

Nr. 113. Bek. Entsch. des Beichs-Yerslcherongsanoits. 

Vom 16. März 1896. 

[Deutsch. Jurlst.-Zt. I. (1896) Nr. 20. S. 407. Ziff. 4.) 

Unf. Vers. Ges. § 57. Umfang der Rechtskraft der Entsoheidungen der Schieds- 
gerichte. 

Ist in einem schiedsgerichtlichen rechtskräftig gewordenen Urteil 
unter Anerkennung eines Betriebsunfalls einem Verletzten eine Beute 
von bestimmter Höhe nur für einen in der Vergangenheit liegenden 
Zeitraum zugesprochen, die Entscheidung, welche Entschädigung ferner- 
hin zu gewähren ist, vorbehalten und von dem Ergebnis einer noch zu 



1 



Digitized by 



Google 



Entsch. des Oesterreich. Verwalt. Gerichtshofes vom 20. März 1896. 141 

reranlassenden BeweiserhebuDg abhängig gemacht worden, so ist dieses 
Teilurteil mit seiner Feststellung, dass ein Betriebsunfall vorliege, für 
das über die Frage der weiteren Entschädigung urteilende schiedsge- 
richtliche oder Rekurskollegium nicht bindend. Dieses kann vielmehr, 
wemi es seinerseits einen Betriebsunfall nicht anerkennt, die weitere 
Entschädigung ablehnen. Denn die Entscheidungen der Schiedsgerichte 
sind der Rechtskraft fähig nur, soweit sie eine Anerkennung oder Ab- 
weisung von Entschädigungsansprüchen aussprechen, nicht auch, soweit 
sie die gesetzlichen Voraussetzungen dieser Anspräche im einzelnen fest- 
stellen oder verneinen. 



Nr. 114. Entsch. des Oesterreich. Verwalt. Gerichtshofes. 

Vom 20. März 1896. 

(Oesterr. Eisenb. Verordn. Bl. IX. Nr. 67. S. 1190.] 

Die auf einer Elsenbahnstrecke verwendeten Sohneesobaufler sind an sich als beim 
Eisenbalinbetriebe beschäftigte krankenverslohemngspfllohtige Personen anzusehen und 
als solohe INitglieder der betreffenden Betriebsskrankenkasse; es wäre denn, dass die 
Selineeschattflung durch seibstständige Unternehmer auf deren eigene Rechnung mit 
Personen besorgt würde, welche zu ihnen selbst im Arbeltsverhältnisse stehen. 

Das Krankenkassenstatut für die Bediensteten der k. k. priv. Oesterr. 
Nordwestbahn und Sftdnorddeutschen Verbindungsbahn wurde auf Grund 
der Gesetze vom 30. März 1888, R.-G.-Bl. Nr. 33, und vom 4. April 1889, 
R.-G.-B1. Nr. 39, errichtet und mit General-Inspections-Erlass vom 16. 
April 1889, Z. 5108, genehmigt. Diese Krankenkasse gilt daher ge- 
mäss § 52 Krankenversicherungs-Gesetzes als Betriebs-Krankenkasse 
im Sinne der Bestimmungen des III. Abschnittes dieses Gesetzes. 

Gemäss § 46 leg. cit. sind Mitglieder einer Betriebs-Krankenkasse 
die in dem Betriebe, für welchen dieselbe errichtet ist, beschäftigten 
versicherungspflichtigen Personen, welche nicht bei einer der im § 11, 
Z. 6, bezeichneten Gassen in der in dem Krankenversicherungs-Gesetze 
vorgeschriebenen Art und Höhe gegen Krankheit versichert sind. Dass 
letzteres der Fall wäre, wird im vorliegenden Falle nicht behauptet; 
es ist daher nur zu untersuchen, ob die erwähnten Schneeschaufler als 
m dem Betriebe der Bahn beschäftigte versicherungspflichtige Personen 
anzusehen seien. Diese Frage ist zu bejahen. Denn gemäss § 1, Abs. 2 
Erankenversicherungs- Gesetzes sind alle beim Eisenbahnbetriebe, und 
zwar im Hinblicke auf § 37, Abs. 2 Krankenversicherungs-Gesetzes ohne 
Unterschied, ob dauernd oder nur vorübergehend beschäftigten Arbeiter 
krankenversicherungspflichtig. 

Dass die zur Herstellung der Eisenbahnstrecke in betriebsfähigen 
Zustand und zur Wegschaffung der Betriebshindemisse unternommenen 



Digitized by 



Google 



l42 Entsch. des Deutschen Eeichsgerichts vom 24. März 1896. 

Arbeiten, also auch das Ausschaufeln des Schnees, Beschäftigungen beim 
Eisenbahnbetriebe seien, kann füglich nicht in Zweifel gezogen werden. 
Hienach sind die auf einer Eisenbahnstrecke verwendeten Schnee- 
schaufler an sich als beim Eisenbahnbetriebe beschäftigte kranken- 
versicherungspflichtige Personen anzusehen und als solche Mitglieder 
der betreffenden Betriebs -Krankenkasse. Eine Ausnahme würde nur 
dann bestehen, wenn die Schneeschauflung durch selbstständige Unter- 
nehmer auf ihre eigene Rechnung mit Personen besorgt würde, welche 
zu ihnen selbst im Arbeitsverhältnisse stehen. 

Nur in diesem Sinne kann die Bestimmung des § 2 des Eranken- 
kassenstatuts, welche den Kreis der in die Versicherung bei der Be- 
triebs-Krankenkasse einzubeziehenden Personen nicht enger, als durch 
die Bestimmungen der §§ 1 und 46 Krankenversicherungs- Gesetzes 
normirt ist, ziehen konnte, verstanden werden, wenn die Verpflichtung, 
der Krankenkasse beizutreten, unter Z. 3 für alle im Arbeitsverhältnisse 
beschäftigten Personen ausgesprochen, im Eingange des Paragraphen 
aber auf jene Personen eingeschränkt wird, welche im directen Dienst- 
verhältnisse zur Bahn stehen, „also nicht durch Unternehmer auf 
deren Rechnung beschäftigt sind." 



Nr. 115. Entsch. des Deutsehen Beiehsgeriehts. 

3. Civil-Senat. Vom 24. März 1896. 

(Deutsch. Jurist. Zeitg. I Nr. 10. S. 199.] 

Unf. Versieh. Ges. v. 6. Juli 1884 §§ 95-98. Land- u. Feretwirtli. Unf. u. Kranii. Vers. 
Gee. V. 5. INai 1886 gg 116—119. Haftpfl. Ges. g I. Auoii in den Fällen, wo ein Ver- 
schulden des Eisenbahnbetriebsunternehmers nicht vorliegt, geht der Haftpflichtan- 
spruch des Beschädigten bis zur Höhe der von der Berufsgenossenschaft zu leistenden 

Entschädigung auf diese Qber. 

Nach dem Gesetz, betr. die Unfall- und Krankenversicherung der 
in land- und forstwirthschaftlichen Betrieben beschäftigten Personen 
vom 5. Mai 1886 § 119 bestimmt sich die Haftung dritter, in den 
§§ 116 und 117 nicht bezeichneten Personen, welche den Unfall vor- 
sätzlich herbeigeführt oder durch Verschuldung verursacht haben, nach 
den bestehenden gesetzlichen Vorschriften. Jedoch geht die Forderung 
der Entschädigungsberechtigten an den dritten auf die Genossen- 
schaft insoweit über, als die Verpflichtung des letzteren zur Ent- 
schädigung durch dieses Gesetz begründet ist. Da schon das in soweit 
gleichlautende Unfall Versicherungsgesetz vom 6. Juli 1884 den Betriebs- 
unternehmer der Eisenbahn von seiner gesetzlichen Haftung nach § 1 
des Haftpflichtgesetzes nicht befreien, vielmehr jenen Personen diesen 
Anspruch erhalten wollte, so wird man als den Willen des Gesetzes 
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ansehen müssen, dass auch in den Fällen, wo ein Verschulden des Be- 
triebsunternehmers nicht vorliegt, dieser Anspruch bis zur Höhe der 
von der Berufsgenossenschaft zu zahlenden Summe auf sie übergeht. 
Ein Arbeiter war ohne sein Verschulden von einem Eisenbahnzuge über- 
fahren. Die Wittwe des Getöteten hatte sich zwar wieder verhei- 
ratet. Soweit aber ihr zweiter Ehemann zu ihrer Alimentation nicht 
fähig war, wurde durch die Wiederverheiratung die Haftung des Eisen- 
bahnfiskus auf Zahlung einer entsprechenden ßente nicht ausgeschlossen; 
derselbe war gegenüber der landwirthschaftlichen Berufsgenossenschaft 
hierzu verurteilt. Seine Revision wurde zurückgewiesen. 



Mr. 116. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

3. Civil-Senat. Vom 24. März 1896. 

[Jur. Wochenschr. 1896. Nr. 80/81. S. 272. Ziflf. 15.] 

Haftpflichtgesetz § 3. Die Haftpflicht für den Unterhalt einer Wittwe geht auch Ober 
die Wiederverheirathung hinaus. 

Der § 3 des Haftpflichtgesetzes bestimmt nicht, dass die der Wittwe 
des Getödteten an sich zu zahlende Rente mit der Wiederverheirathung 
aufliöre. Wäre der Unfall nicht eingetreten, so würde sie von ihrem 
dann noch lebenden Ehemanne bis zu dessen Tode alimentirt, der Fall 
der Wiederverheirathung bis dahin nicht eingetreten sein. Nun erleidet 
sie zwar, wenn sie sich wiederverheirathet, regelmässig weiterhin einen 
Schaden nicht, da der zweite Ehemann zu ihrer Alimentation verpflichtet 
ist; soweit aber dieser dazu nicht fähig ist, wird an ihrer Lage durch 
die neue Ehe nichts geändert, so dass die Möglichkeit einer Haftung 
des Bekl. über die Wiederverheirathung hinaus keineswegs ausgeschlossen 
ist. Vergl. Eger, Haftpflichtgesetz 3. Aufl. S. 371ff., 383 und die dort 
angeführten Urtheile. 



Nr. 117. Bevis. Entsch. des Beichs-Yersiclierungsamts. 

Vom 26. März 1896. 

[Amtl. Nachr. d. E. V. A. XH. Nr. 6. S. 278. Ziff. 606.] 

§§9, 15, 17 Jnval.- u. Alters- Vers. Ges. Berechnung der Wartezeit beim Wechsel der 

Ursachen der Invalidität. 

In der Sache selbst irren die Vorinstanzen insofern, als sie die In- 
validität des Klägers auf Grund seines Unfalls und diejenige, die auf 
dem Lungenleiden beruht, von einander trennen und als zwei für sich 
zu beurtheilende Stadien der Erwerbsunfähigkeit betrachten. Wenn es 
auch richtig ist, dass, so lange der ersterwähnte Zustand währte, dem 
Kläger ein Anspruch auf Invalidenrente gemäss § 9 Absatz 2 des In-- 
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validitäts- und Altersversicherungsg^setzes nicht zustand, so ist es doch 
nicht gerechtfertigt, bei der inzwischen durch andere Gründe beein- 
flussten Invalidität die Wartezeit erst von dem Zeitpunkt des Wegfalls 
des ersten Grundes zu berechnen. Wie bereits in der Revisionsent- 
scheidung 360 (Amtliche Nachrichten des R. V. A. J. u. A. V. 1894 Seite 
130) ausgeführt worden, ist für die Berechnung der fünfjährigen Warte- 
zeit bei der Invalidenrente nicht sowohl der Beginn der Rentenbe- 
rechtigung, als vielmehr der Zeitpunkt des Eintritts der Invalidität mass- 
gebend. Der Kläger war vom Tage des Unfalls, dem 19. Oktober 1892, 
ab fortgesetzt erwerbsunfähig und wird es voraussichtlich dauernd 
bleiben; ob diese Erwerbsunfähigkeit zunächst durch die Unfall Verletzung 
und erst später — indessen bevor noch die Unfallfolgen geschwunden 
waren — durch das Lungenleiden herbeigeführt ist, macht dabei keinen 
Unterschied. Dieser Umstand ist nur für den Beginn der Invalidenrente, 
nicht aber für die Frage der Erfüllung der Wartezeit von Bedeutung. 
Denn die dauernde Erwerbsunfähigkeit besteht thatsächlich seit dem 
19. Oktober 1892; dieser Zeitpunkt ist daher für die Berechnung der 
Wartezeit massgebend. Am 19. Oktober 1892 aber hatte der Kläger, 
da 95 Beitragsmarken von ihm beigebracht worden, und er vom Iten 
Januar 1886 ab regelmässig in versicherungspflichtiger Weise beschäftigt 
war, die Wartezeit von 235 Wochen vollendet. Der Kläger hat also 
die gesetzlichen Voraussetzungen für die Bewilligung der Invalidenrente 
(§ 15 des Invaliditäts- und Altersversicherungsgesetzes) erfüllt. 



Nr. 118. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

5. Civil-Senat Vom 28. März 1896. 

Der Hausbesitzer muss sich die durch die Zweckbestimmung der Strasse erforderlichen 
Veränderungen gefallen lassen. 

Das servitutarische Eecht des Hausbesitzers an der an seinem 
Grundstücke vorüberführenden Strasse ist begrenzt und bedingt durch 
die Zweckbestimmung der Strasse selbst, dergestalt, dass der Haus- 
besitzer sich alle Veränderungen gefallen lassen muss, welche dazu 
dienen, die Strasse in dem Zustande zu erhalten, oder auch in den Zu- 
stand zu setzen, in dem sie ihrer Bestimmung am vollkommensten ge- 
nügen kann, sofern nur die Strasse auch ferner als Kommunikations- 
mittel erhalten bleibt. Mit dieser Massgabe schliesst der stillschweigende 
Vertrag, auf den das servitutarische Recht des Strassenanliegers zurück- 
geführt wird, den stillschweigenden Vorbehalt ein, dass die Stadt- 
gemeinde mit der Strasse dem Zwecke derselben entsprechende Ver- 
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änderungen vornehmen kann. Derartige Veränderungen enthalten daher 
keinen Eingriff in die Bechtssphäre des Anliegers. 



Nr. 119. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

4. Civil-Senat. Vom 30. März 1896. 

Preuss. Ges. betr. die Umzugskosten der Staatsbeamten v. 24. Febr. 1877 (G. 8. 8. 15). 
Alf die Absicht der dauernden Übernahme des Amtes kommt es fOr den Umzugs- 
iiestenanspruch nicht an, wohl aber muss der Umzug thatsftohllch stattgefunden haben. 

Der Fiskus hat für seine ZahlungsverweigeruDg geltend gemacht, 
dass der Kl. nicht die Absicht gehabt habe, das ihm übertragene Amt 
in S. dauernd zu übernehmen. Als Einrede der Simulation in dem 
Sinne, dass der Kl. nur zum Schein das Amt übernommen habe, ist aber 
die Behauptung des Beklagten nicht aufgestellt; auf die Absicht der 
dauernden Uebernahme kommt es aber, wenn die Uebemahme emst- 
hch erfolgt ist, nicht weiter an (ürth. des Preuss. Obertribunals vom 
12. Mai 1876 in Striethorst Archiv Bd. 96 S. 83). 

Das B. G. stellt sich auf den Standpunkt, dass lediglich auf Grund 
der zur Ausführung gekommenen Versetzung ohne Rücksicht auf die 
Ausführung des Umzugs der Fiskus zur Zahlung der ümzugskosten ver- 
pflichtet sei. Das soll sich aus dem § 1 des Gesetzes vom 24. Februar 
1877 betreffend die ümzugskosten der Staatsbeamten ergeben, der fol- 
genden Wortlaut hat: „Die Staatsbeamten erhalten bei Versetzungen 
eine Vergütung für ümzugskosten." Aus dieser Bestimmung ist jedoch 
nicht zu entnehmen, dass Umzugskosten zu zahlen sind, wenn kein Um- 
zug erfolgt ist. Die Fassung „Vergütung für ümzugskosten" ergiebt 
yielmehr, dass ein Umzug stattgefunden haben muss und die Kosten 
desselben durch die gesetzlich festgesetzte Vergütung abgegolten werden 
sollen. In welcher Art der Umzug bewirkt sein müsse, ist allerdings 
eine Thatfrage. Es kann sehr wohl als Umzug angesehen werden, wenn 
der Beamte nur einen Theil seiner Möbel nach dem Orte seines neuen 
Amtssitzes mitnimmt und in der dort von ihm gemietheten Wohnung 
au&tellt, wie es in dem der obengenannten Entscheidung des Ober- 
tribunals zum Grunde liegenden Falle geschehen war. Nicht aber kann 
als Umzug gelten, wenn der Beamte seine Familie in der bisherigen 
Wohnung des bisherigen Wohnorts zurücklassen, allein ohne irgend 
welche Möbel nach dem Orte seines neuen Amtes reisen, von hier nach 
Uebernahme des Amtes alsbald auf Urlaub zu seiner Familie nach dem 
bisherigen Wohnorte in die bisherige Wohnung zurückkehren und dort 
bis zu seiner Dienstentlassung verbleiben würde. 
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Mr. 120. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

5. Civil-Senat. Vom 1. April 1896. 

[Jur. Wochenschr. 1896. Nr. 82/83. S. 298. Ziff 67.] 

§ 10 Abs. I des Preuss. Enteign. Ges. v. II. Juni 1874 findet sowohl auf g 8 Abs. I 
wie auf g 8 Abs. 2 Anwendung. 

Der § 10 Abs. 1 des Enteignungsgesetzes, wonach bei der Ab- 
schätzung die bisherige Benutzungsart des Grundstückes nur bis zu dem 
Betrage berücksichtigt werden darf, der zur Beschaffung eines Ersatz- 
grundstückes erforderlich ist, korrespondirt mit dem § 8 a. a. 0., und 
zwar in dessen beiden Absätzen; er findet deshalb nicht blos auf die 
Entschädigung Anwendung, die dem Grundbesitzer für den Verlust 
seines Eigen thums an dem Theilstück zu gewähren ist, sondern auch 
auf den Ersatz des Minderwerthes, den das Restgrundstück durch die 
Abtrennung der enteigneten Fläche erleidet. Da dem Kl. in Folge der 
Enteignung nicht blos ein Theil seines Eigenthums entzogen wird, son- 
dern auch das Restgrundstück nunmehr die Eigenschaft verliert, von dem 
Kl. in seinem Gewerbebetrieb als Stätteplatz benutzt zu werden, so kann 
der Kl. nach § 10 Abs. 1 des Enteignungsgesetzes Ersatz für die Nach- 
theile fordern, die ihm daraus erwachsen, dass ihm ein Stätteplatz, wie 
bisher, nicht mehr zur Verfügung steht, aber nur bis zu dem Betrage, 
der aufzuwenden ist, um einen andern Stätteplatz von gleicher Art und 
Beschaffenheit zu erwerben. Es versteht sich von selbst, dass er sich 
auf die Entschädigung die Vortheile anrechnen lassen muss, die ihm da- 
raus erwachsen, dass er den bisher als Stätteplatz benutzten Theil des 
Restgrundstücks sich nun in anderer Weise nutzbar machen kann. Im 
vorliegenden Falle gewährt ihm das frei werdende Terrain des Rest- 
grundstücks als Bauland einen grösseren Vortheil, als es bisher als 
Restgrundstück gewährt hat, und daraus folgt, dass bei Berechnung 
des subjektiven Werthes das Restgrundstück nicht weiter in Betracht 
kommt. 

Nr. 12L Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

6. Civil-Senat. Vom 1. April 1896. 

g 14 Elsenb. Ges. v. 3. Novbr. 1838. Pfiioht der Eisenbahn zu Sohutzvorrichtungen 
gegen voraussehbare Schäden der Anlieger. Hochwassergefahr. Verjährung der be- 
züglichen Schadensanspriiche. 

Hat der Bekl. bei der Anlegung der Bahn den Anordnungen der 
Regierung vollständig genügt und konnte er damals die Nothwendigkeit 
weiterer Schutzmassregeln zur Sicherung der Anlieger auch bei gehöriger 
Aufmerksamkeit nicht erkennen, so war er zwar, wie im ürtheil vom 
27. November 1893 (Entsch. des R. G. in Civilsachen, Bd. 32 S. 283) 
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ausgeführt ist, zum Ersätze von Schäden, die dennoch durch die Eisen- 
bahnanlage den Anliegern entstanden, nicht verpflichtet. Allein eben- 
dort ist der im § 14 des Gesetzes vom 3. November 1838 zum Ausdruck 
gelangte Gedanke darin gefunden worden, dass die den Anwohnern 
ans der ungewöhnlichen Benutzung eines Grundstücks zu Eisenbahn- 
zwecken entstehenden Gefahren auf den Eisenbahnunternehmer über- 
tragen werden sollen. Wenn sich auch die Verpflichtung der Eisenbahn 
auf die Abwendung voraussehbarer Schäden beschränkt, so liegt es 
doch innerhalb der Grenzen dieser Verpflichtung, dass, wenn in der Folge 
die von der Regierung angeordneten und von dem Unternehmer ge- 
troffenen Massregeln sich als unzureichend erweisen, eine zweckent- 
sprechende Ergänzung oder Aenderung der Schutzvorrichtungen einzu- 
treten hat. Insbesondere erscheint, wenn bei Anlegung der Bahn die 
Hochwassergefahr, die daraus für die Anwohner erwächst, unterschätzt 
ist und dies sich bei einem Hochwasser gezeigt hat, die Unterlassung 
der zur Abwendung einer Wiederholung der Gefahr erforderlichen 
Schutzvorrichtungen nicht dadurch gerechtfertigt, dass diese Schutz- 
vorrichtungen früher nicht für nothwendig erachtet worden sind und 
nach den damals vorliegenden Erfahrungen auch nicht für nothwendig 
zu erachten waren. 

Der Einwand der Verjährung erscheint nicht begründet; die ab- 
weichende Meinung des I. R. beruht auf Missverständniss des § 54 
ThI. I Tit. 6 A. L. R. und des Plenarbeschlusses des Obertribunals vom 
20. März 1846 (Entsch. Bd. 13 Seite 19). Der Einwand stützt sich 
darauf, dass der Bekl. schon durch die Hochwasser der Jahre 1888 
und 1889, also schon länger, als drei Jahre vor der Anstellung der 
Klage von der durch die Anlage der Bahn seinen Grundstücken drohen- 
den Ueberschwemmungsgefahr Kenntniss erlangt hatte. Es ist nun aber 
nicht abzusehen, wie der Bekl. dadurch, dass er die Gefahr kannte, 
die ihm bei einer Fortdauer des bestehenden Zustandes drohte, 
von dem Dasein des im Jahre 1891 eingetretenen, als möglich immer- 
hin vorauszusehenden Schadens schön vorher unterrichtet gewesen sein 
könnte. Der Bekl. war zu einer Aenderung des bestehenden Zustandes 
verpflichtet, und der Kl. durfte erwarten, dass diese Aenderung erfolgte, 
und dass somit ein weiterer Schade nicht eintrat. Der gedachte Plenar- 
beschluss des Obertribunais hat es mit einer in sich vollendeten Hand- 
lung zu thun, deren nachtheilige Folgen sich noch in die Zukunft hinein 
erstrecken und sich wiederholen; für diesen Fall wird dort angenommen, 
dass der gesammte Schade als ein einheitlicher innerhalb der drei- 
jährigen Verjährungsfrist geltend gemacht werden müsse (vergl. Striet- 
horst Archiv Bd. 83 S. 212, 213). Von einem solchen einheitlichen 
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Schaden kann aber nicht die Rede sein, wenn die Fortdauer eines ge- 
setzwidrigen Zustandes, den zu beseitigen der Verpflichtete unterlässt, 
Ton neuem schädigend wirkt. Es liegt dann ein neuer Schade vor, 
und die Verjährung des Ersatzanspruchs kann vor dessen Eintritt nicht 
beginnen. 

Nr. 122. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

5. Civil-Senat. Vom 1. April 1896. 

[Jur. Wochenschr. 1896. Nr. 84/35. S. 809. 810. Ziffer 52. 53. 54.1 

§§ II. 8. Preu88. Ent. Ges. v. II. Juni 1874. Der Servitutberechtigte kann nur seinen 

Schaden ersetzt verlangen, wenngleich derjenige des dienenden Grundstücks durch die 

Belästigung hSher zu veranschlagen ist. Die Behauptung der Unbrauchbarkeit des Rest- 

grundstucks involvirt die des Minderwerths. Erbpacht 

Der B. R. geht insofern fehl, als er annimmt, dass, weil der 
Werth des Rechts der Bekl. , den Kl. zu untersagen, das Grundstück 
zu irgend einem andern Zweck als zum Braunkohlenformen zu benutzen, 
sich nicht ziifermässig ein für alle Mal feststellen lasse, ihr Interesse 
sich in jedem einzelnem Falle decke mit dem Interesse des Besitzers, der 
dem Untersagungsrecht zuwiderhandelt. Ein Recht an fremder Sache, 
gleichviel ob Untersagungsrecht oder negatives Recht, kann für das 
dienende Grundstück sehr lästig, für den Berechtigten aber von ge- 
ringem Werth sein, der Servitutberechtigte aber kann nach § 11 des 
Enteignungsgesetzes immer nur seinen Schaden ersetzt verlangen, der 
nicht grösser sein kann, als sein Interesse an dem aufgehobenen Recht 
Hiernach widerstreitet die Berech nungsart des B. R. dem § 8 Abs. 1 
des Enteignungsgesetzes und findet im § 11 a. a. 0. keine Rechtfertigung. 

Inwieweit die bei der Vererbpachtung dem Erbpachtsgrundstück 
auferlegten Beschränkungen und Lasten nach Aufhebung des Eigen- 
thums des Erbverpächters bestehen geblieben sind, hängt davon ab, ob 
und inwieweit dieselben als Berechtigungen auf Abgaben und Leistungen 
oder vorbehaltene Nutzungen (§ 5 des Gesetzes vom 2. März 1850) 
anzusehen sind. 

Mit Recht beschweren sich die Bekl. auch darüber, dass der B. 
R. seiner Behauptung, dass die ihnen verbliebenen Restparzellen gänz- 
lich unbrauchbar und werthlos geworden seien, die Beachtung versagt 
hat. Nach § 8 Abs. 2 des Enteignungsgesetzes umfasst die Enteignungs- 
entschädigung auch den Minderwerth, der dem Restgrundbesitz durch die 
Abtretung erwächst. In der Behauptung, dass das Restgrundstück un- 
brauchbar geworden sei, liegt zugleich die Behauptung eines solchen 
Minderwerths. 
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Nr. 123. Entsch. des Schiedsgerichts der benifsgenossenschaftlichei] 
UnfallTersichernnss-AnstÄlt der Österreich. Eisenbalmen. 

Vom 11. April 1896. 

[Oesterr. Eisenb. Verordn. Bl. IX (1896) Nr. 93, S. 1582.1 

Der firossvater eines ausserehelioh geborenen Enkels hat im Falle des durch einen 
Betriebsunfall erfolgten Todes des letzteren keinen Anspruch auf eine Ascendenten- 

Rente. 

J. M., ausserehelicher Sohn der Th. M., einer ehelichen Tochter 
des Klägers, starb an den Folgen eines Bahnverkehrsunfalles. 

Die Klage des Vaters der Th. M., welcher behauptet, den Verun- 
glückten bis zur Selbsterhaltungsfähigkeit verpflegt und erzogen zu haben 
und sohin von demselben unterstützt worden zu sein, wurde vom Schieds- 
gerichte im Wesentlichen mit folgender Motivirung abgewiesen: 

Die Rechtsanschauung des Klägers, dass einem bedürftigen Ascen- 
denten, dessen einziger Ernährer der Getödtete gewesen ist, die Rente 
ohne Rücksicht darauf, ob die Verwandtschaft auf eheliche oder unehe- 
liche Abstammung sich gründet, gebührt, entbehrt der gesetzlichen 
Grundlage. Die Ascendenten sind nach § 7, lit. b. U.-V.-G., vielmehr 
nur dann entschädigungsberechtigt, wenn die Verwandtschaft sich auf 
eheliche Abstammung stützt; denn § 42 a. b. G.-B. versteht unter 
Eltern alle Verwandten der aufsteigenden Linie, und § 165 a. b. G.-B., 
auf dessen Bestimmungen mangels einer besonderen Vorschrift im ün- 
faUversicherungs-Gesetze zurückgegangen werden muss, verfügt, dass 
uneheliche Kinder von den Rechten der Familie und der Verwandtschaft 
ausgeschlossen sind. Hieraus folgt, dass ein uneheliches Kind mit Aus- 
nahme der Mutter in der aufsteigenden Linie keine Verwandten hat, 
und dass, wenn eine gesetzliche Vorschrift in gleicher Weise die ehe- 
liche und uneheliche Verwandtschaft treffen soll, dies im Gesetze aus- 
drücklich vorgesehen sein muss (vergl. § 65 a. b. G.-B., letzter Satz: 
^es mag die Verwandtschaft aus ehelicher oder unehelicher Geburt ent- 
stehen"). 

Dass auch das Unf allversicherungs - Gesetz denselben Standpunkt 
einnimmt, ergibt sich einerseits aus dem Abgange einer besonderen ge- 
gentheiligen Norm, was die Anwendung der sonstigen für alle Rechts- 
verhältnisse giltigen Gesetze bezüglich dieser Frage rechtfertigt, anderer- 
seits aus dem Zusammenhalte der Bestimmungen der lit. a und b des 
§ 7 U.-V.-G. Lit. a unterscheidet nämlich ausdrücklich zwischen ehe- 
lichen und unehelichen Kindern und begünstigt die ersteren gegenüber 
den letzteren bezüglich des Procentsatzes der Rente; lit. b macht diesen 
Unterschied nicht und kann demnach bei Anwendung des obigen Grund- 
satzes nur die eheliche Abstammung im Auge haben. Die gegentbeilige 
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Anschauung würde, da das Gesetz nicht unterscheidet, zu der Conse- 
quenz führen, dass die ehelichen und unehelichen Ascendenten in An- 
sehung des Rentenausmasses gleichgestellt wären, eine Consequenz, 
welche vom Gesetze, das die uneheliche Descendenz ungünstiger be- 
handelt, als die eheliche, gewiss nicht gewollt ist, und die auch mit den 
Grundsätzen des bürgerlichen Rechtes im Widerspruche stünde. Dass 
Kläger den Verunglückten erzogen hat, rechtfertigt nach dem Un- 
fallversicherungs- Gesetze einen Anspruch gegen die Versicherungsan- 
stalt nicht. '_ 

Nr. 134. Entsch. des Schiedsgerichts der berufegenossensehaftl. Un- 
fallyersleherungs-Anstalt der Ssterr. Eisenbahnen. 

Vom 18. April 1896. 

[Oeaterr. Elaenb. Verordn. Bl. IX (1896) Nr. 98. S. 1582.1 

Ein bei dem Ausladen von Kohle aus auf dem Geleise ohne vorgespannte Locomotive 
ruhig stehenden Wagen erlittener Unfall Ist kein Bahnverkehrsunfall. 

Der Kohlenlader J. P. hatte am 25. Mai 1895 aus Kohlenwagen, 
welche mit einander verkuppelt auf einem Stutzgeleise im Heizhaus- 
rayon ruhig standen und denen eine Locomotive nicht vorgespannt war, 
die Kohle auf den Kohlenlagerplatz auszuladen. Um leichter ausladen 
zu können, versuchte J. P. die seitliche Fallthüre des Wagens durch 
Unterlegen eines Steines auf die stützende schmiedeeiserne Console höher zu 
heben, bezw. besser zu öffnen. Die Thüre entglitt ihm und fiel auf seinen 
Unterarm, der, zwischen Console und Fallthüre liegend, gequetscht wurde. 

Diesem Thatbestande versagte das Schiedsgericht die Qualiflcation 
als Bahnverkehrsunfall aus folgenden Gründen: 

Das Vorkommniss, welches die Verunglückung des Klägers zur 
Folge hatte, ereignete sich zwar im Betriebe, aber nicht im Verkehre 
der Bahnuntemehmung; das Betriebsmittel, welches den Anlass zu dem 
Unfälle bot, war in dem Zeitpunkte der Ereignung in keinem unmittel- 
baren Zusammenhange mit dem Verkehre oder mit den auf denselben 
gerichteten Vorkehrungen. 

Wenn auch die auszuladende Kohle bestimmt war, auf den Loco- 
motiven als Heizmateriale verwendet zu werden, so folgt aus dieser 
Zweckbestimmung noch nicht, dass die Thätigkeit des Klägers, welche 
derselben diente, auf den Eisenbahnverkehr unmittelbar gerichtet war. 
Dem Betriebsvorgange mangeln daher die charakteristischen Merkmale 
einer Verkehrsereignung und der specifischen Gefahren der Anwendung 
der Dampfkraft, welche nach den Intentionen des Gesetzes eine Belu- 
stigung der Eisenbahnbediensteten für den Fall der Verunglückung 
beim Verkehre rechtfertigen. 
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Nr. 125. Eiitseh. des Preuss. Ober-Verwalt.-öerichts. 

3. Senat. Vom 20. April 1896. 

[Preuss. Verw. Bl. XVII (1896) Nr. 51. S. 608.] 

Eisenbahnen können für die eigene Ausübung des Jagdreohts durch den Besitzer auf 
seinem Grund. und Boden nicht den Wegen, welche Iceine Unterbrechung des Zusammen- 
liangs bilden, gleichgestellt werden, sondern unterbrechen stets den Zusammenhang 

der Besitzung. 

Ausser Zweifel ist, dass von den Voraussetzungen eines selbststän- 
djgen Jagdbezirks das Vorhandensein eines in einheitlichem Eigenthume 
stehenden, land- oder forstwirthschaftlich benutzten Flächenraums von 
wenigstens 300 Morgen gegeben ist, dass aber, soweit das Bahnhofs- 
grundstück zu B. reicht, der 2kisammenhang unterbrochen ist. Eine 
zusammenhängende Fläche von wenigstens 300 Morgen, wie sie der 
§ 2 des Jagdpolizeigesetzes vom 7. März 1850 zur eigenen Ausübung 
des Jagdrechts erfordert, würde daher nur vorliegen, falls wenigstens 
an einer Stelle nicht das Bahnhofsgrundstück, sondern bloss ein Schienen- 
strang die Kirchenländereien trennt und ein blosser Schienenstrang 
keine Unterbrechung des Zusammenhangs bildet. Wenn der Vorder- 
richter Letzteres angenommen hat, weil ein Schienenstrang zu den 
Wegen zu rechnen sei, welche nach der Bestimmung im § 2 unter a: 
„die Trennung, welche Wege und Gewässer bilden, wird als eine Unter- 
brechung des Zusammenhanges nicht angesehen", rechtlich den Zusammen- 
hang nicht unterbrechen, so befindet er sich allerdings in Uebereinstim- 
mung mit der in Theorie und Praxis herrschenden Ansicht, vgl. nament- 
lich Entscheidungen des Obertribunals Bd. 65 S. 342 — andererseits 
jedoch Bd. 81 S. 390 — ; Reskript vom 1. März 1872 (MBL d. i. V. 
S. 127, auch in Oppermann, Jagdpolizeigesetz S. 11/12); Wagner, 
Preussische Jagdgesetzgebung, 2. Aufl., S. 53 Anm. 8; Kohli, Preus- 
sische Jagdgesetze, 2. Aufl., S. 35 Anm. 7; Kunze, Preussisfche Jagd- 
poUzeigesetze S. 7 Anm. 12; Dalcke, Preussisches Jagdrecht, 3. Aufl., 
S. 19, 80/81; Stelling, Hannovers Jagdrecht, S. 51 Anm. 33; Koch, 
Allgemeines Landrecht, 8. Aufl., Bd. I S. 496 Anm. 26; Rehbein und 
Eeincke, Allgemeines Landrecht, 5. Aufl., Bd. I S. 383 Anm. 27. In 
dem Entwurf einer Jagdordnung von 1883 sind ebenfalls die Eisen- 
bahnen den Wegen gleichgestellt worden, siehe Grün er t, Jagdgesetz- 
gebung Preussens, S. 47/48, 76, 105; vgl. auch Berger, Entwurf einer 
Jagdordnung, im Verwaltungsarchiv Bd. I S. 384. Ebenso ist bei den 
Verhandlungen über den am 15. Mai 1895 im Herrenhause eingebrachten 
Antrag des Grafen Klinckowstroem auf Annahme eines Gesetzent- 
wurfs, betr. Ergänzung der §§ 4 und 11 des Jagdpolizeigesetzes vom 
7. März 1850, wiederholt der Eisenbahnkörper als den Wegen gleicli- 
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stehend bezeichnet worden (Verhandlungen des Abgeordnetenhauses 1895, 
Bd. m S. 2168, 2169, 2171), und der Art. II dieses Entwurfs, wodurch 
dem § 11 des Gesetzes vom 7. März 1850 hinzugefügt werden soll: „Be- 
sitzer der Grundstücke von Eisenbahnen und Eunststrassen haben einen 
Anspruch auf diese Pachtgelder und Einnahmen nicht." (Anlagen zu 
den Verhandlungen des Herrenhauses von 1895, Bd. 11 Nr. 88 S. 477), 
beruht augenscheinlich auf dem gleichen Gedanken. Indessen fehlt es, 
abgesehen von den in den Entscheidungen des Obertribunals Bd. 81 
S. 393. hervorgehobenen Zweifelsgründen, auch sonst nicht ganz an ab- 
weichenden Meinungen. Es stellt namentlich Oppermann, Jagdpolizei- 
gesetz S. 13 auf: Eisenbahnen seien nicht Wege, wie sie § 2 unter a 
vor Augen habe; es lasse sich darum nicht unbedingt behaupten, dass 
eine Eisenbahn ein Grundstück nicht trenne; ebensowenig lasse sich 
indess das Gegentheil zum Prinzip erheben, es bleibt vielmehr in jedem 
einzelnen Falle nach den lokalen Verhältnissen, beispielsweise der Höhe 
des Eisenbahnkörpers, der Tiefe des etwaigen Einschnitts, dem Vor- 
handensein von üebergängen zu beurtheilen, ob die durchschnittenen 
Theile nach den Intentionen des Gesetzes als ungetrennte zu betrachten 
seien, und Kunze im Verwaltungsarchiv Bd. IV S. 66/67 sowie im Ju- 
ristischen Literaturblatt Bd. Vni S. 24 nimmt an, dass die Eisenbahn- 
kein Weg im Sinne des § 2 unter a sei. 

Die herrschende Ansicht erscheint nicht richtig. 

Gegen sie spricht schon das, was das Obertribunal, auf dessen in 
Bd. 65 S. 342 seiner Entscheidungen abgedrucktem, einer näheren Be- 
gründung entbehrendem Erkenntnisse vom 29. Juni 1871 sie wesentlich 
beruht, später selbst in dem Erkenntnisse vom 23. November 1877, Bd. 
81 S. 393 der Entscheidungen, eingewendet hat, dass nämlich die Vor- 
schrift des Schlusssatzes des § 2 unter a einfe Ausnahme bilde und des- 
halb nach allgemeinen Interpretationsregeln nicht ausdehnend auszulegen 
sei, und dass auch bei der Berathung des Gesetzes in der Kommission 
der damaligen ersten Kammer, welcher der Entwurf zunächst vorgelegen 
habe, der fragliche Schlusssatz streng restriktiv aufgefasst und aus- 
drücklich ausgesprochen worden sei, dass nur die Trennung durch 
Wege und Gewässer als eine Unterbrechung des Zusammenhanges der 
Grundstücke nicht angesehen werden solle, in diesem Sinne dann auch 
jener Satz von dem Plenum der genannten Kammer angenommen und 
Gesetz geworden sei (Drucksachen der ersten Kammer 1849/50, Nr. 324 
S. 4, Verhandlungen derselben, Stenographische Berichte S. 1379 und 
1385). Hierauf kann umsomehr Gewicht gelegt werden, als in der Be- 
gründung zum § 2 selbst die Eisenbahnen erwähnt sind (Stenogr. Be- 
richte über die Verhandlungen der Kammern, I. Kammer, 2. Bd. [1849] 
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S. 804), sie also keineswegs etwa bloss deswegen nicht neben den Wegen 
und Gewässern genannt sind, weil an sie nicht gedacht worden ist. Vor 
Allem entscheidend ist jedoch, dass eine Eisenbahn, wenngleich sie als 
Schienenweg bezeichnet werden mag, begrifflich durchaus verschieden 
ist von den Wegen im Sinne des § 2 unter a des Jagdpolizeigesetzes, 
wonmter nicht Wege jeder Art ohne Rücksicht auf ihre rechtliche Eigen- 
schaft, sondern nur öffentliche Wege und solche Wege, zu deren Be- 
nntzung ausser dem Eigenthfimer des Grund und Bodens noch andere 
Personen auf Grund eines öffentlich-rechtlichen Titels, vielleicht, was 
hier dahingestellt bleiben kann, auch auf Grund eines privatrechtlichen 
Titels befugt sind, und jedenfalls nicht Wege, die dem Eigenthümer 
des Grund und Bodens uneingeschränkt, nicht durch ein Wegerecht be- 
lastet, gehören, zu verstehen sind. Sie ist im Sinne der Jagdgesetzge- 
bung nicht eine öffentliche Verkehrsstrasse von gleicher Art, wie die 
erwähnten öffentlichen Wege, und dient auch nicht einmal in der Weise, 
wie die Wege, an denen ein Wegerecht für Dritte besteht, dem Verkehr. 
Das Grundstück, auf welchem der Schienenstrang liegt, ist vielmehr 
weiter nichts, als ein von dessen Eigenthümer, dem Staat, einer Gesell- 
schaft oder einer einzelnen physischen Person, zur Ausübung des von 
ihm betriebenen Frachtgeschäftes (Art. 421 ff. des Deutschen Handelsge- 
setzbuchs) durch ihn besonders hergerichtetes und hierzu von ihm be- 
nutztes Grundstück und gleicht insoweit einem Grundstücke, welches 
sein Eigenthümer lediglich für sich als Weg liegen lässt und welches 
als reiner Privatweg unbedingt nicht unter den Schlusssatz des § 2 
anter a fällt. Eine Eisenbahn kann daher nicht einem Wege gleich- 
gestellt werden. Es hätte einer ausdrücklichen Bestimmung, wie sie im 
Km*hessischen Gesetze vom 7. September 1865, das Jagdrecht und dessen 
Ausübung betreffend, § 3 Abs. 2 enthalten ist, bedurft, um die Gleich- 
Btellung zu begründen. Der innere Grund, weshalb die Wege den Zu- 
sammenhang nicht unterbrechen sollen, trifft auch bei einer Eisenbahn 
nicht zu. Dieser Grund ist nicht sowohl darin, dass die Wege meist 
zu schmal seien, um den Wechsel des Wildes zu hindern, als darin zu 
suchen, dass die Wege ein dem Jäger den üebergang von einem an 
ihm liegenden Grundstücke zu dem gegenüber liegenden Grundstücke 
ermöglichendes Kommunikationsmittel bilden. Ein solches Kommuni- 
kationsmittel ist die Eisenbahn nicht, weil ihr Betreten grundsätzlich 
verboten ist (§ 54 der Betriebsordnung für die Haupteisenbahnen 
Deutschlands vom 5. Juli 1892, RGBl. S. 691, und § 44 der Bahnord- 
nung für die Nebeneisenbahnen Deutschlands vom 6. Juli 1892, RGBl. 
S. 764). 

Ist aber die Eisenbahn kein Weg im Sinn des § 2 unter a des 
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Jagdpolizeigesetzes, so unterbricht sie stets den Zusammenhang. Es 
kann namentlich nicht auf ihre Höhe oder die Tiefe des etwaigen Ein- 
schnitts, mit Eficksicht worauf Oppermann a. a. 0. Verschiedenheiten 
eintreten lassen will, ankommen. Sie ist einfach ein fremdes Grund- 
stück, welches den Zusammenhang selbst dann unterbricht, wenn es mit 
thatsächlicher Leichtigkeit tiberschritten werden kann. Ebensowenig 
ist das — hier übrigens nicht bestehende — Vorhandensein von Ueber- 
gängen, das der Kreisausschuss berücksichtigt hat und Oppermann 
gleichfalls erwähnt, von Bedeutung. Denn sind die Uebergänge an sich 
Wege im Sinne des § 2 unter a, so bewirken sie doch keinen Zusammen- 
hang zwischen den an der Eisenbahn liegenden Grundstücken, weil solche 
Wege, wie nicht trennen, auch nicht verbinden, also auch die Grund- 
stücke, von denen und zu denen sie führen, nicht in Zusammenhang 
bringen. Im anderen Falle aber bleiben die Uebergänge lediglich fremde 
Grundstücke, die nur in einer besonderen Art benutzt werden, und ver- 
mögen wegen ihrer rechtlichen Eigenschaft als im Eigenthum eines An- 
deren stehende Grundstücke nicht einen Zusammenhang zwischen den 
Grundstücken an den beiden Seiten des Eisenbahnkörpers herzustellen. 
Hiernach konnte dahingestellt bleiben, ob die Ländereien der 
Klägerin überall durch Bahnhofsterrain von einander getrennt werden 
oder, wie der Vorderrichter als feststehend angesehen hat, sich zu 
einem Theile zwischen ihnen nur ein Schienenstrang befindet, und wie- 
weit diese Feststellung für die Revisionsinstanz massgebend sein würde. 
Die Vorentscheidung unterliegt in jedem Falle wegen unrichtiger An- 
wendung des § 2 unter a des Jagdpolizeigesetzes der Aufhebung, und 
es musste bei der eintretenden freien Beui-theilung das ürtheil der ersten 
Instanz wiederhergestellt werden. 



Nr. 126« Entsch. des Dentschen Reichsgerichts. 

2. Civil-Senat. Vom 21. April 1896. 

§§ 7. 14. Preu88. Ent. Ges. v. II. Juni 1874. Die Verminderung des Entschädigungs- 
anspruches In Folge der Anordnung von Schutzvorrichtungen steht mit § 7 nicht in 
Widerspruch. Der Expropriat muss sich zu diesem Behufe die Einräumung einer bez. 
Grundgerechtigiceit Seitens des Enteigners gefallen lassen. 

Die Rkl. rügen in erster Linie, das B. ü. verletzte den in § 7 des 
Enteignungsgesetzes vom 11. Juni 1874 ausgesprochenen Grundsatz: 
„die Entschädigung wird in Geld gewährt" dadurch, dass es ihnen nicht 
einfach die nach dem Gutachten der Sachverständigen den Werth der 
entzogenen Wasserkraft darstellende Summe von 36000 Mark zu- 
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gesprochen, sondern statt dessen den Bekl. zur Herstellung eines Durch- 
lasses und Zahlung von nur 2000 Mark verurtheilt habe. Diese Rüge 
ist nicht gerechtfertigt, denn, indem das Gericht die Anlegung eines 
Durchlasses anordnet, regelt es nicht die Entschädigung für einen be- 
reits entstandenen Schaden, sondern ordnet eine Massregel an, welche 
dazu dienen soll, dem Eintritt von Schaden vorzubeugen, und zwar eine 
Massregel, zu deren Herstellung der Bekl. sich erboten hat. Der Minder- 
werth, welcher dem Eestgrundbesitz der Kl. durch die Entziehung eines 
Theils der Wasserkraft der Wupper erwachsen ist, lässt sich zwar auch 
jetzt schon in üelde schätzen, immerhin hat diese Schätzung zum Gegen- 
stande nicht die Wirkungen einer Beschränkung in bereits ausgeübter 
Benutzung, sondern nur die Folgen einer Beschränkung der Benutzungs- 
fähigkeit und, sofern diese Beschränkung bis zur Festsetzung der den 
Kl. gebührenden Geldentschädigung beseitigt wird, fällt auch der An- 
spruch auf Entschädigung dahin. 

Nun hat freilich der Bekl. die Beschränkung, welche den Kl. durch 
die Enteignung bezüglich Ausnutzung der Wässerkraft erwachsen ist, 
noch nicht beseitigt, denn er hat den Kl. noch keine Qrundgerechtig- 
keit eingeräumt, durch welche dieselben berechtigt würden, über das 
enteignete Stück das von dem anzulegenden Triebwerk abfliessende 
Wasser abzuleiten ; allein er hat sich im gegenwärtigen Prozesse durch 
den Eventualantrag, welchen er in der Berufungsinstanz gestellt hat, 
dazu bereit erklärt, und es kann den Kl. nicht die Befügniss zuerkannt 
werden, diese Bereiterklärung abzulehnen. Der Bekl. wäre jedenfalls 
befugt gewesen, dem Schaden, welcher der klägerischen Eestbesitzung 
durch die Enteignung des zur Eisenbahn erforderlichen Geländes drohte, 
vor der im Enteignungs verfahren stattfindenden Abschätzung durch 
Einräumung einer Grundgerechtigkeit des vorerwähnten Inhalts vorzu- 
heugen; eine Ablehnung Seitens der Kl. würde keine Berücksichtigung 
verdient haben, weil durch solche Zurückweisung die Schuld an der 
Erhöhung des Schadens auf die Kl. gefallen sein würde. Ist dies aber 
richtig, so muss dem Bekl. auch die Befügniss zuerkannt werden, jene 
Verpflichtung auch noch später zu übernehmen, so lange- das gericht- 
liche Abschätzungsverfahren noch schwebt. Der Umstand, dass der 
Bekl. bei seinem Erbieten nicht sofort in jeder Beziehung sich zu den- 
jenigen Leistungen bereit erklärt hat, welche das B. G. für erforderlich 
erachtet, um den Kl. die ihnen zukommende Ausnutzung der Wasser- 
kraft sicher zu stellen, berechtigte die Kl. nicht, jenes Erbieten unbe- 
dingt zurückzuweisen, sondern nur dazu, von dem Richter eine sach- 
gemässe Regelung zu beanspruchen. 
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Nr. 127. Entsch. des Deutschen Beichsgerichts^ 

3. Civil-Senat. yom 21. April 1896. 

[Jur. Wochensohr. 1896. Nr. 84/85. S. 805. Ziff. 34] 

§ I. Haftpflichtgesetz. Auch die Verletzung durch ein In Folge des Eisenbahnbetriebs 
scheuendes Pferd (Hufschlag) Ist ein Betriebsunfall. 

Eine nach § 1 des Haftpflichtgesetzes zu beurtheilende Körperver- 
letzung liegt nicht blos dann vor, wenn das durch eine Eisenbahii- 
lokoniotive veranlasste Scheuen eines Pferdes zur Folge hat, dass der 
Verunglückte von der Maschine erfasst und verletzt wurde (Entsch. des 
K. G. Bd. 19 S. 37 ff.). Eine in derselben Weise zu beurtheilende Ver- 
letzung kann auch alsdann gegeben sein, wenn, wie in dem gegen- 
wärtigen Falle, ein auf einer dem öffentlichen Verkehre dienenden Strasse 
geführtes Pferd durch eine mit starkem Geräusch vorüberfahrende Loko- 
motive dergestalt zum Scheuen gebracht wird, dass es selbst den neben 
ihm gehenden Führer beschädigt. Denn in beiden Fällen gleichmässig 
ist der entstandene Unfall auf den Eisenbahnbetrieb als die eigentliche 
Ursache zurückzuführen. 



Nr. 128. Entsch. des Deutschen Beichsgerichts. 

5. Civil-Senat. Vom 22. April 1896. 

g 150 Preuss. Allg. Bergges. Für den Schadensanspruch kommt es auf die mangelnde 
Aufmerksamkeit des Erbauers der Gebäude etc., nicht des am Bau unbetheiligten Vor- 
besitzers an. 

Nach § 150 des Allgemeinen Berggesetzes ist der Bergwerksbesitzer 
zum Ersätze des Schadens nicht verpflichtet, wenn die Gebäude oder 
sonstigen Anlagen zu einer Zeit errichtet worden sind, wo die durch 
den Bergbau drohende Gefahr dem Grundbesitzer bei Anwendung ge- 
wöhnlicher Aufmerksamkeit nicht unbekannt bleiben konnte. Diese 
Vorschrift beruht auf dem Grundsatz, dass der Schade, soweit er in 
dem eigenen Verschulden des Beschädigten seinen Grund hat, jeden An- 
spruch auf Entschädigung ausschliesst. In dem Urtheil vom 22. Dezember 
1894 (Entsch. in Civilsachen Bd. 34 S. 268) hat das R. G. zwar ange- 
nommen, dass der Anspruch des beschädigten Grundbesitzers auf Ent- 
schädigung auch dann wegfalle, wenn der Bau von einem Vorbesitzer 
eiTichtet sei, und dieser dabei nicht mit der erforderlichen Aufmerk- 
samkeit gehandelt habe. Aber immer handelt es sich hier um das 
Verschulden des Erbauers; nur auf dessen Kenntniss von der drohen- 
den Gefahr kommt es an, nicht aber auf die des Besitzvorgängers, der 
zu dem Bau in keiner Beziehung steht. 
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Nr. 139. Entseh. der KihügL Ungar. Knrte. 

Vom 23. April 1896. 

(Oesterr. Eisenb.-Verordn.-Bl. IX (1896; Nr. 99 S. 1658.] 

Die im § 61 des Betriebsreglenents vom 10. Dezember 1892 festgesetzte einjährige 
Frist für die Geltendmachung von Riiokersatzansprüohen wegen zu viel bezahlter 
Fracht ist nicht ein Präclusivtermin, sondern eine Verjährungsfrist Auch solche An- 
sprOche, welche noch vor dem Insiebentreten des neuen Betriebsreglements entstanden 
sind, unterliegen dieser Verjährung, und beginnt in diesem Falle der Lauf derselben 
■it dem Zeltpunkte der Wirksamkeit des neuen Betriebsreglenents. Eine ausserge- 
richtliche Reclamatlon der Partei bewirkt keine Unterbrechung der Verjährung. 

Der Kläger greift in seinem Revisionsgesuche das Urtheil des 
Appellationsgerichtes in dreierlei Richtungen an, und zwar in erster 
Reihe deshalb, weil nach seiner Beschwerde das Appellationsgericht da- 
durch, dass dasselbe hinsichtlich der im § 61 des am 1. Jänner 1893 
ins Leben getretenen Betriebsreglements aus der unrichtigen Berechnung 
der Frachtgebühr herrührenden Ansprüche mit Rücksicht auf die von 
den früheren gesetzlichen Bestimmungen abweichend festgestellte kürzere 
Verjährungsdauer denjenigen Klageanspruch des Klägers für verjährt 
erklärt hat, welcher laut des Thatbestandes noch aus einer vor dem Ins- 
iebentreten dieses Betriebsreglements geleisteten Zahlung entstanden ist, 
und hiedurch eine während der Dauer der früheren gesetzlichen Ver- 
fügungen entstandene materielle Rechtsnorm verletzt hat, indem es die 
Anwendung desjenigen Rechtsprincipes ausser Acht liess, dass dem 
späteren Gesetze dem früheren gegenüber eine rückwirkende Kraft 
nicht eingeräumt werden kann. Diese* Beschwerde hat aber keinen ge- 
setzlichen Grund. Von der rückwirkenden Kraft des Gesetzes kann 
Überhaupt nur dann die Rede sein, wenn ein Gesetz solche Rechte be- 
rührt, welche während der Dauer des früheren Gesetzes bereits erworben 
wui'den und bestanden haben. Die Verjährung kann aber gerade so 
wie die Ersitzung nur dazu als Grund dienen, dass nach Verlauf einer 
gewissen Zeitdauer Rechte erworben oder dieselben aufgehoben werden, 
doch kann aus dem Gesichtspunkte der Rechtsinstitution der Verjährung 
vor dem Verlaufe der Verjährungsdauer der Fall einer Rechtserwerbung 
nicht eintreten, wie denn auch ein Recht zur Verjährung nicht bestehen 
kann. Da demnach das die Verjährungsdauer von dem früheren Ge- 
setze abweichend regelnde neuere Gesetz bereits erworbene Rechte nicht 
berühren kann, so kann auch hiebei von der Anwendung desjenigen 
Rechtsprincipes, dass das Gesetz eine rückwirkende Kraft nicht besitze, 
gar nicht die Rede sein. Eine zu entscheidende Rechtsfrage kann blos 
das bilden, welche Kraft das neue Gesetz, resp. die auf die Verjährung 
bezughabende abweichende Bestimmung desselben auf die Klagbarkeit 
der noch während der Dauer des früheren Rechtes entstandenen, aber 
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erst nach dem Inslebentreten des neuen Gesetzes geltend gemachten An- 
sprache hat. In dieser Hinsicht aber kann, insofern das neue Gesetz 
eine kürzere Verjährungsfrist, als das frühere Gesetz feststellt, die 
richtige Auffassung nur die sein, dass die kürzere Verjährungsfrist des 
neuen Gesetzes während der Dauer des späteren Gesetzes für abge- 
schlossen nicht angesehen werden kann, sondern dass dieselbe erst von 
dem Tage des Inslebentretens des neuen Gesetzes beginnt und von da 
an gerechnet weiterläuft. 

Diese Rechtsanschauung findet auch in der auf die Uebergangsver- 
fügungen bezughabenden Bestimmung des Handelsgesetzes Ausdruck, 
weil aus der im § 564 des Handelsgesetzes enthaltenen Verfügung, dass 
die auf die Verjährung bezughabenden Bestimmungen desselben in dem 
Falle keine Anwendung finden, wenn zur Beendigung der bereits be- 
gonnenen Verjährung das frühere Gesetz eine kürzere Verjährungsfrist 
feststellt und somit a contrario folgt, dass die auf die Verjährung be- 
zughabenden Verfügungen des Handelsgesetzes dann Anwendung finden, 
wenn nach dem früheren Gesetze die Verjährungsfrist eine längere ge- 
wesen ist. Auch das Appellationsgericht ist von dieser richtigen juri- 
dischen Auffassung ausgegangen, als es mit Rücksicht auf das durch 
die auf Grund der im G.-A. 25 vom Jahre 1892 erhaltenen Bevoll- 
mächtigung erlassene Eisenbahn-Betriebsreglement festgestellte, von dem 
Inslebentreten desselben gerechnete kürzere Verjährungsfrist das Klage- 
recht des Klägers für verjährt erklärt hat, und hat es demgemäss in 
dieser Richtung keine materielle Rechtsnorm verletzt. In zweiter Reihe 
führt der Kläger in der Beschwerde an, dass, nachdem im Sinne der 
Verfügung des Punktes 4 des § 61 des Eisenbahn-Betriebsreglements 
die Eisenbahn über die bei der Feststellung der Frachtgebühr vorge- 
kommenen Rechnungsfehler den Berechtigten zu verständigen hat, auf 
die hieraus entstehenden Ansprüche auch die einjährige Verjährungs- 
frist nur unter der Bedingung der Verständigung angewendet werden 
könne; das Appellationsgericht diese Verfügung unrichtig angewendet 
habe, weil die Verständigung gerade in Folge der Versäumniss der 
Eisenbahn -Gesellschaft nicht geschehen ist. Aber auch dieser Be- 
schwerdepunkt ist unstichhältig, weil in diesem Paragraphe des Betriebs- 
reglements die aus der unrichtigen Berechnung der Frachtgebühr ent- 
stehenden Ansprüche von der diesbezüglichen Verständigung nicht ab- 
hängig gemacht sind und demnach die Verständigung die Bedingung der 
Geltendmachung des Rechtes nicht bilden kann. Aber andererseits hat 
auch laut der Textirung des Punktes 4 des § 61 des Betriebsreglements 
der Umstand seinen klaren Ausdruck darin gefunden, dass derartige 
Ansprüche nach einem Jahre, von dem Tage der Zahlungsleistung an 
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gerechnet, nicht mehr geltend gemacht werden können. In dieser Be- 
ziehung hat der Kläger in seinem bei der Superrevisionsverhandlung ge- 
machten mündlichen Vortrage für seinen eigenen Vertheidigungsstand- 
punkt das Argument vorgebracht, dass, da der bezogene Paragraph 
röcksichtlich des Verbotes der Geltendmachung der Ansprüche nach 
einem Jahre eine Verfügung enthält, diese Verfügung eigentlich nicht 
die Verjährung regelt, sondern blos einen Präclusivtermin zur Geltend- 
machung derselben anberaumt. Auch dieses juridische Argument kann 
nicht für richtig anerkannt werden, weil gerade aus dieser Erklärung, 
dass die Ansprüche nach einem Jahre nicht geltend gemacht werden 
können, folgt, dass dieselben, wenn sie nicht unter einem Jahre geltend 
gemacht werden, auch verjähren. Aber auch anderei-seits, insofern die 
einjährige Frist den Präclusivtermin zur Geltendmachung der Ansprüche 
bilden würde, kann auch in diesem Falle, weil sich dies auch auf das 
Klagerecht bezieht, zur Unterstützung des Vertheidigungsstandpunktes 
des Klägers nicht dienen. Endlich ist auch die durch den Kläger in 
dritter Reihe vorgebrachte Beschwerde, dass das Appellationsgericht als 
die zur Unterbrechung der Verjährung allein geeignete Rechtshandlung 
die Einleitung der Klage angesehen hat; da doch laut Punkt 3 des 
§ 73 des Betriebsreglements die Ansprüche auch im Wege der Recla- 
mation aussergerichtlich geltend gemacht werden können, der Kläger 
aber laut des Thatbestandes des Appellationsgerichtes seine Reclamation 
innerhalb der einjährigen Verjährungsfrist vorgebracht und hiedurch also 
die Verjährung unterbrochen hat. Diese Beschwerde ist deshalb grund- 
los, weil nach der gerichtlichen Praxis die Verjährung blos die An- 
hängigmachung der Klage oder die erfolgte Anerkennung des Anspruches 
durch den Verpflichteten unterbricht und die zwischen den Parteien zur 
Ordnung ihrer Ansprüche gepflogenen Verhandlungen die Verjährung 
noch nicht unterbrechen. Für das Gegentheil kann auch aus der Ver- 
fngung des Punktes 3 des § 73 des Betriebsreglements keine Folgerung 
gezogen werden, weil daraus, dass laut dieses Paragraphpunktes die 
Ansprüche im Wege der Reclamation geordnet werden können, gerade 
das folgt, dass die Reclamation bei der Geltendmachung der Ansprüche 
vor dem Gerichte zur Unterbrechung der Verjährung nicht genügend 
ist. Da nun das Superrevisionsgesuch des Klägers in jeder Richtung 
für grundlos befunden worden ist, musste er in die mit demselben der 
Geklagten verursachten Kosten des Revisionsverfahrens im Sinne des 
§ 204 und respective 168 des summarischen Verfahrens verurtheilt 
werden. 
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Nr. 130. Entseh. des Deutschen Beiehsgerlchts. 

1. Civil-Senat. Vom 25. April 1896. 

(Zeitschr. f. d. Internat. Eisenb. Transp. lY. Nr. 8. 8. 825.] 

H. G. B. Art. 391. Verk. Ord. § 54 Abs. 5, 6. Das Fraohtbrief-Dupllkat bat niir die 
Kraft einer Qvittung, nicht die eines Originaifraohtbriefes oder Konnossements. Auf 
Ansprache aus Funktionen von Staatseisenbahnbeamten, weiche in gieicher Weise auch 
von Privateisenbahnbeamten verrichtet werden, finden § 70 Ger. Verfass. Ges. u. § 39 
preuss. Ausf. Ges. z. Ger. Verfass. Ges. keine Anwendung. 

Die Klägerin hatte auf Vorweisung eines von der Eisenbahn abge- 
stempelten Frachtbriefduplikates einen Vorschuss von 400 Mk. auf den 
Kaufpreis einer — dem internen Verkehr angehörenden — Sendung 
bezahlt. Die Stempelung dieses Frachtbriefduplikats, durch welches 
bescheinigt ist, dass 60 Säcke Roggen zwecks Beförderung empfangen 
seien, ist aber durch Täuschung des betreffenden kgl. preussischen Eisen- 
bahnangestellten bewirkt worden; der Roggen war gar nicht zur Auf- 
gabe und Absendung gelangt. 

Der angebliche Absender ist bald darauf in Konkurs geraten, von 
ihm soll Wiedererlangung des Geldes nicht zu erwarten sein. Deshalb 
wurde die Eisenbahn als Verursacher des Schadens in Anspruch ge- 
nommen, da die Stempelung des Frachtbriefduplikats grob versehentlich 
vorgenommen sei. Sie hätte die Abstempelung des Duplikats nicht früher 
vornehmen dürfen, als bis sie sich von der thatsächlichen Einlieferung 
des Boggens überzeugt hatte. 

Durch Urteil vom 11. Mai 1895 ist von der vierzehnten Civilkammer 
des Landgerichts I zu Berlin der Anspruch der Klägerin dem Grunde 
nach für gerechtfertigt erklärt worden. Auf die Berufung des Be- 
klagten aber hat der neunte Civil-Senat des Kammergerichts mittelst 
Urteils vom 15. November 1895 die Klage aus folgenden Erwägungen 
abgewiesen: 

Die Annahme des Vorderrichters, der der Klägerin angeblich durch 
das Verschulden der Bahnverwaltung zugefügte Schaden stelle sich als 
ein mittelbarer im Sinne des § 3 I, 6 Allg. L.-R.^) dar, kann nicht ge- 
billigt werden. Sie beruht auf einer Verkennung der rechtlichen Be- 
deutung des Frachtbriefduplikates. Die Bahnverwaltung ist gemäss 
§ 54, Abs. 5 der Verkehrsordnung vom 15. November 1892 verpflichtet, 
auf Verlangen des Absenders den Empfang des Frachtgutes unter An- 
gabe des Tages der Annahme zur Beförderung, auf einem ihr mit dem 



*) Entsteht der Nachteil zwar ans der Handlung oder Unterlassung, jedoch nur 
in Verbindung derselben mit einem andern von ihr verschiedenen Ereignisse, oder mit 
einer nicht gewöhnlichen Beschaffenheit der Person ^der Sache, so ist ein mittelbarer 
Schade vorhanden. 
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Frachtbriefe vorzulegenden, als solches zu bezeichnenden Duplikate des 
Frachtbriefes zu bescheinigen. 

Dieses Duplikat hat jedoch nach Absatz 6 des § 54 nicht die Be- 
deutung eines Original -Frachtbriefes, noch die eines Konnossements 
(Ladescheins). 

Nach Art. 391 H.-G.-B. dient der Frachtbrief als Beweis über den 
Vertrag zwischen dem Frachtführer und dem Absender, und nach Art. 
413, 415 daselbst entscheidet über die Rechtsverhältnisse zwischen dem 
Frachtführer und dem Empfänger des Gutes der Ladeschein. Fracht- 
brief und Ladeschein sind hiernach allgemeine Beweisurkunden, auf 
welche sich nicht nur die Kontrahenten, sondern auch ein Dritter be- 
rufen kann. Der § 54, Abs. 6 der Verkehrsordnung hat dem soge- 
nannten Frachtbriefduplikate ausdrücklich diese Bedeutung versagt. 
Das Frachtbriefduplikat hat deshalb weiter keine Bedeutung als die 
einer dem Absender zugute kommenden Quittung, durch welche in einem 
zwischen ihm und der Eisenbahnverwaltung entstehenden Bechtsstreite 
dem Absender der Beweis des Empfanges des Frachtgutes durch die 
Eisenbahnverwaltung erspart wird. Ein Dritter kann sich auf ihn nicht 
berufen. Demnach konnte die Klägerin nur unter gänzlicher Verken- 
nung der Bedeutung des Frachtbriefduplikats zu der Annahme gelangen, 
dass für sie durch dasselbe der Nachweis der Absendung des Fracht- 
gutes geschaffen sei, geschweige denn, dass sie nun sicher auch 
in den Besitz des Frachtgutes gelangen werde. Nach Art. 413 ff. H.- 
G.-B. hatte sie eine solche Sicherheit nur, nachdem ihr ein Ladeschein 
ausgehändigt oder nachdem ihr nach Ankunft des Gutes am Orte der 
Ablieferung der Frachtbrief übergeben war (Art. 402 H.-G.-B.). Mangels 
Übergabe eines Ladescheins musste sie immer noch damit rechnen,' 
dass der Absender dem Frachtführer entgegenstehende Anweisung zu 
geben in der Lage war. 

Bei dieser Rechtslage konnte die Eisenbahn gar nicht voraussehen, 
dass die unrichtige Empfangsbescheinigung des Frachtbriefduplikates die 
Klägerin oder sonst jemand zu dem Glauben bestimmen werde, dass 
nunmehr die Ware nicht nur abgesendet sei, sondern auch wirklich am 
Bestimmungsorte ankommen werde. Der Schaden, der der Klägerin 
entstanden sein soll, ist demnach nur ein zufälliger im Sinne des § 4 I, 
6 Allg. L.-R.,0 und braucht nach § 16 a. a. 0. nicht vergütet zu werden. 

Hieraus rechtfertigt sich die Abweisung der Klage, ohne dass es 
erst eines weiteren Eingehens auf die Streitpunkte der Parteien be- 



^) Ein Schade, dessen Entstehen aus der Handlung oder Unterlassung gar nicht 
vorausgesehen werden konnte, wird im rechtlichen Sinne zufällig genannt. 

Eger, Bisenbahnrecbtlicbe Entscheidungen Xni. 11- 



Digitized by VjOOQ IC 



162 Entsch. des Deutschen Reichsgerichts vom 25. April 1896. 



n 



durfte. Erwähnt sei nur noch, dass an dem gewonnenen Resultate auch 
der Umstand nichts ändert, dass im Getreidehandel gegen die Vorle- 
gung des Frachtbriefduplikats allgemein üblich Zahlungen geleistet 
werden. Dies könnte nur dann erheblich sein, wenn Beklagter oder 
sein Vertreter diesen allgemeinen Gebrauch gekannt hätten, was Klä- 
gerin aber selbst nicht behauptet. 

Die gegen dieses Berufungsurteil von der Klägerin beim Reichsge- 
richte eingelegte Revision ist am 25. April 1896 als unzulässig verworfen 
worden, weil der Streitwert die Revisionssumme nicht erreicht. „Die 
Revision würde nur zulässig sein, wenn, wie Klägerin auszuführen ver- 
sucht hat, das Landgericht ohne Rücksicht auf den Wert des Streit- 
gegenstandes für den hier erhobenen Anspruch ausschliesslich zuständig 
wäre (§ 509 Nr. 2 der Civilprozessordnung). Dieser Fall soll hier vor- 
liegen, weil es sich um einen gegen den preussischen Fiskus wegen 
Verschuldung eines Staatsbeamten erhobenen Anspruch handelt (§ 70 
des deutschen Gerichtsverfassungsgesetzes in Verbindung mit § 39 des 
preussischen Ausführungsgesetzes zum Gerichtsverfassungsgesetz). Der 
Eisenbahnangestellte, welcher das Frachtbriefduplikat aus Versehen ab- 
gestempelt habe, sei Staatsbeamter, ihn treffe das Verschulden, infolge- 
dessen Klägerin den in der Klage bezeichneten Schaden erlitten habe. 
Und wenn er nicht Staatsbeamter gewesen sei, so hätte ihm der zu- 
ständige Eisenbahnbeamte die Abstempelung nicht überlassen dürfen, 
so dass es sich dann um ein Verschulden dieses Eisenbahnbeamten 
handle. — Allein bei den Frachtverträgen, welche der Eisenbahnfiskus 
durch seine Angestellten abschliesst, und bei der damit zusammenhängen- 
den Abstempelung von Frachtbriefen und Frachtbriefduplikaten üben 
die Angestellten des Eisenbahnfiskus keine andere Funktion aus als die 
Angestellten einer Privateisenbahn in gleichem Falle. Diese Funktionen 
stehen rein und ausschliesslich auf dem Boden des Privatrechts. Für 
Fälle dieser Art ist aber § 39 des preussischen Ausführungsgesetzes 
zum Gerichtsverfassungsgesetz so wenig gegeben, wie § 70 des Ge- 
richtsverfassungsgesetzes. Es lässt sich nicht ersehen, dass ein Grund 
vorgelegen hätte, Fälle, welche ganz gleich liegen, ob der Fiskus oder 
eine andere juristische Person oder eine physische Person aus dem 
Versehen ihrer Angestellten in Anspruch genommen werden, einem an- 
deren Gericht zuzuweisen oder unabhängig von der Revisionssumme in 
letzter Instanz an das Reichsgericht gelangen zu lassen, bloss, weil es 
der Fiskus ist, welcher beklagt wurde, ohne dass die Funktion des 
fiskalischen Angestellten und sein Verhältnis zum Staat dabei eine be- 
sondere Bedeutung hat." 
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Nr. 131. Entsch« des Deatschen Beichsgerichts. 

6. Civil-Senat. Vom 30. April 1896. 

[Jur. Wochenschr. 1896. Nr. 88/89. S 848. Zifif. 60. 61.] 

Haftpflichtgesetz § I. Aufspringen auf einen Strassenbahnwagen. Beurtheiiung des 

eigenen Verschuldens. 

Wie die Thatsache des allgemeinen Verbotes des Aufspringens 
durch den Anschlag an den Wagen, so sind auch die von W. und K. 
bekundeten, in früheren Fällen wiederholt an T. ertheilten Warnungen 
gewürdigt, jedoch der Thatsache gegenüber, dass das Publikum vielfach 
dem Verbote thatsächlich zuwiderhandelte, die Strassenbahngesellschaft 
aber das einfachste Mittel zur Durchführung des Verbots, die Absperrung 
des Hinterperrons durch ein Gitter, verabsäumte, für unerheblich er- 
achtet. Ein prozessualer Verstoss liegt somit nicht vor. 

Für die Frage, ob die Haftung des Betriebsunternehmers durch 
das eigene Verschulden der Getödteten oder der Verletzten ausgeschlossen 
wird, ist im Falle fahrlässigen Handelns massgebend, ob der Handelnde 
bei Anwendung der gebotenen Sorgfalt und Vorsicht den eingetretenen 
Erfolg als eine mögliche Folge seiner Handlung hätte voraussehen 
dürfen. (Entsch. des R. G. in C. S. Bd. 13 S. 19.) Als allgemeiner 
Massstab gilt somit die Vorsicht des Vorsichtigen. (Entsch. des R. 0. 
fl. G. Bd. 19 S. 296.) Eine Berücksichtigung der Individualität tritt 
nur ein, wo die Altersstufe rechtlich in Betracht kommt. Ob sich diese 
Berücksichtigung auch auf den mündigen Minderjährigen erstreckt, ist 
nach gemeinem Rechte bestritten. Dernburg, Pandekten Bd. I § 54 und 
Wendt, Pandekten § 23 S. 48, folgern sie aus den Bestimmungen des 
Sti-afgesetzbuchs über die Zurechnungsfähigkeit. Der erkennende Senat 
hat sich in dem in Sachen Richter gegen die Strasseneisenbahngesell- 
schaft in Hamburg VI. 174/95 am 16. März 1. J. erlassenen ürtheile 
den Gegnern dieser Ansicht angeschlossen. Mangelt es an einer gesetz- 
lichen Unterlage für die besondere Berücksichtigung der Altersstufe des 
mündigen Minderjährigen, so würde sich für diese Altersstufe auch ein 
besonderer allgemeiner Massstab nicht aufstellen lassen. 
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Abhandlungen. 



4. 



Ist die Bestimmung In § 75 Abs. 1 der Yerkehrsordnnng fOr die 

Eisenbalinen DentscUands vom 15. NoYember ISOS, dass aneli ^^elne 

niclit Ton der Elsenbalin Tei*seliuldete Anweisung des YerfBgungs- 

bereclitlgten^^ die Eisenbahn Uberirt, gesetzlieli giltig? 

Von Dr. M. Reindl, 
Offizial bei der Generaldirektion der königl. bayerischen Staatseisenbahnen 

in München. 

Nach Art. 395 H. G. B. haftet der Frachtführer für den Schaden, welcher 
durch Verlust oder Beschädigung des Frachtgutes seit der Annahme bis znr 
Ablieferung entstanden ist, sofern er nicht beweist, dass der Verlust oder die 
Beschädigung durch höhere Gewalt (vis major) oder durch die natürliche Be- 
schaffenheit des Gutes, namentlich durch inneren Verderb, Schwinden, gewöhn- 
liche Leckage u. dgl., oder durch äusserlich nicht erkennbare Mängel der Ver- 
packung entstanden ist. Die gleichen Haftbefreiungsgründe hat für die Eisen- 
bahnen auch § 75 Abs. 1 der Verk.-Odg. statuirt; ^) jedoch sind hier ausser- 
dem noch das eigene Verschulden des Verfügungsberechtigten sowie eine nicht 
von der Eisenbahn verschuldete Anweisung desselben als die Eisenbahn libe- 
rirend aufgeführt. Da gemäss Art. 423 H. G. B. bei Vermeidung der Nichtig- 
keit der bezüglichen Vereinbarungen die Eisenbahnen nicht berechtigt sind, 
ihre Haftpflicht weiter als in Art. 395 normirt, zu beschränken, so entsteht 
die Frage, ob die beiden in § 75 Abs. 1 der Verk.-Odg. ausserdem noch er- 
wähnten Befreiungsgründe des eigenen Verschuldens des Verfügungsberecht%ten 
und der nicht von der Eisenbahn verschuldeten Anweisung desselben gesetz- 
liche Giltigkeit beanspruchen können. 



*) Hinsichtlich der äusserlich nicht erkennbaren Mängel der Verpackung § 58 Abs. 3 
der Verk.-Odg. 
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Hinsichtlich des eigenen Verachnldens des Verfügungsberechtigten (Ab- 
Benders bezw. Empfängers) kann diese Giltigkeit einem Zweifel nicht unter- 
liegen. Es ist ein allgemeiner Eechtsgmndsatz, dass Niemand Ansprüche aus 
eigenem Verschulden gegen einen Dritten geltend machen kann, und dieser 
Grundsatz hat, wenn er auch in Art. 395 H. G. B. nicht zum Ausdrucke ge- 
kommen ist, gleichwohl auch für das deutsche Frachtrecht Giltigkeit. Aus 
den Gesetzesmaterialien geht hervor, dass dieser allgemeine Eechtsgrundsatz 
nur wegen seiner Selbstverständlichkeit eine Aufnahme in Art. 395 H. G. B. 
nicht gefunden hat.^) 

Schwieriger dagegen erscheint die Entscheidung bezüglich der gesetzlichen 
Giltigkeit des zweiten Befreiungsgrundes, wenn nämlich der Schaden durch 
eine nicht von der Eisenbahn verschuldete Anweisung des Verfügungsbe- 
rechtigten (Absenders bezw. Empfängers) entstanden ist. Dieser Haftaus- 
öchliessungsgrund, welcher in § 64 des alten Betriebs-Eeglements fehlte, ist 
in die Verkehrsordnung nach dem Vorgange der gleichen Vorschrift des Art. 30 
des Internationalen Frachtübereinkommens aufgenommen worden. Staub*) hält 
diese Bestimmung für gesetzlich giltig, weil in solchem Falle der Verfügungs- 
berechtigte an dem eingetretenen Schaden „selbst schuld sei*^, weil demnach 
ein Verschulden des Verfügungsberechtigten vorliege. Eger^ dagegen be- 
kämpft die Gesetzmässigkeit derselben mit der Motivirung, dass damit der 
Einwand des Verschuldens über das nach dem receptum zulässige Mass — 
entgegen der Vorschrift in Art. 423 H. G. B. — erweitert sei. Denn da 
nach dieser Bestimmung des § 75 Abs. 1 Verk.-Odg. zur Liberirung der Eisen- 
bahn schon genügen würde, dass die letztere als Ursache des Schadens eine 
nicht von ihr verschuldete Anweisung des Verfügungsberechtigten, d. h. ihr 
NichtVerschulden an der Anweisung, welche den Schaden herbeigeführt hat, 
darthue, so sei die Einrede des eigenen Verschuldens modifizirt, d. h. auf 
einen Fall ausgedehnt, wo schon der Nachweis des Nichtverschuldens 
der Eisenbahn bezw. der Nachweis einer von ihr nicht verschuldeten An- 
weisung, selbst wenn der Verfügungsberechtigte seinerseits mit der Ertheilung 
der Anweisung ein Verschulden nicht begangen habe, zu ihrer Liberirung hin- 
reiche. Das Verschulden werde hier schon in der Ertheilung der — wenn- 
gleich nicht culposen — Anweisung des Verfügungsberechtigten gefunden,*) 
was dem receptum widerspreche. 

So bestechend diese Deduktion Eger's auch ist, so möchte ich deren 
Richtigkeit gleichwohl in Zweifel ziehen. 

Darin ist Eger ohne Weiteres beizutreten, dass nicht, wie Staub annimmt, 
jede Anweisung des Verfügungsberechtigten hinsichtlich des Gutes, welche Ur- 
sache eines Verlustes oder einer Beschädigung des Gutes geworden ist, auch 



*) Vgl. Puchelt-Pörtsch, H. G. B. Anm. 13 zu Art. 395; Staub H. G. B. S. 959; 
Eger, deutsches Frachtrecht I S. 198 und 258; Preuss. Eis. Becht 11 S. 482; Verk.- 
Odg. S. 432; Endemann, das Recht der Eisenb. S. 562. 

«) H. G. B. S. 960 und 961. 

») Preuss. Eis. Recht Bd. II S. 485. Verk.-Odg. S. 433. 

*) Vgl auch Eger Int. Uebereink. S. 546; Rosenthal Int. Eisenb. Frachtr. S. 191. 
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ein Verschulden des Verfügenden involvirt, und ebenso wird zuzugeben sein, 
dass gemäss den Grundsätzen des receptum nach gemeinem Eechte und den 
meisten Landesrechten die Haftpflicht des Eecipienten nicht schon erlischt, 
wenn der Verlust oder die Beschädigung der eingebrachten Sachen von dem 
Gaste verursacht wird, sondern nur dann, wenn diese Ursache in einer 
schuldvollen Handlung oder Unterlassung des Gastes ihren Grund hat.*) 
In dem § 701 des bürgerlichen Gesetzbuches für das deutsche Eeich ist dalier 
auch, über das bestehende Eecht hinausgehend, aus Eücksichten der aeqnitas 
dem Eecipienten der Beweis des durch den Gast oder seine Leute ver- 
ursachten Verlustes nachgelassen.^ Dass demnach die fragliche Be- 
stimmung des § 75 Abs. 1 der Verk.-Odg. mit den Grundsätzen des derzeit 
geltenden Eechtes über receptum sich nicht vereinbaren lasse, wird kaum be- 
stritten werden können. 

Dagegen erscheint es mir nicht zulässig, diese Folgerung ohne Weiteres 
auch auf die Grundsätze des Art. 395 H. G. B. über die Haftpflicht des Fracht- 
führers zu übertragen. Denn wenn auch die Statuirung der strengen Haft- 
pflicht des Frachtführers für Verlust und Beschädigung des Frachtgutes in 
Art. 395 auf demselben Motive beruht, wie beim receptum, nämlich anf der 
Nothwendigkeit grösserer Sicherheit wegen des Vertrauens, das man dem 
Frachtführer zu schenken gezwungen ist und der Schwierigkeit bezw. Unmög- 
lichkeit, dessen Thätigkeit, Sorgfalt und Wachsamkeit zu controliren,*) so folgt 
daraus noch nicht, dass die Bestimmungen des römischen receptum ohne 
Weiteres vollinhaltlich auch auf den Frachtführer Anwendung zu finden haben. 
Die Gesetzesmaterialien zu Art. 395 H. G. B. bieten hiefür keine ausreichenden An- 
haltspunkte, wenngleich an einigen Stellen der Bestimmungen des receptum er- 
wähnt ist. Art. 395 wäre, wie Endemann*) zutreffend bemerkt, aufgestellt wor- 
den, auch wenn nie ein receptum existirt hätte. Die in Art. 395 H. G. B. ge- 
regelte Haftung des Frachtführers beruht auf dem Grundgedanken, dass er „den 
Transport übernimmt", nicht seine Dienste zur Beförderung der Sache ver- 
miethet,^) und dass er demnach für das stipulirte opus, die unversehrte Ab- 
lieferung des Gutes an den Empfänger am Ablieferungsorte, einzustehen hat, 
soweit dies mit vernünftigen Mitteln überhaupt möglich ist.^ 

Im Gesetze sind die Fälle, in welchen die Unmöglichkeit der unversehrten 
Ablieferung und demnach die Haftbefreiung des Frachtführers angenommen 
werden solle, allerdings in bestimmter Weise nur hinsichtlich der höheren 
Gewalt, der natürlichen Beschaffenheit des Gutes und der äusserlich nicht er- 



') Windscheid, Pandekten Bd. H S. 442; Dernburg, Pandekten Bd. IT S. 105; 
Preuss. L. E. n 8 § 447, 451; Sachs. Ges. Buch § 1285; bayr. L. E. T. IV c. 13 § 10; 
E. 0. H. G. Bd. 25 S. 340. 

') Vgl. auch § 626 Abs. 1 des I. Entwurfes eines bürgert. Ges. Beb. und Motive 
hierzu Bd. II S. 587. 

») Vgl. Rosenthal, S. 184, Goldschmidt, Zeitschrift f. H. R. m S. 63. 

*) Das Recht der Eis. S. 557; vgl. auch Hahn H. G. B. § 1 zu Art. 393 Bd. U S. 592. 

*) Hahn 1. c. S. 592. 

^Hahnl. c; Eger, deutsches Prachtrecbt Bd. I S. 194 und 195; Verk.-Odg. 
S. 425. 
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kennbaren Mängel der Verpackung zum Ausdrucke gekommen; aber ich glaube 
nicht, dass hiedurch andere, auf allgemeinen Recbtsgrundsätzen beruhende und 
mit dem dem Art. 395 zu Grunde liegenden Principe vereinbare Haftaus- 
schliessungsgründe beseitigt werden sollten. Als solcher auf allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen beruhender Haftbefreiungsgrund wird aber — neben dem 
eigenen Verschulden des Verfügungsberechtigten — die von der Eisenbahn 
nicht verschuldete Anweisung desselben zu gelten haben. Der Umstand, dass 
die Anweisung des Verfügungsberechtigten nicht immer auf Verschulden des 
letzteren beruht und dass daher die Eisenbahn möglicherweise schon liberirt 
wird, wenn sie ein Nichtverschulden ihrerseits beweist, kann als entscheidend 
nicht angesehen werden. Denn das Gleiche ist ja auch beim Vorliegen ausser* 
lieh nicht erkennbarer Mängel der Verpackung der Fall, da die mangelhafte 
Verpackung ebenfalls nicht immer auf Verschulden des Absenders beruht.^) 
Die Befreiung des Frachtführers von der. Haft bei äusserlich nicht erkenn- 
baren Mängeln der Verpackung weist daher gerade auf die hier vertretene 
Zulässigkeit der Haftausschliessung für den durch Anweisung des Verfügungs- 
berechtigten verursachten Schaden hin. Der Haftbefreiung bei äusserlich nicht 
erkennbaren Mängeln der Verpackung liegt die Erwägung zu Grunde, dass 
die Verpackung Sache des Absenders ist und der Frachtführer daher eine 
solche Verpackung des Gutes voraussetzen darf, welche das letztere bei ord- 
nungsgemässer Behandlung vor Beschädigung oder Verlust zu sichern geeignet 
erscheint,, wesshalb es unbillig wäre, ihm die Verantwortlichkeit für die aus 
den nicht erkennbaren Mängeln entstandenen Schäden aufzubürden.') 

Auf die gleiche Erwägung lässt sich auch der in § 75 Abs. 1 der Vei^k.- 
Odg. statuirte Ausschluss der Haftpflicht für den durch Anweisung des Ver- 
fügungsberechtigten hervorgerufenen Schaden zurückführen. Der Frachtführer 
ist während der Ausführung des Transportes der Verfügung des Absenders 
bezw. des Empfängers insoweit unterworfen, als seine Eechtslage hiedurch 
nicht verschlechtert wird, und er ist unter dieser Voraussetzung sowie unter 
der weiteren, dass die in § 64 Verk.-Odg. für gewisse Anweisungen ertheilten 
Fonnvorschriften eingehalten werden, zur Ausführung dieser Verfügungen ver- 
pflichtet.^ Er darf daher auch von der Annahme ausgehen, dass die ihm er- 
theilte Anweisung von dem Verfügenden hinsichtlich aller ihrer Wirkungen 
und Folgen reiflich überlegt ist und den Interessen desselben entspricht. Wenn 



») Endemann, Recht der Eis. S. 562; R. 0. H. G. in der deutsch. Eis. Ztg. 1876 
S. 896. Anders dagegen Eger, Frachtrecht Bd. T S. 258, welcher die Mangelhaftigkeit 
der Verpackung stets auf ein Verschulden des Absenders zurückführt, weil letzterer zu 
einer ordnungsgemässen Verpackung verpflichtet sei und daher jede Unterlassung dieser 
Pflicht ein Verschulden darstelle. Dies ist aber nicht völlig zutreffend; die Verpackung 
kann mangelhaft sein, ohne dass dies bei gehöriger Aufmerksamkeit vom Absender er- 
kannt werden musste; es liegt dann kein Verschulden des Absenders vor, gleichwohl 
aber steht letzterem die Einrede der äusserlich nicht erkennbaren Mangelhaftigkeit der 
Verpackung entgegen. 

«) Vgl. Hahn Bd. II S. 595. 

«) Vgl. Staub, S. 970 und 971; Hahn, Bd. U S. 632; Eger, Verk.-Odg. S. 344ff., 
Tind Eisenbahnreehtl Entsch. Bd. VII S. 284. 
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nun gleichwohl der Verlust oder die Beschädigung des Gutes gerade in der 
Ausführung dieser Anweisung ihren Grund haben und ohne die letztere nicht 
eingetreten wären, so wird der Frachtfahrer billigerweise sich auch der Haftung 
für diesen Unfall entschlagen können. 

Wie einerseits Niemand Unrecht thut, welcher von seinem Eechte Ge- 
brauch macht, ^) so kann andererseits auch Niemand aus der mit Sorgfalt 
und ohne Verschulden ausgeführten Erfüllung einer rechtlichen Verbindlichkeit 
haftbar gemacht werden. Es würde allgemein giltigen und anerkannten Eechts- 
grundsätzen widersprechen, den Frachtführer auf der einen Seite zur Aus- 
führung der ihm ertheilten Anweisung zu verpflichten und ihn wegen Nicht- 
ausführung für ersatzpflichtig zu erklären, auf der anderen Seite aber ihm die 
Haftung für den aus der Erfüllung seiner rechtlichen Verbindlichkeit ent- 
standenen Schaden aufzubürden. Wenn der Gesetzgeber sich dieser Erwägung 
hinsichtlich der äusserlich nicht erkennbaren Mängel der Verpackung nicht 
verschlossen hat, so ist kein Grund vorhanden, anzunehmen, dass er dies 
hinsichtlich anderer auf demselben allgemeinen Eechtsgrundsatze beruhender 
Haftbefreiungsgründe gethan haben solle. Denn dass er den äusserlich nicht 
erkennbaren Mängeln der Verpackung vor anderen vollständig gleich gelagerten, 
auf demselben Gedanken beruhenden Haftausschliessungsgründen ein besonderes 
Privileg habe einräumen wollen, ist wohl kaum anzunehmen. Es hiesse daher 
nach meiner Ansicht der doktrinellen Begründung des Art. 395 H. G. B. aus 
dem receptum die wirkliche Absicht des Gesetzgebers opfern, wollte man mit 
Rücksicht auf die Bestimmungen des receptum den in § 75 Abs. 1 der Verk.- 
Odg. statuirten, hier in Eede stehenden Haftbefreiungsgrund als mit Art. 396 
H. G. B. nicht vereinbar erklären. Ist er aber mit Art. 895 H. G. B. ver- 
einbar, so ist dessen Aufnahme in § 75 Abs. 1 der Verk.-Odg. mit Rücksicht 
auf Art. 423 H. G. B. mit voller Rechts Wirksamkeit erfolgt.*) 

Dass die Eisenbahn auf den Befreiungsgrund des § 76 Abs. 1 der Verk.- 
Odg. sich nicht berufen kann, wenn sie die Anweisung des Verfügungsbe- 
rechtigten, welche Ursache des Schadens geworden ist, selbst verschuldet hat, 
ist in § 76 Abs. 1 1. c. ausdrücklich ausgesprochen. Ebenso wenig aber kann 
sie sich auf die Anweisung des Verfügungsberechtigten berufen, wenn sie bei 



») Vgl. Dernburg, Fand. Bd. I § 41; Windscheid Fand. Bd. I § 121. 

*) Vgl. auch das Urtheil des Handelsappell.-Ger. Nürnberg in Goldschmidt's Zeit- 
schrift für Handelsrecht Bd. 19 S. 509, wo ausgeführt ist, dass der Haftung des Schiffers 
in dem vollen Umfange des receptum auch seine Berechtigung zu selbständigem Handeln 
gegenüberstehe und der Schiffer beim Mangel der letzteren infolge Anordnung des Ab- 
senders auch mit Recht die Haftung für die Folgen dieser Anordnung ablehne. Staub 
S. 960 führt dieses Urtheil als Fall des eigenen Verschuldens des Absenders an, während 
Eger Frachtrecht I S. 207 und 218 hierin eine ausdrücklich vereinbarte Befreiung des 
Frachtführers von der Haftpflicht, welche für die Eisenbahnen nach Art. 423 H. G. B. 
nicht gestattet wäre, sieht. Beide Annahmen finden in den Gründen des Urtheils keine 
Stütze; die Motivirung der Haftbefreiung geschieht lediglich aus dem in den oben- 
stehenden Ausführungen vertretenen Erwägungen, dass es allgemeinen Rechtsgmndsätzen 
und der Billigkeit nicht entsprechen würde, dem Frachtführer die Haftung aufzubürden 
für die Folgen von Handlungen, welche er vorzunehmen rechtlich verpflichtet ist. 
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der Ausfühmng dieser Anweisung ein Verschulden begangen hat. Auch dann, 
wenn durch Ausführung einer wegen der erforderlichen Formvorschrift gemäss 
§ 64 Abs. 6 und 7 der Verk.-Odg. nichtigen Verfügung des Absenders Ver- 
lust oder Beschädigung des Gutes eingetreten ist, kann die Eisenbahn den 
Haftbefreiungsgrund des § 75 Abs. 1 der Verk.-Odg. nicht geltend machen, 
weil eine derartige Anweisung infolge Nichtigkeit rechtlich nicht vorhanden 
und daher die Ersatzpflicht der Eisenbahn ohne Rücksicht auf das Vorliegen 
einer solchen Anweisung zu beurtheilen ist.^) 

Mit der gleichzeitig mit dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuches 
für das deutsche Reich geplanten Einführung eines neuen Handelsgesetzbuches 
wird wohl auch die vorliegende Streitfrage ihre definitive Lösung finden, da 
nach dem Entwürfe eines neuen Handelsgesetzbuches die bisherigen Bestimm- 
ungen über das Frachtgeschäft und das Eisenbahnfrachtgeschäft dem Inter- 
nationalen Übereinkommen und der Verkehrsordnung angepasst werden sollen *) 
und daher auch der in § 75 Abs. 1 der Verk.-Odg. und Art. 30 des I. Ü. 
statuirte, hier in Frage stehende Haftausschliessungsgrund in dem § 430 
des Entwurfs eines Handelsgesetzbuches bereits bestimmten Ausdruck ge- 
funden hat. 



») vgl. Dernburg, Fand. Bd. I S. 278; Eger, Verk.-Odg. S. 352 und Int. Über- 
eink. S. 295. 

') Vgl. Bieszer, die Kommissions-Berathungen über den Entwurf eines Handels- 
gesetzbuches für das deutsche Reich, in der Deutschen Juristen-Zeitung No. 7 S. 132 
und No. 8 S. 157. 
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5. 



Das Frachtreeht und Eisenbahnftuchtreeht 
des Entwnrfe eines Handelsgesetzbaches. 

Von Dr. jnr. Max Mittelstein. 
Oberlandesgerichtsrath in Hamburg. 

(Schluss.) ») 

§ 414 (Art. 409). 

Der umfang des dem Frachtführer gewährten Pfandrechtes und dessen 
Dauer sind in den Absätzen 1 — 3 des § 414 sachlich unverändert wieder- 
gegeben. Die Fortdauer des Pfandrechts während dreier Tage nach der Ab- 
lieferung ist beibehalten trotz der abweichenden Vorschrift des B. I. ü. Art. 21. 
Das ist zu billigen, denn dadurch wird es dem Frachtführer ermöglicht, wenig- 
stens im internen Verkehr ohne sofortige Zahlung abzuliefern (vgl. dazu Eger 
a. a. 0. S. 389—390). Eine Collision mit der Norm des B. I. ü. Art. 21 
dürfte nicht zu befürchten sein. 

Für die Geltendmachung des Pfandrechts verweist der Absatz 4 des 
§ 414 auf das B. G. B. §§ 1234, 1237, 1241, jedoch sollen die erforder- 
lichen Erklärungen statt an den dem Frachtführer ja oft unbekannten Eigen- 
tümer an den Empfänger, event. aber an den Absender gerichtet werden. 
Es dürfte sich empfehlen noch etwas weitergehend zu bestimmen, dass, so- 
weit thunlich, stets beide benachrichtigt werden, da beider Interessen in 
Frage kommen können. Die Verkaufsfrist des B. G. B. § 1234 von einem 
Monat ist schon durch den § 339 des Entwurfes für den Handelsverkehr auf 
eine Woche abgekürzt. 

§§ 415, 416 (Art. 410, 412). 

Die Art. 410 und 412 sind in den §§ 415, 416 in einer, den herrschen- 
den Anschauungen sowie dem B. I. U. entsprechenden Eedaktion wieder- 
gegeben. 

Zu dem Art. 412 resp. § 416 ist darauf hinzuweisen, dass die Auslegung 
der Worte »und das Pfandrecht nicht binnen drei Tagen nach der Ablieferung 
gerichtlich geltend macht" streitig ist. Mit Staub wird den Ausführungen 
Schott's S. 453 — 454 zu folgen sein, was aber richtiger im Gesetze zum 



*) S. Bd. Xm. S. 68-76. 
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Ausdruck zu bringen wäre, etwa mit der Wendung: „Der Frachtführer, 

welcher das Gut ohne Bezahlung abliefert und das Pfandrecht nicht 

wahrt . . / 

§ 417 (Art. 411). 

Der § 417 giebt die Grundsätze des Art. 411 über die Eangfolge der 
Pfandrechte inhaltlich unverändert wieder und löst einige Streitfragen (Forder- 
ungen der Kommissionäre wegen Versendung, der Frachtführer wegen Vor- 
schüsse) in sachgemässer Weise (vgl. Schott S. 459). 

§§ 418—424 (Art. 413—419). 

Die Vorschriften des Entwurfes über den Ladeschein sind durchgehends 
dem H. G. B. entnommen. Den Neuerungen des Binnenschiffahrtsgesetzes 
ist der Entwurf nicht gefolgt, weil der Ladeschein im Landverkehr kaum 
praktisch sei. Das ist aber kein stichhaltiger Grund. Der Frachtführer hat 
es hier — abweichend vom Schiffahrtsrecht — in seiner Hand, ob er einen 
Ladeschein geben will oder nicht, weshalb strengere Vorschriften nicht als 
Härte erscheinen können. Warum soll aber nicht auch auf diesem Gebiete 
die Einheit des Rechts angestrebt werden, welcher der Entwurf doch stets 
dann das Wort redet, wenn es sich um Adoptirung der Normen des inter- 
nationalen Eisenbahnfrachtrechts handelt? Die Erfüllung von Vorschriften, 
wie das Binnenschiffahrtsgesetz sie in seinen §§ 73 — 76 aufgestellt hat, ist 
aber auch erforderlich, wenn der Ladeschein seine Aufgabe, als Substrat des 
Gutes zu cirkuliren, erfüllen soll. Nach dem Entwurf § 400 Absatz 3 soll 
ja — wogegen wir uns oben wandten — der Absender schlechthin haften für 
die Richtigkeit und Vollständigkeit der in den Frachtbrief aufgenommenen 
Angaben. Dagegen sind doch die §§73 und 74 des Binnenschiffahrtsgesetzes 
noch sehr milde! 

Anzuerkennen ist der neue Absatz 2 des § 421, wonach — was bis- 
lang streitig war — der legitimirte Besitzer des Ladescheins schon vor der 
Ankunft des Gutes am Ablieferungsorte dessen Herausgabe verlangen kann 
(ebenso H. G. B. Art. 661 Abs. 2). 

Der neue § 423 Hesse sich einfacher dahin ausdrücken, dass der § 406 
Absatz 2 entsprechende Anwendung auf den Ladeschein findet. 

Der neue § 424 entspricht sachlich dem H. G. B. Art. 649 und dem 
Binnenschiffahrtsgesetz § 72. Nachdem letzteres aber sich nicht mehr auf 
den Orderladeschein beschränkt hat, hätte das H. G. B. ihm hierin folgen 
sollen, zumal doch auch schon Seitens des Reichsgerichts anerkannt ist, dass 
die Beschränkung der Bestimmung des Art. 649 auf Orderkonnossemente die 
Möglichkeit der Anwendung auf Rektakonnossemente nicht ausschliesst (Ent- 
scheidungen des Reichsgerichts V S. 79/80 und Cit.). 

§ 426 (Art. 421 Abs. 2). 

Der § 426 entzieht das staatliche Postbeförderungsgeschäft den 
Normen des Frachtrechts des H. G. B., welche bislang dafür subsidiäre Geltung 
haben, und stellt femer den Satz auf, dass die staatlichen Postverwaltungen 
nicht als Eaufleute im Sinne des H. G. B. gelten sollen. Das ist eine alte 
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Streitfrage (vgl. Mittelstein, Beiträge zum Postrecht S. 15), welche hiermit 
eine Lösung erfährt, die von der Reichspost stets angestrebt ist. Warum 
man es auf der postalischen Seite fast als eine Beleidigung empfindet, wenn 
man die Postheförderungsgeschäfte unter die sonstigen gewerbsmässig betrie- 
benen Frachtgeschäfte bringt, ist schlecht einzusehen, da doch Niemand daran 
Anstoss nimmt, dass der Betrieb der nicht minder wichtigen Eisenbahnen durch 
den Staat diesen insoweit zum Kaufmann stempelt. Mag die Post in noch so 
hohem Grade ein Träger der Kultur und ein Beförderer ideeller Interessen 
sein, so dient sie doch nicht minder dem Geschäft und stellt anch ihre ge- 
schäftlichen Bedingungen, welche ihr nicht nur Ersatz ihrer Auslagen, sondern 
einen Gewinn sichern. Diese Streitfrage hat allerdings dadurch an Bedentung 
verloren, dass das Gebiet des Entwurfes eines H. G. B. durch das Bürgerliche 
Gesetzbuch eingeschränkt worden ist. Aber schon der Punkt, ob die Post 
vor den Kammern für Handelssachen Eecht zu nehmen hat oder nicht, ist be- 
deutsam genug, um die Sache nicht mit einer vornehmen Geste abzuthun. 
Ebensowenig kann der Begründung zugegeben werden, dass „nachdem" seit 
Emanation des H. G. B. „die Rechte und Pflichten der Post aus den von ihr 
übernommenen Beförderungen durch die Bestimmungen des Reichspostgesetzes 
und der auf Grund desselben erlassenen Postordnung eine eingehende Regelung 
erfahren haben, ein Bedürfniss für die Anwendung der handelsgesetzlichen Vor- 
schriften über den Frachtvertrag nicht mehr besteht." Ein Blick auf die 
Litteratur des Postrechts genügt, um zu zeigen, dass auch bei dem geltenden 
Postrecht noch immer Raum ist füi' die Normen der Art. 404, 405, 406, 
409, 412 des Handelsgesetzbuches (vgl. Mittelstein a. a. 0. S. 64—66, 76 
bis 79). Gerade weil das Postgesetz durch wechselnde Postverordnungen er- 
gänzt wird, erscheint es nach wie vor angebracht, die Normen des H. G. B. 
über dafi gewöhnliche Frachtrecht als subsidiäre Quelle beizubehalten. 

B. Beförderung von G^fitern und Personen 
anf den Eisenbahnen. 

Es wurde schon im Eingang dieser Kritik (S. 68) darauf hingewiesen, dass der 
Entwurf das Eisenbahnfrachtrecht insofern selbständiger gestaltet hat, als er 
es in einen besonderen Titel verweist. Die Begründung rechtfertigt dies da- 
mit, dass durch die Aufnahme einer Vorschrift über die Personenbeförderung 
(§ 445) die Behandlung des Eisenbahnfrachtrechts in einem Unterabschnitt des 
Titels über das Frachtgeschäft unthunlich geworden sei. Durchschlagender 
dürfte die Erwägung sein, dass das Eisenbahnfrachtrecht überhaupt selbstän- 
diger behandelt ist; und das mit Recht, denn seine Eigenart erfordert das. 

Die Anordnung des Entwurfes kann aber als eine glückliche nicht 
anerkannt werden. An die Spitze gehört der 

§428, 

dem zu folge auf das Frachtgeschäft der dem öffentlichen Güterverkehr dienen- 
den Eisenbahnen die Vorschriften des vorigen Titels insoweit Anwendung 
finden, als nicht im Titel Vn oder in der Eisenbahnverkehrsordnung ein 
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Anderes bestimmt ist. Dieser Paragraph wird zweifellos zahlreichen Angriffen 
begegnen! Schon seine Beschränkung auf den Güterverkehr ist nicht 
berechtigt, es sei denn, dass der Entwurf sich mit der Personenbeförderung 
gar nicht befassen wollte. Das will er aber und thut er im § 445, welcher 
allerdings wieder auf die Eisenbahnverkehrsordnung verweist. Selbst dann 
aber muss doch auch für den Personenverkehr bestimmt werden, dass die 
Eisenbahnverkehrsordnung auch insoweit die Bedeutung einer Rechtsverordnung 
bekommen soll (worüber unten Näheres); hinzukommt, dass der § 438 Absatz 3 
Bestimmungen über das Reisegepäck bringt, welche mit dem Güterverkehr 
nichts zu schaffen haben. Endlich enthält der § 431 (Haftung der Eisenbahn 
für ihre Leute) eine Vorschrift, die nach dem Entwurf nur für den Güter- 
verkehr statuirt ist, nach dem § 9 der Eisenbahnverkehrsordnung aber eine 
ihrer Allgemeinen Bestimmungen ist, welche für Transporte aller Art, also 
auch von Personen, gilt. Diesem Vorgang sollte der Entwurf folgen, statt 
un § 445 den Umweg einer Verweisung auf eine andere Rechtsquelle ein- 
zuschlagen. 

Der § 428 würde weiter dadurch gewinnen, wenn an seine Spitze das 
Prmcip gestellt würde, dass auf das Frachtgeschäft der dem öffentlichen 
Verkehr dienenden Eisenbahnen zunächst die Vorschriften des VII. Titels 
Anwendung finden. 

Sodann soll nach dem Entwurf § 428 die Eisenbahnve^rkehrsord- 
nung gelten, während die Vorschriften des H. G. B. über das Frachtrecht 
nur subsidiäre Bedeutung hätten. Hiergegen ist zunächst vom formellen 
Standpunkte aus einzuwenden, dass nach § 444 die §§ 404, 406 Abs. 1 und 
2, 412, 413 zwingendes Eisenbahnfrachtrecht sind, also der zur Zeit noch in 
einigen Punkten abweichenden Eisenbahnverkehrsordnung vorgehen! Weiter 
muss es sachlich die grössten Bedenken erregen, dass die Eisenbahnverkehrs- 
ordnung reichsgesetzlichen Bestimmungen vorgehen soll. Die wichtigsten 
Grundsätze des Eisenbahnfrachtrechts sind gesetzlich festzulegen, und nur 
wo das im Einzelfalle nicht angängig ist, da mag das Gesetz selbst — 
wie dies ja auch vielfach schon im Entwürfe geschehen ist (s. §§ 427 Abs. 2, 
433 Abs. 1, 435, 436, 438 Abs. 2, 439 Abs. 2 und 3) — auf die ergänzenden 
Quellen verweisen. Soweit das aber nicht geschieht, sollte es bei der bis- 
herigen Regel bleiben. 

Solche Anerkennung der Eisenbahnverkehrsordnung als subsidiäre 
Rechtsquelle hat, wie die Begründung betont, zur Folge, dass der 
Eisenbahnverkehrsordnung die Bedeutung einer eigentlichen Rechts- 
verordnung beizulegen sein wird. Principielle Bedenken dürften sich 
Mergegen nicht geltend machen lassen. Ganz ähnlich liegt die Sache mit der 
Postordnung, einem vom Reichskanzler in Ausführung des Reichspostgesetzes 
erlassenen Reglement, welches nach H. G. B. Art. 421 Abs. 2 dessen Be- 
Btumnungen über Frachtgeschäfte vorgeht. Ganz so einfach liegt die Sache 
aUerdings bei der Eisenbahnverkehrsordnung nicht. Der Bundesrath ist gewiss 
eme geeignete Instanz, um den wechselnden Bedürfnissen des Verkehrs fol- 
gende, ein Reichsgesetz ergänzende Normen zu erlassen. Aber einmal steht 
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ihm dies Recht nicht für Bayern zu (Reichsverfassung Art. 46 Abs. 2) — 
welches allerdings thatsächlich stets gefolgt ist — und dann ist überhaupt 
die gesetzliche Grundlage für diese Befugniss des Bundesrathes , die Ziffer 1 
des Artikels 45 der Reichsyerfassung, eine recht fragliche. Endlich kommt 
noch in Betracht, dass die Eisenbahnverkehrsordnung sich an sich nicht auf 
kleine Bahnen von rein örtlicher Bedeutung erstreckt, bei denen kein Inter- 
esse des allgemeinen Verkehrs in Frage steht. Diese Lücke sucht der Ent- 
wurf durch die Vorschrift des § 446 Absatz 1 auszufüllen, dass, insoweit 
im Titel VII auf Vorschriften der Eisenbahnverkehrsordnung Bezug genommen 
ist, an deren Stelle die Beförderungsbedingungen der betreffenden Bahnunter- 
nehmung treten sollen. Dieser Ausweg liegt ja nahe, dürfte aber doch den 
meisten wenig geeignet erscheinen, denn damit wird ein Stück gesetzgeberischer 
Gewalt an Ejeise delegirt, deren Autorität nicht hoch genug steht. Alle 
Schwierigkeiten würden vermieden, wenn der Entwurf, soweit er nicht selbst 
direkte Bestimmungen trifft, auf ergänzende Vorschriften des Bundes- 
rathes verweisen würde. 

Dem derartig zu modifizirenden und an die Spitze des Titels zu stellen- 
den § 428 müsste der 

§ 444 

folgen, welcher in sachgemässer Weise die Grenzen der Vertragsfreiheit für 

das Eisenbahnfrachtrecht feststellt. 

Sodann käme 

§ 431, 

durch dessen Voranstellung i. V. m. dem modifizirten § 428 zum Ausdruck 
gebracht würde, dass § 431 für Transporte aller Art gilt (vgl. oben). Die 
Fassung des § 431 wird mit Rücksicht auf die erforderliche Uebereinstinimung 
mit B. I. ü. Art. 29 zu billigen sein. 

An diese allgemeinen Vorschriften würden sich dann die speziellen über 
die Beförderung von Gütern, welche der Entwurf in den §§ 427, 429, 
430, 432 ff. giebt, anschliessen. Die Bahnen, welche der Entwurf hier zu 
wandeln hatte, sind scharf vorgeschrieben: war es schon bei der Regelung 
des allgemeinen Frachtrechts angezeigt, sich möglichst den modernen inter- 
nationalen Rechtsanschauungen anzuschliessen, welche neuerdings im Bemer 
Internationalen Uebereinkommen niedergelegt worden sind, so war dies um so 
mehr geboten bei der neuen Kodifizirung des deutschen Eisenbahnfrachtrechts, 
nachdem schon die Eisenbahnverkehrsordnung hierin vorangegangen war. So 
viel Meinungsverschiedenheiten sich bei den vorstehend behandelten allgemeinen 
Fragen zeigen werden, so wenig dürften hier zu erwarten sein, denn selbst 
einigermassen berechtigte Wünsche müssten doch gegen die anzustrebende 
üebereinstimmung des externen und internen Rechts zurückstehen. In diesem 
Gedankengang beschränken wir uns auf die folgenden Bemerkungen und ver- 
weisen im Uebrigen auf die Begründung des Entwurfes. 

§ 427. 
Während nach Art. 422 H. G. B. einer Eisenbahn nur für ihre Bahnstrecke 
ein Vertragszwang auferlegt war, hat der § 427 diesen Zwang für den 
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Verkehr mit jeder Güterstation des Deutschen Reiches ausgedehnt, was einen 
bedeutsamen Fortschritt bekundet. Im Einzelnen lehnt sich der § 427 an 
das B. I. ü. Art. 2 und 5 an. Zu moniren ist nur die Fassung der Ziffer 2, 
wonach ein Vertragszwang nicht besteht „sofern die Beförderung nicht nach 
gesetzlicher Vorschrift oder aus Gründen der öffentlichen Ordnung unzu- 
lässig ist*. Statt dessen heisst es in B. I. U. Art. 2 Nr. 3: ». . . . aus 
Gründen der öffentlichen Ordnung verboten ist". Was aus Gründen der 
öffentlichen Ordnung „unzulässig" ist, das kann leicht zweifelhaft werden; 
anders aber das Vorhandensein eines Verbots. Da gesetzliche Verbote auch 
dann absolute Beachtung erheischen, wenn sie aus anderen Gründen als 
denen der öffentlichen Ordnung erlassen sind, so sage man: „sofern die Be- 
förderung nicht nach gesetzlicher Vorschrift oder sonst aus Gründen der 
öffentlichen Ordnung verboten ist". 

§ 429. 

Der Handelsstand hat häufig den Wunsch zum Ausdruck gebracht, dass 
die Eisenbahnen zur Ausstellung von Ladescheinen sollten angehalten werden 
können (vgl. Riesser S. 95 ff.). Nachdem das B. I. U. sich begnügt hat, die 
Eisenbahn zur Zeichnung eines Frachtbrief du plikats zu verpflichten, wird 
auch vom Entwürfe nicht verlangt werden können, dass er hierüber hinaus- 
geht. Im Verkehr neigt man zu dem Glauben, dass ein Frachtbrief duplikat, 
ähnlich wie ein Ladeschein, die Waare repräsentire und deshalb unbedenklich 
bevorschusst werden könne. Dem ist das B. I. IT., und ihm folgend die Eisen- 
bahnverkehrsordnung, ausdrücklich entgegengetreten. Das braucht der Ent- 
wurf wohl nicht mehr. Es wäre aber doch angebracht, wenn er, schärfer 
als dies im Absatz 2 Satz 1 geschieht, betonte, dass nur das Dispositiöns- 
recht des Absenders beschränkt, nicht aber das des Inhabers des Frachtbrief- 
duplikats begründet resp. erweitert wird, was z. B. mit den Worten geschehen 
könnte: „Die Ausstellung eines Frachtbrief duplikats hat lediglich die Bedeu- 
tung, dass das dem Absender nach § 407 zustehende Verfügungsrecht in- 
sofern eingeschränkt wird, dass er es nur unter Vorlegung des Duplikats aus- 
üben kann". 

Praktische Schwierigkeiten kann der Verlust des Frachtbriefdupli- 
kats im Gefolge haben, da eine Kraftloserklärung desselben regelmässig zu 
zeitraubend sein wird (vgl. Rosenthal S. 134 ff. und Eger S. 280 zum B. 
I. U., welches, ebenso wie der Entwurf, hierüber schweigt). Sollte vielleicht 
der Vorschlag Beachtung verdienen, dass im Frachtbrief und im Duplikat eine 
Summe anzugeben ist, gegen deren Hinterlegung die Bahn die Verfügung des 
Absenders trotz Nichtvorlegung des Duplikats zu befolgen Jiätte? Durch ent- 
sprechende hohe Normirung dieser Sicherheit könnten die Interessen des 
Käufers resp. dessen, der das Gut bevorschusst, genügend geschützt werden. 

An dieser Stelle ist noch darauf hinzuweisen, dass die früher zu § 409 
referirte in der Begründung enthaltene Auffassung der Worte dieses Para- 
graphen 9 nach Ankunft des Gutes ^ zu unleidlichen Consequenzen führt, wenn 
das Frachtbrief duplikat z. B. gegen Vorschuss begeben ist, weil der Betreffende 
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in dem Falle, dass das Gut unterwegs verloren ging, trotz der vermeint- 
lichen Sicherheit des Duplikats keinerlei Anspräche gegen die Bahn haben 

würde. 

§430 

gibt den Art. 395 H. G. B. sachlich wieder, präcisirt und erweitert ihn aber 

im Anschluss an B. I. U. Art. 30 Abs. 1. Hiergegen und insbesondere 

gegen die Beibehaltung der strengen Haftung der Bahn, wird sich schwerlich 

Jemand wenden. Eedaktionell mag bemerkt werden, dass ausser »Verlust und 

Beschädigung des Gutes' auch dessen »Minderung' genannt werden muss, wenn 

man den sonstigen Sprachgebrauch des Entwurfes beibehalten will (vgl. oben 

zvi § 412), wie denn auch im B. I. U. Art. 30 ausdrücklich der Minderung 

Erwähnung gethan wird. Die Neuerung des Entwurfes, dass er an die Stelle 

von „sofern sie nicht beweist" — was sowohl Art. 395 wie B. I. U. Art. 30 

haben — setzt „es sei denn dass" dürfte durch nichts geboten sein und 

eher als eine Verschlechterung des Textes erscheinen (vgl. oben zu § 403). 

§ 432. 

Zur Ziffer 4 ist wieder (vgl. ob. zu § 430) zu bemerken, dass die 
»Minderung' nicht erwähnt ist. 

Der Absatz 3 entspricht dem Absatz 3 des Art. 424, dessen Wendung : 
„wenn nachgewiesen wird, dass" aber beibehalten werden sollte. 

§§ 433-436. 

Die §§ 433 — 436 befassen sich mit dem Umfang der Haftung der 
Bahn wegen Verlustes oder Beschädigung von Gütern. Diese Haftung 
ist principiell die des gewöhnlichen Frachtführers (§ 404 i. V. m. § 444). 
Im Anschluss an das B. I. U. sind aber durch die §§ 433 — 436 bestimmte 
Erleichterungen für die Bahn statuirt, welche jedoch keiner Erweiterung 
fähig sind (§ 444). Das ist gegenüber H. G. B. Art. 427 Nr. 1 ein wesent- 
licher, allerdings schon durch die Eisenbahnverkehrsordnung eingeführter Fort- 
schritt. Einen weiteren Fortschritt bekundet der § 435: während das B. I. ü. 
noch die Gelder und Kostbarkeiten von der Beförderung ausschliesst, die 
Eisenbahnverkehrsordnung aber sie nur bedingungsweise zulässt und für die 
Bedingungen ihrer Beförderung auf die besonderen Vorschriften jeder Bahn 
verweist, lässt der § 435 solche Schranken fallen bis auf eine: die Beschränk- 
barkeit der Entschädigung auf einen Höchstbetrag durch die Verkehrsordnnng. 
Während aber regelmässig gemäss § 436 voller Schadensersatz durch 
Deklaration des Interesses an der Lieferung gesichert werden kann, soll dies 
nach § 436 Absatz 2 für die Fälle der §§ 434 und 435 nicht möglich 
sein, was übrigens auch für den dem § 434 entsprechenden Artikel 35 B. I. 
ü. gut (s. Eger a. a. 0. S. 618—619; Rosenthal S. 232, VI). Die Streich- 
ung dieser Ausnahme dürfte der Erwägung werth seinl 

Redaktionell mag noch zum § 433 Absatz 3 bemerkt werden, dass hier 
wiederum die Betonung der Beweispflicht, wie sie H. G. B. Art. 426 
Abs. 2 und B. I. ü. Art. 32 Abs. 3 haben, vermieden ist. Das ist keine Ver- 
besserung des H. G. B. 
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§ 437. 

Prlncipiell gilt der § 412 auch für die Eisenbahnen (§ 444). In Ueber- 
einstimmung mit dem bisherigen Eisenbahnfrachtrecht ist für den Fall des 
§ 412 Abs. 3 eine Frist für die Geltendmachung der Mängel statuirt, was 
oben auch für das allgemeine Frachtrecht befürwortet wurde. Der § 437 be- 
misst diese Frist — dem B. I. U. folgend — auf eine Woche. Sollte es 
nicht besser bei den vier Wochen der Eisenbahnverkehrsordnung sein Be- 
wenden behalten? 

Der Absatz 2 des § 437, welcher mit dem Absatz 4 des § 412 über- 
emstimmt, dürfte entbehrlich sein, weil § 437 Absatz 1 doch nur eine Modi- 
fikation des Absatzes 3 von § 412 ist, dieser Paragraph im Uebrigen aber 
auch für das Eisenbahnfrachtrecht gilt (vgl. § 444). 

§ 438. 

Die Absätze 1 und 3 des § 438 über die Haftung der Bahn für Reise- 
gepäck entsprechen dem geltenden Recht. Der Absatz 2 bringt die Neuer- 
img, dass die Eisenbahnverkehrsordnung soll bestimmen dürfen, inwieweit für 
den Fall des Verlustes oder der Beschädigung von aufgegebenem Reisegepäck 
die Entschädigung auf einen Höchstbetrag beschränkt werden kann. Die 
Begründung rechtfertigt dies durch den Hinweis auf die Eigenartigkeit der 
Betriebsverhällnisse gewisser Strecken und nennt als Beispiel den Berliner 
Vorortsverkehr. Dann sollte aber im Gesetz betont werden, dass nur beim 
Vorhandensein eigenartiger Verkehrsverhältnisse solche Ausnahme 
zulässig ist. 

§ 439. 

Auch für die Frage des Schadensersatzes wegen verspäteter Lieferung 
ist der Entwurf über das H. G. B. Art. 427 Nr. 2 hinausgegangen und hat 
die Normen, welche das B. I. U. und ihm folgend die Eisenbahnverkehrsordnung 
aufgestellt hat, übernommen. Während aber das B. I. ü. in seinem Art. 40 
detaillirte Angaben über die Höhe der ohne Schadensnachweis zu ersetzenden 
Frachtquoten enthält, verweist der § 439 lediglich auf die Eisenbahnverkehrs- 
ordnnng. Eine gesetzliche Festlegung der lUnimalbeträge , wie sie sich im 
B. I. U. findet, ist vorzuziehen. 

Zu erwägen dürfte noch sein, ob die Beschränkung der Angabe des Inter- 
esses an der Lieferung, wie sie § 436 Absatz 2 hat, auch für die Höhe der 
bei Lieferungssäumniss zu ersetzenden Beträge Geltung haben soll. Nach der 
Fassung des § 439 ist das anzunehmen; die Meinung des B. I. U. ist das aber 
nicht (s. Eger a. a. 0. S. 619). 

§ 440 
wiederholt B. I. U. Art. 30 resp. Eisenbahn V. 0. § 89, was unbedenklich 

erscheint. 

§ 441 

entspricht dem H. G. B. Art. 430, ist aber einfacher gefasst. Während dies 

davon spricht, dass eine derartige Begrenzung der Haft , bedungen* werden 

kann, heisst es im Entwurf , bestimmt werden*, im B. I. ü. Art. 30 Abs. 2 

aber positiv: „besteht die Haftpflicht nur . . bis zur Empfangsstation^. 

Eger, BisenbahnrechtUche Entsoheidongen XIII. 12 
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Sollte sich nicht die einfache Wiederholung von § 76 Abs. 1 und 2 der 
Eisenbahn-Verkehrs-Ordnung als Gesetzestext empfehlen? 

§ 442 

entspricht dem H. G. B. Art. 429 und dem B. I. ü. Art. 27 Abs. 3, sachgemäss 
erweitert durch B. I. U. Art. 27 Abs. 5 und Art. 28. 

§ 443. 

Die Ansprüche der Eisenbahnuntemehmungen wegen Fahrgeldes, Fracht 
und Auslagen verjähren nach B. G. B. § 196 Nr. 3 in zwei Jahren. Für 
die Verjährung der Ansprüche gegen die Eisenbahn wegen Verlustes, Beschä- 
digung oder verspäteter Ablieferung gilt der § 413 H. G. B. Ergänzend tritt 
der § 443 hinzu, wonach die Ansprüche der Eisenbahn auf Nachzahlung zu 
wenig erhobener Fracht oder Gebühren sowie die Ansprüche gegen die Eisen- 
bahn auf Kückerstattung zu viel erhobener Fracht oder Gebühren in einem 
Jahr verjähren. Die näheren Vorschriften hierüber werden von der Begrün- 
dung S. 276 — 277 eingehend gerechtfertigt. 

§ 445. 

üeber die §§ 444 und 445 ist schon oben im Zusammenhang mit § 428 
gehandelt. Insbesondere ist zu § 445 darauf hingewiesen, dass der § 431 
im Entwürfe selbst auf die Personenbeförderung auszudehnen ist. Aber 
auch sonst kann hierfür die einfache Verweisung auf die Eisenbahnverkehrsordnung 
nicht genügen! Es ist ein alter, oft wiederholter Wunsch, dass die Personen- 
beförderung durch die Eisenbahn eine gesetzliche Regelung finde, und dazu 
bietet sich jetzt die beste Gelegenheit. Nicht verkannt werden soll, dass ge- 
rade für die Personenbeförderung zahlreiche Detailfragen zu erledigen sind, 
welche wegen der verschiedenen und wechselnden Verkehrsverhältnisse besser 
in die Reglements verwiesen werden. Die Eisenbahnverkehrsordnung selbst 
enthält aber schon Vorschriften, welche sich durchaus, sei es unverändert, sei 
es nach vorgängiger Modifizirung, zur Uebemahme in den Entwurf eignen. 
Dies gilt zunächst von dem § 6 Eis. V. 0., wonach ein Zwang zur Be- 
förderung von Personen (ebenso wie für Güter gemäss § 427 H. G. B.) für 
die Eisenbahn besteht. Im Anschluss daran sollte der Satz, dass kein Passa- 
gier vor dem anderen bevorzugt werden darf, zum Ausdruck gebracht werden 
(vgl. § 21 Absatz 2 des preussischen Heinbahnengesetzes vom 28. Juli 1892). 
Der Absatz 4 des § 427, wonach eine Zuwiderhandlung gegen diese Vor- 
schriften den Anspruch auf Ersatz des dadurch entstehenden Schadens be- 
gründet, wäre ohne Weiteres auf diese beiden Punkte übertragbar. 

Weiter werden sich auch die wichtigsten Rechte, welche eine Person 
durch den Kauf einer Fahrkarte erwirbt, gesetzlich fixiren lassen. Die §§14, 
19, 25, 26 der Eisenbahn V. 0. enthalten in dieser Richtung eine Reihe von 
Vorschriften, die jedoch mancher Ergänzung zu Gunsten des Publikums be- 
dürfen. So sollte die Uebertragbarkeit noch nicht benutzter (koupirter) 
Fahrkarten ausdrücklich anerkannt werden. Desgleichen ein Recht auf die 
vorübergehende Benutzung der nächst höheren Wagenklasse, wenn diese noch 
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freie Plätze hat, die der gelösten Fahrkarte aber nicht. Ein mit durchge- 
hender Fahrkarte versehener Reisender sollte, wenn er in dem anschliessen- 
den Zug wegen Raummangels keine Aufnahme findet, einen Anspruch auf eine 
Entschädigung wegen der entstehenden Säumniss erhalten, etwa in Höhe des 
Fahrpreises für die noch nicht abgefahrene Strecke. In ähnlicher Weise sollte 
ein mit durchgehender Fahrkarte versehener Reisender auch dann entschädigt 
werden, wenn in Folge einer Zugverspätung der Anschluss versäumt wird; 
von der durch § 26 Absatz 2 Eisenbahn V. 0. für diesen Fall schon gewährten 
Befngniss dürfte nur in seltenen Fällen Gebrauch gemacht werden können. 
Weitergehend sollte überhaupt mit dem Princip gebrochen werden, dass ver- 
spätete Abfahrt oder Ankunft der Züge keinen Anspruch gegen die Eisen- 
bahn gewährt (Eis. V. 0. § 26 Abs. 1). Im Falle einer nicht unerheblich 
verspäteten Abfahrt sollte der Reisende mindestens vom Vertrage zurücktreten 
und Rückerstattung des Fahrpreises für die noch nicht durchfahrene Strecke 
fordern dürfen. Und im Falle verspäteter Ankunft, namentlich wenn die Be- 
nutzung von Anschlusszügen dadurch unmöglich wird, wäre gewiss die Er- 
stattung eines Theils des Fahrgeldes angebracht. Gewiss muss es der Eisen- 
bahn unbenommen sein, dann jeden Anspruch zurückzuweisen,' wenn die Ver- 
spätung von einem Ereigmss herrührt, welches sie weder herbeigeführt hat 
noch abzuwenden vermochte (vgl. ob. § 439 Abs. 1; Eis. V. 0. § 86). An- 
dererseits sollte aber auch dann Ersatz des vollen Schadens gefordert werden 
können, wenn die säumige Beförderung durch Vorsatz oder grobe Fahrlässig- 
keit der Eisenbahn herbeigeführt ist (vgl. ob. § 439 Abs. 4; Eis. V. 0. § 88). 
Im Falle eines Dolus gut dies ja schon jetzt nach bürgerlichem Recht (s. Eger 
Frachtrecht 1891, m S. 398). 

Diese wichtigsten Punkte dürften hier genügen. Gewiss handelt es sich 
dabei um eine Materie, wo der Fachmann zunächst zu hören ist und wo der 
Laie Manches übersieht. Die Aufgabe ist aber sicherlich bei einigem Entgegen- 
kommen der Eisenbahnen zu lösen und bedarf endlich einer Lösung! 

§ 446. 

Der Entwurf musste nach seinem System für die der Eisenbahnverkehrs- 
ordnung nicht unterliegenden Bahnen an Stelle der Verweisung auf diese Ver- 
ordnung eine andere Rechtsquelle suchen. Dass dazu ohne Weiteres die Be- 
förderungsbedingungen der betreffenden Bahnen genommen werden, dürfte 
doch nicht angängig sein, da hinter ihnen nicht eine Autorität wie die des 
Bundesraths steht. Folgt man dem oben zu § 428 a. E. gemachten Vor- 
schlag, so bedarf es des § 446 Absatz 1 nicht, während sein Absatz 2 dem 
§ 427 als Ausnahme anzuhängen wäre. 

Redaktionell mag noch bemerkt werden, dass die Bezeichnung der unter 
§ 446 fallenden Bahnen als Kleinbahnen bedenklich ist, nachdem das 
Preussische Gesetz vom 28. Juli 1892 § 1 diesen Begriff dahin bestimmt hat, dass 
dies solche Bahnen sind, welche dem preussischen Gesetze über die Eisenbahn- 
untemehmungen vom 3. November 1838 nicht unterliegen. 
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6. 

C^rundstficksenteignungeii zum Zwecke Ton Strasseubalinaiilagen. 

Von Dr. Karl Hilse, 
Syndikus der Grossen Berliner Pferde-Eisenbahn-Aktien-Gesellschaft in Berlin. 

Die Strassenbahnen werden selbst in Preussen, wo sie auf Grund des 
Gesetzes v. 28. Juli 1892 zu Kleinbahnen geworden sind, wegen ihrer Eigen- 
thümlichkeiten eine Sonderstellung im Rechte und im Verwaltungsgebrauche 
behaupten. Denn der Umstand, dass sie für ihre Bewegung und ihren Unter- 
bau den öffentlichen Strassenkörper gebrauchen und höchstens auf kurze 
Strecken einen eigenen Bahnkörper besitzen, wird mit sich bringen, dass 
durch ihre Anlage Verhältnisse geschaffen werden, welche sowohl von den im 
Eisenbahnwesen als von den in sonstigen Verkehi'sbetrieben üblichen, erheblich 
abweichen. Diese Erscheinung tritt namentlich auch im Gebiete der Enteig- 
nung für Strassenbahnbauzwecke hervor, weshalb es nicht müssig sein wird, 
die hier wahrnehmbaren Eigenthümlichkeiten kurz zu beleuchten. 

Während für Baiem durch V. 20. Juni 1855 § 9 * gesetzlich vorgesehen 
ist, dass es zwecks Anlage von Strassenbahnen zur Enteignung kommen kann, 
fehlt in den Gesetzgebungen der übrigen deutschen Staaten eine gleiche Vor- 
schrift. Insbesondere hat das preussische Gesetz vom 28. Juli 1892 zwar in 
den §§ 30 — 37 den Fall vorgesehen, dass Bahnuntemehmungen durch den 
Staat erworben und ihren Eigenthümem entzogen werden sollen, dagegen über 
die Frage geschwiegen, ob und unter welchen Voraussetzungen der Bahnunter- 
nehmer auf Bewilligung des Enteignungsrechtes Anspruch habe. Wohl aber 
hat der Verwaltungsgebrauch die Strassenbahnen für solche Unternehmungen 
erklärt, durch welche dem öffentlichen Wohle gedient werde, weshalb die Be- 
willigung des Enteignungsrechtes nicht verfassungswidrig sei. Indess ist 
während des mehr als 31jährigen Bestehens von Strassenbahnen bisher nur 
in einem einzigen Falle einem Bahnuntemehmer die landesherrliche Enteig- 
nungs-Genehmigung ertheilt worden. Solches geschah in Preussen durch aller- 
höchsten Erlass vom 15. April 1885 zu Gunsten der Grossen Berliner Pferde- 
eisenbahn -Actien- Gesellschaft gegen die Stadtgemeinde Charlottenburg zum 
Zwecke der Ausdehnung ihres Berliner Bahnnetzes im Charlottenburg'er Weich- 
bild. Es handelte sich dort um die dauernde Beschränkung des Gemeinde- 
eigenthums am Strassenkörper in Form des Duldens von Fahrgeleisen. Leider 
gelangte das eingeleitete Verfahren nicht zum Austrage, indem es vorzeitig 
zu seiner Einstellung kam, weil die Unternehmerin auf die fragliche Schienen- 
verlegung verzichtete. 
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Abgesehen hiervon ist allerdings in zaMreichen Fällen und an verschie- 
denen Orten Gmnd-Eigenthum zur Durchführung von Strassenbahnanlagen ge- 
bucht worden, dessen freihändiger Erwerb nicht gelungen war, sodass es 
zur Zwangsenteignung kommen musste, doch bediente man sich hier des 
Strasseneigenthümers als Unternehmer und brachte die Fälle unter den Ge- 
sichtspunkt der Geradelegung oder Erweiterung öffentlicher Wege. Es lag 
ihnen nämlich ausnahmslos der Sachverhalt zu Grunde, dass die Polizei ihre 
Genehmigung zur Ausführung des Schienenweges im öffentlichen Strassenkörper 
von einer Strassenverbreiterung abhängig machte, wobei die neue Strassen- 
flucht in fremdes Grundeigenthum fiel, während die Schienen im bisherigen 
Strassenkörper zu liegen kommen sollten. Der Schienenbau war somit nur 
die mittelbare Ursache für die Beanspruchung fremden Eigenthums. Der be- 
kannteste Fall dieser Art ist die Verbreiterung der Potsdamerstrasse und Um- 
gestaltung des Potsdamerplatzes zu Berlin auf Kosten der Grossen Inter- 
nationalen Pferdeeisenbahn-Actien-Gesellschaft durch die Stadtgemeinde Berlin. 

Da in allen derartigen Fällen, wo fremdes Grundeigenthum zu Strassen- 
verbreiterungszwecken gebraucht wurde und die enteigneten Flächen zu Straasen- 
land bestimmt waren, der Erwerb thatsächlich für den Strasseneigenthümer 
erfolgte, konnten sie unbedenklich so behandelt werden, dass der Strassen- 
eigenthümer als Unternehmer und die Strassenverbreiterung als Unternehmen 
bezeichnet wurden. Denn der Beweggrund für die nothwendig gewordene 
Strassenerweiterung, der durch sie zu fördernde Zweck und die Quelle, aus> 
welcher die Mittel zur Abfindung der Entschädigten fliessen, sind augenschein- 
lich unwesentliche Nebenumstände, die für die Frage, ob die Verleihung aus- 
zusprechen oder zu versagen ist, nicht mitsprechen. 

1894 wurde jedoch die Enteignung in Berlin für Grundflächen verliehen, 
die ausschliesslich zum Legen von Strassenbahngeleisen bestimmt waren. 
Das Bindeglied zwischen den in der Französischenstrasse und der Dorotheen- 
strasse bereits vorhandenen Geleisen sollte zwar überwiegend im Körper 
öffentlicher Strassen bezw. Plätze, zu einem geringen Theile jedoch im 
Kastanienwäldchen zu liegen kommen, welches Eigenthum der Berliner Uni- 
versität ist. Der Letzteren sollte also das Grundeigenthum durch die Pflicht, den 
Greleiseinbau zu dulden, dauernd beschränkt werden. Obschon nur der Bahn- 
verkehr und nicht etwa der allgemeine Wagen- und Fussgängerverkehr über 
das zu beschränkende Grundstück zu führen war, mithin nicht die All- 
gemeinheit, sondern nur der Bahnuntemehmer den Vortheil der Benutzung des 
fremden Grundstücks gemessen sollte, die fragliche Grundfläche namentlich nicht 
dem öffentlichen Strassenkörper einzuverleiben war, ist gleichwohl die Stadt- 
gememde und nicht der Bahnuntemehmer als Enteignungs- Unternehmer hin- 
gestellt worden. 

Ohne der Frage näher zu treten, ob der letztgewählte Weg ein glück- 
licher ist, verdient der beregte Fall nach der Seite hin eine Erörterung, wie 
die Entschädigung zu finden und zu bestimmen ist. Die dem Grundstücks- 
eigenthümer aufzubürdende Last der Geleisduldung soll zeitlich begrenzt sein, 
nämlich nur bis zu dem Zeitpunkte dauern, in welchem das Geleiseinbaurecht 
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der ünternehmerm hinsichtlich ihres übrigen im städtischen Weichbilde liegen- 
den Bahnnetzes erlischt, was am 31. Dezember 1911 eintreten wird, so dass 
es sich am eine zeitlich begrenzte Eigenthamsbeschränknng handelt. Denn 
dem Umstände, dass die Dauer keine unbeschränkte ist, darf noch nicht die 
Bedeutung beigelegt werden, die Beschränkung für eine vorübergehende zu 
erklären und die Entschädigung nach den dafür massgebenden Satzungen zu 
bemessen. 

Da in einem gewissen Zeitpunkte die Beschränkung wegfallen und das 
Eigenthum wieder frei werden vnrd, ist bei Bemessung der Entschädigung zu 
untersuchen, welcher Betrag zum Ausgleiche des Vermögensnachtheiles genügt, 
der den Eigenthümer durch die beregte Last trifft. Er wird füglich im Vor- 
aus für den ganzen Zeitraum abzuschätzen sein, sodass von der Anwendung 
des Gesetzes v. 11. Juni 1874 § 12 Abs. 2^) kaum die Rede sein kann, weil 
wenigstens keine Umstände zu erkennen sind, aus denen innerhalb der Frist 
auf einen Wechsel im Umfange der Benachtheiligung zu rechnen sein würde. 
Sollte gleichwohl der Grundeigenthümer das letztere behaupten und die Fest- 
setzung der Entschädigung nach Ablauf jeden halben Jahres verlangen, so 
würde ihn die Beweislast treffen, während ihm umgekehrt der Beweis nicht 
abgeschnitten werden darf. Trifft jedoch das Erstere zu, so würde die Ent- 
schädigung in einer einmaligen Abfindung zu bestehen haben. 

Schwieriger ist die Beantwortung der Frage, welche Umstände für die 
'Werthsaufftndung mitzusprechen haben. Ist der bisherigen Benutzungsart ge- 
mäss § 10 Abs. 1 ^ zwar die Berücksichtigung nicht zu versagen, so ist sie 
gleichwohl nicht ausschliesslich massgebend. Wäre letzteres der Fall, so würde, 
da das Eastanienwäldchen überwiegend zur Erholung der Studirenden dient, 
wirthschaftlichen Zwecken nixiht überwiesen, überdies der Bevölkerung nicht 
mehr verschlossen ist, sondern auf der jetzt zu belastenden Fläche sogar viel- 
fach zum Gehen benutzt wird, ein wirthschaftlicher Nachtheil überhaupt weg- 
fallen. Denn die fragliche Grundfläche darf nach ihrer Bestimmung nicht 
einmal auf andere Weise wirthschaftlich benutzt, z. B. zum Schankbetriebe 
oder zu einer Handelsgärtnerei und ähnlichem mehr verpachtet werden. Die 
Erzielung eines Miethszinses ist darnach ausgeschlossen, sodass es verfehlt 
sein würde, den Miethsschätzungswerth der Festsetzung zu Grunde zu legen. 

Seit indess für Preussen das Gesetz v. 28. Juli 1892 § 6 ausgesprochen 
hat, dass für die Benutzung öffentlicher Wege zum Geleiseinbau deren Be- 
sitzer ausser der Unterhaltung und Wiederherstellung des benutzten Wege- 
theiles noch ein angemessenes Entgelt beanspruchen und ein Erwerbsrecht 
sich sichern darf, wird dafür zu halten sein, dass dem Besitzer eines Grund- 
stückes, welches einer gleichen Benutzung zugeführt werden soll, selbst für 
denjenigen Fall mindestens ein gleiches Entgelt gebührt, wenn er aus seinem 
Besitz bisher keinen Nutzen gezogen hat und voraussichtlich auf die Dauer 



^) Vgl. dazu Eger, Commentar z. Enteign. Ges. v. 11. Juni 1874. Bd. I. S. 343 ff. 
und 368 ff. 

*) Eger, a.a.O. I. S. 254 ff. 
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der Belastung zn ziehen nicht im Stande sein würde. Denn braucht der 
öffentliche Weg, trotz seiner Bestimmung, dem allgemeinen Verkehre zu dienen, 
einem Verkehrsbetriebe, welcher für seine Beförderungszwecke besondere Vor- 
richtungen im Strassendamm nöthig macht, unentgeltlich nicht überlassen 
zu werden, so muss für Privatgrundstücke erst recht dasselbe gelten. Liefert 
ja doch die Thatsache, dass das Grundstück einer gewerblichen Anlage dienen 
soll, den schlagendsten Beweis von der ihm innewohnenden Fähigkeit, wirth- 
schaftlich benutzt zu werden. 

Welches Entgelt ist jedoch angemessen? Hierfür wird einerseits die 
Thatsache zu würdigen sein, dass die meisten Wirthschaftsarten (z. B. das 
Bauen, Verpachten, Benutzen zum Lagern) ausgeschlossen sind, dass anderer- 
seits jedoch der Unternehmer aus der Benutzung einen Gewinn erzielt, welcher 
ihm fehlen würde, wenn für ihn die fragliche Fläche unzugänglich wäre. 
Dieser Gevnnn entsteht jedoch aus dem Zusammenwirken der hergegebenen 
Grundfläche, des ausgeführten Einbaues, der hergehaltenen Ausrüstungsgegen- 
stände, der Unkosten für den Betrieb und der persönlichen Leistung, sodass 
er nur zu einem geringen Bruchtheil auf die Grundfläche entfällt. Das Ver- 
hältniss, in welchem die einzelnen zum Aufbringen des Gewinnes mitwirkenden 
Factoren zu einander und zur Gewinnziffer stehen, wird also den Massstab 
für die Antheilsziffer bilden, mit welcher der Grundeigenthümer betheiligt 
werden darf, weil ihr Eingang durch die Herhaltung seines Grundstücks 
vermittelt ist. Folgeweise vsrürden die muthmasslichen Gewinnaussichten, die 
muthmasslichen sachlichen und persönlichen Betriebsunkosten, der erforderliche 
Aufwand für den Bau und die Beschaffung der Betriebsausrüstung ziffermässig 
zu veranschlagen und zu schätzen sein, wobei bezüglich des Bauaufwandes 
weiter zu unterscheiden wäre, wieviel auf den Bau entftQlt und wieviel mehr 
er gekostet haben würde , wenn ein Grundstück hätte dazu erworben werden 
müssen. Ein den zeitgemässen Zinsen von dem geschätzten Grunderwerbs- 
preise entsprechender Betrag würde der Höchstbetrag sein, der als Entgelt zu- 
gebilligt werden dürfte. Er müsste eigentlich dahinter noch zurück bleiben, 
weU dem Eigenthümer die Werthssteigerung verbleibt, welche das Grundstück 
in der Zwischenzeit erfahren könnte, um die der Bahnuntemehmer kommt. 

Die Vorerörterungen thuen dar, dass bei der unvermeidlichen Umarbeitung 
sowohl des Enteignungsrechtes ^) wie des Kleinbahngesetzes den Eigenthümlich- 
keiten der Strassenbahnen die ihnen gebührende Berücksichtigung um so weniger 
wird vorenthalten werden dürfen, als das Bedürfniss nach Strassenbahnen 
immer weitere Kreise erfasst und seine Befriedigung ohne Schädigung des 
Volkswohlstandes nicht wird zurückgehalten werden können. 



^) Eine Form der Zwangsenteignung stellt in Preussen das Zustimmungs-Er- 
gänzungs -Verfahren gemäss G. v. 28. Juli 1892 dar. Man vergl. Preuss. Verwaltungs- 
Blatt für 1896 Nr. 37 und 38. 
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II. INIt dem Eisenbahnrecht Im Zusammenhang stehende 

Schriften. 

Cohn, Dr. 6., Professor. Das neue Deutsche Bürgerliche Becht in Sprüchen. I. All- 
gemeiner Teil. Berlin 1896. 0. Liebmann. 

Eine gleich eigenartige Bearbeitung wie die vorliegende hat wohl kaum jemals 
ein Civilgesetzbuch erfahren. Verfasser verfolgt mit dem Werkchen einen doppelten 
Zweck: einmal will er den Lernenden die Gedächtnissarbeit erleichtem, dann aber 
auch alten BechtssprÜchwörtem, welche jetzt längst vergessen sind, zu neuem Ansehn 
verhelfen. In mehr als 1000 Sprüchen sind alle Vorschriften des allgemeinen Teiles 
(§§ 1—234) zum Ausdruck gebracht; die übrigen Teile des B. G. B. sollen in gleicher 
Weise bearbeitet werden. Die höchst geistvolle und originelle Arbeit verdient vollen 
Beifall und lässt hoffen, dass der Herr Verfasser seinen Zweck erreichen wird. 

W. CoermaÄh, Bolchen. 

Eichhorn, Kammergerichtsrath. Das preussische Stempelsteuergesetz vom 31. Juli 1895 
nebst Tarif, Tabellen und Ausführungsbestimmungen. Berlin 1896. Verlag von 
0. Liebmann. 

Das preussische Stempelsteuergesetz vom 31. Juli 1895 hat in 36 Paragraphen 
das ganze Bechtsgebiet des preussischen Landesstempels von Grund auf neu und 
übersichtlich geregelt. Wie sehr eine solche Änderung dem praktischen Bedürfnisse 
entsprochen haben muss, geht schon daraus hervor, dass der die Mhere Gesetzgebung 
aufhebende § 35 nicht weniger als 37 Gesetze au&ählt, welche ganz oder teilweise 
in Wegfall kommen. Einen weiteren Fortschritt bringt das Gesetz durch Ausgleichung 
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einer Beihe von Härten, welche vorzugsweise die weniger bemittelten Bevölkerungs- 
klassen trafen. 

Die vorliegende, von dem Mitbearbeiter der preussiscben Stra^esetze heraus- 
gegebene Arbeit soll nicht ein ausführlicher Kommentar sein — ein solcher ist von 
Bechtsanwalt E. Heinitz soeben veröffentlicht — , sondern ein in erster Linie dem 
Gebrauche in der Praxis dienender Leitfaden. Ausser einer kurzen, leichtfasslichen 
Erläuterung sind den einzelnen Paragraphen die bezüglichen Ausführungsbestim- 
mungen angefügt. Mit gleicher Sorgfalt wie das Gesetz ist auch der Stempeltarif 
behandelt. Form und Ausstattung des Buches ist dieselbe wie bei den strafrecht- 
lichen Nebengesetzen. Ein Anhang enthält die Ausführungsbestimmungen und Tabellen 
zur Berechnung der Werthstempel. W. Coermann, Bolchen. 

Friedrichs, Dr. Carl, Bechtsanw. Universales Obligationenrecht. Berlin 1896. Karl 
Heymanns Verlag. 

Die ethnologische Jurisprudenz ist im Laufe der letzten Jahre in Deutschland 
in liebevoller Weise gepflegt worden, bereits füllen die zu derselben gehörigen 
Schriften eine stattliche Bibliothek, und immer deutlicher enthüllt sich uns der Werde- 
gang der universalen Bechtsidee an der Hand der Entwicklung der Bechte und 
Bechtsformen der einzelnen Völker. In der vorliegenden Schrift, welche einen sehr 
werthvollen Beitrag zu diesem neu aufgebauten Wissenszweige bildet, wird der Ver- 
such gemacht, diejenigen Bechtssätze zusammenzufassen, welche für das Obligationen- 
recht der einzelnen Völker und Stämme gemeinsam gelten, und derselbe kann, nach 
dem heutigen Stande des Wissens, als ein durchaus gelungener bezeichnet werden. 
Der Verfasser erwähnt in der Einleitung die ünvollständigkeit des ihm zur Ver- 
fügung stehenden Materials; ob dasselbe jemals ein durchaus vollständiges sein wird, 
ist zweifelhaft und nach Ansicht des Bezensenten nicht wahrscheinlich, das heute 
schon vorhandene ist aber ein überreiches, ausserordentlich zerstreutes und dieserhalb 
schwer zu beherrschendes. Der Verfasser beherrscht es in vollem Masse und darf 
dieserhalb den Anspruch erheben, für die Erkenntniss der Entwicklung des Obli- 
gationenrechts einen werthvollen Baustein geliefert zu haben. Das Buch zerfällt in 
einen allgemeinen Theil, der sich mit den allgemeinen Grundsätzen des Obligationen- 
rechts beschäftigt und einen speziellen, worin die einzelnen Formen der Schuld Ver- 
hältnisse behandelt werden. Trotz der Fülle der mitgetheilten Details ist die Dar- 
stellung nicht ermüdend und wird deshalb von allen, welche sich für die ethnologische 
Jurisprudenz interessiren, mit Vergnügen gelesen werden. Dr. L. Fnld, Mainz. 

Fuld, Dr. L. Das Beichsgesetz zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs. Hannover 
1886. Helwing. 

Das Gesetz über den unlauteren Wettbewerb hat, wiewohl erst am 1. Juli 1896 
in Kraft getreten, schon viele Eommentirungen erfahren: von Birkenbihl, Daltrop, 
Kunreuther, Meyer, Beeren, Stephan etc., denen sämmtlich das Verdienst gebührt, 
dass sie das überaus reiche Material der Motive und Verhandlungen sorgsam ver- 
werthet und dem Publikum in anschaulicher Form dargestellt haben. Der Kommentar 
von Fuld theilt nicht nur in hohem Grade diese Vorzüge, sondern zeichnet sich be- 
sonders durch die Fülle des Stoffes aus, den der Herr Verfasser aus eigener Kenntniss 
der Dinge den einzelnen Paragraphen hinzufügt. Hierzu kommt die stete Heran- 
ziehung der französischen und englischen Jurisprudenz, die bekanntlich für den Erlass 
des deutschen Gesetzes vorbildlich gewesen ist. Fuld ist im Allgemeinen kein Gegner 
des Gesetzes und glaubt auch, dass die deutsche Bechtssprechung, wenn sie sich 
nur einigermassen der freien Auffassung der Franzosen anschlösse, sich unschwer mit 
demselben abfinden werde. Beferent kann diese Hof&iung nicht' theilen. Begii£fo| 
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wie der der Beklame, weicher darauf abgestellt ist, ob die marktschreierischen An- 
preisnngen Angaben thatsächlicher Art sind im Gegensatz zn blossen ürtheiien, oder 
der im Gesetze nicht definirte Begriff des Geschäftsgeheimnisses, endlich die Frage, 
ob ein berechtigtes Interesse vorhanden ist, wodurch die sogenannte Diskreditimng 
fremder Geschäfte entschuldigt werden soll, werden lange Zeit zu schwankenden 
Entscheidungen Anlass geben. Die unglücklichste Bestimmung ist die Schadensersatz- 
klage, welche jedem Konkurrenten gegenüber einem Beklameuntemehmen zustehen 
soU. Man fragt sich vergebens, wie ein Kaufmann den Schaden liquidiren soll, der 
ihm durch die unwahre Beklame eines Anderen entstanden ist, um so mehr, wenn 
man sich vor Augen hält, dass der Konkurrent nur die ihm selbst entgangene Ein- 
nahme, nicht etwa den der ganzen Konkurrenz zugefügten Schaden pro rata ersetzt 
verlangen kann. Fuld hofft, dass der deutsche Richter sich hier gleich seinem fran- 
zösischen Kollegen vor ängstlichem Eigorismus fernhalten werde, der bei Klagen 
aus unlauterem Wettbewerb am wenigsten angebracht sei. Es wäre aber sehr 
wünschenswerth gewesen, wenn die Kommentare die viel gerühmten freieren fran- 
zösischen Urtheile, mehr als es geschehen, mit Thatbestand und Gründen oder wenigstens 
mit genauer Quellenangabe citirt hätten, um eine Nachprüfung derselben zu ermög- 
lichen ; die bekannte Verbreitung der Beklame in Frankreich lässt eher auf eine ge- 
wisse Reserve der Gerichte schliessen. Umgekehrt aber wäre es recht bedauerlich, 
wenn die deutschen Gerichte in Prozessen wegen unlauteren Wettbewerbs dem Kläger 
das Vorgehen erleichtem und von einer strikten Beweisführung in Bezug auf den 
erlittenen Schaden Abstand nehmen würden; die zugesprochene Summe nähme alsdann 
sofort den Character der Busse an, die, wenn man sich daran erinnert, wie fltlssig 
die gesetzlichen Grenzen zwischen lauterem und unlauterem Wettbewerb sind, 
leicht in eine Strafe auf geschäftliche Agilität und in eine Prämürung von Trägheit 
und Chicane ausarten würde. Dr. E. Hancke, Breslau. 

Heinitz, E., Bechtsanw. Kommentar zum Preussischeu Stempelsteuergesetz nebst Tarif. 
Vom 31. Juli 1895. Berlin 1896. 0. Liebmann. 

Der Herr Verfasser hat in dem vorliegenden Kommentare ein für die Theorie 
und Praxis gleich werthvolles, höchst verdienstvolles Werk geschaffen. Die Aufgabe, 
den rechtlichen Inhalt des Gesetzes und des Tarifs im Zusammenhang mit den in der 
Preussischeu Monarchie geltenden Systemen des Civilrechts, dem Allgemeinen Land- 
recht, dem gemeinen Recht und Code civil darzustellen und hierbei die bisherige Praxis 
der Gerichte und der Verwaltungsbehörden, sowie die einschlägige Literatur in aus- 
giebiger und kritischer Weise zu verwerthen, hat er voll und ganz erfüllt. Für das 
Eisenbahnrecht sind die Erläuterungen über die Stempelabgaben bei Genehmigungen 
zum Betriebe (Tarif Nr. 22 m. S. 214. 225. 76. 78), Lieferungsverträgen (3. 298), 
Übertragung von Frachtbriefen (S. 162), Enteignungen (S. 21, 24), sowie über die 
Anzeigepflicht der Eisenbahndirektionen (S. 135) von besonderer Bedeutung. Das ge- 
diegene Werk kann der besten Aufnahme in allen Interessentenkreisen gewiss sein. 

Dr. Eger, Berlin. 

Ktostermann, Dr. R. Allgemeines Berggesetz für die preussischeu Staaten vom 24. Juni 
1865 nebst Kommentar. 5. Aufl. unter Berücksichtigung der durch das Gesetz v. 
24. Juni 1892 eingetretenen Änderungen herausgegeben von Dr. M. Fürst, Geh. Ob.- 
Bergrath. Berlin 1896. J. Guttentag. 

Der bekannte Klostermannsche Kommentar ist durch den mit Rücksicht auf seine 
Stellung und vorangegangenen literarischen Arbeiten besonders qualiflzirten Herrn 
Verfasser einer vollständigen Umarbeitung unterzogen worden, wozu die Emanation 
der Berggesetenovelie vom 24. Juni 1892 vornehmlich Anlass bot. Die seit Erscheinen 
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der vierten Auflage hinzugekommene Literatur, Bechtsprechung und Gesetzgebung ist 
auf das Sorgfältigste und Gewissenhafteste benutzt und so Vieles hinzugefügt wor- 
den, dass wir bei zahlreichen Abschnitten fast vor einem neuen Kommentar stehen, 
obwohl in pietätvoller Weise die Elostermannschen Erläuterungen thunlichst zu Grunde 
gelegt sind. Für das Eisenbahnrecht sind die Erörterungen zu § 4 (Schürfverbot 
S. 28), § 185 (Grundabtretung zu Bergwerksbahnen S. 406 f.), §§ 158—155 (Anlage von 
Eisenbahnen im Grubenfelde und Entschädigung der Bergbautreibenden S. 477 f., 481 f ), 
§ 196 (Grubeneisenbahnen, namentlich die an öffentliche Eisenbahnen anschliessenden, 
ihre eisenbahntechnische Aufsicht und Überwachung mit Bezug auf § 50 des Elein- 
bahngesetzes v. 28. Juli 1892) von besonderem Interesse. Die neue Auüage entspricht 
in jeder Hinsicht den Anforderungen der Theorie und Praxis. Dr. Eger, Berlin. 

Pohl, 0. Sammlung von Gesetzen^ Verordnungen , Erlassen u. s. w. in Bezug auf den 
Beichs-Post- und Telegraphendienst. Berlin 1895. B. v. Decker's Verlag. G. Schenck. 
Auf diese verdienstvolle Sammlung, welche nunmehr in 11 Lieferungen voll- 
ständig erschienen ist, ist bereits in Band 12 S. 189 der Zeitschrift aufmerksam ge- 
macht worden. Die Vorzüge, welche damals bezüglich der ersten Lieferungen her- 
vorgehoben worden sind, theilen auch die späteren Lieferungen. Die Reichhaltigkeit 
und Vollständigkeit des Inhalts , wie die Zweckmässigkeit der Anlage werden dem 
Sammelwerke die Eigenschaft eines werthvollen Hülfsmittels und bequemen Nach- 
schlagebuchs für die Behörden und Beamten des Post- und Telegraphendienstes in 
vollem Umfange sichern. Dr. Eger, Berlin. 

Apt, Dr. M., Ger.-Ass. Gesetz, betr. die Pflichten der Kaufleute bei Aufbewahrung: 
fremder Werthpapiere. (Depotgesetz.) Vom 5. Juli 1896. Berlin 1896. R. v. Decker. 
— Das Börsengesetz vom 22. Juni 1896. 2. Aufl. Berlin 1896. R. v. Decker. 

Beyeriein, G. Besitzerwerb durch Konnossement. Freibnrg i. B. 1896. J. C. B. Mohr. 

Behrend, Dr. J. Fr., Reichsger.-R. Lehrbuch des Handelsrechts. 6. Lfg. Berlin 1896. 
J. Guttentag. 

Dieckmann, C. Postgeschichte deutscher Staaten seit einem halben Jahrhundert. Leipzigs 
1896. E. Heitmann. 

Förtter-Eooius. Preuss. Pxivatrecht. 7. Aufl. n. Bd. Berlin 1896. G. Reimer. 

Gabriel. De la responsabilit6 des patrons dans les accidents du travail. Nancy 1896, 
imp. Cr^pin-Leblond. 

Garele, Dr. C. Bürgerliches Gesetzbuch nebst Einführungsgesetz. 1. Heft. 1896. 
Giessen. C. Roth. 

Gclebiewekl, E. Aerztlicher Kommentar z. Unfall versicher. Ges. v. 6. Juli 1884. 2. Aufl. 
Berlin 1896. Carl Heymann's Verlag. 

Haaes, Dr. F., Oberpostsekr. Die Post und der Charakter ihrer Einkünfte. 2. Aafl. 
Berlin 1896. Rosenbaum & Hart. 

Hachenbarg, M., u. Helnehelmer, K. Das badische Landrecht. Ergänz. Bd. Mannheim 
1896. J. Bensheimer's Verlag. 

Herrfurth, 6. Das gesammte preussische Etats-, Kassen- und Rechnungswesen ein- 
schliesslich der Rechtsverhältnisse der Staatsbeamten. 3. Aufl. t. Thl. Berlin 1896. 
Carl Heymanns Verlag. 

Heldhelm, P. Die Aktiengesellschaften und das Reichsstempelgesetz. Berlin 1896. 
Carl Heymanns Verlag. 

Hue de Grals. Handbuch der Verfassung und Verwaltung in Preussen. 9. Aufl. Berlin 
1896. J. Springer. 

Jeesten, Dr. Geschichte i^nd System der Eisenbahnbenutzung im Kriege. Leipzig 1896. 
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6orden, Dr. F., Amtsr. Das Frachtrecht im Entw. eines H. G. B. (Sped. a. SchifL Zeitg. 

1896. Nr. 48). 
Hlise, Dr. K. Das Recht der Bahnaufsichtshehörde zu Eintragungsgesnchen ans eigener 
Entschliessnng. § 8 Prenss. Ges. v. 19. Aug. 1895. (Zeitschr. f. Eleinb. III. 1896. 
S. 420.) 
Heldhelm, Dr., Jastizr. „Zum Streit« der Speditenre.*' (Sped. n. Schiff. Zeitg. 1896. 

Nr. 46.) 
Paula«, 6. Wie entsteht eine Kleinbahn? (Fortsetzung and Schlnss.) (Die Schmalspur- 
bahn. 1896. Nr. 1, 8. S. 138, 161.) 
Paulus, 6. Die Eonzessionsreife von Kleinbahnen und deren Bedeutung fttr die Eon- 

zessionirung. (Die Schmalspurbahn. 1896. Nr. 12. S. 257.) 
Laband, Prof. Dr. P. Das Verhältniss des Handelsrechts zum bürgerlichen Recht nach 
dem Entwurf eines revidirten Handelsgesetzbuchs. (Deutsch. Jurist. Zeitg. I. Nr. 18. 
S. 345.) 
Relndl , Dr. M. Über die rechtliche Bedeutung des Frachtbriefduplikats. (Spedit. und 

Schiff. Zeitg. vom. 4. Dezember 1896.) 
Rinaldini, Th. v. Die Berechnung frachtrechtlicher Fristen. (Zeitschr. f. Eisenb. u. 
Dampfsch. 1896. Nr. 39. S. 681.) 

Die Besteuerung der Schleppbahnen. (Zeitschrift f. Eisenbahnen n. Dampfschiff, 
in Oesterr. 1896. Heft 31. S. 653.) 

Ersatzpflicht einer Strassenbahn für den durch das Hängenbleiben der Pferde in 
den Schienen bewirkten Schaden. (Zeitschr. f. Kleinb. in. 1896. S. 489.) 

Der Sammelyerkehr und der Entwurf des neuen Handelsgesetzbuchs in Deatsch- 
land. (Spedit. und Schifffahrts-Zeitg. 1896. Nr. 37.) 

Der Sammeiverkehr und der Entwurf des neuen Handelsgesetzbuchs in Deutschland. 
(Zeitschr. f. d. Internat. Eisenb. Transp. IV. 1896. Nr. 11. S. 437.) 

Die Organisation des Österreich. Eisenbahnministeriums. (Deutsche Strassen- und 
Kleinb. Zeitg. 1896. Nr. 36.) Über die Staatsbeihilfen f. Kleinbahnen. (Nr. 38.) 
Bahnpolizeireglement für die Budapester Unterpflasterbahn. (Die Schmalspur- 
bahn. 1896. Nr. 7. S. 148.) 

Konzessionimng und Bedingungen für die Strassenbenutzung in den Yereinigten 
Staaten von Amerika. (Die Schmalspurbahn. 1896. Nr. 13. S. 290.) 

Das englische Kleinbahngesetz vom 14. August 1896. I. (Zeitschr. f. Kleinb. 
in. 1896. S. 557.) 

The Light Eailways Act 1896. (The Raiiway News 1896. Nr. 1703. S. 316.) 
The Light Bailways Bill. (Nr. 1704. S. 349.) 



Gesetzgebung. 



Deutsohea Reich. Bek. des Reichskanzlers vom 28. August 1896, betr. die technische 
Einheit im Eisenbahnwesen. (E. V. Bl. 1896. S. 267.) 

Bek. vom 20. September 1896, betr. die dem internationalen Übereinkommen über 
den Eisenbahnfrachtverkehr beigefügte Liste. (E. V. Bl. 1896. S. 271.) 

Bek. vom 16. September 1896, betr. die Vereinbarung erleichternder Vorschriften 
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für den wechselseitigen Verkehr zwischen den Eisenbahnen Deutschlands und Lnxem- 
buigs. (E.V. Bl. 1896. S. 271 ff.) 

England. Gesetz, betreffend die Erleichterung des Baaes von Kleinbahnen: light rail- 
ways bin. Vom 14. August 1896. (Chapter 48.) In deutscher Übersetzung mitge- 
theilt in der Zeitschr. f. Kleinb. m. (1896.) S. 582—593. 

Niederlande. Note des Minister, f. Wasserbauten, Handel u. Industrie vom 13. Aug. 
18% an das Centralarot, betr. Änderung der Liste der am intemat Eisenb. Transp. 
betheil. Eisenbahnen. (Zeitschr. f. d. Internat. Eisenb. Transp. IV. Nr. 9. S. 348.) 

Oesterreiob. Übereinkommen zwischen Oesterreich-Üngam und der Schweiz, betreffend 
die Anwendung besonderer Sanitätsmassnahmen für den Grenzverkehr und für den 
Verkehr über den Bodensee bei Choleragefahr. Vom 20. März 1896. Nebst Kund- 
machung der Ministerien des Innern und des Handels. Vom 30. Juli 1896. (B. G. 
BL 1896. Stück LIX. Nr. 154. Oesterr. Verordn. Bl. f. Eisenb. IX. (1896.) 
Nr. 98. S. 1641.) 

— Kundmachung des Eisenbahnministeriums vom 28. Juli 1896, betr. das volle Ins- 
lebentreten der neuen Organisation der staatlichen Eisenbahnyerwaltung in den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern mit 1. August 1896. (B. G. Bl. 
LI. Stück. Nr. 129.) 

Verordnung des Eisenbahnministeriums vom 28. Juli 1896, betr. die Erlassung 
einer Dienstinstruktion für die k. k. Generalinspektion der österreichischen Eisen- 
bahnen. (R. G. Bl. LI. Stück. Nr. 130.) 

— Diensteintheilung des K. K. Eisenbahnmimsteriums und der K. K. General-Inspektion 
der Oesterreichischen Eisenbahnen. Veröffentlicht im Verordn. Blatt für Eisenb. pp. 
IX. Nr. 87. Vom 4. August 1896. 

— Kundmachungen des K. K. Eisenbahnministeriums vom 26. August, 21. September, 
1. October 1896, betreffend die Liste der Eisenbahnen, auf welche das Internat. Über- 
einkommen über den Eisenbahn -Frachtverkehr Anwendung findet. (Oesterr. Eisenb. 
Verordn. Bl. IX. (1896.) Nr. 99. S. 1667; Nr. 101 S. 1681. Nr. 110. S. 1817. 1818. 
Nr. 114. S. 1873.) 

Erlass des Eisenbahnministeriums vom 27. August 1896, betr. die Interpretation 
des Ausdrucks „frische Früchte" im g 78 Abs. 2 des Eisenb. Betr. Reglements (Österr. 
Eisenb. V. Bl. IX. (1896) Nr. 102, vom 17. September 1896, betr. Stempelpflicht der 
Urkunden über Cession von Ersatzansprüchen aus Eisenb. Frachtverträgen (Nr. 129), 
vom 22. October 1896, betr. ünzulässigkeit der Verwendung von in Rothdruck aus- 
geführten Frachtbriefen (Nr. 125) und von Frachtbriefen mit reklameartigen oder 
inseratenmässigen Zusätzen auf der Rückseite (Nr. 128). 
Preassen. Erlasse des Ministers der öffentl. Arb. v. 7. Juni 1896, betr. die Vertretung 
der Land- und Forstwirthschaft in den Bezirkseisenbahnräthen (E. V. Bl. 1896. S. 212), 
vom 27. Juni 1896, betr. Berechnung der für die Vertheilung des kommunalsteuer- 
pflichtigen Reineinkommens der Staatsbahnen massgebenden Gehälter und Löhne 
(S. 224), vom 10. Juli 1896, betr. Angabe eines bestimmten Einführungstermins auf 
Tarifnachträgen (S. 228), vom 29. Juli 1896, betr. geschäftliche Behandlung von Be- 
rufungs- und Rekursschriften in ünfallversicherungssachen (S. 236), vom 29. Juli 1896, 
betr. Pachtverträge mit Bahnhofswirthen (S. 236), vom 23. Aug. 1896, betr. Voll- 
ziehung der Protokolle über die landespolizeiliche Prüfung von Entwürfen auszu- 
führender und über die Abnahme fertiggestellter Bauanlagen (S. 259), vom 28. August 
1896, betr. Einbehaltung frei gewordener Amtskautionen (S. 260), vom 81. August 
18%, betr. Ausführungsverordnung zum Gesetz vom 25. Februar 1896 über die Be- 
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seitigong von Anstecknngsstoffen bei Viehbeförderung auf der Eisenbahn (S. 
28. September 1896, betr. Änderung der Fundordnung vom 6. März 1875. 

Ru88land. Cirk. Erlass des Departements für Eisenbabnangelegenheiten vom 10./22. April 
1896, betreffend die Bezeichnung der im § 50 des Euss. Eisenbahngesetzes v. 12. Juni 
1885 aufgeführten Güter. (Zeitschr. f. intemat. Eisenb. Transp. IV. Nr. 8. S. 315). 
Verordnung vom 17./29. Juli 1896, betr. die Lieferfristen für die zur Beförderung 
auf der Eisenbahn aufgegebenen Güter. (Verordn. Bl. d. Verk. Minist, v. 10./12. Aug. 1896). 
Verfügung des Finanzministers, publizirt in der Sammlung der Ges. u. Verordn, 
Nr. 76 V. 20. Juni 1896, betr. Eintheilung der Grenzen der Zollkreise des Europ. 
Busslands und des Kaukasischen Gebiets mit Angabe des Sitzes der Hauptverwal- 
tungen der einzelnen Zollkreise. (Zeitschr. f. d. intemat. Eisenb. Transp. IV. Nr. 9. 
S. 863.) 

-- Verordnung des Ministers der Verkehrsanstalten vom 17./29. Juli 1896, betreffend 
Lieferfristen für die Beförderung von Hornvieh in Russland bei Aufgabe von min- 
destens 8 Stück für eine Sendung. (Zeitschr. f. d. intemat. Eisenb. Transp. IV. Nr. 10. 
S. 401. Verordn. Bl. d. Russ. Verk. Minist, v. 10./22. Aug. 1896.) 

Cirkular des Departements für Eisenbahnangelegenheiten vom 26./ 31. August, 
7./12. September 1896, betreffend Frachtberechnnng für Wagenladungen! (Zeitschr. 
f. d. intemat. Eisenb. Transp. IV. Nr. 10. S. 402.) 

Spanien. Gesetz vom 1. September 1896, betr. die Unterstützung der Eisenbahnen (in 
der Übersetzung mitgetheilt von d. Zeitg. d. Ver. deutsch. Eisenb. Verw. 1896. Nr. 78. 
S. 705. 706.) 

Ungarn. Noten des E. Ungar. Hand. Minister, v. 8. August, 2. u. 3. Sept., 24. Octob. 

4. Novbr. 1896, an das Central-Amt, betr. Änderung der Liste der am intemat. Eisenb. 
Transp. betheiligten Eisenbahnen. (Zeitschr. f. d. intemat. Eisenb. Transp. IV. Nr. 9. 

5. 347-349. Nr. 11. S. 423/4.) 



Btichdrackerol lUretBke St lUrtLn, Trebnits ia Schi««. 
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Entseheidungen. 



Nr. 133. Entsch. des Prenss. Ober-Verwalt.-Öericlits. 

4. Senat. Vom 27. April 1895. 

[EntBch. O.V. G. Bd. 88. S. 218.] 

Grenzen der Zaiftssigkeit des Streitverfabrens In Wegebausaohen. Zustand. Ges. v. 

I. Aug. 1883 § 56. 

Eine Klage, in der der Kläger die Uebemahme und Unterhaltung 
von ihm auf einem öffentlichen Wege hergestellter Entwässerungsanlagen 
oder deren Ersetzung durch andere zweckentsprechende Anlagen von dem 
Wegennterhaltungspflichtigen fordert, ist unzulässig. Abgesehen von den 
Fällen, in denen — wie z. B. bei Ersatzansprüchen, wenn der Beklagte 
behauptet, dass Kläger Aufwendungen, die über das Mass der erforder- 
lichen Leistungen hinausgehen, gemacht habe und von ihm erstattet 
verlange — eine Ausmessung des materiellen Inhalts der Wegebaulast 
immer nur als Inzidentpunkt in Betracht kommen kann, haben nicht 
die Parteien mit einander über den Inhalt der Wegebaupflicht vor 
dem Verwaltungsrichter zu streiten, sondern die Wegepolizeibehörde 
ist es, die sich darüber schlüssig zu machen hat, welche Anforderungen 
auf Grund der Wegebaulast an den Pflichtigen gestellt werden sollen, 
und nur in einem ihr gegenüber in die Wege geleiteten Streitver- 
fahren haben alsdann die Verwaltungsgerichte darüber zu entscheiden, 
wie weit an sich und in Ansehung des einzelnen Falles die Verpflich- 
tungen des Inanspruchgenommenen gehen. 



Nr. 133. Entsch. des Prenss. Ober-Verwalt.-6ferlchts. 

1. Senat. Vom 14. Mai 189B. 

[PreuBs. Eisenb.-Arch. 1896. Heft 6. S. 1167.] 

Zarflokerstattang zn viel erhobener Steuern. 

Aus der Erfüllung der formalen Zahlungspflicht, welche letztere auch 
durch eine materiell rechtswidrige Steuerveranlagung begründet wird, 
erwächst dem Zensiten nicht ein Anspruch auf Zinsen für den ihm wieder- 
zuerstattenden Betrag. Durch die Steuerveranlagung entsteht eine formale 
Zahlungsverbindlichkeit, die zu einer unanfechtbaren wird, wenn die 
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gegebenen Rechtsbehelfe nicht rechtzeitig eingelegt werden. Diese formale 
Zahlungsverbindlichkeit wird auch nicht durch die Einlegung der Rechts- 
behelfe allein, sondern erst durch die Aufliebung der Veranlagung be- 
seitigt; bis dahin bleibt der Steuerpflichtige nach den positiven Vor- 
schriften der Steuer- sowie der Gemeindeverfassungsgesetze zur Leistung 
verpflichtet. Deshalb kann auch die Beitreibung der veranlagten Steuer 
als eine ohne jede rechtliche Grundlage, also widerrechtlich erfolgte Ab- 
nöthigung selbst dann nicht angesehen werden, wenn hinterher die Ver- 
anlagung aufgehoben wird. Sie erscheint vielmehr als die Ausübung einer 
auf ausdrücklicher gesetzlicher Ermächtigung beruhenden Befugniss, 
deren formale Rechtmässigkeit auch dadurch nicht beseitigt wird, dass 
später die rechtliche Grundlage, auf die sie gestützt war, wegfällt. 



Nr. 134. Entsch. des Dentschen Kelchsgericlits. 

2. Civil-Senat. Vom 18. Juni 1895. 

(Bolze, Praxis, Bd. 21. S. 11. Nr. 28.J 

Rhelnisohes Recht. Umfang der Ansprüche der Adjazenten auf die Benutzung öfTent- 

iicher Strassen. 

Der Kläger hat ein an zwei Strassen liegendes Eckhaus; die 
zweite Strasse läuft in einen todten Winkel aus, welcher eingezogen 
und dem Nachbar des Klägers veräussert ist. Dieser ist jnit seinem 
Neubau vorgerückt, sodass das Haus des Klägers nur noch soweit an jener 
Strasse liegt, als es ein auf dieselbe hinausgehendes Fenster hat. 
Der verbaute Theil der Strasse hat weder ein Fenster noch eine Thor* 
Dem Kläger steht deshalb wegen tiieilweiser Einziehung der Strasse 
auch kein Schadenersatzanspruch gegen die Stadt zu. Denn die An- 
wohner einer Strasse haben zwar ein nicht zu verkümmerndes Recht 
bezüglich des Verkehrs mit der Strasse und des Lichtbezuges — une 
servitude de vue et d'issue sur la voie publique — Laurent, Bd. 7, 
Nr. 133; D6molombe, Bd. 12, Nr. 699 A — , aber nicht auf die Existenz 
der Fronte als solche. 



Nr. 135. Entsch. des Dentschen Eeichsgerichts. 

3. Civil-Senat. Vom 18. Juni 1895. 

Haftpfllchtgesetz § l. Begriff des eigenen Verschuldens. Betreten des Bahnicörpers. 

Grenze der von der Eisenbahn zu treffenden Schutzmassregeln. 

Der Verunglückte hat mit Ueberschreitung der Bordschwelle den 
Bahnkörper neben dem Anfuhrwege betreten, um, von dieser Seite aus, 
dem unruhig gewordenen Pferde eines von ihm begleiteten Wagens 
besser beikoramen zu können. Will man auch in dieser an sich un- 
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I erlaabten Handlungsweise nach Lage der besonderen Umstände ein 
den Anspruch des Beschädigten aufhebendes Verschulden nicht finden, 
so lässt doch die weitere Würdigung, dass der Verunglückte bei dem 
Betreten des Bahnkörpers nach der, wie er wusste, nahen Lokomotive 
sich hätte umschauen und deren Herannahen hätte bemerken müssen, 
nicht erkennen, dass der vorige Richter von einer unrichtigen Auffassung 
des Begriffs des eigenen Verschuldens ausgegangen sei. Ebenso wenig 
erscheint die Verneinung eines Verschuldens der Bahnvei-wältung und 
des Führers der Lokomotive als auf einem Rechtsirrthum beruhend. 
Schutzmassregeln, welche mit einem zweckmässigen Betriebe unvereinbar 
sind, eine Erhöhung der Bordschwelle in einer die Be- und Entladung 
über dieselbe ausschliessenden Weise, oder Einstellung des Rangirens 

I in der Nähe des Wagenverkehrs, sind nicht zu verlangen. Die Klage 
aus dem Haftpflichtgesetz wurde abgewiesen. 



Nr. 136. Entsch. des Deutschen Belchsgeriehts. 

2. Civil-Senat. Vom 5. Juli 1895. 

Code civ. Art. (134. 1152. 1231. Zweok der Konventionalstrafe Ist sowohl Ersatz fflr 

den Schaden aas der Nichterfüllung, wie auch Zwang gegen den Schuldner. 

Die Konventionalstrafe war auf 100 Mark für jeden Tag, um 
den sich die Fertigstellung der sämmtlichen Bauten nach dem 31. Dec. 

1892 verzögert, festgesetzt. Jetzt ist Beklagter verurtheilt, 600 Mark 
Strafe für den um 6 Tage vom 27. Sept. bis 2. Oct. verspäteten Be- 
ginn und 32200 Mark für die um 322 Tage vom 1. Jan. bis 18. Nov. 

1893 verspätete Vollendung zu zahlen. Revision zurückgewiesen. Die 
Strafe dient zwar als Ersatz für den dem Gläubiger durch Nichter- 
füllung der Hauptverbindlichkeit entstehenden Schaden; das ist aber 
nicht ihr einziger Zweck. Sie hat ausserdem den Zweck, als Strafe 
und Zwangsmittel gegen den Schuldner zu wirken; und nach dem 
Grundsatze der Vertragsfreiheit — Code 1134 — steht es den Parteien 
frei, eine Strafe auf das mehrfache des Schadens zu bedingen, ohne 
dass eine Minderungsbefugniss des Richters besteht. — Vgl. Code 1152. 
— Deshalb darf die bedungene Strafe auch gefordert werden, wenn 
dem Gläubiger kein Schaden erwachsen ist. 

Der Beruf ungsrichter legt die Strafklausel dahin aus, die 
Strafe habe gezahlt werden sollen, wenn die Häuser nicht spätestens 
Ende December 1892 zum Bewohnen fertiggestellt seien. Dieselben 
seien aber am 31. Dec. 1892 erst im Rohbau fertig gewesen. Danach 
sei die Verbindlichkeit an irgend einem der 322 Tage auch nicht 
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theilweise erfüllt. Der Richter konnte also auch die Strafe nicht 
gemäss Code 1231 wegen theilweiser Erfüllung ermässigen. Revision 
zurückgewiesen. 

Nr. 137. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

3. Civil-Senat. Vom 12. Juli 1895. 

(Bolze, Praxis, Bd. 21. S. 185. Nr. 264.] 

§ 120. R. Gew. Ord. Pflicht des Unternehmers zu Sioherheitsvorriohtungen für seine 

Arbeiter. 

Die Beklagten haben auf ihrer Betriebsstätte einen Abtritt ihren 
Arbeitern zur Benutzung überwiesen. Ohne Gesetzesverletzung hat der 
Berufungsrichter angenommen, dass der Zustand desselben einen Absturz 
in die Tiefe sehr wohl zuliess, sobald der Arbeiter, sei es durch Un- 
achtsamkeit oder durch ein plötzliches Unwohlsein, das Gleichgewicht 
auf dem Sitzbalken verlor; und dass danach eine schuldhafte Vernach- 
lässigung der den Beklagten aus ihrem Dienstvertrage mit dem Sohne 
des Klägers obliegenden Sorgfalt vorlag, welche den Tod des Sohnes 
zur Folge gehabt hat. Aber diese schuldhafte Vernachlässigung gibt 
dem Kläger keinen Anspruch auf Ersatz für den Unterhalt, welchen 
er von seinem Sohne zu erhalten hatte. Dazu bedarf es einer Ver- 
urtheilnng aus der Lex Aquilia. 



Nr. 138. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

3. Civil-Senat. Vom 12. Juli 1895. 
Lieferung eines Dampficrahns. Theliweiser Verzicht auf Konventionalstrafe wegen 

nicht rechtzeitiger Lieferung. 

Die Beklagte zu Cassel hatte der Klägerin zu Halle a. S. einen 
Dampfkrahn Ende November 1889 zu liefern und für jeden Tag ver- 
späteter Lieferung 50 Mark Konventionalstrafe zu zahlen. Beklagte 
hat am 17. Febr. 1890 geliefert, Klägerin sich ihre Ansprüche wegen 
der verspäteten Lieferung vorbehalten und der Beklagten am 23. Aug. 
1890 den Kaufpreis unter Abzug von nur 500 Mark für die verspätete 
Lieferung übersandt. Die Beklagte hat sich dabei nicht beruhigt, viel- 
mehr auf 500 Mark Restpreis und 162 Mark für Sendung eines Monteurs 
geklagt, ist aber damit abgewiesen, nachdem Klägerin erstinstanzlich 
600 Mark, zweitinstanzlich die volle Konventionalstrafe compensando 
geltend gemacht hat. Nun hat sie auf den vollen Rest der Konventional- 
strafe geklagt. Damit ist sie abgewiesen. Denn die Klägerin habe 
auf das Mehr der Konventionalstrafe unbedingt verzichtet, und die 
Ermässigung nicht von der Einwilligung der Beklagten, sich 500 Mark 
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abziehen zu lassen, abhängig gemacht. Die Beklagte habe aber sich 
durch Annahme der Zahlung damit einverstanden erklärt, dass Klägerin 
ihre Forderung auf 500 Mark ermässigt habe, wenn sie auch der 
Forderung selbst Widerspruch entgegengesetzt und denselben durch 
Erhebung der Klage verfolgt habe. 



Nr. 139. Entsch. des Preuss. Ober-Verwalt.-Gerichts. 

4. Senat. Vom 13. Juli 1895. 

[Entsch. d. O.V.G. Bd. 28. S. 247 ff.] 

Hersielluig von Einfriedungen an öfTentiiohen Wegen. Zustand. Ges. v. I. Aug. 1883 § 56. 

Die öffentlichrechtliche Verbindlichkeit des Wegebaupflichtigen zur 
Anlegung und Unterhaltung öffentlicher Wege erstreckt sich auf die Ein- 
friedigung der von den Wegen durchschnittenen Koppeln nur insoweit, als 
dies das Interesse des öffentlichen Verkehrs auf dem Wege, 
seine Sicherung vor Gefahren nothwendig erheischt. Ob solche Ein- 
friedigungen im Interesse des öffentlichen Verkehrs unerlässlich sind, — 
und sie sind dies regelmässig da, wo Wege auf hohen]^Dämmen oder an 
steilen Abhängen hinführen — hat, wenn der Wegebaupflichtige in der 
Erfüllung des Nöthigen säumig ist, die Wegepolizeibehörde zu be- 
stimmen, über deren Anordnungen die Rechtskontrole im Streitverfahren 
gegeben ist. Einem einzelnen Gliede des Publikums steht eine Klage 
zu dem Zwecke, um festzustellen, was der Wegebaupflichtige im öffent- 
lichen Verkehrsinteresse zu leisten hat, nicht zu. 

Inwieweit etwa die Wegebaupflichtigen als Eigenthümer der Wege 
oder aus sonstigen rechtlichen Gesichtspunkten den Eigenthümern be- 
nachbarter Grundstücke gegenüber zur Befriedigung der Wege privat- 
rechtlich verpflichtet sind, ist im Verwaltungsstreitverfahren nicht zu 
entscheiden. Eine solche Entscheidung wäre nur möglich, wenn die 
Verpflichtung zur Einfriedigung öffentlicher Wege im Interesse der 
Peldnachbarn nach dem massgebenden Rechtsnormen ein Theil der öffent- 
lich rechtlichen Wegebaulast wäre. 



Nr. 140. Entsch. des Oesterr. Obersten Oeriehtshofes. 

Vom 25. September 1895. 

[Oesterr. Eiaenb.-Verordn. Bl. IX. Nr. 150. S. 8663.] 

Die Schadenersatzpflicht einer Eiaenbahngeseiiachaft bezüglich eines von ihr trana- 
P«rtirten, von der Partei selbst verladenen Gegenstandes Ist nur dann begründet, wenn 
von Kläger der Beweis erbracht wird, dass der bezügliche Gegenstand in unbe- 
schädigtem Zustande einwaggonirt wurde. 

Es ist zwar allerdings Sache des Klägers, zu beweisen, dass die 
in Eede stehende Beschädigung des Frachtgutes in der Zeit vom Ab- 
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schluss des Frachtvertrages bis zur Ablieferung des Frachtgutes ent- 
standen ist; da jedoch im vorliegenden Falle, wie der Vermerk am 
Frachtbriefe A zeigt und auch unbestritten blieb, die Verladung durch 
die Partei besorgt vWurde, haftet die Bahn nach Art. 423, Z 3 H.-G.-B., 
und 67, Abs. 4 und 6 des Betriebsreglements nicht f&r den Schaden, 
welcher aus der mit dem Auf- und Abladen oder mit mangelhafter 
Verladung verbundenen Gefahr entstanden ist; es gilt vielmehr die 
rechtliche Vermuthung, dass ein Schade, welcher aus solcher von der 
Bahn nicht ftbernommenen Gefahr entstehen konnte, auch wirklich aus 
derselben entstanden ist. Dass aber derlei Speichenbrttche bei der Ver- 
ladung im Waggon entstehen können, haben die Sachverständigen be- 
stätigt. Wenn nun auch der abgeführte Zeugenbeweis ergeben hat, 
dass das fragliche Schwungrad im Fabrikshofe des Paul H. dem Spediteur 
Johann K. in gutem, unverletztem Zustande übergeben wurde und in 
diesem Zustande auch noch am Bahnhofe in P. anlangte, so ist doch 
der weitere entscheidende Umstand, dass sich dasselbe auch noch nach 
dessen Einwaggonirung in unversehrtem Zustande befand, keineswegs, 
wie dies der erste Richter annahm, gerichtsordnungsmässig erwiesen 
worden, denn der Zeuge, Michael W., hat nur den unbeschädigten Zu- 
stand des Schwungrades vor dessen Verladung im Waggon, als dasselbe 
noch ausserhalb des letzteren auf der Erde lag, bestätigt; dass es aber 
auch noch nach vollzogener Einwaggonirung unversehrt war, mithin 
durch die Manipulationen beim Hineinschaffen in den Waggon und die 
Verladung die Beschädigung nicht erlitten hat, wurde nur von einem 
einzigen Zeugen, dem Fabriksherrn Paul H., bestätigt. Gleichwohl aber 
ist diese letztere Thatsache, welche Kläger mangels eigener Wahr- 
nehmung nicht zu beschwören vermag, durch die obenerwähnte Zeugen- 
aussage wahrscheinlich gemacht worden und war deshalb, dann im 
Grunde des § 207 a. G.-O. und mit Hinblick auf den Umstand, dass die 
Bahngesellschaft, welche sofort bei Anlangen des Frachtgutes am 
Wiener Bahnhofe von der vorgefallenen Beschädigung erfahren hatte, 
in der Lage gewesen wäre, durch rechtzeitige, geeignete Erhebungen 
sich von obiger Thatsache Kenntniss zu verschaffen, und zwar um so 
leichter, als es sich um eine Jedermann in die Augen fallende Be- 
schädigung eines unverpackten Gutes handelte, auf den diesfalls der 
geklagten Gesellschaft unzurückschiebbar aufgetragenen Haupteid zu 
erkennen. Der gegen die genannten beiden Zeugen seitens der Geklagten 
eingewendete Verwerflichkeitsgrund des § 141, lit. d. a. G.-O. erscheint 
durch die diesbezüglichen Angaben dieser Zeugen entkräftet. Dass 
endlich das in Rede stehende Schwungrad nicht zu jenen leicht gebrech- 
lichen Eisengütem gehört, in Ansehung welcher § 67, Abs. 1, lit, b des 
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Betriebsreglements die Haftpflicht der Bahn aufhebt, ergiebt sich aus 
dem Sachverständigengutachten, und wenn in dieser Beziehung die Be- 
schwerdeführerin geltend macht, dass ja die Sachverständigen die Speichen 
eines gusseisernen Schwungrades als einer besonderen Bruchgefahr unter- 
worfen bezeichnet haben, so muss darauf hingewiesen werden, dass nicht 
ein einzelner, stärker oder leichter construirter Radbestandtheil, sondern 
nur das Schwungrad in seiner Totalität das Frachtgut gebildet hat. 



Nr. 141. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

5. Civil-Senat. Vom 28. September 1895. 

IBolze, Praxis, Bd. 21. S. 66. 57. Nr. 109. 110.] 

§ 75. Einl. u. §§ 427, 428 I 5. Allg. Pr. Landr. Antheilsverhältniss der Schaden- 
ersatzpflicht zwischen Eisenbahnfisicus und Deichverband aus einer Deichaniage. 

Die Anlage des nnterhalb der Friedrich- Wilhelmsbrncke gelegenen 
Theils der Umfluthanlage, insbesondere der Damm CD, ist erst später, 
lediglich in Folge der neuen Trace der Berlin-Potsdam-Magdeburger 
Eisenbahn und in deren Interesse errichtet, während den Deichgenossen 
daraus kein Vortheil erwächst. Dadurch wird das Wasser bis in die 
Nähe des klägerischen Grundstücks zusammengedrängt und ergiesst sich 
auf dieses in vollem Strome. Hier würde also eine Schadenersatzpflicht 
der Eisenbahn in Frage kommen. Andererseits übt aber auch der 
obere, den Deichgenossen zum Vortheil gereichende Theil der Anlage 
einen schädigenden Einfluss auf das klägerische Grundstück, da in 
Folge der Umfluthanlagen die zerstörenden Hochfluthen für dasselbe 
häufiger wiederkehren. Obwohl danach die dem Interesse und dem 
Vortheil der Deichgenossen dienende obere Anlage für den grösseren 
Schaden des Klägers kausal geworden ist und hiernach eine Haftung 
der Beklagten aus § 75 Einl. zum A. L. R. an sich in Frage kommt, 
weist das Berufungsgericht die Klage zunächst ab, weil Kläger den 
aUquoten Theil des Schadens nicht anzugeben vermöge, welcher auf 
diesen Theil der Anlage entfalle. Allein, wenn keine solidarische Ver- 
pflichtung des beklagten Deichverbandes und des nicht mit beklagten 
Eisenbahnfiskus begründet ist, so darf sich der Richter nicht der Auf- 
gabe entziehen, den Theil festzustellen, zu welchem jeder dieser Beiden 
f5r den Beiden zusammen zur Last fallenden Schaden haftet. Im Fall 
einer von Mehreren unter Ausschluss korrealer Verhaftung einge- 
gangenen Verpflichtung bestimmen die §§ 427 und 428, I, 5 A. L. R., 
dass die Art und das Mass des von jedem zu leistenden Beitrags nach 
dem Zweck seiner Theilnehmung und der Natur des Geschäfts zu be- 
urtheilen, dass aber, wenn danach der Streit nicht entschieden werden 
könne, anzunehmen sei, dass die sämmtlichen Verpflichteten zu gleichen 
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Theilen verhaftet sind. Ebenso wie in diesem Fall kann auch im Fall 
ausserkontraktlicher (nicht solidarischer) Entsch&dignngspflicht Mehrerer 
der Anspruch des Berechtigten nicht an der Schwierigkeit der An- 
theilsverhältnisse scheitern, wenn der Richter von der ihm durch § 260 
C. P. 0. gegebenen Befugniss Gebrauch macht; Kläger würde sonst über- 
haupt keinen Schadensersatz verlangen. 

Der Beruf ungsrichter nimmt weiter an, dass auch der beklagte 
Deichverband für den durch die obere Anlage verursachten Schaden 
nicht allein haften würde, weil die gesammte linke Eibniederung mit 
den am linken Eibufer belegenen Städten, industriellen Etablissements, 
sowie die Fahrdämme der Eisenbahn durch den Deich geschützt würden, 
der überdies auch im Interesse der Schifffahrt angelegt sei; und hier 
lasse sich wiederum der Schaden nicht repartiren. Allein um eine 
Verpflichtung zum Schadensersatz aus § 75 Einl. zum A. L. B. zu be- 
gründen, genügt nicht schon, dass die betreffende Einrichtung einer 
Gemeinde oder sonstigen Korporation thatsächlich zum Vortheil gereicht, 
und zwar auch dann nicht, wenn dieser Vortheil bei der zu Grunde 
liegenden staatlichen Anordnung in Betracht gezogen wäre und als 
Motiv mitgewirkt hätte. Es muss vielmehr die Begünstigung eines 
bestimmten Gemeinwesens oder auch mehrerer bestimmter Gemeinwesen 
als unmittelbarer Zweck des einen Eingriff in das Privateigenthum ent- 
haltenden Staatsacts ausgesprochen sein oder doch aus den Umständen 
klar erhellen. Die gesammte linksseitige Eibniederung stellt kein 
Gemeinwesen dar, ebensowenig die industriellen Etablissements, die 
wiederholt vor der Anlegung der ümfluth in Wassersnoth gerathen 
waren. Das vom Berufungsrichter besonders hervorgehobene Interesse 
der Eibschifffahrt an der Umfluthanlage fällt schon deshalb hier ausser 
Betracht, weil dieses durch Schliessung des Pretziner Wehres gewahrt 
wird. Während der hier in Eede stehende Schaden umgekehrt aus der 
Offenhaltung des Wehres bei Hochwasser sich ergibt. Anlangend aber 
die oben genannten Städte, so erhellt nicht, dass die Umfluth speciell 
zu deren Gunsten, um sie gegen Hochwasser zu schützen, geplant und 
angelegt worden ist; es fehlt eine individuelle Beziehung der Anlage 
zu diesen Städten, wie sie bezüglich der beklagten Deichverbände durch 
das Statut von 1868 gegeben ist. Noch weniger erhellt ein solcher 
Zusammenhang gegenüber der Berlin-Potsdam-Magdeburger Eisenbahn, 
soweit es sich um die ursprüngliche Anlage handelt. Hiernach konnten 
die mehrfachen Interessen, welche für die Errichtung der Umfluthanlage 
mitbestimmend gewesen sein sollen, die Vortheile, welche dieselbe 
ausser den beklagten Deichverbänden noch anderen Gemeinwesen und 
Privatpersonen bieten mag, nicht dahin führen, dem Kläger sein Klage- 
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recht aus § 75 Einl. zum A. L. R. gegen diejenigen Korporationen zu 
nehmen oder zu verkümmern, die von der Staatsregierung selbst in 
unmittelbarer Beziehung zu der Anlage gesetzt und dadurch als das- 
jenige Gemeinwesen bezeichnet worden ist, zu dessen Gunsten dieselbe 
in erster Liüie fungiren sollte. 



Nr. 143. Entsch. des App.- u. Eassat.-Hofes des Kantons Bern. 

Vom 26. October 1895. 

(Zeltsohr. des Bernischen Jar.-Ver. Bd. XXXn. S. 877. Nr. 60.) 

Haftpflicht aus Eisenbahnbetrieb (Zoliilcofer-Kataetrophe). Traumatische Neu- 
rose: objelctive und subjelctive Symptome (Simulation resp. Uebertreibung ?). Ent« 
sobädigungsbestimmung. Verweigerung eines Rektifikationsvorbehalts. 

Die Experten erklären, durch den neuen objektiven Befund werde 
nur ihr Gutachten vom 31. Mai 1894 bestätigt, eine Verschlimmerung 
des Zustandes könnten sie nicht konstatieren, sondern im Gegentheil 
eine Besserung, soweit es sich um objektive Symptome handle. Sie ver- 
harrten auch bei ihrer Auffassung, dass ein leichterer Fall der trau- 
matischen Neurose mit vorwiegend subjektiven Symptomen vorliege, der 
eine sicherere Prognose auf Besserung gestatte, als ein schwererer Fall 
mit mehi* objektiv konstatierbaren Symptomen. Unter diesen Umständen 
ist jedenfalls von der Auinahme eines Bektifikationsvorbehaltes im Sinne 
von Art. 6 Alin. 2 E.-H.-G. Umgang zu nehmen, da nach den erwähnten 
Gutachten eine spätere Verschlimmerung des Gesundheitszustandes des 
Klägers nicht nur nicht wahrscheinlich ist, sondern vielmehr eine all- 
mählich fortschreitende Besserung in sichere Aussicht gestellt wird. 
Von einer bleibenden totalen Arbeitsunfähigkeit kann ebenfalls keine 
Rede sein; die Experten sprachen es in ihrem ersten Gutachten als 
ihre Ueberzeugung aus, die gegenwärtige Verminderung der physio- 
logischen Leistungs- oder, was sie in casu als gleichbedeutend hinstellen, 
der Erwerbsfähigkeit des Baumgartner übersteige nicht 30®/o und haben 
auch in ihrem Gutachten vom 8. Januar 1895 ausdrücklich an diesem 
Ansatz festgehalten. Angesichts dieses so bestimmten Befundes der Ex- 
perten kann es selbstverständlich nicht in der Aufgabe des urtheilenden 
Gerichts liegen, der Berechnung der durch den Unfall vom 17. August 
1891 bedingten Erwerbseinbuse des Klägers — abgesehen von seiner 
vorübergehenden totalen Erwerbsunfähigkeit — einen abweichenden 
Massstab zu Grunde zu legen, denn die Entschädigung ist eben an der 
Hand des Gesetzes nach gewissen objektiven Voraussetzungen zu be- 
stimmen, und es kann der subjektiven Empfindung des Klägers, dass 
seine nunmehrige Arbeitsfähigkeit in Wirklichkeit eine viel geringere 
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sei, als die Experten annehmen, will man nicht ins Arbiträre verfallen, 
nicht Rechnung getragen werden. 



Nr. 143. Entsch. des App.- u. Eassat.-Hofcs des Eaiftons Bern« 

Vom 7. November 1895. 

[Zeltschr. des Bernlschen Jurist.- Ver. Bd. XXXII. S. 884. Nr. 63.] 

Selbständige Ansprüche aus den Haftpflichtgesetzen können ordentlioherweise ^) 
nur geltend machen der Verletzte selbst und die Unterhaltungsberechtigten eines Ge- 
tödteten. Insbesondere können Heilungs- und Beerdigungskosten, die für einen 
volljährigen Familienangehörigen aufgewendet worden, nur gestutzt auf besondern 
Rechtstitel, an Stelle des Getödteten, zurückgefordert werden. 

Laut Art. 4 seiner Kundmachung mit Vorladung vom 5./7. No- 
vember 1894 basiert der Kläger J. L. seinen Anspruch auf Ersatz der 
Kosten der versuchten Heilung und der Beerdigung seines verstorbenen 
Sohnes J. R. L. ausschliesslich auf das Bundesgesetz vom 25. Juni 1881, 
und es ist somit in erster Linie die Frage zu prüfen, ob dem Vater L. 
auf Grund jenes Gesetzes ein solches direktes, selbständiges Klagi'echt 
gegenüber dem Beklagten Andreas G. zustehe. Nach Art. 6. litt, a 
leg. cit. umfasst der zu leistende Schadenersatz im Todesfalle die Kosten 
einer versuchten Heilung, den Schaden, welchen der Getödtete oder Ver- 
storbene während der Krankheit durch gänzliche oder theilweise Erwerbs- 
unfähigkeit erlitten hat, die Beerdigungskosten, den Schaden, welchen 
die Hinterbliebenen eines Getödteten oder Verstorbenen erleiden, wenn 
derselbe zu ihrem Unterhalte verpflichtet war. Es wird also im Gesetze 
nicht gesagt, wer berechtigt sei, Ersatz zu verlangen für die Kosten 
einer versuchten Heilung und der Beerdigung, während bestimmten 
Dritten, nämlich den Hinterlassenen eines Getödteten oder Verstorbenen, 
und zwar nur den alimentationsberechtigten Hinterlassenen, ausdrücklich 
ein direkter Anspruch zugesichert wird auf Ersatz desjenigen Schadens, 
welcher ihnen daraus erwächst, dass ihnen durch den Tod des Alimen- 
tationspflichtigen der Unterhalt entzogen worden ist. Dies findet seine 
Erklärung darin, dass es sich im letztern Falle um Schaden handelt, 
welcher erst in der Person des alimentationsberechtigten Dritten ent- 
steht, während durch die in Frage stehenden Kosten prinzipiell nur das 
Vermögen des Getöteten, — bezw. seiner Erbmasse, in Mitleidenschaft 
gezogen wird, die Vergütung eines in der Person des tödlich Verletzten 
entstandenen Schadens in Frage kommt, weshalb auch diese Kosten anf 
eine Linie gestellt werden mit dem Schaden, welchen der letztere 
während der Krankheit durch gänzliche oder theilweise Erwerbsunfähig- 
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keit erlitten hat. Daraus folgt aber, dass an sich nur die Erbmasse 
als Vertreterin der vermögensrechtlichen Persönlichkeit des Verstorbenen 
einen Anspruch auf Vergütung jener Kosten ' geltend zu machen be- 
rechtigt ist, nicht aber ein kraft eigenen Rechtes auftretender Dritter, 
da der umfang der selbständigen Klagsberechtigung dritter Personen 
eben im Gesetz selbst in bestimmter Weise umschrieben ist. Wenn im 
Schlusssatz von Art. 6, litt, a leg. cit, noch unter den entschädigungs- 
berechtigten Hinterlassenen die Eltern aufgeführt werden^ so ist damit 
selbstverständlich nicht gemeint, dass nun die Eltern im Fall des Todes 
eines Kindes schlechthin auf Ersatz der Kosten einer versuchten Heilung 
u. s. w. Anspruch haben, sondern es wird nur der Kreis derjenigen 
Hinterlassenen näher umschrieben, welche gegebenen Falls für den ihnen 
durch Entzug ihres Unterhaltes entstandenen Schaden Vergütung zu 
fordern berechtigt sind. Dass nicht jedermann, der bezügliche Auf- 
wendungen für den Getödteten oder Verstorbenen gemacht hat, auf 
Grund des Fabrikhaftpflichtgesetzes vom Betriebsunternehmer Ersatz 
derselben zu verlangen berechtigt ist, dafür bildet insbesondere auch 
die ratio legis eine Bestätigung, und es wird denn auch von Eger unter 
Nr. 53 seines Kommentars zum Reichshaftpflichtgesetze vom 7. Juni 1871, 
welches unserer Haftpflichtgesetzgebung zum Vorbilde gedient hat, mit 
Recht betont, dass man sich für die gegentheilige Annahme gerade 
deshalb nicht auf das Schweigen des Gesetzes darüber, wem für die 
betreffenden Kosten Ersatz zu leisten sei, berufen könne, weil eben der 
Zweck dieses Specialgesetzes nur auf Sicherstellung der durch den Be- 
trieb Verletzten, bezw. ihrer TJnterhaltungsberechtigten gertchtet sei, 
dasselbe mithin andere Personen als Empfänger der Ersatzleistungen 
gar nicht im Auge gehabt haben könne. 

Nach dem Gesagten muss die vorliegende Klage schon wegen 
mangelnder Aktivlegitimation des J. L. ohne weitere Prüfung abgewiesen 
werden; denn derselbe stützt, wie bereits bemerkt, seinen Anspruch 
einzig und allein auf die Bestimmungen des Haftpflichtgesetzes und 
macht in keiner Weise geltend, dass er infolge Universal- oder Singular- 
succession in die seinem verstorbenen Sohne gegenüber dem Beklagten 
zugestandenen Rechte eingetreten sei oder dass er etwa als negotorium 
gestor u. s. w. für die fraglichen Kosten von dem Beklagten Vergütung 
zu verlangen in der Lage sei. Zu bemerken ist noch, dass allerdings 
im Urtheil vom 27. November 1890 in Sachen Courvoisier c. Jura- 
Simplonbahn (Zeitschr. des bem. Juristenvereins Bd. XXVII, Seite 298) 
der Vater des von einem Eisenbahnunfall betroffenen Kindes Otto Cour- 
voisier, gestützt auf Art. 5, AI. 3 des Eisenbahnhaftpflichtgesetzes zur 
Ersatzforderung für Heilungskosten als aktiv legitimiert hingestellt 
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wurde; allein einmal handelte es sich dort nicht um einen principiellen 
Entscheid über die hier vorliegende Frage, sodann beruhte jenes Urtheil 
bekanntlich auf der Erwägung, dass Vater Courvoisier zur Bestreitung 
der Heilungskosten für ein minderjähriges Kind gesetzlich verpflichtet 
gewesen und er infolge dessen in seinen ökonomischen Verhältnissen 
geschädigt worden sei, während eine derartige Verpflichtung des Vaters L. 
zur Bestreitung der betreffenden Kosten für seinen mehrjährigen Sohn 
nicht bestand. 



Nr. 144. Entsch. des Appell-Hofes Lttttich. 

Vom 13. November 1895. . 

(Zeitschr. f. französ. Civilr. Bd. XXVII Heft 8. S. 402 Nr. 44.] 

Art. 1382 f. 1386. B. 6. B. Unfall durch Erlöschen des elektrischen Lichtes bei Ar- 
beiten auf einem Bahnhofe. Bewelslast. 

„In Erw., dass, falls die von dem Appellaten zum Beweis erbotenen 
Thatsachen bewiesen würden, dargethan wäre, dass er am 11. Januar 
1893 gegen 5^4 Uhr Abends beschäftigt war, einen Kohlenwagen für 
die Rechnung der Appellaten zu beladen; dass der zu beladende Wagen 
in der Höhe der Plattform stand, auf welcher Appellat sich befand; 
dass er einen Block Steinkohlen in den Armen hatte; dass das elek- 
trische Licht in dem Augenblick, in welchem er auf den Wagen gehen 
wollte, um den Block niederzulegen, erlosch, sodass er sich nicht 
dirigiren konnte und in Folge seiner Bewegung sein Fuss zwischen den 
Wagen und die Mauer der Plattform kam, dass er stürzte und einen 
Armbruch erlitt; 

in Erw., dass Appellat aufstellt, die ihm obliegende Beweislaat 
fände hiemit ihr Ende; Appellantin sei als im Fehler befindlich anzu- 
sehen und müsse zu dem geforderten Schadensersatz verurtheilt werden, 
sofern sie nicht den Beweis dafür erbringe, dass der in Frage stehende 
Unfall das Ergebniss eines Zufalls sei; 

in Erw., dass die Art. 1382 und 1383 des B. G. B. Denjenigen, 
welcher einem Änderen einen Schaden verursacht, nur dann zum Er- 
sätze verpflichten, wenn dieser Schaden das Ergebniss seines Versehens, 
seiner Nachlässigkeit oder seiner Unklugheit ist; dass hienach in Ge- 
mässheit des Art. 1316 des erwähnten Gesetzbuchs es Aufgabe der sich 
als verletzt Bezeichnenden ist, nicht allein den Beweis der schädigendea 
Thatsache, sondern auch des Vorhandenseins eines Fehlers in der Person 
dessen, welcher der Veranlasser ist, zu erbringen; 

in Erw., dass diese Grundsätze, welche durch Tarrible in seinem 
Bericht -an das Tribunat, und durch Treilhard in dem Expos6 des motife 
au Corps legislatif proklamirt wurden, die ganze Materie der Delikte 
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und der Quasidelikte beherrschen, ohne den Art. 1384 davon auszunehmen; 
dass dieser Artikel keinen anderen Zweck hat als die Verpflichtung 
auszusprechen, für den Schaden zu haften, welcher durch die Personen, 
für welche man verantwortlich ist, oder durch die Sachen, die man 
unter seiner Obhut hat, verursacht wird; dass diese Verantwortlichkeit 
ausserdem durch das Vorhandensein eines Fehlers der verantwortlichen 
Person bedingt ist, eines Fehlers, dessen Beweis dem Kläger obliegt; 

in Erw., dass Art. 1396, welcher nur eine Anwendung des Art. 1394 
darstellt, in dieser Hinsicht entscheidend ist; dass der Eigenthttmer 
eines Gebäudes für den durch dessen Einsturz verursachten Schaden 
nicht desshalb als haftbar erscheint, weil er das Gebäude unter seiner 
Obhut hat, sondern weil das Gesetz davon ausgeht, der Einsturz sei 
durch einen Mangel der Unterhaltung oder durch einen Baufehler her- 
vorgerufen worden, was bezüglich seiner den Grundfehler bilde, welcher 
die wesentliche Voraussetzung seiner Haftbarkeit sei; 

in Erw., dass Art. 1386 nicht limitativ ist; 

in Erw., dass nach Vorstehendem es dem Appellaten oblag, nicht 
allein zu beweisen, dass das elektrische Licht plötzlich erlosch, sondern 
auch dass dieses Erlöschen dem Verschulden der Appellantin zuzu- 
schreiben ist; dass die zum Beweis gestellten Thatsachen daher nicht 
erheblich sind.** 



Nr. 145. Entsch. des Deutschen Belchsgerichts. 

5. Civil-Senat. Vom 16. November 1895. 

[BolzO; Praxis, Bd. 81 S. 18 Nr. 80.] 

Umfang der Ansprüche der Adjazenten auf die Benutzung öfTentlioher Strassen. 
Die Stadt Berlin hat einen Bauzaun errichtet, veranlasst durch 
Reparaturarbeiten an der Moabiter Brücke. Der Bauzaun ging bis 
hart an den Bürgersteig. Dadurch wurde zwar der Eingang zu den 
von dem Kläger gemietheten Restaurationsräumen freigelassen, ein 
Vorfahren von Wagen aber verhindert, auch die Sichtbarkeit des Lokals 
des Klägers erschwert. Dadurch hat Kläger Schaden gehabt. Wenn 
er als Miether wegen Beeinträchtigung des servitutarischen Rechts an 
der Strasse Entschädigungsansprüche erheben kann, so stehen ihm doch 
die in Bd. VI, 48 ausgesprochenen Grundsätze entgegen. Nur soweit 
die vom Kläger gerügten Belästigungen das Mass überschritten, welches 
dnrch den Umbau der Brücke geboten war, und ein Verschulden vorlag, 
kommen Entschädigungsansprüche in Frage. 
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Nr« 146. Entsch. des Oberlandesgerichts Stuttgart. 

1. Civil-Senat. Vom 22. November 1895. 

[Seuflfert Arch. N. F. Bd. XXII Nr. 19. S. M. — Jahrb. f. Württemb. Rechtspfl. Bd. 8. S. 41.1 

Eine obrigkeitlich genehmigte Strassenbahn ist nicht ersatzpflichtig für eine Be- 
schädigung von Pferden durch Hängenbleiben in der Schieneniage einer öfTentlicben 

Strasse. 

^Die Klage wird darauf gestützt, dass das Pferd des Cedenten des 
Klägers durch das schuldhafte Verhalten der verklagten Act.-Gesellsch., 
nämlich durch das Einlegen der Schienen in die öffentlichen Strassen, 
verletzt worden sei. Es ist richtig, dass es zur Begründung des An- 
spruchs aus dem aguilischen Gesetz gehört, dass eine Beschädigung 
objectiv Folge eines bestimmten Thuns einer Person ist und diese Person 
den, wenn auch nur möglichen, Eintritt einer Beschädigung der ge- 
dachten Art als Folge jenes Thuns vorausgesehen hat oder bei An- 
wendung gewöhnlicher Sorgfalt und Vorsicht hätte voraussehen müssen. 
Allein das genügt nicht, vielmehr muss das Thun der betreffenden 
Person ein objectiv rechtswidriges, der Schade muss injuria zuge- 
fügt sein; 
vgl. fr. 2, fr. 3, fr. 5 § 1, fr. 27 § 17, fr. 28, fr. 29 pr. und § 7 ad leg. Aqml. 9. 2. 

Die objective Rechtswidrigkeit des Thuns der Beklagten soll im 
vorliegenden Fall in der Errichtung oder dem Bestehenlassen der für 
den Pferdeverkehr gefährlichen Anlage, nämlich dem Einlegen der 
Schienen in den Strassenkörper, liegen. Allein diese Annahme ist un- 
zutreffend; denn die Beklagte hat nicht nur von der Stadtgemeinde 
Stuttgart, in deren Eigenthum und Verfügungsrecht, wie nicht zu be- 
zweifeln ist, die Strassen stehen, als Eigen thümerin und Verfügungs- 
berechtigten die Erlaubniss zum Einlegen der Schienen in den Strassen- 
körper erhalten, sondern es ist auch nicht bestritten, dass ihr damit 
zugleich von der zuständigen Polizeibehörde die Concession dazu ertheilt 
worden ist. Ebenso ist die Anlage seither von den höheren Polizeibe- 
hörden nicht beanstandet worden. 

Die Beklagte hat mit Anlegung der Strassenbahn und der Ein- 
legung der Schienen in die Strassen in keinei* Weise in die Privat- 
rechtsspbäre eines Andern eingegriffen ; sie hat nichts in das Eigenthum 
Dritter immittirt und kein Eigenthum Andrer beschädigt; sondern sie 
ist damit völlig in den Grenzen des Areals der öffentlichen Strassen 
geblieben. 

Es wird nun weiter auf Grund von fr. 2 § 10 ne quid in loco 
publ. 43. 8 behauptet: wenn eine Anlage auf einem öffentlichen 
Platze gestattet werde, so sei stillschweigend vorbehalten, dass Nie- 
mand dadurch ein Schade zugefugt werden dürfe. Allein diese Annahme 
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kann da nicht platzgreifen, wo durch das concessionirte Werk und die 
Art, wie es concessionirt ist, selbst schon die Gefahr der Beschädigung 
Andrer gegeben ist, und wo der concessionirenden Behörde die Art der 
Ausfuhrung der Anlage und die damit verbundene Gefahr nicht ver- 
borgen bleiben konnte, vielmehr bekannt war, wo also die Anlage ge- 
rade in der Weise gestattet wurde, wie sie ausgeführt worden ist 
Aus diesen Gründen kann es sich auch nicht um Anwendung des Inter- 
dicts ne quid in loco publico fiat handeln. Hätte der Stuttgarter 
Strassenbahn eine Entschädigungspflicht der durch ihre Anlage Be- 
schädigten aufgebürdet werden sollen, so wäre dies ausdrücklich in die 
C!oncessionsbedingungen aufgenommen worden. Ein Punct von dieser 
Tragweite, von welchem der Bestand des Unternehmens abhängen 
konnte, durfte nicht mit Stillschweigen übergangen werden. Dass eine 
solche Bedingung gestellt worden sei, wird nicht behauptet, im Gegen- 
theil geht die Klägerin selbst davon aus, dass dies nicht geschehen ist, 
denn sie sagt, es hätte die billige Rücksichtnahme der Stadtverwaltung 
auf ihre Einwohner und speciell auf die, pecuniär grösstentheils nicht 
glänzend situirten, Fuhrwerksbesitzer erfordert, zur Voraussetzung der 
Concessionsertheilung vertragsmässig die Schadloshaltung der in Folge 
der Anlage geschädigten Pferdeeigenthümer durch die Beklagte zu 
niachen, wie dies in andern Grossstädten z. B. Nüniberg der Fall ge- 
wesen sei. 

Dadurch, dass dies nicht geschehen ist, dass vielmehr die Concession 
ohne eine solche Bedingung ertheilt wurde, ist nicht bloss die Fest- 
setzung eines die Rechtsverfolgung für die Betroffenen erleichternden 
Bestimmung unterblieben, wie die Klägerin meint, sondern es ist die 
Sorge für die Sicherheit ihres Materials auf die Fuhrwerksbesiteer über- 
tragen worden, denen es überlassen blieb, durch Veränderung ihres 
Betriebs solche Massnahmen zu treffen, dass sie der ihnen bekannten 
Gefahr nicht ausgesetzt waren. 

Sollten sie dadurch zu sehr benachtheiligt sein, so hätte dies ein 
Grund sein können, die Concession nicht, oder nur in beschränkter 
Weise zu ertheilen, eine Schadensersatzpflicht kann aber daraus, dass 
die Beklagte die ihr gestattete Anlage der Concession gemäss errichtet 
hat, nicht abgeleitet werden. Anders würde es sich verhalten, wenn 
die Schienenanlage concessions widrig vorgenommen worden wäre, wenn 
sich durch mangelhafte Unterhaltung ein ordnungswidriger Zustand ge- 
bildet hätte, oder wenn die Gefahr nicht zu erkennen gewesen wäre. 
Dass einer dieser Fälle vorgelegen habe, dass etwa die Beklagte den 
von der aufsichtführenden Behörde getroffenen Anordnungen nicht Folge 
geleistet hätte, wird nicht behauptet, und es kann deshalb auch in der 
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Beibehaltung des Harmann'schen Schienen -Systems keine Schuld der 
Beklagten gefunden werden, da nicht geltend gemacht werden kann, es 
sei der Beklagten die Auflage gemacht worden, ein anderes System ein- 
zuführen. Ebensowenig ist vorgetragen worden, dass ein durch mangel- 
hafte Unterhaltung herbeigeführter ordnungswidriger Zustand an der 
Verletzung Schuld gewesen sei. Desshalb passt auch das von der 
Klägerin angeführte Beispiel, dass eine civilrechtliche Verantwortlichkeit 
begründet würde, wenn das aufgegrabene Strassenpflaster bei Nacht 
unbeleuchtet gelassen werde und dadurch ein Unglücksfall entstände, 
hieher nicht. 

Auf das Haftpflichtgesetz vom 7. Juni 1871, unter welches im 
Übrigen auch die Pferdebahnen fallen, wird der Schadensersatzanspruch 
nicht gestützt und kann er nicht gestützt werden, da dieses Gesetz 
nur auf die Tödtung oder Verletzung eines Menschen Anwendung findet. 
Auch die Reichsgewerbeordnung § 26 spricht nur von solchen benach- 
theiligenden Einwirkungen, welche von einem Grundstück aus auf ein 
benachbartes Grundstück geübt werden können. 

Ein Eechtssatz aber, dass der Eigenthümer eines gefährlichen Be- 
triebes stets und ohne Rücksicht auf Schuld für jede durch den Betrieb 
veranlasste Beschädigung auch dann haften müsse, wenn die gefährliche 
Anlage von der zuständigen Behörde innerhalb ihrer Zuständigkeit auf 
einem öffentlichen Platz, über dessen Benutzung die Behörde zu be- 
stimmen hat, genehmigt worden ist, besteht nicht, auch ist ausdrücklich 
nur aus dem aquilischen Gesetz geklagt worden.'' 



Nr. 147. Entsch, des Preuss. Ober-Verwalt.-Gerichts. 

2. Senat. Vom 11. Dezember 1895. 

[Preuss. Elsenb.-Arch. 1896. Heft 6. S. 1168.] 

Besteuerung fiskalischer Gebäude. Einkommensteuerges. v. 24. Juni 1891. § 13. 
Kommunalabgabenges. v. 14. Juli 1893. §§ 20, 24, 33, 34. 

Das Kommunalabgabengesetz vom 14. Juli 1893 belässt es grund- 
sätzlich dabei, dass der Fiskus — unbeschadet der ihm aus dem Be- 
triebe von gewerblichen Unternehmungen und dem Besitze von Do- 
mänen u. s. w. erwachsenden Verpflichtungen — als Eigenthümer von 
Hausgrundstücken einkommensteuerfrei bleibt. 



Nr. 148. Entsch. des Deutschen Beichsgeriehts. 

5. Civil-Senat. Vom 14. Dezember 1895. 

[Bolze, Praxis, Bd. 81. S. 13. Nr. 81. 88.] 

Umfang und Reoiitsoliaraoter des Rechts der Adjazenten auf Benutzung eines flskalischei 

Zufuhrweges zur Eisenbahn. * 
Die Beklagten sind verurtheilt, sich der Benutzung eines fiskalischen 



Digitized by VjOOQ IC 



Entsch. des Deutschen Beichsgericlits vom 16. Dezember 1895. 209 

Zufuhrweges zur Eisenbahn zu enthalten, und die Ausgänge aus ihren 
Grundstücken, weiche auf jenen Weg führen, zu verschliessen oder 
schliessen zu lassen. Das Beichsgericht hat aufgehoben, zurückverwiesen. 
Der Gesichtspunkt, aus welchem das Verhalten der Staats- oder Ge- 
meindebehörden in Betreff der Oeffentlichkeit zu beurtheilen, ist ein 
anderer, wenn der Weg von vornherein nicht lediglich für die unmittel- 
baren Zwecke des Eisenbahnbetriebes als Eisenbahnzufuhrweg, sondern 
ZH dem ausgesprochenen oder doch erkennbaren Zwecke angelegt worden 
ist, dass daran Villenbauten errichtet werden möchten, deren Bewohnern 
er, gleich einer städtischen oder Dorfstrasse, als Kommunikationsmittel 
dienen sollte. Wenn aus dem Verhalten der städtischen Behörden, ins- 
besondere aus der Genehmigung der Ansiedelungen an diesem Wege 
auf ein Einverständniss der Behörden zu schliessen ist, so würde eine 
Widmung des Weges zum öffentlichen Gebrauch vorliegen, welche 
nicht einseitig und eigenmächtig wieder rückgängig gemacht werden kann, 
üeberdies würden, wenn die Zweckbestimmung des Weges bei der 
Anlegung und strassenmässigen Herrichtung desselben ausgesprochen 
worden oder offenkundig gewesen wäre und nun die Beklagten oder 
deren Vorbesitzer sich an dem Wege angesiedelt hätten, die Elemente 
für die Konstruktion eines stillschweigenden Vertrages gegeben sein, 
durch den die Anbauer das Recht, sich der an ihren Grundstücken 
vorüberführenden Strasse als Kommunikationsmittel zu bedienen, als 
eine ihrem Grundstück zustehende Servitut erworben haben würden. 



Nr. 149. Entsch. des Dentschen Beiehsgertchts. 

6. Civil- Senat. Vom 16. Dezember 1895. 

Vertrag über Abtretung einer Eisenbahn-Konzeeeion. Rechtsfolgen eines theilwelsen 

Rücktritts. 

Kläger hatte die Konzession zum Bau und Betrieb einer Strassen- 
bahn im Stadtbezirk Spandau erhalten. Er hatte den Beklagten die 
Rechte aus der Konzession und dem mit der Stadt geschlossenen Ver- 
trage abgetreten und sich mit der Umschreibung der Konzession auf 
die Beklagten einverstanden erklärt, sich aber die technische Bauleitung 
gegen 2^/2 Proz. der Baukosten vorbehalten; 4500 Mark sollten ihm 
fttr die Vorarbeiten gezahlt werden. Die Beklagten haben dann den 
Vertrag mit der Stadt geschlossen, die Konzession ist ihnen ertheilt. 
Die Beklagten haben demnächst erklärt, dass sie dem Kläger die Bau- 
leitung nicht übertragen und die Vergütung nicht zahlen werden, weil 
sie kein Vertrauen zu ihm haben. Das Berufungsgericht hat die 

Eger, ElsenbalmreolitUolie Entsoheidnngen XTTT. 14 
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Beklagten zur Zahlung der 4500 Mark und zur Entschädigung für die 
entzogene Bauleitung mit 528 Mark 29 Pf. verurtheilt; Revision zu- 
rückgewiesen. Da Kläger sich als unzuverlässig erwies, waren Beklagte 
berechtigt, ihm die Bauleitung vorzuenthalten, und Kläger musste, da 
solches von ihm verachuldet war, den hierdurch entstandenen Schaden 
tragen; also sich anrechnen lassen, was Beklagte für die von ihnen 
anderweit beschaffte Bauleitung bezahlt haben. Aber Beklagte sind 
deshalb nicht berechtigt, dem Kläger das vereinbarte Honorar überhaupt 
vorzuenthalten. « Denn es lag ein einheitlicher Vertrag vor, und Beklagte 
konnten deshalb nicht von einer einzelnen Leistung zurücktreten. Auch 
bildete die Handlung der Bauleitung nicht den Hauptgegenstand des 
Vertrages, so dass § 408 A. L. R. I, 5 nicht anzuwenden war. 
Uebrigens seien auch die Beklagten nicht von dem ganzen Vertrage 
zurückgetreten. Solcher Rücktritt von einem Vertrage über Handlungen 
würde voraussetzen, dass sie dem Kläger wenigstens anböten, das Er- 
forderliche zu thun, um den Zustand vor Abschluss des Vertrags wieder 
herzustellen. Das sei nicht geschehen. 



Nr. 150. Entsch. des Oesterr. Obersten Gerichtshofes. 

Vom 17. Dezember 1895. 

[Zeitschr. f. d. Internat. Elsenb.-Transp. V. Nr. 1. S. 20.1 

Verpflichtung des Empfängers einer Sendung in überwiesener Fracht zur Zahlung des 
Frachtzuschlages für Ueberlastung. 

Der Empfänger eines Wagens Holz hatte sich geweigert, den für 
die bahnamtlich festgestellte Ueberlastung von 2240 kg. angeforderten 
Frachtzuschlag von 88 fl. 20 kr. zu bezahlen. 

Er hatte seine Weigerung, neben anderen wenig erheblichen Gründen, 
darauf gestützt, dass nicht er, sondern der Absender zur Zahlung ver- 
pflichtet sei, welcher für die Richtigkeit der Angaben und Erklärungen 
im Frachtbriefe hafte. Diese Einrede wurde als im Gesetze unbegründet 
zurückgewiesen, weil nach § 61, Abs. 1, des Betriebsreglements die 
Frachtgelder, welche vom Absender nicht gezahlt (frankirt) wurden, 
auf Rechnung des Empfängers gehen und das Gesetz keinen Unterschied 
macht zwischen ordentlichen Gebühren und Zuschlägen, was in dem 
Ausdrucke „die Frachtgelder", worunter alle Zahlungen und Zuschläge 
inbegriffen sind, seine Begründung findet. Ueberdies haftet nach § 53, 
Abs. 10, Zusatzbestimmung XVU, der Gesammtfrachtzuschlag auf der 
Sendung und hätte diese Bestimmung keinen Sinn, wenn bei unfrankirten 
Sendungen der Empfänger die Fracht- und Nebengebühren, der Ab- 
sender dagegen die Zuschläge zu zahlen hätte. 
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Nr. 151. Entsch. des Oberlandesgerichts Kolmar. 

1. Civil-Senat. Vom 10. Januar 1896. 

[Jur. Zeitscbr. f. Eis. Lothring. Jahrg. 21. S. 411.] 

§ I. Haftpflichtgesetz. Einreden des eigenen Verschuidens und der hölieren Gewaii 
Zur Hauptsache ist den thatsächlichen und rechtlichen Ausführungen 
des ersten Richters durchweg beizupflichten. Ein eigenes Verschulden 
des Verunglückten Chouvenel kann insbesondere nicht daraus abgeleitet 
werden, dass derselbe überhaupt das Schienengeleise überschritten hat 
oder überschreiten wollte. Denn eine Strasse verliert durch ihre gleich- 
zeitige Benützung zur Herstellung und zum Betriebe einer Strassenbahn 
keineswegs ihre Eigenschaft als allgemeines Verkehrsmittel für Wagen 
und Fussgänger, und es kann daher letzteren nicht verwehrt sein, sich 
unter Ueberschreitung der Gleise von der einen Seite der Strasse auf 
die andere zu begeben. Freilich darf dieses nicht an einer besonders 
gefährlichen Stelle, z. B. in unmittelbarer Nähe einer die Aussicht ver- 
sperrenden Kurve, geschehen, auch muss der Ueberschreitende die ihm 
zu Gebote stehenden Vorsichtsmassregeln treffen und sich insbesondere 
darüber zu vergewissern suchen, ob nicht ein Zug in Sicht ist. Allein 
dass den verlebten Ehemann der Klägerin in dieser Richtung ein Ver- 
schulden treffe, steht in keiner Weise fest. Desgleichen ist dem ersten 
Richter darin beizupflichten, dass von einer höheren Gewalt im Sinne 
des § 1 des Haftpflichtgesetzes hier keine Rede sein kann und dass 
vielmehr der Unfall durch die in dem angefochtenen Urtheile angeführten 
Mittel — langsames Fahren und Signale mit der Dampfpfeife — hätte 
vermieden werden können, sowie dass die Anwendung dieser Mittel 
möglich war, ohne die der Bahnverwaltung zu Gebote stehenden 
Kräfte zu übersteigen oder den wirthschaftlichen Erfolg ihres Unter- 
nehmens auszuschliessen. Hiernach sind die von beiden Theilen zur' 
Hauptsache eingelegten Berufungen unbegründet. 



Nr. 152. Enlsch. des Oesterr. Obersten Gerichtshofes. 

Vom 11. Februar 1896. 

[Oester. Elsenb. Verordn. Bl. IX Nr. 188. S. 2130.] 

Der Prioritätencurator ist In die Kosten eines von ilim gegen die Emisslons-Geselisohaft 

erfolglos geführten Processes nicht ad personam, sondern bei Executlon des Vermögens 

der von ihm vertretenen Prioritäre zu verurtheilen. 

Das Oberlandesgericht hat über Appellation des klagenden Curators 
das ihn selbst in den Kostenersatz verfällende Urtheil dahin abgeändert, 
dass Dr. H. in seiner Eigenschaft als gemeinsamer Curator der Besitzer 
von Prioritäten 11. Emission der Ungarischen Westbahn der Geklagten 
die Kosten bei Execution des Vermögens der von ihm vertretenen Prioritäre 
zu bezahlen habe. Wenn er nun in der Revision, sowie schon früher in der 

14* 
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Appellation die Abänderung des obergerichtlichen Urtheils dahin anstrebt, 
dass die geklagte Gesellschaft auch im Falle ihres Obsiegens ihm die 
Processkosten zu ersetzen habe und dies durch Hinweisung auf den 
zweiten Absatz des § 6 des Gesetzes vom 24. April 1874, Nr. 69 R.- 
G.-Bl., zu rechtfertigen sucht, so muss dagegen auf den dritten Absatz 
desselben Paragraphen verwiesen werden, nach welchem bei der Ent- 
scheidung der Gerichtskosten im streitigen Verfahren für den Process- 
richter die allgemeinen processualen Vorschriften, also insbesondere 
jene des Gesetzes vom 16. Mai 1874, Nr. 69 R.-G.-Bl. als Richtschnur 
zu dienen haben. Zu der eventuell in der Revisionsbeschwerde erbetenen 
Ergänzung des obergerichtlichen Urtheils durch Aufnahme einer Be- 
stimmung, welche Prioritätenbesitzer ersatzpflichtig sind, liegt kein 
Anlass und keine thatsächliche Grundlage vor. Das von der geklagten 
Gesellschaft in der Revisionseinrede gestellte Begehren um nähere 
Präcisirung des Kostenausspruches dahin, dass der Kostenersatz der 
Geklagten insbesondere bei Execution des Vermögens der Vertrauens- 
männer und deren Ersatzmänner auferlegt werde, erscheint unstatthaft, 
da ein solches Begehren im Rechtsmittelzuge nur in einer von der Ge- 
klagten selbst eingebrachten Beschwerde hätte gestellt werden können. 
Die Entscheidung in Ansehung der Revisionskosten stützt sich auf die 
§§ 24 und 26 des Gesetzes vom 16. Mai 1874, Nr. 69 R.-G.-BL, und 
schliesst sich der diesfällige Ausspruch jenem des k. k. Oberlandesgerichtes 
hinsichtlich der Process- und Appelationskosten an. 



Nr. 153. Entsch. des Prenss. Ober-Yerwalt.-Gerichts. 

4. Senat. Vom 26. Februar 1896. 

(Deutsche Jut.-Zeitung. I. Nr. 21. S. 486. Nr. 177.] 

Erfordernlss der polizeilichen Genehmigung für alle den Verkehr beeinträchtigenden 
Veränderungen, Massnahmen etc. an öfTentliohen Strassen. 

Es bedarf der polizeilichen Genehmigung, wenn an einer öffent - 
liehen Strasse irgend etwas vorgenommen, eine Anlage oder Ver- 
änderung hergestellt werden soll, bei welcher der Verkehr, sei es auch 
nur zeitweise, etwa bis zur Fertigstellung der Anlage, in Mitleidenschaft 
gezogen wird, oder durch welche die Substanz des Strassenkörpers, wie 
dies dui'ch Einlegung von Wasserleitungsröhren unzweifelhaft der Fall 
ist, dauernd verändert werden soll. Hierbei ist die Polizeibehörde nicht 
auf die Vorschrift des § 10 II. 17 ALR. angewiesen, so dass sie ihre 
Genehmigung ertheilen müsste, wenn deren Voraussetzungen nicht vor- 
liegen, noch hat sie sich an die von dem Eigenthttmer der Strasse auf- 
gestellten Bedingungen zu binden. Ihre Entschliessung ist vielmehr 
eine selbständige, nach allen für sie in Betracht kommenden polizei- 
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liehen Rücksichten hin zu treffende und kann im Verwaltungsstreitver- 
fahren nur dann mit Erfolg angefochten werden, wenn sie eine des 
polizeilichen Motivs entbehrende und deshalb willkürliche ist. 



Nr, 154. Entsch. des Prenss. Ober-Verwalt.-6erichts. 

3. Senat. Vom 5. März 1896. 

[Deutsche Jar. Zeitg. I Nr. 81. S. 487. Ziff. 188.] 

§ 54a Krank.-Ver8.-Ge8. Bedeutung der Fortdauer der Kassenmitgliedsohaft während 
des Bezugs von Krankenunterstützung. 

Die Bestimmung des § 64 a, Satz 2, des Kranken- Vers.-Ges. hat 
die Bedeutung, dass während des Bezuges von Krankenunter- 
stützung im Sinne des § 54 a die durch den Eintritt in eine ver- 
sicherungspflichtige Beschäftigung erworbene Kassenmitgliedschaft — 
und zwar die volle Mitgliedschaft, nicht bloss die aktiven und passiven 
Wahlrechte u. s. w., sondern alle Rechte und Pflichten der Mitglied- 
schaft mit Ausnahme der durch den Satz 1 ausgeschlossenen Pflicht 
zur Entrichtung der Beiträge — auch dann erhalten bleibt, wenn in- 
zwischen das die Versicherungspflicht begründende Arbeitsverhältnis ge- 
löst worden ist. Behält so nach dem § 54 a ein bisheriges Kassen- 
mitglied trotz Beendigung des Arbeitsverhältnisses seine Kassenmit- 
gliedschaft während der Dauer des Bezuges von Krankenunterstätzung, 
so ist die notwendige Folge, dass für das unterstützte Mitglied auch 
der Beginn der Frist, an welche der Unterstützungsanspruch aus dem, 
auch für zur Zeit des Ausscheidens krank und erwerbsunfähige Personen 
geltenden, § 28 des Krankenversicherungsgesetzes geknüpft ist, hinaus- 
geschoben wird. So lange nach § 54 a die Mitgliedschaft fortdauert, 
ist ein Ausscheiden aus der Kasse im Sinne des § 28 nicht eingetreten 
und hat die Zugehörigkeit zu der Kasse fortbestanden. 



Nr. 155. Bescheid des Prenss. Ober-Yerwalt.-Geriehts* 

4. Senat. Vom 7. März 1896. 

[Entsch. d. O.V.G. Bd. 29. S. 401.] 

Rechtsmittel gegen Ergänzungsbescbliisse, betr. Benutzung öfTentlicher Wege für Klein- 
bahnen. Klelnb.-6e8. gg 6, 7, 52. Land-Verw.-Ges. §§ 7, 121, 127—130. 

Wenn der aus Gründen des öffentlichen Rechtes zur Unterhaltung 
eines öffentlichen Weges Verpflichtete seine Zustimmung dazu versagt, 
dass dieser Weg zur Anlage einer Kleinbahn oder Privatanschlussbahn 
benutzt werde, und der Unternehmer der Kleinbahn oder Privatanschluss- 
bahn gegen die Versagung der Zustimmung gemäss § 7 des Kleinbahn- 
gesetzes vom 28. Juli 1892 die Entscheidung des Bezirksausschusses 
oder des Kreisausschusses anruft, so stehen gegen den Beschluss der 
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letzteren weder dem Unternehmer noch dem Wegeunterhaltungspflichtigen 
Eechtsmittel im Verwaltungsstreitverfahren zu. Der zweite Satz im 
§ 52 des Kleinbahngesetzes bezieht sich nicht auch auf die Eechts- 
mittel, die gegen einen in Gemässheit des § 7 dieses Gesetzes er- 
gangenen Beschluss über Ergänzung der Zustimmung des Wegeunter- 
haltungspflichtigen Platz greifen. 



Nr. 156. Entsch. des Deutschen Beichsgerichts. 

6. Civil-Senat. Vom 23. März 1896. 

(Entsch. d. Beicbsger. i. Givils. Bd. 87. S. 160.] 

Gemeines Recht. Ist der Fiekue berechtigt, gegen die Qehalteforderung eines in un- 
gültiger Weise entlassenen Beamten den Verdienst In Anrechnung zu bringen, den 
derselbe sich Infolge der Nichtinanspruchnahme seiner Dienste von selten des Staates 
durch anderweitige Thätigkeit erworben hat? 

Ausserdem hat der Beklagte noch gerügt, dass das Berufungs- 
gericht seine Einrede, der Kläger habe seit seiner Entlassung durch 
anderweite Thätigkeit ebenso viel verdient, wie er als Gehalt bezogen 
haben würde, mit Stillschweigen übergangen habe. Es ist richtig, dass 
diese Behauptung des Beklagten in den Gründen des Berufungsurtheiles 
nicht ausdrücklich berücksichtigt ist; aber sie war auch offenbar un- 
erheblich. Auf das Beamtenverhältniss ist nicht die Analogie des 
Rechtsverhältnisses aus einem privatrechtlichen Dienstvertrage dahin 
anzuwenden, dass der Beamte sich auf sein Gehalt das anrechnen lassen 
müsste, was er, nachdem der Staat seine ferneren Dienste zurückge- 
wiesen hat, sich anderweitig hat erwerben können; denn nur so weit 
rein privatrechtliche Wirkungen des Beamtenverhältnisses in Frage 
stehen, kann jene Analogie Anwendung finden. 

Vgl. Entgeh, des E. G.'s in Civil«. Bd. 18 S. 173 flg. und Bd. 28 S. 85 flg. 
Nun ist aber die Anstellung eines Beamten überhaupt kein gegenseitiger 
obligatorischer Vertrag. Der Beamte hat privatrechtlich einen rein 
einseitigen Anspruch auf sein Gehalt; öffentlichrechtlich ist er 
daneben verpflichtet, seine Dienstobliegenheiten zu erfüllen; dass ihm 
wegen Vernachlässigung der letzteren der Gehaltsanspruch auf dis- 
ciplinarischem oder strafrechtlichem Wege verkürzt oder entzogen 
werden kann, kommt erst von da an in Betracht, wo dies durch be- 
sonderen Rechtsakt geschehen ist; 

vgl. Schlesinger, ünznlässigkeit der Beschlagnahme des noch nicht verdienten 

Lohnes S. 89; 
daher fehlt es auch für eine Aufrechnung, wie sie der Beklagte will, 
an jedem Rechtsgrunde. Aus demselben Grunde ist es auch zu billigen, 
dass das Oberlandesgericht die Verurtheilung des Beklagten für die 
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Zukunft nicht auf Zahlung gegen Leistung der betreffenden 
Dienste beschränkt hat. 



Nr. 157. Eiitseh. des Preuss. Ober-Yerwalt-Gerichts. 

4. Senat. Vom 25. März 1896. 

[Entsch. d. 0. V. G. Bd. S9. S. 488. — Prenss. Bisenb.-Arob. 1896. Heft 6. S. 1176.] 

Eisenbabnzufubrwege. Polizeimässige Strassenreinigung. Ges. Ober d. Polizei-Yerw. 

V. II. März 1850 § 6. 

Wenn ein Eisenbahnzufuhrweg einen Theil der Bahnhofsanlage 
bildet und als solcher keine öffentliche Strasse im Sinne des Wegerechts, 
sondern eine Privatstrasse ist, so finden die über die polizeimässige 
Strassenreinigung bestehenden Bestimmungen auf ihn keine Anwendung. 
An und für sich liegt die Verbindlichkeit zur polizeilichen Reinigung 
der Strassen in Städten und Dörfern der Gemeinde als Trägerin der 
Polizeilast ob. Diese kommunale Last der Gemeinden bezieht sich aber 
nur auf öffentliche Strassen, nicht dagegen auf private Wege und 
Plätze. Wenn nach dem öffentlichen Rechte die Verbindlichkeit zur 
Reinigung der Strassen an Stelle der Gemeinde den anliegenden 
Grundbesitzern obliegt, so kann die Verpflichtung der letzteren auch 
keinen weiteren Umfang haben, als diejenige hat, welche das Gesetz 
der Gemeinde auflegt. Es kann sich deshalb auch die observanzmässige 
Pflicht der Grundbesitzer zur Strassenreinigung nur auf öffentliche 
Strassen beziehen. Demzufolge kann von den Anwohnern eines Eisen- 
bahnzufuhrweges der bezeichneten Art diese Strassenreinigung nicht 
gefordert werden. 

Die Erhaltung eines polizeimässigen Zustandes kann hin- 
sichtlich einer solchen Privatstrasse, ebenso wie hinsichtlich des Grund- 
eigenthums überhaupt, nur innerhalb des Rahmens der Vorschriften im 
§ 10 A. L.-R. Th. n Tit. 17 verlangt werden, d. h. soweit es zur 
Abwendung von Gefahren für die Sicherheit und Gesundheit 
von Menschen u. s. w. erforderlich ist. Wenn solche Gefahren 
in Frage kommen, würde die Polizeibehörde zwar befugt sein, auch eine 
Reinigung der Privatstrasse oder eines Theiles davon zu verlangen, 
sofern auf andere Weise die Gefahren sachgemäss nicht verhütet werden 
können. Dann kann sie sich aber mit ihrem Verlangen nur entweder 
an den wenden, der einen solchen gefahrdrohenden Zustand herbei- 
geführt hat, oder an den, der für den polizeimässigen Zustand des 
Grundstückes, auf dem der Privatweg liegt, verantwortlich ist, also im 
vorliegenden Fall an den Eigenthümer der in Frage kommenden Privat- 
strasse, den Eisenbahnfiskus. 



Digitized by VjOOQ IC 



216 Entsch. des Preoss. Ober-Yerwalt-Gerichts vom 26. März 1896. 

Nr. 158» Entsch. des Prenss. Ober-Yerwalt»-GericlLts. 

3. Senat. Vom 26. März 1896. 

[Deutsch. Jurist.-Zeitg. I. Nr. 23. S. 472.] 

Krank.-Yer8.-6e8. § 5 a. Sitz de8 6ewerbebetrieb8 al8 Be8Chäftigung8ort bei auewärte 

beechäftigten Bauarbeitern. 

Der Sitz des Gewerbebetriebes gilt als Beschäftigungsort auch 
für solche Arbeiter eines Baugewerbetreibenden, die in einem aus- 
wärtigen Gemeindebezirke nur zu einer dort auszuführenden umfang- 
reichen Bauarbeit angenommen worden sind, ohne vorher am Sitze des 
Gewerbebetriebes selbst beschäftigt gewesen zu sein, ausser es wäre 
für die auswärtige Arbeit eine besondere Betriebsstätte errichtet.. 
Zur Errichtung einer solchen genügt noch nicht die Auszahlung des 
Lohns ausserhalb des Betriebsortes, die Bestellung jemandes zur Be- 
aufsichtigung der Arbeiter und ihrer Arbeiten an Ort und Stelle u. dgl., 
sondern es sind Veranstaltungen nothwendig, die den Willen des Ge- 
werbetreibenden erkennen lassen, dass die betreffenden Arbeiten nicht 
blos Theil und Ausfluss des allgemeinen Gewerbebetriebes, sondern eia 
abgesondertes Unternehmen, einen innerhalb des allgemeinen Gewerbe- 
betriebes selbständigen Betrieb für sich bilden sollen, wie es z. B. die 
Errichtung eines besonderen Baubureaus, die Einrichtung einer be- 
sonderen Kassen- und Buchführung, die Einsetzung eines besonderen 
Betriebsleiters mit der Befugniss zur Annahme und Entlassung der 
Arbeiter u. s. w. thun. — Das Erfordemiss des § 5a Abs. 1, dass 
einzelne Arbeiten an wechselnden Orten ausserhalb der Betriebsstätte 
ausgeführt werden, enthält nicht auch noch das Erforderniss, dass an 
der Betriebsstätte ebenfalls Arbeiten ausgeführt werden. 



Nr. 159. Entsch. des Prenss. Ober-Yerwalt.-Gerichts. 

4. Senat. Vom 28. März 1896. 

[Preuss. Blsenb.-Aroh. 1896. Heft 6. S. 1174.] 

Entstehung Sfrentllcher Wege. Zuetändigiceitsgeeetz v. I. Aug. 1883 § 56. 
Oeffentliche Wege entstehen nicht wie Wegeservituten durch Er- 
sitzung, sondern durch ihre Bestimmung, ihre Widmung für den öffent- 
lichen Verkehr, und diese Bestimmung kann sowohl durch ausdrückliche 
Erklärungen der rechtlich Betheiligten (Wegepolizeibehörde, Wegebaa- 
pflichtigen, Eigenthümer des Wegekörpers), als durch Handlungen der- 
selben, also die Anlegung und den Ausbau des Weges als eines öffent- 
lichen, als endlich dadurch dargethan werden, dass ein Weg thatsächlich, 
insbesondere von Alters her, unter Umständen dem öffentlichen Verkehr 
dient, die mit Sicherheit auf seine Bestimmung für diesen Verkehr 
seitens jener rechtlich Betheiligten schliessen lassen. Die blosse That- 
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storbenen Staatsbeamten an das Aerar zustehenden Forderung an Diäten- 
pauschale und Subsistenzzulage im Gesammtbetrage von 44 fl. bewilligt. 

Den dagegen ergriffenen Recurs der k. k. Finanzprocuratur nomine 
des Aerars hat das k. k, Oberlandesgericht abgewiesen, weil das öffent- 
lichrechtliche Interesse, welches das Aerar und die Staatsverwaltung 
daran haben, dass die den Staatsbeamten ausser den im § 1 des Gesetzes 
vom 21. April 1882, R.-G.-Bl. Nr. 123, angeführten ständigen Bezügen 
gebührenden, gemäss § 3 dieses Gesetzes der Execution entzogenen 
anderweitigen Bezüge denselben ungeschmälert erhalten bleiben, im vor- 
liegenden Falle durch den Tod des bezugsberechtigten Staatsbeamten 
erloschen ist und in Folge dessen das Aerar zur Anfechtung des in 
Rede stehenden Executionsbescheides nicht legitimirt ist. 

Dem ausserordentlichen Revisonsrecurse der k. k. Finanzprocuratur 
fand der k. k. Oberste Gerichtshof mit Entscheidung vom 14. April 
1896, Z. 4406, keine Folge zu geben, weil der in Rede stehende 
Executionsbescheid Seitens der Vertreter der Verlassen schaft nicht in 
Beschwerde gezogen wurde und das Aerar aus den der oberlandes- 
gerichtlichen Entscheidung beigefügten zutreffenden Gründen zur An- 
fechtung dieses Executionsbescheides nicht legitimirt ist. 



Nr. 163. Entsch. des Preuss. Ober-Verwalt.-€reriehts. 

2. Senat. Vom 29. April 1896. 

[Preuss. Eisenb. Aroh. 1896. Heft 6. S. 1168.] 

Befreiung der Dienetgrundstiicke von den Kreissteuern. Kreis-Ordn. §§ 10. 14. 17. 18. 
Einkommensteuerges. v. 24. Juni 1891. § I. Kommunalabgabengesetz v. 14. Juli 1893. 

§§ 24. 26. 28. 30. 91. 

Durch das Kommunalabgabengesetz vom 14 Juli 1893 hat das 
Steuerrecht der Kreise keine Erweiterung dahin erfahren, dass fortan 
auch von solchen Gebäuden (Dienstgrundstticken u. s. w.), die bisher 
kreissteuerfrei waren, nunmehr aber als der Gemeindebesteuenmg 
unterworfen vom Staate zur Gebäudesteuer veranlagt werden, von den 
Kreisen Zuschläge zu dieser erhoben werden dürfen. 



Nr. 163. Entseh. des Handelsgerichts der Seine (Paris). 

Vom 2. Mai 1896. 

[Zeltschr. f. d. Internat. Eisenb. Tranap. IV. Nr. 9. S. 368. — Journal des transports. Nr. 34. S 670.J 

Teilweiser Yeriust des Gutes nacli eingetretenem Ablieferungsliindernis. Haftpflicht 

der Eisenbahn. 

In einem Falle, in welchem die Annahme von 6 Fässern Terpentin 
von Bordeaux nach Paris, zu einem Specialtarif befördert, bei Ankunft 
vom Empfänger wegen Manko verweigert, das Gut aber nach fünf- 
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tägiger Lagerung angenommen worden war, hatte der Adressat von 
der Eisenbahn Vergütung des ganzen, auch des über den bei Ankunft 
ermittelten Manko hinaus entstandenen Verlustes verlangt, weil die 
Fässer während der Lagerung unbedeckt den Sonnenstrahlen ausgesetzt 
gewesen seien und somit die Bahnverwaltung die ilir obliegende Für- 
sorge für das Gut vernachlässigt habe. Die Eisenbahn hatte den er- 
hobenen Anspruch mit der Nichtverantwortlichkeits-Klausel des Special- 
tarifs bestritten; das Gericht hat diesen Einwand jedoch nur bis in 
Höhe des während des Transports und bis zur Ankunft entstandenen 
Abmangels gelten lassen; bezüglich des während mangelhafter Lagerung 
erwachsenen Verlustes dagegen dem Klageantrag aus folgenden Er- 
wägungen entsprochen: 

Der Frachtvertrag endet in dem Augenblicke, in welchem der 
Empfänger, sei es aus einer begründeten oder unbegründeten Ursache, 
die Annahme des beförderten Gutes verweigert; die Eisenbahn erlangt 
dadurch die Eigenschaft eines Depositars und hat mit der durch die 
Bestimmungen des Artikels 1927 des Code civil vorgesehenen Sorgfalt 
zu verfahren; die Eisenbahn wird deshalb auch haftpflichtig, wenn sie 
während fünf Tagen auf offenem Entladeplatz die Fässer ohne Deckung 
oder sonstige Schutzmittel den Strahlen der Sonne ausgesetzt liess. 
Sie schuldet die Vergütung des dergestalt durch Auslaufen verloren 
gegangenen Teiles des Gutes. 



Xr. 164. Sek. Entsch. des Seichs -Versichernngsamtes. 

Vom 4. Mai 1896. 

[Deutsch. Jar. Zeltg. I (1896). Nr. 19. S. 886.] 

Unf. Vers. Ges. § 6. Ziff. 2 a. Die Hinterbiiebenenrente darf zeitlich nicht begrenzt 

werden. 

Gegenstand sowohl des Haftpflichtgesetzes vom 7. Juni 1871 als 
auch der durch das Reichsgesetz vom 6. Juli 1884 eingeführten Un- 
fallversicherung der Arbeiter ist ein „Schadenersatz". Während aber 
das Haftpflichtgesetz (§§ 3 und 7) das Mass des Ersatzes sich nach 
dem nachweislich herbeigeführten Schaden richten lässt, ist im Unfall- 
versicherungsgesetz Höhe und Dauer des Schadensersatzes durch 
positive Bestimmungen festgesetzt. Es ist deshalb im Falle der durch 
einen Betriebsunfall herbeigeführten Tötung einer versicherten Person, 
welche Frau und Kinder hinterlässt, gemäss § 6 Ziffer 2 a des Unfall- 
versicherungsgesetzes die Hinterbliebenenrente bis zum Tode oder zur 
Wiederverheiratung der Witwe bezw. bis zur Erreichung des fünf- 
zehnten Lebeusjahres der Kinder zu zahlen, wenn sich auch bis zur 
Wahrscheinlichkeit nachweisen liesse, dass der Getötete auch ohne den 
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Unfall in kurzer Frist und lange vor jenen Terminen gestorben wäre. 
Diesen bereits früher von ihm anerkannten Grundsatz hat das R.-Vers.- 
Amt neuerdings durch Eekursentscheidung vom 4. Mai 1896 wieder 
zur Geltung gebracht. Ein lungenleidender Maurer hatte einen Betriebs- 
unfall erlitten, durch dessen Folgen er wochen- und monatelang an das 
Bett gefesselt wurde; nach neun Monaten starb er. Nach dem ärzt- 
lichen Gutachten war das Lungenleiden durch die ünfallfolgen erheb- 
lich verschlimmert und der Tod dadurch wesentlich beschleunigt worden. 
Die beteiligte Berufsgenossenschaft gewährte zwar den Hinterbliebenen 
Renten in der gesetzlichen Höhe, jedoch nur auf die Dauer von vier 
Jahren, weil der Arzt ferner begutachtet hatte, der Verunglückte wäre 
wohl auch ohne den Unfall in etwa vier Jahren an dem Lungenleiden 
zu Grunde gegangen. Das R.-Vers.-Amt hat diese Begrenzung der 
Renten dem obigen Grundsatze gemäss für unstatthaft erklärt. 



Nr. 165. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

5. Civil-Senat. Vom 6. Mai 1896. 

[Jur. Wochenschr. 1896. Nr. 86/87. S. 828 Ziff. 46.] 

A. L R. Einleitung § 75. § I. Enteign. Ges. v. II. luni 1874. Der Anlieger einer 
öfTentlicIien Strasse kann aus notliwendigen Änderungen (Erliöliung) derselben Ent- 
scIiädigungsansprUclie niolit lierleiten, so lange ihm dieselbe als Kommunikationsmittel 

weiter erliaiten bleibt 

Der B. R. nimmt an, dass geringfügige Erschwernisse einen An- 
spruch auf Entschädigung nicht begründeten, wenn nur die Kommuni- 
kation zwischen der Strasse und den anliegenden Grundstücken nicht 
aufgehoben werde, und mit dieser Ausführung befindet er sich im 
Einklänge mit dem im ürtheile des jetzt erkennenden Senats vom 
28. März 1896 (in Sachen Erfurt c. Thinius V. 308/65) aufgestellt^en 
leitenden Grundsatze, dass das servitutarische Recht des Hausbesitzers 
an der an seinem Grundstücke vorttberführenden Strasse begrenzt and 
bedingt ist durch die Zweckbestimmung der Strasse selbst dergestalt, 
dass der Hausbesitzer sich ohne Entschädigung alle Veränderungen 
gefallen lassen muss, welche dazu dienen, die Strasse in dem Zustande 
zu erhalten oder auch in den Zustand zu setzen, in welchem sie ihrer 
Bestimmung am vollkommensten genügen kann, sofern nur die Strasse 
auch ferner als Kommunikationsmittel erhalten bleibt. Im vorliegenden 
Falle ist die Höherlegung zum Zwecke der Verbesserung der Strasse 
und der Erbauung der in ihrem Zuge befindlichen Brücke über den 
Jakobsgraben erfolgt und es ist die Strasse als Kommunikationsmittel 
auch für die Grundstücke der Kl. erhalten geblieben. Es kann daher 
die Erhöhung des Strassendammes als ein die Bekl. zur Entschädigung 



Digitized by VjOOQ IC 



BntscB. des Kamniergerichts in Berlin vom 7. Mai 1896. 221 

verpflichtender Eingriff in das Eigenthum oder in die servitutarischen 
Rechte der Kl. (§ 75 Einleitung zum A. L. R.) nicht angesehen werden 
(vergl. auch Entscheidung des ehemaligen Obertribunals zu Berlin 
Bd. 49 S. 91 fg.). 

Nr. 166. Entseh. des Kammergericlits in Berlin. 

2. Straf-Senat. Vom 7. Mai 1896. 

P. Jor. Zeitg. I Nr. 22. S. 447. Ziff. 63.] 

Krank. Vers. Ges. § 81. Unterlassung der Anmeldung zur Krankenkasse. 

Der Angeklagte, welcher eine Bahnhofsrestauration gepachtet 
hat, hat „hin und wieder" den Wartesaal, in welchem sich die Restau- 
ration befindet, durch sein „Mädchen für alles" reinigen, von dem^ 
selben auch die daselbst befindlichen Lampen putzen lassen, ohne die- 
selbe zur Krankenkasse anzumelden. Von der aus § 81 des Kranken- 
versicherungsgesetzes erhobenen Anklage ist er vom Berufungsrichter 
freigesprochen, weil das Mädchen nur hin und wieder, also nicht 
dauernd beschäftigt war. Das Kammergericht hat das Berufungsurteil 
aufgehoben, weil die getroffene Feststellung zur Beurteilung der Frage, 
ob das Dienstmädchen versicherungspflichtig sei, nicht ausreiche. 
Es führt aus: „Das Gesetz macht keinen Unterschied, ob die Beschäf- 
tigung im Gewerbebetriebe die Hauptthätigkeit einer Person aus- 
macht oder sich nur als Nebenthätigkeit darstellt. Das Gesetz hat 
aber auch bezüglich der Zeit für die Beurteilung der Versicherungs- 
pflicht nur die eine Beschränkung, dass eine Versicherung nicht zu er- 
folgen braucht, wenn die Beschäftigung dui'ch die Natur ihres Gegen- 
standes oder im voraus durch den Arbeitsvertrag auf einen Zeitraum 
von weniger als einer Woche beschränkt ist (§ 1). Daraus folgt, 
dass eine Versicherungspflicht besteht, wenn jemand auf Grund eines 
Arbeitsvertrages, welcher für eine längere Dauer als einer Woche ab- 
geschlossen worden ist, eine Thätigkeit in einem Gewerbebetriebe über- 
nimmt und dementsprechend in dem Gewerbebetriebe gegen Gehalt oder 
Lohn thätig ist. In diesem Falle kann es, wenn die Thätigkeit auch 
Dor zeitweise, periodisch stattfindet, nicht darauf ankommen, wie lange 
die Beschäftigung in den einzelnen Fällen dauert, insbesondere ob sie 
über die Dauer einer Woche hinausreicht. Das Gesetz lässt aber 
keinen Zweifel darüber, dass die Versicherung auch schon dann erfolgen 
muss, wenn zwar die Thätigkeit nicht auf Grand vertragsmässiger Ver- 
pflichtung, sondern nur thatsächlich, jedoch im Zusammenhange über 
eine Woche hinaus ausgeübt wird. Denn der § 1 a. a. 0. setzt nicht 
einen ausdrücklichen Arbeitsvertrag, sondern nur voraus, dass die Be- 
schäftigung gegen Gehalt oder Lohn erfolgt. Das Gericht hält daher 
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noch die Prüfung für erforderlich, ob das Dienstmädchen ausdrücklich 
zur Leistung der gedachten Arbeiten — wenn auch nur als Nebenbe- 
schäftigung — in den Dienst des Angekl. getreten ist, oder ob das- 
selbe, ohne dass eine solche Vereinbarung getroffen war, das Reinigen 
des Wartesaals und das Putzen der Lampen in den einzelnen Fällen 
im Zusammenhange über den Zeitraum einer Woche hinaus besorgt hat. 



Nr. 167. Entsch. des Dentschen Beichsgericlits. 

3. Civil-Senat. Vom 19. Mai 1896. 

(Jur. Wocliensch. 1896. Nr. 40/31. S. 861. Ziff. 85. - Seuffert Archiv. N. P. Bd. XXIL S. 8.J 

Voraussetzungen für die Eigenschaft eines Privatgeieises als Pertinenz eines Fabrilc- 

grundstücks. 

Das B. 6. sieht das Kriterium für die Pertinenzqualität keineswegs 
allein schon in der Bestimmung einer Sache für die bleibenden Zwecke 
einer andern. Es will vielmehr nach gemeinem Rechte bewegliche 
Sachen erst dann als Pertinenzen eines Immobile betrachten, wenn sie 
zu demselben in ein derartiges dauerndes Verhältniss gebracht sind, 
dass sie nicht lediglich dem Bedürfnisse des jeweiligen Besitzers, sondern 
dem bleibenden Zwecke des Immobiles und damit dem Bedürfnisse 
seiner jedesmaligen Besitzer zu dienen bestimmt erscheinen. Von diesem 
richtigen Bechtssatze aus ist es dann auf Grund der konkreten Sach- 
lage zu der Annahme gelangt, dass die zur Frage stehende Bahn 
Pertinenz des Fabrikgrundstfickes gewesen ist. Die Bahn qu. hat seit 
Errichtung der Fabrik im Jahre 1885 dauernd bestimmten Zwecken 
des Betriebs gedient. Auf ihr ist das Material aus der Kiesgrube zur 
Arbeitsstätte und das fertige Produkt demnächst zum Lagerplatze be- 
fördert. Der von der Kiesgrube zur Fabrik führende Theil der Bahn 
ist mit dem Boden durch eingelassene hölzerne Schwellen, auf welchem 
das Schienengeleise ruhte, fest verbunden gewesen, und diese Verbindung 
hat auch noch zur Zeit der Beschlagnahme bestanden. Hat hiemach 
dieser Theil der Bahn dauernd einem bestimmten Zwecke des Fabrik- 
grundstücks, dem Transporte des Materials von dem Orte der Ge- 
winnung bis zur Arbeitsstätte, gedient und ist dieses Verhältniss auch 
äusserlich durch die feste, nie aufgehobene Verbindung der Bahn mit 
dem Grund und Boden hervorgetreten, hat ferner auch der andere 
Theil der Bahn einem bestimmten Zwecke der Fabrik, dem Transporte 
des Produkts nach dem Lagerplatze, dauernd gedient, so hat das B. 
G. ohne Bechtsirrthum für die ganze Bahn annehmen dürfen, dass sie 
dauernd für die Zwecke des Grundstücks und damit auch für die 
Zwecke jedes Besitzers bestimmt ist und durch diese Verbindung ihre 
wirtschaftliche Selbständigkeit verloren hat. Dass der zweite Theil 
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der Bahn weniger fest mit dem Boden verbunden, je nach Wechsel 
des Lagerplatzes verlegt und im Herbste regelmässig aufgenommen 
wurde, auch bei der Pfändung aufgeschichtet gewesen ist, kann eine 
besondere Beurtheilung für diesen Theil nicht begründen. Es handelt 
sich um eine sogenannte transportable Bahn, die dauernd bestimmten 
Zwecken des Fabrikgrundstficks gedient hat; sie ist entweder in allen 
ihren Theilen oder überhaupt nicht Pertinenz des Grundstücks. 



Nr. 168« Entsch. des Prenss. Ober-Yerwalt-Geriehts. 

2. Senat. Vom 20. Mai 1896. 

[Preass. Eisenb. Arch. 1896. lieft 6. S. 1168.] 

Besteuerung von Beamtendienstwohnungen. Kommunalabgabengeo. v. 14. Juli 1893. § 24. 
Gee. V. 24. Febr. 1850. § 2. Kab. Ord. v. 8. Juni 1834. 

Der § 24 des Kommunalabgabengesetzes vom 14. Juli 1893 spricht 
in Abs. 1 den Grundsatz aus, dass die in der Gemeinde belegenen be- 
bauten und unbebauten Grundstücke die Steuern vom Grundbesitz mit 
gewissen unter a bis k näher bezeichneten Ausnahmen, zu denen auch 
staatliche und kommunale, zu einem öffentlichen Dienste oder Gebrauche 
bestimmte Gebäude gehören, unterworfen sein sollen. Im Abs. 2 heisst 
es sodann, dass alle sonstigen, nicht auf einem besonderen Rechtstitel 
beruhenden Befreiungen, insbesondere auch die der Dienstgrund- 
stficke und Dienstwohnungen der Beamten aufgehoben seien. Im 
Anschluss hieran verordnet Abs. 3, dass, wenn ein Grundstück oder 
öebände nur theilweise zu einem öffentlichen Dienst oder Ge- 
brauch bestimmt ist, die Befreiung sich nur auf diesen Theil 
beziehen soll. Endlich schreibt der Abs. 4 vor, dass die Bestimmungen 
der Kabinetsordre vom 8. Juni 1834 in Geltung bleiben und auf die 
Gemeinden ausgedehnt werden, in denen sie bisher noch nicht in 
Geltung waren. 

Es fragt sich hiemach, in welchem Sinne der letzte Absatz aufzu- 
fassen, wie er zu vereinen ist mit dem Grundsatz des zweiten Absatzes, 
dem zufolge im Gegensatz zu § 2 lit. c des Gesetzes vom 24. Februar 
1860 die Dienstgrundstficke und Dienstwohnungen der Beamten keine 
Steuerbefreiung mehr gemessen sollen. 

Früher waren — abgesehen von den Bestimmungen der Kabinets- 
ordre — alle zum öffentlichen Dienst oder Gebrauch bestimmten Grund- 
stücke, insonderheit die zum Gebrauch öffentlicher Behörden oder zu 
Dienstwohnungen für Beamte bestimmten Gebäude grundsteuerfrei, 
und für den Fall, dass ein Grundstück oder Gebäude nur zum Theil 
diesem Zwecke diente, galt der Grundsatz, dass seine Hauptbestimmung 
als massgebend anzusehen sei. Aus den neues Recht enthaltenden 
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Vorschriften im § 24 des Kommunalabgabengesetzes ergiebt sich nun- 
mehr, dass dieses Gesetz die Dienstgrundstücke und Dienstwoh- 
nungen der Beamten nicht mehr als zum öffentlichen Dienste 
oder Gebrauche bestimmt ansieht. Dieser Grundsatz ist, da eine 
gleiche Eonsequenz auch gegenüber dem Absatz 4 daselbst gezogen 
werden muss, überall auch im Rahmen der Eabinetsordre vom 8. Juni 
1834 massgebend. 



Nr. 169. Entseh. des Deutschen Reichsgerichts. 

6. Civil-Senat. Vom 3. Juni 1896. 

(Jur. Wochenschr. 1896. Nr. 42/48. S. 888. Ziff. 71. 72.] 

§§ 13. 14. Fiuohtliniengesetz v. 2. Juli 1875. Der Rechtsweg ohne vorgängige Fest- 
setzung der Entschädigung im Administrativwege ist unzulässig. Die Wahl des Zeit- 
punlits für den Antrag auf Abtretung steht der Gemeinde frei. 

Abweichend vom I. E., der das von den Kl. geltend gemachte 
wirthschaftliche Interesse nicht für geeignet hielt, die erhobene Fest- 
stellungsklage zu begründen, hat der B. £. ausgeführt, dass der Klag- 
antrag auf Anerkennung der Verpflichtung zur Leistung einer bestimmten 
Enteignungsentschädigung wegen Unzulässigkeit des Rechtsweges abzu- 
weisen sei. Diese Entschädigung sei nach § 14 des Fluchtliniengesetzes 
vom 2. Juli 1875 in Verbindung mit den § 24 ff. des Enteignungs- 
gesetzes vom 11. Juni 1874 von der Administrativbehörde festzu- 
setzen und erst gegen deren Festsetzung finde der Rechtsweg statt. 
Die Frage, ob auf das Administrativverfahren verzichtet werden könne, 
lässt der B. R. unerörtert, weil er der Ansicht ist, dass keinesfalls ein 
solcher Verzicht vorliege, namentlich nicht darin gefunden werden 
könne, dass die Bekl. nicht schon in I. J. die Einrede der ünzulässigkeit 
des Rechtsweges erhoben habe, da diese von Amtswegen zu prüfen sei. 
Diese Ausführungen sind richtig. 

Der B. R. gelangt zur Zurückweisung der Berufung gegen die 
Abweisung des Elagantrages, ebenso zur Zurückweisung des in der 
Berufungsinstanz event. gestellten Antrages auf Verurtheilung der Bekl. 
zur Stellung eines Enteignungsantrages bei der Verwaltungsbehörde; 
weil zur Zeit ein Anspruch der Kl. auf Einleitung des Enteignungsver- 
fahrens nicht bestehe. Von den Fällen, in denen der § 13 des Flucht- 
liniengesetzes einen Anspruch auf Entschädigung für Entziehung oder 
Beschränkung von Grundeigenthum gewähre, liege hier keiner vor, 
insbesondere setze die Nr. 1 dieses Paragraphen voraus, dass auf Ver- 
langen der Gemeinde bereits Land abgetreten worden sei, was hier bis- 
her nicht geschehen sei und worauf der Grundeigenthümer keinen Rechts^ 
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ansprach habe. Auch dies ist zutreffend und steht im Einklang mit 
wiederholten Entscheidungen des R. G., in denen ausgeführt ist, dass 
die Wahl des Zeitpunktes, wann die Gemeinde den ihr in § 13 Nr. l 
jenes Gesetzes überlasseuen Antrag auf Abtretung stellen wolle, lediglich 
ihr freigestellt bleibe. 

Nr. 170. Entsch. des Handelsgerichts in Tonrs. 

Vom 5. Juni 1896. 

[Zeitschr. f. d. Internat. Elsenb.-Transp. lY. Nr. 11. S. 441. — Lamd Flenry, BuHetin 1896. S. 178.] 

Haftpflicht der Eisenbahn. Beginn derselben. 

Ein Absender, der ein von ihm nach der Gttterexpedition ver- 
brachtes Fass Wein unter der Aufsicht seines Knechtes und des Fuhr- 
mannes gelassen hatte, während er in das Bureau ging, um die Versand- 
deklaration und eine aufzuklebende Adresse zu fertigen, überraschte bei 
der Rückkehr seine Bediensteten, als sie mit einigen Streckenarbeitern 
den in der Zwischenzeit aus dem Fasse entwendeten Wein tranken. 
Das Fass, dessen Gewicht nach dein in der Gegend herrschenden Brauche 
schätzungsweise angegeben war, wurde jedoch abgesandt, nachdem das 
Manko gegenüber der Güterexpedition auf ungefähr 3 Liter festgestellt 
worden war. Der Empfänger, der vom Absender verständigt wurde, 
verweigerte die Annahme, und der letztere belaugte die Gileans-Eisen- 
bahn auf Zahlung des Werthes des Weins und einer Entschädigung für 
den ihm durch die Annahmeverweigerung erwachsenen Nachteil. 

Das Handelsgericht in Tours hat die Klage abgewiesen und den 
Kläger zur Abnahme des zur Verfügung gelassenen Weins gegen Zahlung 
der Transport-, Lager- und anderen Kosten verurtheilt, hauptsächlich 
in Erwägung der Thatsache, dass die Entwendung schon vor der Ab- 
gabe der Versanddeklaration an die Eisenbahn und der Annahme des 
Guts durch diese, d. i. vor Abschluss des Frachtvertrags, stattge- 
funden hatte. 

Nr. 171. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

5. Civil-Senat. Vom 6. Juni 1896. 

(Jur. Wochenschr. 1896. Kr. 48/48. S. 888. Ziff. 63. 64.] 

Gesetz Ober die Poiizeiverwaltung vom II. März 1850. § 3. Kosten der Reinigung 
der öfTentlichen städtisclien Strassen. 

Der B. R. geht bei seiner Entscheidung davon aus', dass die Kosten 
der polizeimässigen Reinigung der öffentlichen städtischen Strassen zu 
denjenigen Kosten der örtlichen Polizeiverwaltung gehören, die nach 
§ 3 des Gesetzes vom 11. März 1850 über die Polizeiverwaltung von 
den Gemeinden zu bestreiten sind. Diese Annahme entspricht nicht 

Sger, BlsenbalinreohtUche Entsoheidnngen XIII. 15 
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blos der früheren Eechtspraxis (Entsch. des Obertribunals vom 8. April 
1861. Entsch. Bd. 45 S. 16 und vom 1. Mai 1871. Entsch. Bd. 65 
S. 1), sondern auch der feststehenden Rechtsprechung des Königlichen 
Oberverwaltungsgerichts (Entsch. des Oberverwaltungsgerichts Bd. 1 
S. 268; Bd. 14 S. 400; Bd. 17 S. 325; Bd. 23 S. 380; Bd. 24 S. 245) 
und hat auch in der Judikatur des R. G. bereits Anerkennung gefunden 
(Erkenntniss vom 17. Januar 1894; Gruchot, Beiträge Bd. 38 S. 1071). 
Der B. R. verkennt auch nicht, dass durch die Vorschrift im § 3 eine 
anderweite Regelung der Reinigungspflicht nach öffentlich-rechtlichen 
Normen, insbesondere durch Observanz, keineswegs ausgeschlossen wird, 
und er ist deshalb mit Recht auf den von dem Bekl. dafür angetretenen Be- 
weis eingegangen, dass in Paderborn die öffentlich-rechtliche Verpflichtung 
zur polizeimässigen Reinigung der Strassen nicht der Gemeinde, sondern 
den Anliegern der Strasse obliege., 

Das B. G. nimmt an, dass durch die für Paderborn ergangene 
Polizeiverordnung vom 15. Juni 1859, in deren § 1 allerdings bestimmt 
ist, dass ^die Eigenthümer oder Verwalter der an die Strasse grenzen- 
den Grundstücke verpflichtet seien, die Strasse bis zur 

Mitte des Dammes in der ganzen Ausdehnung des Grundstückes — 
stets rein zu halten," eine Aenderung des lokalen Rechts nicht herbei- 
geführt ist, dass insbesondere durch Polizeiverordnung nicht eine Ver- 
pflichtung von der Gemeinde genommen und auf die Anlieger übertragen 
werden konnte. Auch hierin ist dem B. R. beizutreten. Wenn die 
Revision dagegen auf § 6 Lit. b des Gesetzes vom 11. März 1850 
verweist, wonach zu den Gegenständen der ortspolizeilichen Vorschriften 
auch die Ordnung, Sicherheit und Ijeichtigkeit des Verkehrs auf öffent^ 
liehen Strassen, Wegen und Plätzen gehören, so tibersieht sie, dass 
sich zwar hierauf die polizeilichen Vorschriften zu erstrecken vermögen, 
aber immer nur innerhalb des Rahmens des bereits bestehenden Rechts 
und der aus ihm hervorgehenden Verpflichtungen, welche durch polizei- 
liche Vorschriften nicht geändert, sondern nur näher ausgestaltet werden 
können. Dies folgt aus § 15 des Gesetzes vom 11. März 1850 und ist 
in wiederholten Entscheidungen des höchsten Verwaltungsgerichtshofes 
rechtsgrundsätzlich ausgesprochen worden. (Entsch. desOberverwaltungs- 
gerichts Bd. 8 S. 356; Bd. 10 S. 206). 



Nr. 172. Entsch. des Deutschen Beichsgerichts. 

3. Civil-Senat. Vom 9. Juni 1896. 

[Entsch. des Reichsger. in Civils. Bd. 87. S. 306.] 

?reu88. Recht. Ist bei Festsetzung der Enteignungsumme auf die Art und Weise des 

Erwerbes des enteigneten Grundstiicics durch den Expropriaten Riiclcsicht zu nehmen? 

;yDer erste Richter hatte kein .Bedenken getragen, bei der Werts- 
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Schätzung des den Beklagten enteigneten Theilstückes Nr. 412 d dessen 
Eigenschaft als Bauplatz zu Grunde zu legen. Dagegen hat der Be- 
rufiingsrichter im Hinblick auf die Art, wie die Beklagten dieses Terrain 
erworben haben, dasselbe nur als Gärtnereiland in Betracht gezogen. 
Er stellte zunächst fest, dass es den Beklagten beim Erwerbe des 
Gesamtgrundstückes im Jahre 1877 von ihren Verkäufern als ein in 
die projectierte Cronberger Strasse fallendes Terrain bezeichnet und 
dementsprechend bei Berechnung des für das ganze Grundstück zu 
zahlenden Kaufpreises gar nicht berücksichtigt worden sei. Sei mithin, 
folgert der vorige Richter, zufolge der Durchführung der Enteignung 
des fraglichen Teilstückes nur „Gelände, das als Bestandteil des 
Vermögens der Beklagten kein Baugelände gewesen sei, aus diesem Ver- 
mögen ausgeschieden", so erscheine es angesichts der Grundregel des 
§ 8 des Enteignungsgesetzes unstatthaft, bei Schätzung des Wertes des 
expropriierten Grundstückes davon auszugehen, dass es sich um ein 
Bauterrain handele. Diese Schlussfolgerung des Berufungsgerichtes muss 
als rechtsirrthümlich bezeichnet werden. 

Wäre die Enteignung erfolgt, solange die Vorbesitzer der Beklagten 
Eigenthümer des Grundstückes waren, sei es unmittelbar nach der im 
Jahre 1873 erfolgten Feststellung des Strassenplanes oder auch längere 
Zeit hernach, so könnte die Pflicht der Klägerin, das Grundstück als 
Bauterrain taxiren zu lassen, nicht bezweifelt werden nach dem vom 
Beichsgerichte, 

vgl Entscheidungen des B.G.'s in Civilsachen Bd. 8 S. 257, Bd. 28 S. 217, 
ausgesprochenen, auch vom Berufungsrichter adoptierten Grundsätze^ 
dass ein städtischer Bebauungsplan und dessen Ausführung als ein^ 
heitlich anzusehen, und dass deshalb die Bauplatzeigenschaft eines Grund- 
stückes auch in dem Fall zu berücksichtigen sei, wenn sie durch den 
Plan, zu dessen Ausführung die Enteignung erfolgt, schon längere Zeit 
vor letzterer 'aufgehoben war. Diese Entsqhädigungspflicht der Klägerin 
ist dadurch, dass ein Wechsel im Besitze des Grundstückes stattgefunden 
hat, nicht verändert. Auch nach der mutmasslichen Ansicht des Be- 
rufungsrichters wäre dies alsdann nicht der Fall, wenn die Beklagten 
durch einen Kauf gewöhnlicher Art das Grundstück erworben hätten. 
Folgerichtig ist aber das gleiche anzunehmen, wenn ein expropriiertes 
Grundstück durch Erbgang oder durch Schenkung erworben worden 
oder auch wenn es unter den besonderen Umständen des gegenwärtigen 
Falles auf den Erwerber übergegangen ist. Denn der Expropriant 
kann sich überhaupt nicht auf das Vertragsverhältniss berufen, welches 
zwischen dem Expropriaten und seinem Besitzvorgänger bestanden hatte; 
er kann nicht diese ausserhalb seines Rechtskreises liegende Thatsache 
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benutzen, um dadurch einen Gewinn, nämlich die Liberation von einer 
durch den Akt der Enteignung kraft Gesetzes erwachsenen Verpflichtung 
zu erreichen. Pflicht des Exproprianten ist es, den objectiven Wert dessen 
zu ersetzen, was er enteignet; dieser Wert kann sich weder vermindern, 
noch erhöhen, noch ganz in Wegfall kommen, je nach den besonderen 
Umständen, unter welchen der Expropriat in den Besitz des Enteignungs- 
objektes gelangt ist. Wird aber hiernach der Wert des fraglichen 
Grundstückes bemessen und gleichzeitig der obenerwähnte Grundsatz 
zur Anwendung gebracht, so kann nicht zweifelhaft sein, dass bei 
Festsetzung der von der Klägerin zu gewährenden Entschädigung zu 
berücksichtigen ist, dass das Grundstück vor Aufstellung des Strassen- 
planes die Bauplatzeigenschaft besessen hat. Demzufolge war dem 
erten Revisionsangriflfe stattzugeben und das angefochtene ürtheil inso- 
weit aufzuheben, als es die enteignete Parzelle 412 d als Gärtnereiland 
und nicht als Bauterrain taxirt hat." 



Nr. 173. Entsch. des Deutschen Belchsgerichts. 

3. Civil-Senat. Vom 12./26. Juni 1896. 

(AmU. Nachr. R. V. A. XU. Nr. 8 S. 868 Zift 2.] 

Krank. Vers. Ges. v. 15. Juni 1883 bezw. 10. April 1892. Die Eintrittegefder u. Bei- 
träge zu den Kraniienlcaesen haben die rechtliche Natur öfTentlicher Abgaben. 

Dennoch sprechen überwiegende Gründe dafür, die hier in Frage 
stehenden Beiträge des Arbeitgebers zur Ortskrankenkasse als öffentliche 
Abgaben, und die Ortskrankenkassen bezüglich der Einziehung dieser 
Leistungen als öffentliche Anstalten im Sinne des § 14 des gedachten 
Gesetzes vom 18. Juni 1840 anzusehen. 

Auf den Grundsätzen des Versicherungsvertrages und privatrecht- 
licher korporativer Grundlage beruht die Beitragspflicht der Arbeitgeber 
zu den Krankenkassen nicht. Diejenigen Personen, zu deren Gunsten 
diese Krankenversicherung gesetzlich zwangsweise verordnet ist, gelten 
von Gesetzes wegen als versichert, nicht auf Grund eines Vertrages 
oder Antrages der Arbeitgeber. Letztere selbst participiren nicht an 
den Vortheilen dieser Versicherung, sondern haben lediglich an den 
durch dieselben verursachten Lasten in gesetzlich bestimmtem Umfange 
Theil zu nehmen. Ihre Beitragspflicht ist mithin eine ihnen lediglich 
durch das öffentliche Recht auferlegte Last, und entstehen die den 
Ortskrankenkassen gegen sie zustehenden bezüglichen Forderungen 
direkt durch das Gesetz. — Vergleiche auch Laband, Staatsrecht des 
Deutschen Reiches 2. Auflage Band 2 Seite 245 ff., Mandry, der civil- 
rechtliche Inhalt der Reichsgesetze Seite 140. 
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Dieser Öffentlich rechtlichen Grundlage des Rechtsverhältnisses 
entspricht es, wenn das Oberlandesgericht im Sinne des Gesetzes vom 
18. Juni 1840 die vom Kläger zu leistenden Beiträge als öffentliche 
Abgaben und die beklagte Kasse als ein^ zu deren Einziehung bestimmte 
öffentliche Anstalt angesehen hat. 



Nr* 174. Entseh. des Bagatellgerichts In Handelssachen zn Wien* 

Vom 13. Juni 1896. 

[Oesterr. Eisenb. Verordn. Bl. IX. Nr. 111 S. 1884.] 

Eine Bahn kann von einer Partei nicht auf Ereatz belangt werden, wenn letztere auf 

finnd der bahneelte erfolgten Gewiohteermittelung Im Frachtbriefe eine unrichtige 

Zolldeolaration vornimmt und dafür In eine Zolletrafe verfällt. 

Mit Frachtbrief ddto. Krakau den- 9. Mai 1895 wurden in der 
Station Krakau von S. B. 25 Kisten Orangen und Citronen nach öranica 
aufgegeben. Diese Kisten wurden bahnamtlich gewogen, und wurde ein 
Gewicht von 451 kg constatirt. In Granica wurde die Sendung vom 
Empfänger übernommen und beim russischen Zollamte verzollt. Dort- 
selbst wurde von der Partei eine ZoUdeclaration überreicht und in 
dieselbe das im Frachtbriefe ersichtliche Gewicht eingesetzt. Da das- 
selbe aber das im Frachtbrief constatirte um mehr als 8 pCt. überstieg, 
musste von der Partei als Zollstrafbetrag 16 Rubel 80 Kopeken bezahlt 
werden. — Dieser Betrag wurde von der Partei bei dem k. k. Bagatell- 
gerichte in Handelssachen in Wien im Klagewege gegen die Bahn 
geltend gemacht, weil nach ihrer Ansicht nur durch Verschulden der 
letzteren diese Zollstrafe verwirkt wurde, indem die Bahn ein falsches 
Gewicht im Frachtbriefe feststellte. 

Die Geklagte verweigerte die Zahlung, indem sie sich darauf berief, 
dass die Eisenbahn zur Abwäge des Gutes bei der Aufgabe nur insoweit 
verpflichtet sei, als die 'Erfüllung des Frachtvertrages in Betracht 
kommt, die Verwiegung daher lediglich zu dem Zwecke in Betracht 
stattfinde, um die Transportgebühr zu bemessen und ein Beweismittel 
für etwaige bei der Abgabe sich ergebende Gewichtsdifferenzen zu 
schaffen, dass aber die Eisenbahn, zumal sie keine öffentliche Wäge- 
und Massanstalt sei, für die Richtigkeit des von ihr ermittelten Gewichtes, 
falls dasselbe vom Absender in die Zolldeklaration eingesetzt wird, sich 
bei der zollamtlichen Abwäge jedoch als unrichtig herausstellt, keinerlei 
Haftung trage, und daher der Partei für die derselben aus diesem 
Grunde auferlegte Zollstrafe nicht regresspflichtig werde. 

MitUrtheil desBagatellgerichtes in Handelssachen in Wien 
vom 13. Juni 1896, Z. 46.473, wurde das Klagebegehren mit nachstehen- 
der Begründung abgewiesen: 
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Vor Allem muss constatirt werden, dass nach Punkt I des ProtokoUes 
zum internationalen Uebereinkommen über den Eisenbahn-Frachtverkehr 
vom 14. October 1890 dieses Uebereinkommen auf solche Sendungen 
nach Grenzstationen nicht anzuwenden ist, nachdem der Absender diese 
Anwendung nicht ausdrücklich begehrte. Demnach kommt hier das 
Betriebsreglement vom 10. December 1892 zur Anwendung, und wenn 
es auch richtig ist, dass nach § 53, Abs. 3 desselben die Bahn ver- 
pflichtet ist, das Gewicht der Stückgüter bei der Aufgabe festzustellen, 
so ist damit noch nicht bestimmt, dass die Bahn dadurch verantwortlich 
ist für den Schaden, welcher aus einer unrichtigen Abwäge für die 
Partei ausserhalb des Frachtvertrages entsteht. Durch die bahn- 
ämtliche Abwäge ist ein Beweis für den Frachtvertrag gegen die Bahn 
hergestellt, dass die Sendung ein solches Gewicht gehabt hat, und die 
Bahn ist bei Erfüllung des Frachtvertrages und insoweit es den Fracht- 
vertrag betrifft, haftbar, als sie nicht den Gegenbeweis führen kann, 
dass das Gewicht dem constatirten nicht entspricht. Sie kann also 
die Fracht nur nach diesem Gewichte berechnen, und ist auch ver- 
pflichtet, wenn sie bei der Aufgabe ein gewisses Gewicht constatirt 
hat, insoweit nicht etwas Besonderes bestimmt ist, auch ein solches 
Gewicht abzuliefern. Im Weiteren aber ist die Bahn nicht haftbar, 
dass das Gewicht ein richtiges sei, da die Bahn nicht eine öffentliche 
Wägeanstalt ist, sondern nur die Abwäge zum Zwecke des Frachtver- 
trages und innerhalb desselben stattfindet. 

Die Bahn war also, da sie auch die Verzollung nicht vor- 
nahm, nicht verantwortlich dafür, dass die Verzollung, welche im vor- 
liegenden Falle nicht in den Frachtvertrag eingeschlossen war 
und von der Bahn nicht vorgenommen wurde, nach dem im Frachtbriefe 
verzeichneten Gewichte erfolgte. Es war Sache der Partei, welche die 
Verzollung vornahm, sich von dem richtigeil Gewichte zu überzeugen, 
und dasselbe in die Declaration einzusetzen. Es liegt also nur ein Ver- 
schulden desjenigen, der die Verzollung vornahm, vor, deshalb war das 
Klagebegehren abzuweisen. 



Nr. 175. Entsch. des Handelsgerichts in Gent. 

Vom 17. Juni 1896. 

[Zeitschr. f. d. interaat. Eisenb. Transp. IV. Nr. 9. S. 878.] 

Belg. Ges. v. 25. Aug. 1891. Art. 9. Code oiv. Art 2248. Verjährung. Nlohtunter- 
breohung dee Laufs derselben durch Beantwortung der Reklamation. 

Der Anspruch des Klägers, den Lauf der Verjährung durch die 
Mitteilung der Eisenbahn, dass die eingereichte Eeklamation . geprüft 
und das Resultat der Prüfung bekannt gegeben werde, als unterbrochen. 



Digitized by VjOOQ IC 



JSütsch. des Handelsgerichts in Ostende vom 18. Juni 1896. 231 

ZU erklären, ist vom Gerichte aus folgenden Erwägungen zurückge- 
wiesen worden: 

dass nach Artikel 9 des Gesetzes vom 25. August 1891 über den 
Frachtvertrag alle Klagen aus dem Frachtvertrage hinsichtlich des 
internen Verkehrs in 6 Monaten und bezüglich des internationalen Ver- 
kehrs in einem Jahre verjähren und der Lauf der Verjährung bei teil- 
weisem Verluste, was hier der Fall ist, mit dem Tage der Ablieferung 
des Gutes beginnt; 

dass die Klage am 12. Februar 1896, also nach länger als einem 
Jahre nach der Ablieferung des Guts (Juli 1892) angestrengt wurde 
und dass sie somit verjährt ist; 

dass der Kläger vergeblich behauptet, die Verjährung sei unter- 
brochen worden und die seine Beklamation entgegennehmende Eisenbahn 
habe auf die Geltendmachung der Verjährungs-Einrede durch die That- 
sache verzichtet, dass sie dem Kläger geantwortet hat „die Ange- 
legenheit sei in Behandlung und das Resultat derselben werde ihm 
mitgeteilt** ; 

dass diese im Dezember 1892 gemachte Erklärung keine Aner- 
kennung der Haftpflicht der Eisenbahn im Sinne des Artikels 2248 des 
Cyode civil bildet oder einen Verzicht enthält, sondern nur die Ver- 
pflichtung ausspricht, Erhebungen über den Gegenstand der Beklamation * 
zu machen; 

dass überdies, selbst wenn die Erklärung als die Verjährung unter- 
brechend betrachtet werden könnte, diese letztere von neuem zu laufen 
begonnen haben und am 14. Dezember 1893 definitiv eingetreten sein 
würde. 

Nr. 176. Entsch. des Handelsgerichts in Ostende. 

Vom 18. Juni 1896. 

* [Zeitsohr. f. d. Internat. Eisenb. Transp. Vf. Nr. 9. S. 871.] 

Belg. Ges. v. 25. August 1891. Reglement-Best. der belg. Staatselsenb. v. I. Sep- 
teaber 1891. Art. 27. Beschränkung der Haftung bei besonderen Gefahren. Mangel- 
hafte Verpackung. 

Am 3. September 1895 ist in Louvain eine Sendung von 10000 Kilo- 
gramm Holzkohlen in Säcken der belgischen Staatsbahn mit der An- 
gabe im Frachtbrief zum Transport aufgegeben worden, dass die Kohlen 
seit 6 Wochen gebrannt (calcin6) seien. Bei der Ankunft in Ostende 
wurden 401 Säcke der Sendung verbrannt und ihr Inhalt wertlos ge- 
funden. Der Kläger belangte die Eisenbahn für den ihm im Betrag 
yon 724 Fr. entstandenen Schaden; die Klage wurde einerseits auf die 
Haftpflicht der Bahn im allgemeinen und dann im besonderen auf die 
Behauptung gestützt, dass der Schaden infolge ungenügender Bedeckung 
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des Gutes durch Funkenwurf aus der Maschine verursacht worden 
sein müsse. 

Die Klage ist vom Handelsgericht in Ostende abgewiesen worden, 
im wesentlichen unter folgender Begründung: 

1. Dass die allgemeine Verantwortlichkeit der Eisenbahn im vor- 
liegenden Falle durch den in Ausführung des Gesetzes vom 25. August 
1891^) erlassenen Art. 27 der reglementarischen Bestimmungen der 
Staatseisenbahnen vom 1. September 1891 beschränkt sei, wonach die 
Eisenbahn nicht für Verluste und Beschädigungen, noch für die Ge- 
fahren haftet, die während des Transports bei Gütern eintreten können, 
welche auf ausdrückliches und schriftliches Verlangen des Absenders 
unverpackt oder mit ungenügender Verpackung zur Aufgabe gelangen, 
obgleich die Natur derselben eine entsprechende Verpackung erfordert. 
Als ein solches, weil leicht entzündliches Gut seien Holzkohlen zu be- 
trachten, welche nach den reglementarischen Bestimmungen, je nachdem 
sie frisch gebrannt seien oder nicht, verschiedene Verpackung erfordern. 
(Sind die Kohlen frisch gebrannt, so sind sie in hermetisch geschlossenen 
Behältern von starkem Eisenblech, amerikanischen Fässern und Fässern 
oder Behältern, welche in starken, innerlich mit Leinwandpapier oder 
einem andern gleichartigen Stoflf ausgeschlagenen Körben plaziert sein 

'müssen, aufzugeben; während nicht frisch gebrannte Kohlen in Säcken, 
Fässern, Kisten etc. angenommen werden.) 

2. Nachdem nun die Kohlen, in Übereinstimmung mit der im Fracht- 
brief enthaltenen Deklaration, in Säcken aufgegeben worden sind und 
während des Transportes Feuer gefangen haben, ohne dass dafür eine 
besondere Ursache hätte konstatiert werden können, der Absender aber, 
gemäss Art. 8 des in Betracht kommenden Reglements für die Angaben 
im Frachtbriefe verantwortlich ist, — so war es Aufgabe des letzteren, 
die Richtigkeit dieser Angaben, d. i. zu beweisen, dass die Kohlen 
mindestens 6 Wochen vor der Aufgabe geglüht waren, welchen Beweis 
er weder geleistet noch auch nur anerboten hat. 

Es musste daher angenommen werden, dass die Kohlen noch nicht 
so lange geglüht waren und dass die Verpackung, in welcher sie auf- 
gegeben worden sind, ungenügend war und die Verbrennung der Kohlen 
gestattete, wofür nicht die Eisenbahn, sondern den Absender die Ver- 
antwortlichkeit treffe. 

3. Der Behauptung des Absenders, dass die von der Eisenbahn be- 
werkstelligte Bedeckung des Wagens mangelhaft war und daher Funken 
von der Lokomotive die Entzündung der Kohlen verursacht haben 



Z. 1 186. 



Digitized by 



Google 



Entsch. des Handelsgerichts in Ostende vom 18. Juni 1896. 233 

können, wurde von der Bahn entgegengehalten, dass der Absender den 
Wagen dnrch seine Leute habe laden und bedecken lassen. Das Gericht 
hat hierauf erwidert, dass auch hier der Kläger seine Behauptungen 
zu beweisen hätte. Der von ihm dafür angerufene Expertenbericht 
setze nur voraus, dass die Bedeckung ungenügend gewesen sei und den 
Zutritt von Funken aus der Lokomotive gestattet habe. Einen weiteren 
Beweis habe er weder angetreten noch anerboten. Als Ursache der 
eingetretenen Verbrennung der Kohlen könne daher nur Zufall oder 
höhere Gewalt oder einer derjenigen besonderen Umstände angenommen 
werden, welche im vorliegenden Falle die Eisenbahn von jeder Verant- 
wortlichkeit befreien. 



Nr. 177. Entsch. des Handelsgerichts In Ostende. 

Vom 18. Juni 1896. 

[Zeitschr. f. d. Internat. Eisenb. Transp. IV. Nr. 9. S. 872.) 

Belg. 668. v. 25. Aug. 1891. Art. 37. Z. 7. Beschränkung der Haftung bei besonderen 
Gefahren. Aufladen durch den Absender. 

Eine Sendung von 6397 Kilogramm poliertes Feinblech ist am 
7. Dezember 1895 von einem belgischen Eisenwerk der belgischen 
Staatsbahn zum Transport nach Ostende aufgegeben worden und hier 
verrostet angekommen. Der Kläger schätzte den ihm daraus er- 
wachsenden Schaden auf 40 ^/o des Wertes der Sendung (Fr. 575. 73 Ct.) 
und verlangte von der Eisenbahn den Ersatz desselben. 

Die Eisenbahn glaubte die Verantwortlichkeit ablehnen zu können: 
l. weil der Absender die Verladung auf seinem Verbindungsgleise selbst 
besorgt habe, und 2. weil er durch eine bessere Verpackung der Be- 
schädigung des Gutes hätte zuvorkommen können. 

Das Handelsgericht in Ostende hat die beiden Einreden zurück- 
gewiesen und die Eisenbahn zur Vergütung des eingeklagten Schadens 
verurteilt. Allerdings, führte dasselbe aus, sei es nach Art. 37, Z. 7, 
des Gesetzes vom 25. August 1891^) der Verwaltung gestattet, ihre 
Verantwortlichkeit für Beschädigungen während des Transportes aus- 
zuschliessen, wenn der Absender die Verladung besorgt habe. Aber 
in den reglementarischen Vorschriften über den internen Verkehr, unter 
welchen die Sendung befördert worden sei, sei keine Bestimmung ent- 
halten, wonach der Selbstverlad des Absenders die Bahn von aller Ver- 
antwortlichkeit entlasten würde. Auch dürfte dies nach dem Wortlaut 
des Gesetzes nicht geschehen, welches den Absender nur für die Folgen 
des fehlerhaften Verladens verantwortlich machen wolle. Im vor- 

*) Z. I 136. 



L. 
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liegenden Fall sei aber der Schaden erwiesenermassen infolge der 
mangelhaften Beschaffenheit des von der Eisenbahn dem Absender ge- 
stellten Transportmaterials entstanden und müsse daher die Eisenbahn 
dafür aufkommen. Dass der Absender die Mängel des Transport- 
materiales beim Aufladen nicht entdeckt habe, könne ihm nicht zum 
Schaden gereichen, da er habe annehmen dürfen, dass das Material in 
gutem Zustande gestellt sei. Auch die reglementarische Vorschrift der 
Verpackung habe die Eisenbahn von der Verpflichtung zur Stellung 
eines guten Transportmaterials nicht entbinden können, insbesondere 
nicht im vorliegenden Fall, wo der Wagen mit der ausdrücklichen Be- 
merkung verlangt worden sei, dass es sich um die Beförderung von 
Feinblech handle. 



Nr* 178« Entsch« des Trlbnnal eiv. des Seine-Departements« 

Vom 19. Juni 1896. 

(Zeitschr. f. d. Internat. Elsenb.-Transp. IV. Nr. 11. S. 441.) 

Verspätete Ablieferung infolge eines Irrtums der Elsenbahn. 

Eine Sendung von 2 Koffern war in Antwerpen als Eilgut und 
im Transit nach Jersey aufgegeben, von der französischen Grenzstation 
jedoch der Zollbehörde zur Eingangsbehandlung überwiesen worden. 
Infolgedessen wurden die Kolli revidirt und, da entgegen der auf 
Kleider lautenden Deklaration des Absenders, eine gewisse Menge von 
Cigaretten gefunden wurde, beschlagnahmt. Die Beschlagnahme wurde 
dann auf Reklamation des Adressaten aufgehoben, die Sendung selbst 
aber mit einer Verspätung von 13 Tagen am Bestimmungsorte ausge- 
liefert. Der Empfänger reichte, unter Berufung auf Artikel 41 des 
internationalen Uebereinkommens, bei der Eisenbahn eine Reklamation 
ein und beanspruchte, da grobes Verschulden vorliege, eine Entschädigung 
von Fr. 600. Die Eisenbahn bot dagegen eine solche von Fr. 26.50 
an, worauf Klage erhoben wurde. 

Das Gericht hat dieser keine Folge gegeben in Erwägung: dass 
nach Art. 40 des I. U. der Höchstbetrag der vom Frachtführer fUr 
Verspätung geschuldeten Entschädigung, sofern eine Deklaration des 
Interesses an der rechtzeitigen Lieferung nicht vorliegt, im voraus auf 
den Betrag der ganzen Fracht festgesetzt ist, wenn ein aus der Ver- 
spätung erwachsener Schaden nachgewiesen vrird; 

dass die Eisenbahn, ohne den Nachweis des Schadens, den sie 

als vorhanden angenommen hat, zu verlangen, eine den Betrag 

der ganzen Fracht übersteigende Summe angeboten hat; und 
dass der durch die unrichtige Deklaration der Grenzstation be- 
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gangene Irrtum nicht als grobes Verschulden oder Arglist im 
Sinne des Art. 41 des internationalen Uebereinkommens betrachtet 
werden kann. 



Nr. 179* Entsch. des Handelsgerichts in Soissons. 

Vom 19. Juni 1896. 

(Zeitschr. f. d. Internat. Elsenb.-Transp. V. Nr. 1. S. 28.) 

BefSrderung von Tieren. Aussohluss der Haftung der Eisenbahn bei Anwendung eines 

Specialtarifs. 

Die Nord-Eisenbahn hatte eine Sendung von 2 Ochsen und 1 Kuh, 
deren Einladung vom Absender bewirkt worden war, zu den Bedingungen 
eines Specialtarifs befördert. Der Empfänger verweigerte die Annahme 
der Kuh, die, auf sein Verlangen, an den Absender zurückgesandt 
wurde. Sie war auf dem Hinwege schwer verwundet worden infolge 
Zerreissens des Stricks, mit dem sie angebunden war, und zahlreicher 
Hom-Stösse, die sie während des Transports erhalten hatte. Die Eisen- 
bahn wurde vor dem Handelsgerichte in Soissons auf Zahlung des 
Preises des Tieres belangt. Das Gericht wies die Klage als unzulässig 
zurück, weil die Anwendung des Specialtarifs die Haftpflicht der Eisen- 
bahn ausschloss, der man überdies den Vorwurf der Nachlässigkeit 
nicht machen konnte. 



Nr« 180. Entsch. des Appellsenats des ESnlgl. Handels- und 
Wechsel-Berichts in Budapest. 

Vom 20. Juni 1896. 

[Oesterr. Eisenb. Verordn. Bl. IX (1896). Nr. 96. S. 1622.] 

Auch bezüglich Jener Staaten, die dem Berner internationalen Uebereinkommen fiber 

den Eisenbahn-Frachtverkehr nicht beigetreten sind, findet die Bestimmung des § 61, 

P. 4 des Betriebsreglements, die Verjährung betreffend, auf den Verkehr mit einer 

Eisenbahnstation eines solchen Staates volle Anwendung. 

Am 2. Mai 1893 wurden in der Station Budapest der kgl. Ungar. 
Staatsbahnen drei Pferde nach Saloniki aufgegeben und die dafür an- 
gerechnete Gebühr bei der Aufgabe gezahlt. Es stellte sich aber später 
heraus, dass der Bahnbeamte um 331 Frcs. 85 Cts. zu wenig ange- 
rechnet hatte, weshalb der Aufgeber, nach längeren fruchtlosen Cor- 
respondenzen mit ihm und den Adressaten, wegen Ersatz dieses 
Betrages von der Direction der kgl. Ungar. Staatsbahnen am 21. De- 
zember 1895 geklagt wurde, welchem Begehren auch die erste Instanz 
Folge gab. 

Ueber Appellation des Geklagten hat der Appellsenat des kgl. 
Handels- und W^echselgerichtes in Budapest mit Entscheidung vom 
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20. Juni 1896, Z. 325, unter Aufhebung dieses Urtheiles die klägerische 
Staatsbahn-Direction mit ihren Entschädigungsansprüchen aus folgenden 
Gründen abgewiesen: 

Die vom Geklagten eingewendete und von der ersten Instanz un- 
berücksichtigt gebliebene einjährige Verjährung des klägerischen An- 
spruches muss im vorliegenden Falle beachtet und daher der erst nach 
länger als einem Jahre erhobene Entschädigungsanspruch unbedingt ab- 
gewiesen werden. Die klägerische Staatsbahn-Direction hat zwar da- 
gegen geltend gemacht, dass, nachdem die Türkei dem Berner inter- 
nationalen Uebereinkommen über den Eisenbahn-Frachtverkehr nicht 
beigetreten ist, daher diesbezüglich die im § 61, P. 4 des neuen Be- 
triebsreglements vorgesehene Verjährungszeit keine Geltung habe, sohin 
die gewöhnliche Verjährung von 32 Jahren nach dem ungarischen Privat- 
rechte gelte. 

Dem entgegen wird aber vom Geklagten mit Recht darauf ver- 
wiesen, dass nach dem Stande der gegenwärtigen Gesetzgebung in 
Ungarn im internationalen Eisenbahnverkehr überhaupt das Bemer 
Uebereinkommen und somit auch § 61, P. 4 des Betriebsreglements in 
Ungarn volle Geltung habe, ohne Rücksicht darauf, ob das betreffende 
Ausland diesem Uebereinkommen beigetreten sei oder nicht. Gemäss 
dem G.-A. XXV ex 1892 wurde nämlich die ungarische Regierung von 
der Legislative im Allgemeinen ermächtigt, das Betriebsreglement nach 
den Bestimmungen des Berner Uebereinkommens auch in jenen Vor- 
schriften abzuändern, welche vom Handelsgesetze abweichen; dies ist 
durch das neue Betriebsreglement, somit auch rücksichtlich der Ver- 
jährungsfrist geschehen, und hat die Regierung in der Einführungs- 
verordnung zu diesem Reglement keinen Vorbehalt statuirt, dass das- 
selbe nur bezüglich jener ausländischen Staaten gelte, welche dem mehr 
erwähnten Uebereinkommen beigetreten sind. Daher bildet dasselbe, 
resp. das Betriebsreglement eine Ergänzung des ungarischen Handels- 
gesetzes. 

Nr. 181. Entsch. des Handelsgerichts in Charleroy. 

Vom 23. Juni 1896. 

[Zeitschr. f. d Internat. Eisenb. Transp. IV. Nr. 9. S. 873.] 

Belg. Ges. v. 25. Aug. 1891. Art. 37. Ausfuhr. Best, des Reglern. Art. 27 und 52. 
Ausschluss der Haftpflicht bei der Beförderung lebender Tiere. 

Die Klage des Absenders auf Vergütung des durch die während 
des Transports eingetretene Beschädigung einer Kuh entstandenen 
Schadens ist aus folgenden Erwägungen abgewiesen worden: 

dass das Recht der Staatsbahn, ihre Haftung im vorliegenden Falle 
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im Sinne der Verantwortlichkeit für den Transport nach gemeinem 
Rechte abzulehnen, angesichts des Artikels 37 des Gesetzes vom 
25. August 1891 und der zu diesem Artikel erlassenen und in den Ar- 
tikeln 27 und 52 des Reglements enthaltenen Ausführungsbestimmungen 
nicht bestritten werden kann; 

dass demnach der Kläger das Verschulden der Eisenbahn oder ihrer 
Leute zu beweisen hat, was er darin findet, dass 1. der verwendetiB 
Wagen einen heftigen Stoss erlitten habe und 2. auf dem Boden des- 
selben kein Sägemehl gestreut worden, was gebräuchliche Vorsicht sei, 
um den Tieren die Einhaltung des Gleichgewichts zu erleichtern; 

dass hinsichtlich des Punktes 1 keinerlei Thatsache angeführt und 
ersichtlich ist, dass der Kläger einzig in dem Ereignis selbst das Be- 
stehen eines Verschuldens erblickt, was unzulässig ist; und bezüglich 
des Punktes 2 zu beachten ist, dass nach Artikel 57 des Reglements 
das Ein- und Ausladen durch den Kläger und unter seiner vollen Ver- 
antwortlichkeit zu geschehen hat, dass er es also ist, dem die Nicht- 
verwendung des von der Staatsbahn nicht infolge einer Verpflichtung, 
sondern im ausschliesslichen Interesse der Absender zur Verfügung ge- 
stellten Sägemehls zur Last fällt. 



Kr. 182. Entsch. des Beichs-Versicherungsamts. 

Vom 30. Juni 1896. 

[AmU. Nachr. d. B. V. A. XU. Nr. 8. S. 857. Ziff. 520.J 

Invalid.- u. Alters -Ver8.-Ge8. § 17. Ab8. 2. §§18, 103. Anrechnung von Krankheite- 
wochen, wenn sich Anfang und Ende der Kranicheit nicht nach Kaienderdaten be- 
stimmen lassen. 

Das Eeicbs -Versicherungsamt hat in der Revisionsentscheidung 433 
(Amtliche Nachrichten des R. V. A. I. u. A. V. 1895 Seite 223) ausge- 
sprochen, dass nur volle Kalenderwochen als Krankheitswochen im Sinnq 
des § 17 Absatz 2 des Invaliditäts- und Altersversicherungsgesetzes 
Berücksichtigung finden können. Daraus ergiebt sich zwar für den 
Begelfall, dass der Beginn und das Ende der einzelnen Krankheit im 
Allgemeinen von Bedeutung sind für den Umfang, in welchem dieselbe 
auf die Wartezeit zur Anrechnung kommt. Es erscheint jedoch nicht 
ausgeschlossen, dass die Zahl der volle Kalenderwochen umfassenden 
Krankheitswochen unter Umständen auch ohne genaue Feststellung der 
Anfangs- und Enddaten einer Krankheit mit Sicherheit ermittelt wird. 
Insbesondere wird dies dann der Fall sein können, wenn in Ermangelung 
formeller Krankheitsbescheinigungen (§§ 18, 103 a. a. 0,) der Nach- 
weis anrechnungsfähiger Krankheitszeiten in anderer Weise (zu ver- 
gleichen Bescheid 442, Amtliche Nachrichten des R. V. A. I. u. A. V# 
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1895 Seite 232) geführt werden muss. Dass alsdann ungeachtet des 
glaubwürdigen Nachweises einer Mindestzahl von Krankheitswochen — 
wobei vorausgesetzt wird, dass hierunter nur volle Kalenderwochen zu 
verstehen sind — deren Anrechnung lediglich deshalb unterbleiben 
müsste, weil sich die jedesmalige Kalenderwoche, mit welcher sich die 
einzelne Krankheitswoche deckt, nicht mehr ermitteln lässt, kann ebenso- 
wenig angenommen werden, wie das Reichs- Versicherungsamt in ähn- 
lichem Sinne sich bereits bezüglich der Anrechnung nachträglich 
beigebrachter Beitragsmarken ausgesprochen hat (zu vergleichen Re- 
visionsentscheidung 500, Amtliche Nachrichten des R. V. A. 1896 
Seite 269). 

Nr. 183* Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

3. Civil-Senat. Vom 30. Juni 1896. 

[Jur. Wochenschr. 1896. Nr. 46/47. S. 417. ZifL 88.] 

Haftpflichtgesetz § I. Eigenes Verschulden durch Nichtbeobachtung der Ordnungs- 
vorschriften. 

Es ist thatsächlich festgestellt, dass der El. bei dem Anhalten des 
EisenbahuÄuges an einer Zwischenstation, auf der nur ein ganz kurzer 
Aufenthalt stattfand, seine rechte Hand während des Hinausschauens 
aus dem Wagenfenster an die eine Seite der geöffneten Wagenthtire 
lehnte und in Folge dessen eine Verletzung jener Hand beim Zuschlagen 
der Wagenthüre erlitt. Del- Kläger konnte sich aber bei Anwendung 
pflichtmässiger Sorgfalt sagen, dass dieses Anlehnen der Hand an die 
Seite der Wagenthüre, deren Zuschlagen mit Rücksicht auf den kurzen 
Aufenthalt in jedem Moment zu erwarten war, den eingetretenen Er- 
folg hervorbringen konnte. In der Vernachlässigung dieser Sorgfalt 
ist das eigene Verschulden des Kl. zu finden. 



Kr. 184. Bevls. Entsch« des Reichs -Verslcherongsamts. 

Vom 30. Juni 1896. 

[AmU. Nachr. d. B. V. A. Xn (1896). Nr. 10. S. 429. Ziff. 534.] 

Invalid, u. Alter8-Vers.-6es. v. 22. Juni 1889. Ruhen der Rente bei naohträglioher 
Uebernahme einer Privatpension duroli den Staat in Folge Verstaatlioliuno einer Privat- 

Eisenbalin. 

Bereits in der Revisionsentscheidung 309 (Amtliche Nachrichten 
des R. V. A. I. u. A. V. 1893 Seite 163) hat das Reichs -Versicherungs- 
amt angenommen, dass eine von einer Privateisenbahngesellschaft be- 
willigte, später vom Staate übernommene Pension das Ruhen der Rente 
gemäss § 34 Ziffer 2 des Invaliditäts- und Altersversicherungsgesetzes 
zur Folge hat. Allerdings unterscheidet sich der jener Revisionsent- 
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Scheidung zu Grunde liegende Fall von dem vorliegenden dadurch, dass 
dort die Verstaatlichung der Eisenbahn bereits vor Bewilligung der 
Invalidenrente eingetreten war, während hier die rechtskräftige Renten- 
bewilligung vorlag, ehe die Verstaatlichung erfolgte. Dieser thatsäch- 
liche Unterschied bietet aber keinen Anlass, von dem dort ausge- 
sprochenen Grundsatze abzugehen. 

Was zunächst den Einwand des Klägers betrifft, dass er nicht zu 
den „Beamten" des § 34 Ziffer 2 a. a. 0. gehöre, weil er niemals die 
Eigenschaft eines staatlichen oder kommunalen Beamten erlangt habe, 
so ist bereits in der angeführten Revisionsentscheidung dargelegt, dass 
jene gesetzliche Vorschrift — ungeachtet ihres Wortlautes — nicht nur 
die eigentlichen Beamten, sondern auch andere Personen, denen Pensionen 
oder Wartegelder gewährt werden, habe treffen wollen. 

Wenn des Weiteren ausgeführt wird, dass die im § 4 Absatz 3 
des Invaliditäts- und Altersversicherungsgesetzes vorgesehene Befreiung 
von der Versicherungspflicht das untrennbare Correlat der Bestimmung 
im § 34 Ziffer 2 a. a. 0. bilde, so ist zwar zuzugeben, dass die in der 
ersterwähnten Vorschrift enthaltene Befreiung von der Versicherungs- 
pflicht im Hinblick darauf zugelassen ist, dass der Versicherte kein 
oder ein nur geringes Interesse an der Aufrechterhaltung der In- 
validitäts- und Altersversicherung hat, weil voraussichtlich ein Ruhen 
seiner Rente gemäss § 34 Ziffer 2 eintreten würde. Allein die Be- 
fugniss, seine Befreiung herbeizuführen, kann naturgemäss dem Ver- 
sicherten nur dann zustehen, wenn er bereits vom Reich, von einem 
Bundesstaate oder einem Kommunalverbande eine Pension bezieht. So 
lange dies nicht der Fall ist, besteht einerseits für den Versicherten — 
abgesehen von dem Falle des § 4 Absatz 1 a. a. 0., in welchem die 
Versicherungspflicht kraft Gesetzes ausgeschlossen ist, — keine aus- 
reichend gesicherte Fürsorge, andererseits für die Versicherungsanstalt 
das Risiko, dem Versicherten die Rente gewähren zu müssen, ohne von 
dem Recht des § 34 Absatz 2 Gebrauch machen zu können. Aehnlich 
wie beispielsweise Kommunalbeamte, welche die Anwartschaft auf 
spätere Erlangung von Pensionsrechten besitzen, nach der ständigen 
Praxis des Reichs -Versicherungsamts so lange versicherungspflichtig 
sind, als sie diese Rechte nicht thatsächlich erworben haben, gleichwohl 
(zu vergleichen Revisionsentscheidung 151, Amtliche Nachrichten des 
JL V. A. I. u. A. V. 1892 Seite 82) aber bei späterer Pensionirung ihnen 
der § 34 Ziffer 2 entgegen steht, konnte der Kläger, so lange er nicht 
im Genuss der staatlichen Pension war, von der Befugniss des § 4 
Absatz 3 keinen Gebrauch machen. Dass auch thatsächlich die Ver- 
sicherung für ihn einen gewissen Werth hatte und andererseits der Be- 
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klagten ein Risiko auferlegte, beweist der umstand, dass er eine Zeit 
lang die ihm auf Grund des Invaliditäts- und Altersversicherungs- 
gesetzes gewährte Rente in Wirklichkeit bezogen hat. 



Nr. 185. Entsch. des französischen Eassationshofes. 

Vom 30. Juni 1896. 

[Zeitschr. t d. Internat. Eisenb. Transp. lY. Nr. 11. S. 439. — LamöFlenry BuUetin annotö 1896. S. 186.] 

Annahme zum Transport. Unzulässigkeit der Vorauezusage von Transportmitteln in 

bestimmter Anzalil. 

Die französische Nordbahn hatte auf Verlangen eines Absenders 
die Gestellung einer gewissen Anzahl von Wagen zur Beladung mit 
Gütern im Bahnhof des Hafens von St-Valery auf einen bestimmten 
Tag zugesagt. Da die Zusage nicht erfüllt wurde, war die Eisenbahn 
durch das Handelsgericht zu einer Entschädigung verurteilt worden. 

Der Kassationshof, bei dem ein Revisionsgesuch eingebracht wurde, 
hat das urteil kassiert, in Erwägung, dass keine gesetzliche oder 
reglementarische Vorschrift besteht, welche die Eisenbahn verpflichtet, 
im voraus auf einen bestimmten Tag und auf einer bestimmten Station 
leere Wagen zur Verfügung der Absender zum Zwecke der Beladung 
mit ihren Gütern zu stellen; dass jede gegenteilige Vereinbarung unzu- 
lässig und daher rechtsunwirksam ist, weil sie eine Abweichung von 
den Bestimmungen des Bedingnisheftes darstellt, die zu gunsten eines 
Versenders einen Vorteil schafft, den die Eisenbahn anderen Versendern 
zu verweigern berechtigt ist. 



Nr« 186. Entsch. des Oesterr« Terwaltt-Gerichtshofes. 

Vom 3. Juli 1896. 

[Oester. Eisenb. Verordn. Bl. IX. Nr. 126. S. 8065.1 

Die Aussolireibung der Landesumlagen fällt in den gesetzliclien Wiricungskreis der 

autonomen Landesorgane, und icann daher der Landesausscliuss die angerufene Ent- 

sclieidung Qber die Gesetzmässigiceit der Vorschreibung von Zuschlägen dieser Art zu 

den directen landesfOrstlichen Steuern nicht ablehnen. 

Mit dem Zahlungsauftrage der Steueradministration Lemberg vom 
4. Oktober 1894, Z. 12.320, wurde im Grunde der mit dem Zahlungs- 
auftrage der Steueradministration für den 1. Bezirk in Wien vorge- 
nommenen Bemessung der Einkommensteuer erster Classe für den Bahn- 
betrieb und die Dampfschiffahrt der k. k. General-Direction der Oesterr. 
Staatsbahnen für das Verwaltungsjahr 1894 und die im Grunde der Ge- 
setze vom 19. März 1887, R.-G.-Bl. Nr. 33, und 8. Mai 1869, R.-G.-Bl. 
Nr. 61, vorgenommene Vertheilung dieser Steuer auf die einzelnen 
Länder der genannten General-Direction für den Betrieb der Staatsbahn 
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im Krakauer Gebiete pro 1894 die Einkommensteuer mit 222 fl. 21 kr. 
sammt Zuschlägen vorgeschrieben. Unter diesen Zuschlägen befindet 
sich der Zuschlag für Landeserfordernisse im Betrage per 288 fl. 87 kr. 

Gegen die Vorschreibung dieses Zuschlages hat die genannte 
General-Direction den Becurs an den galizischen Landesausschuss aus 
dem Grunde ergriffen, weil bei Berechnung desselben nicht der für das 
Krakauer Gebiet pro 1894 mit der im Landes-Gesetz- und Verordnungs- 
Blatte für Galizien Nr. 34 ex 1894 verlautbarten Kundmachung der 
k. k. Statthalterei in Lemberg vom 21. April 1894, Z. 30.989, mit 61 kr. 
von jedem Gulden der Gesammtgebfihr der directen Steuern festgesetzte, 
sondern ein höherer Satz angewendet worden ist. 

Mit der hiergerichts angefochtenen Entscheidung hat der galizische 
Landesausschuss diesen Recurs der Becurrentin mit dem Bemerken zu^ 
rückgestellt, dass dem Landesausschusse keine Competenz zur Entschei* 
düng der Recurse gegen die Erlässe der k. k. Behörden überhaupt 
und insbesondere gegen Zahlungsaufträge der k. k. Steueradministration 
zustehe. 

Der Verwaltungs-Gerichtshof hat diese Entscheidung nicht im Ge* 
setze begründet befunden. 

Nach § 18, Punkt 4, lit. a, der Landesordnung flir das Königreich 
Galizien und Lodomerien sammt dem Grossherzogthume Krakau, Bei- 
lage Ho zum Gesetze vom 26. Februar 1861, R.-G.-Bl. Nr. 20, ist die 
Besteuerung für Landeszwecke eine Landesangelegenheit, gehört also 
in den Wirkungskreis der Landes Vertretung, bezw. des Landesaus- 
schusses, und nach § 22 ebendort kann der Landtag — nach Umständen 
anter kaiserlicher Genehmigung — Zuschläge zu den directen landes- 
fftrstlichen Steuern umlegen und einheben. 

Nach diesen gesetzlichen Bestimmungen fällt also die Ausschreibung 
der Landesumlagen in den selbstständigen Wirkungskreis der autonomen 
Landesorgane, und kann daher eine Entscheidung über die Gesetzmässig- 
keit der Vorschreibung solcher Zuschläge nur durch eben diese Organe 
herbeigeführt werden. 

Der Umstand, dass die Repartition und Einhebung dieser Zuschläge 
durch Organe der Finanzverwaltung besorgt wird, giebt diesen letzteren 
noch keineswegs ein Dispositionsrecht über die Zuschläge, also auch 
nicht das Recht, in streitigen Fällen über die Gesetzmässigkeit der Vor- 
schreibung solcher Zuschläge zu entscheiden. 

Dagegen kann sich mit Grund nicht auf den § 32 der bezogenen 
Landesordnung berufen werden, welcher bestimmt, dass die näheren 
Weisungen über die dem Landesausschusse zukommenden Geschäfte und 
über die Art ihrer Besorgung den vom Landtage zu ertheilenden In- 
fi ger« Blsenbahnreohtllohe Entscheldmigen XUL 16 
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structionen und in Betreff der Einflussnahme auf die Gemeindesachen 
und auf die Angelegenheiten der landesfürstlichen Steuern den beson- 
deren Gemeinde- und Steuergesetzen vorbehalten bleiben; denn dieser 
Vorbehalt betrifft in Hinsicht der Steuergesetze lediglich die Angelegen- 
heit der landesfttrstlichen Steuern, um welche es sich im vorliegenden 
Falle gar nicht handelt, nicht aber Angelegenheiten der Landeszuschläge, 
bezüglich deren eine Bestimmung in dem bezogenen § 32 nicht enthalten 
ist. Es geht daher auch nicht an, hinsichtlich der Landeszuschläge das 
Gesetz vom 19. März 1876, E.-G.-Bl. Nr. 28, zu beziehen, da dasselbe 
laut § 1 nur die Vorstellungen, Beschwerden oder Eecurse gegen die 
im administrativen Wege erlassenen Aufträge, Verfügungen oder Ent- 
scheidungen der für die Veranlagung, Bemessung und Verwaltung der 
directen Steuern, der indirecten Abgaben und sonstigen Gefälle 
für Staatszwecke bestellten Behörden, Aemter und Organe der Finanz- 
verwaltung zum Gegenstande hat, daher das bezogene Gesetz nicht auf 
Eecurse gegen die Vorschreibung von Landeszuschlägen in Anwendung 
gebracht werden kann, wie denn auch im gegebenen Falle in dem be- 
zogenen Zahlungsauftrage der Steueradministration Lemberg vom 4tea 
October 1894, Z. 12.320, im Einklänge mit dem letztbezogenen Gesetze 
die k. k. Bezirkshauptmannschaft, bezw. die Steueradministration als 
Eecurs-Einbringungsstelle nur bezüglich der Bemessung der Einkommen- 
steuer oder deren Entrichtung angegeben ist. 

Aus diesen Erwägungen ergiebt sich, dass allerdings der galizische 
Landesausschuss und nur dieser zur meritorischen Entscheidung des von 
der k. k. General -Direction der Oesterr. Staatsbahnen in Betreff der 
Vorschreibung der Landeserfordernisse eingebrachten Eecurses competent 
war, und es musste daher die angefochtene Entscheidung nach § 7 des 
Gesetzes vom 22. October 1875, E.-G.-Bl. Nr. 36 ex 1876, aufgehoben 
werden. 



Nr. 187. Entsch. des Deutschen Belchsgerichts. 
5. Civil-Senat. Vom 4. Juli 1896. 

[Jnr. Wocheuschr. 1896. Nr. 48/50 S. 465 Ziff. 69. 70.] 

Pr. Entelgn. Ges. v. 11. Juni 1874. §§ 8. 45. Berücksichtigung der erh5hten Unlcosten 
der Bewirthschaftung des Restbesitzes bei Festsetzung der Entschädigung für die 
enteigneten GrundstOcIcstheiie. Beeinträchtigung des GrundstOcIcswerths durch öfTent- 

liche (Deich-) Lasten. 

Die Kl. behaupten, dass in Folge der Enteignung und der dadurch 
hervorgerufenen Verkleinerung des Gutes die für den bisherigen Umfang 
des Gutes eingerichteten Wirthschaftsgebäude zum Theil überflüssig 
geworden seien und so Unterhaltungskosten verursachten , die zum Er- 
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trage nicht mehr im richtigen Verhältniss stünden. Sie fordern als 
Entschädigung hierfür die Summe von 8345 Mark. Der B. R. hält 
diesen Anspruch nicht für gerechtfertigt. Er nimmt an, die beanspruchte 
Vergütung sei in den Beträgen mitenthalten, die den Kl. für die ein- 
zelnen Ländereien zugesprochen worden seien, hält aber auch die 
Forderung in thatsächlicher Beziehung nicht für begründet. Der erste 
Grund trägt die Entscheidung, so dass es eines Eingehens auf den 
zweiten Entscheidungsgrund nicht bedarf. Der Revision ist zuzugeben, 
dass bei der Schätzung eines Guts die Bau- und Reparaturkosten für 
Wirthschaftsgebäude als ein den Ertrag schmälernder Paktor in Betracht 
zu ziehen sind. Daraus ergiebt sich, dass dem Besitzer, wenn durch 
Verkleinerung des Gutes die vorhandenen Gebäude zu dem verbleibenden 
Bestände in ein Missverhältniss gesetzt werden, für die Unterhaltungs- 
kosten der überflüssig gewordenen Wirthschaftsräume eine Entschädigung 
entsprechend den nunmehr unproduktiven Aufwendungen gewährt werden 
muss. Aber wenn man die entzogenen Ländereien, wie dies die Kl. 
thun, als Theile des Gutes in Betracht zieht und Entschädigung für 
die Entwerthung des Gutes fordert, so darf man folgerichtig auch bei 
Ermittelung der Erträge der einzelnen Stücke diesen Zusammenhang 
nicht unberücksichtigt lassen und muss deshalb die allgemeinen Un- 
kosten, die das Gut verursacht, auf den Reinertrag der Ländereien 
nach Verhältniss in Abzug bringen. Wäre von den Sachverständigen 
so verfahren worden , so wäre den Kl. der von ihnen behauptete Nach- 
theil zweifellos entstanden. Aber die Sachverständigen, denen der B. 
R. folgt, haben die enteigneten Grundstücke ohne Rücksicht auf deren 
Verbindung mit dem Gute geschätzt und bei Ermittelung des der Taxe 
zu Grunde gelegten Reinertrages einen Beitrag zu den allgemeinen 
Unkosten des Gutes nicht abgerechnet. Der B. R. handelt sonach 
durchaus folgerichtig, wenn er annimmt, dass die von den Kl. für er- 
höhte Unkosten geforderte Entschädigung in dem ihnen für die Grund- 
stücke festgesetzten Werthe schon mitenthalten ist. 

Das Grundstück N. Blatt 4, das in seinem ganzen Umfange ent- 
eignet ist, gehörte zum Deich verbände der alten Binnennehrung, der 
durch das Statut vom 20. Juni 1889 aufgelöst und in den Marienburger 
Deichverband mit aufgegangen ist. Die Schulden des früheren Verbandes 
sind indess nicht auf den Gesammtverband übergegangen, sondern von 
den Besitzern der Grundstücke aufzubringen , die den früheren Verband 
gebildet haben. Auf das Grundstück Nr. 4 sind dabei 2216,08 Mark 
vertheilt, die durch Jahresbeiträge zu verzinsen und zu amortisiren 
sind. Bis auf 1603,07 Mark ist die Schuld amortisirt. Der B. R. 
erblickt in diesen Beiträgen eine Reallast, die auf den Bekl. mit über- 
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Digitized by 



Google 



^44 Bevifl. Entsch. des Beichs-Versicherungsamts vom 7. ^nli 1896. 

gegangen sei und den Werth des Grundstücks beeinträchtige. Ein 
Rechtsirrthum ist hierin nicht erkennbar. Nach § 45 des Enteignungs- 
gesetzes wird zwar das enteignete Grundstück mit der Zustellung des 
Enteignungsbeschlusses von allen darauf haftenden privatrechtlichen 
Verpflichtungen frei, soweit sie der Unternehmer nicht vertragsmässig 
übernommen hat; aber ein Schuldverhältniss aus dem Darlehnsvertrage 
besteht nur zwischen dem Deichverbande und dessen Gläubiger, die 
Beiträge, die zur Schuldentilgung den Deichgenossen aufgelegt sind, 
beruhen ausschliesslich auf ihrer Mitgliedschaft und sind von ihnen 
nicht persönlich, sondern nur in ihrer Eigenschaft als Grundbesitzer 
aufzubringen. Der von den Schulden der ehemaligen Genossenschaft 
auf das Grundstück yertheilte Betrag bildet sonach eine dauernde 
Belastung des Grundstücks, die von jedem vorsichtigen Käufer berück- 
sichtigt werden wird und deshalb die Preisbildung beeinflusst. Da diese 
Last auch auf den Fiskus mit übergeht, so hat der B. R. mit Recht 
sie als einen preismindernden Faktor in Betracht gezogen. 



Nr. 188. Revis. Entsch. des Beichs-Yersichcrangsamts. 

Vom 7. Juli 1896. 

[Amtl. Nachr. d. R. V. A. XU (1896) Nr. 9. S. 896. Ziff. 628.] 

Invalid, u. Alters-Vers. Ges. v. 22. Juni 1889. Aenderung des Klagegrunds (des An- 
spruolis auf Altersrente in den Anspruch auf Invalidenrente.) 

Das Reichs- Versicherungsamt hat sich bereits in der Revisions- 
entscheidung 207 (Amtliche Nachrichten des R. V. A. I. u. A. V. 1893 Seite 
52), dahin ausgesprochen, dass in der Berufungsinstanz eine Aenderung des 
Klagegrundes dahin, dass statt der ursprünglich beanspruchten Invaliden- 
rente die Altersrente gefordert wird, nicht zu beanstanden ist. Die 
dortigen Ausfährungen treffen unbedenklich auch dann zu, wenn in der 
Feststellungsinstanz die Altersrente und erst vor dem Schiedsgericht 
statt dieser die Invalidenrente verlangt wird. Insbesondere ist der 
Umstand, dass für beide Ansprüche nicht durchweg die gleichen Vor- 
aussetzungen in Betracht kommen, schon in jener Entscheidung als 
unwesentlich bezeichnet worden. Dass die Ermittelungen für Invaliden- 
rentenansprüche nach Vorschrift des § 75 des Invaliditäts- und Alters- 
versicherungsgesetzes umfangreicher sind, als für Altersrentenansprüche, 
kann umsoweniger ins Gewicht fallen, als die Berufungsinstanz bezüglich 
der nachträglichen Beschaffiing des thatsächlichen Materials einer Be- 
schränkung nicht unterworfen ist. Ebensowenig treffen die praktischen 
Bedenken gegen eine allgemeine Gestattung der Klageänderung vor 
dem Schiedsgericht zu. Denn wenn auch dadurch das thatsächliche 
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Anführungen etc. ermöglichende Verfahren in eine einzige Instanz zu- 
sammengedrängt wird, so ist doch zu beachten, dass dies lediglich 
nach dem freien Willen des Rentenbewerbers selbst geschieht. Dieser 
kann sich also nicht darüber beklagen, dass ihm eine Instanz verloren 
geht, während die Interessen der Versicherungsanstalt und des Staats- 
kommissars durch die Verkürzung des Rentenverfahrens an sich über- 
haupt nicht berührt werden. Im Uebrigen ist sowohl den Parteien als 
auch gemäss § 16 Absatz 1 der Kaiserlichen Verordnung vom 1. De- 
zember 1890 dem Berufungsgericht Gelegenheit gegeben, alle zur 
Aufklärung des Sachverhalts etwa erforderlichen Beweise zu beschaffen. 



Nr. 189. Entsch. des Deutschen Beichsgerichts. 

3. Civil-Senat. Vom 7. Juli 1896. 

(Seuffert, Aroh. N. P. Bd. XXTT. Heft 1. Nr. 6. S. ll.J 

Kann auf Schadensereatz wegen der durch Veranstaltungen auf dem Naohbargrundstuok 
bewirkten Versiegung von Brunnen geklagt werden? 

Die Silage ist nach den Grundsätzen der actio negatoria nicht be- 
gründet; denn ein unzulässiger Eingriff in das Eigen thum des Klägers 
liegt darin nicht, wenn durch die Anlage des Kanals Quellen, welche 
das klägerische Grundstück durchziehen, abgegraben sind, oder der 
Stand des Grundwassers so verändert ist, dass das die Brunnen des 
Klägers füllende Wasser in den tiefer liegenden Kanal durchsickerte. 
In dieser Richtung war auch die Beklagte nur nach denselben Grund- 
sätzen civilrechtlich verhaftet, welche für jeden Nachbar massgebend sind; 

Tgl. Entsch. des RG. Bd. 31 S. 288. 
Die weiter gehende Annahme Eger's (Comm. zum Enteignungsges. Bd. 1 
S. 428 Nr. 118), dass der Unternehmer aus jeder ungewöhnlichen Aen- 
derung der Inundationsverhältnisse, und zwar sowohl bei Schäden durch 
Ueberschwemmung, wie bei Entziehung unterirdischer Quellen und Grund- 
wässer auf civilrechtlicher Basis hafte, ist jedenfalls für das hier zur 
Geltung kommende gemeine Becht nicht zutreffend. 

Auch auf die Bestimmungen des § 14 des Enteignungsges. v. 
11. Juni 1874 konnte die Klage nicht gegründet werden. 

Ob bei vorliegendem Verschulden bei Ausführung der Anlage ein 
Schadensersatzanspruch in Beihalt der Entscheidung des RG. in Bd. 32 
S. 286 begründet sein könnte, kann dahingestellt bleiben, da die that- 
sächlichen Grundlagen jener Entscheidung nicht vorliegen. 
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Nr. 190. Entech. des Deatschen Beichb^richte. 

5. Civil-Senat. Vom 8. Juli 1896. 

(Jur. Woclienscbr. 1898. Kr. 48/50. S. 456 Ziff. 68.] 

Pr. Enteign. Ges. v. II. Juni 1874 § 8 Abs. 2. Zusammenfassung des Mehr- and 
Minderwerths in einheitlicher Schätzung. 

Erweist sich bei Feststellung des Werths eines enteigneten Trenn- 
stücks im Sinne des § 8 Abs. 2 des Enteignungsgesetzes eine Trennung 
des Minderwerths des Restgrundstücks von dem Werth des enteigneten 
Theils nicht thunlich, so muss eben der Werth des letzteren so bemessen 
werden , dass er jenen Minderwerth mit umfasst. Um soviel das Rest- 
gnmdstück weniger werth geworden, um soviel mehr war der ent- 
eignete Theil dem Eigentliümer werth. Es ist also durchaus zu billigen, 
wenn aus diesem Gesichtspunkt der Werth der enteigneten Flächen 
einheitlich geschätzt wird. 

Nr. 191. Entsch. des Bagatellgerichts in Handelssachen in Wien. 

Vom 25. Juli 1896. 

[Zeitschr. f. d. Internat. Kisenb.-Transp. V Nr. 1. S. 28.] 

Beschädigung von Viehtransportwagen durch Thiere. 

Die Zusatzbestimmung XIV zu § 44 des österreichischen Eisenbahn- 
Betriebsreglements besagt, der Absender, beziehungsweise der Empfänger 
haftet „für alle durch Thiere den Eisenbahnfahrzeugen oder Bahnhof s- 
einrichtungen gelegentlich der Ein-, Um- oder Ausladung oder während 
des Transportes zugefügten aussergewöhnlichen, d. h. nicht zur natür- 
lichen Abnützung zu zählenden Beschädigungen, sowie für jeden durch 
die Thiere herbeigeführten sonstigen Schaden, wofern nicht etwa ein 
Verschulden der Eisenbahn vorliegt". Auf Grund dieser Zusatzbestim- 
mung haben die Eisenbahnen Beträge von den Aufgebern oder Adressaten 
für Beschädigungen durch Thiere eingehoben. In verschiedenen Fällen 
ist aber Klage auf Rückgabe dieser Beträge erfolgt, weil die Bestim- 
mung rechtsungültig sei. Im § 60 des B. R. sei festgesetzt, dass nur 
die tarifmässig geschuldeten Vergütungen und baare Auslagen ange- 
fordert werden können, die Ersatzbeträge für durch Thiere verursachte 
Beschädigungen aber nicht als solche Auslagen zu betrachten seien und 
überdies ein Tarif für derartige Entschädigungen nicht bestehe. 

In einem Specialfalle hatte die Eisenbahn 30 fl. 15 kr. für 16 
zerbrochene Stirnbretter, einen Stirnbretterrahmen und einen Bnist- 
riegel, deren Bruch nicht zur natürlichen Abnützung zu rechnen sei, 
eingehoben. Der Kläger bestritt, dass die Beschädigung von den im 
Wagen verladenen Pferden oder von einem derselben, welches als be- 
sonders wild bezeichnet worden war, verursacht sein konnte, weil die 
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Stirnbretter von den Thieren gar nicht zu erreichen waren, und gab der 
Vermutung Ausdruck, dass andere Umstände, etwa im Zuge mitgeführte 
Langhölzer u. dgl, den Schaden herbeigeführt haben könnten. Auch 
berief er sich auf ein in einem anderen Falle abgegebenes Sachver- 
ständigen-Gutachten, nach welchem die behördlich vorgeschriebenen 
Desinfectionen der Viehwagen die Holzsubstanz, ohne äusserlich wahr- 
nehmbaren Schaden an den Waggons, dergestalt zerstören, dass die 
Bretter selbst bei ganz gewöhnlichen Bewegungen der Thiere zerbrochen 
werden. Schliesslich verwies er noch auf den Widerspruch zwischen 
der Zusatzbestimmung mit dem allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuch 
(§ 1320) und mit dem Betriebsreglement (§ 60). 

Das Gericht hat den behaupteten Widerspruch nicht gefunden und 
hervorgehoben, dass die Zusatzbestimmung vom Betriebsreglement nicht 
abweiche, sondern dasselbe nur ergänze, und ihre Gültigkeit auch nicht 
davon abhänge, ob Zusatzbestimmungen mit dem allgemeinen bürger- 
lichen Gesetzbuche im Widerspruche stehen oder nicht, weil eine gesetz- 
liche Vorschrift, wonach ein solcher Widerspruch unzulässig wäre, nicht 
besteht. Allein die Zusatzbestimmung XIV setzt zur Begründung eines 
Schadenersatzanspruches der Bahn voraus, dass die Beschädigung von 
den transportierten Thieren herrühre, und der Nachweis hierfür ist von 
der Bahn zu erbringen. Dazu genügt die Feststellung nicht, dass der 
Wagen bei Abgang unbeschädigt, hingegen bei Ankunft beschädigt war. 
Die Eisenbahn hat zu beweisen, dass der Bruch des Materials durch 
die Thiere verursacht wurde; sie hat aber einen solchen Beweis weder 
direkt noch indirekt erbracht, und die nicht widerlegte Behauptung des 
Klägers, dass die Bretter in bedeutender Höhe vom Boden zertrümmert 
waren, spreche nicht dafür, dass der Schaden durch die Pferde oder 
durch ein einzelnes unter 10 Pferden bewirkt werden konnte. 

Darum ist die Einhebung des Betrages von 30 fl. 15 kr. unbe- 
rechtigt und somit die Klage gerechtfertigt. 



Nr. 192. Entsch. des französischen Eassationshofes. 

Vom 28. Juli 1896. 

[ZeitÄChp. f. d. internat. Eisenb.-Tranep. V. Nr. 1. S. 24. — Lam6 Fleury Bulletin 1896. S. 209.J 

HShere Gewali Einhaltung eines Indirekten, teuereren Transportweges an Stelle des 

tarifmässigen direkten. 

Infolge eines Schneesturmes, der die Einhaltung der tarifmässigen 
Transportroute unmöglich machte, hatte die Midi-Eisenbahn eine Sendung 
von 30 Schweinen auf einem Umweg befördert, wodurch höhere Fracht- 
k98ten entstanden. 
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Als die Empfangsstation den die ursprünglich auf dem Fracht- 
briefe ausgeworfene Fracht übersteigenden Frachtbetrag einheben wollte, 
verweigerte der Adressat die Empfangnahme der Sendung, worauf die 
Eisenbahn die Schweine zuerst einstallen, dann öffentlich verkaufen 
liess und dem Empfänger den Erlös aus dem Verkauf, nach Abzug der 
Kosten, anbot. Die erste Instanz hatte entschieden, dass der Eigen- 
tümer der Schweine mehr als den Erlös, unter Abzug der Kosten ein- 
schliesslich der Fracht über die normale Transportroute nicht anzu- 
sprechen, die Eisenbahn dagegen eine weitere Forderung nicht zu 
machen hatte, da ihr ein Mittel gegen den Kläger, die nach den be- 
stehenden Tarifen für die wirklich durchlaufene Strecke erwachsene 
Ueber-Fracht einzuheben deshalb nicht zu Gebote stand, weil der an- 
geforderte Betrag nicht auf dem an den Adressaten ausgelieferten 
Frachtbriefe eingetragen war, 

Der Kassationshof hat diese Anschauung nicht gebilligt, und das 
angefochtene Urteil kassiert, in Erwägung, dass in diesem der Eisen- 
bahn die Folgen eines Falles höherer Gewalt zur Last gelegt worden 
sind, für welche sie nicht haftbar ist und somit die Artikel 1782, 1774 
und 1947 des Code civil unrichtig ausgelegt sind. 



Nr. 198. Entseh. des Deutschen Kciehsgeriehts. 

Ferien- (Straf-) Senat. Vom 28. Aug. 1896. 

[D. Jur. Zeitg. I. Nr. «2. S. 446. Ziff. 71.] 

R. St. G. B. §§ 332. 246. Betriebs-Ord. f. d. Eisenb. Deutschlands. §§ 66. 68. 

Bedienstete von Privatbahnen besitzen Beamteneigensohaft , insofern ihre Thätigkeit 

als Bahnpoiizeibeamte in Betracht kommt. 

Eine grössere Anzahl von Schaffnern und anderen Bediensteten 
der HLBahn, einer Privatbahn, waren angeklagt wegen Bestechung und 
Unterschlagung, weil sie Geschenke angenommen hatten, um Passagiere ohne 
Lösung von Fahrkarten die Züge benutzen zu lassen, und weil sie Fahr- 
karten sich zugeeignet hatten. In beiden Bichtungen hatte das ürt. 
des LG. F. die amtliche Eigenschaft der Angeklagten verneint. Auf 
Revision der Staatsanwaltschaft wurde in der ersteren Richtung das 
Urteil aufgehoben, in der zweiten verworfen. Die Gründe erörtern 
folgendes: Die Angeklagten seien als Bedienstete einer Privat-Eisenbahn 
allerdings nicht mittelbare Beamte, wohl aber nach §§ 66, 68 der 
Deutschen Betriebs-Ordnung v. 5. Juli 1892 Bahnpolizeibeamte und als 
solche mittelbare Staatsbeamte. Es käme bei der Beurteilung der Be- 
amten-Eigenschaft darauf an, zu welcher Art von Thätigkeit die be- 
treffende Dienstleistung gehöre. Es gehöre aber zur bahnpolizeilichen 
Dienstleistung der Zugführer und Schaffher, Personen ohne gtdtige 
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Fahrkarten aus den BahnzUgen zu entfernen oder von der Benutzung 
derselben abzuhalten. Die Einschreitung bei vorkommenden Versuchen, 
ohne Fahrkarte den Zug zu benutzen, sei bahnpolizeiliche Thätigkeit. 
Liessen die Angeklagten sich durch Geschenke oder sonstige Vorteile 
bestimmen, das Einschreiten zu unterlassen, so lag der Thatbestand 
des § 332 StrGB. vor. Es sei irrthümlich, anzunehmen, dass das Ein- 
schreiten erst beginne, wenn Personen sich weigerten, den Zug zu 
verlassen, da die Angeklagten von vornherein im Einverständniss waren, 
auf jede dienstliche Handlung zu verzichten. Dagegen war es nicht 
rechtsirrig, auf die Zueignung der Fahrkarten nur § 246 StrGB. anzu- 
wenden, weil die Abnahme und Ablieferung der Fahrkarten nur im 
Interesse des inneren Dienstes erfolge, also mit Aufrechthaltung der 
Ordnung und Sicherung des Verkehrs nichts zu thun habe. 



Nr. 194. Entsch. des Deatschen Beiehsgeriehts. 

1. Straf-Senat. Vom 17. September 1896. 

[D. Jür. Zeitg. L Nr. 28. S. 470.J 

R. Strf. G. B. § 330. Verstoss gegen anerkannte Regeln der Baukinst. 

Der Angeklagte L. hatte einen Rohbau bis auf den Verputz her- 
gestellt, dann aber in der Nähe des Baues eine Kiesgrube eröffnet und 
zwar so, dass der Rohbau dadurch zum Einsturz kam. Die Straf- 
kammer sprach von der Anklage aus § 330. StGB, frei, weil die An- 
legung und Ausbeutung der Kiesgrube eine selbstständige, an sich zum 
Betriebe des Baugewerbes nicht gehörige Arbeit sei. Das RG. hob 
auf Rev. des StA. das Urtheil auf und wies die Sache in die Instanz 
zurück, in der Erwägung, dass es rechtsirrig sei, den Begriff „Bau" auf 
den Rohbau zu beschränken. Nach den Entscheidungsgrilnden sei Kies 
aus den eröffneten lüesgruben möglicher Weise zur Ausfüllung der Fehl- 
böden bestimmt, jedenfalls aber zum Verputz verwendet worden ; auch sei 
nicht festgestellt, dass Angeklagter die Eröffnung der Kiesgruben un- 
abhängig von seiner Bauleitung unternommen habe. Es sei allerdings 
nicht jede Ausgrabung in der Nähe eines Hauses Bauarbeit, sondern 
nur dann, wenn die Aushebung zu den Zwecken eines Baues dienen 
solle. Auch stehe nicht die Aashebung der Grube an sich in Frage, 
sondern dass die Aushebung den Bau zum Einsturz gebracht habe. 
Durch den Einsturz sei die Gefahr herbeigeführt, und es könne keinen 
Unterschied machen, ob der Bau von Anfang an fehlerhaft angelegt war, 
oder ob die Gefahr, hier durch ungenügende Sicherung der Grundmaueiii, 
erst nachträglich herbeigeführt sei. 
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Nr. 195. Entsch. des Oesterr. Verwalt. Gerichtshofes. 

Vom 17. September 1896. 

[Oesterr. Eisenb. Verordn. BK IX. Nr. 144. S. 2490.J 

1. Für die Frage der Herstellung einer Eisenbahn-Zufahrtsstrasse ist es irrelevant, ob 
die In Betracht kommende Aufnahmssteile dem Gesammtverkehre dient oder blos 
als Personenhaltestelle errichtet worden ist. 

2. Ueber die Frage der Nothwendigkelt der Herstellung einer Eisenbahn-Zufahrtsstrasse 
entscheidet die zuständige Behörde nach freiem Ermessen. 

3. Eine Vereinbarung der Parteien kann eine gesetzlich auferlegte Verpflichtung nicht 
alterlren und berechtigt den von der Leistung Entlasteten nur, seine Rechtsan- 
sprüche gegenüber dem anderen Compaciscenten auf dem competenten Wege geltend 
zu machen. 

Der Verwaltungs-Gerichtshof konnte diese Anschauung der Be- 
schwerde, insoweit es sich vorliegenden Falles um das kärntnerische 
Eisenbahn-Zufahrtsstrassen-Gesetz vom 7. August 1881, L.-G.-Bl. Nr. 22, 
handelt, nicht als richtig erkennen, denn weder der Wortlaut, noch die 
Absicht dieses Gesetzes deuten darauf hin, dass dasselbe nur für Strassen 
Geltung habe, welche zu Bahnhöfen öder Stationen führen, an denen 
der volle Personen- und Frachtenverkehr der Eisenbahnen stattfindet. 

Der § 1 des bezogenen Gesetzes erklärt nämlich als Eisenbahn- 
Zufahrtsstrassen jene öfi'entlichen Strassen, welche die Verbindung der 
Bahnhöfe und Aufnahmsstationen mit dem nächstgelegenen Fahrwege 
oder mit dem Gebiete der nächstgelegenen Städte, Märkte oder Ort- 
schaften vermitteln. Auch im weiteren Texte des Gesetzes, sowie in 
seiner Ueberschrift werden nur die Ausdrücke „Bahnhöfe" und „Auf- 
nahmsstationen" gebraucht ohne irgend welche beschränkende Beifügung 
in Hinsicht auf die Gattung und den Umfang des auf den Stationen 
stattfindenden Verkehres. Als „Aufnahmsstation" muss aber nach der 
natürlichen Bedeutung des Wortes jede örtliche Stelle einer Eisenbahn 
angesehen werden, welche zur Aufnahme von Personen oder von Frachten 
eingerichtet ist und benützt wird. Einer Einschränkung des Begriffes 
„Aufnahmsstation" auf solche Stationen, an welchen sowohl die Personen- 
ais auch die Frachtaufnahme stattfindet, steht aber nicht blos die 
natürliche Bedeutung des Wortes, sondern auch die Absicht des Gesetzes 
entgegen, welches die Herstellung und Erhaltung der zu den Bahnhöfen 
und Stationen der Eisenbahn führenden Strassen von den allgemeinen Be- 
stimmungen der Strassengesetze ausnimmt und einer besonderen Concurrenz 
des Landes, der Eisenbahn und der Gemeinde mit etwaigen Privat- 
interessenten überweist, offenbar zu dem Zwecke, die Leichtigkeit und 
Sicherheit des Verkehrs auf diesen Strassen sicherzustellen und die- 
jenigen Factoren zur Kostentragung heranzuziehen, in deren Interesse 
eine gute und gesicherte Communication zur Eisenbahn gelegen ist. 
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Dass aber dieselben Rücksichten je nach den Umständen des Falles 
auch bei der Communication zu einer Haltestelle, das ist zu einer 
Station, an welcher nur die Personenaufnahme mit Ausschluss des 
Frachtenverkehres stattfindet, obwalten können, ist gewiss, da ja ein 
bedeutender Personenverkehr eine sichere und leichte Zufahrt nicht 
minder bedingt, als der Frachten verkehr, und bezüglich der Sorge für 
den Personenverkehr dieselben Gründe der besonderen Concurrenz des 
Landes, der Eisenbahn und der Gemeinden platzgreifen wie für den 
Frachtenverkehr. 

Wenn nun aber dem Gesagten zufolge der Umstand, dass die 
Station „Klagenfurt Staatsbahn" nur als Haltestelle errichtet wurde 
und an derselben blos die Personenaufnahme mit Ausschluss des Frachten- 
verkehrs stattfindet, der Anwendung des Gesetzes vom 7. August 1881, 
L.-G.-Bl, Nr. 22, nicht entgegensteht, so darf hieraus, bezw. aus der 
Rechtsanschauung, dass das eben bezogene Gesetz unter dem Ausdrucke 
„Aufnahmsstationen" auch die Personenhaltestellen begreift, keineswegs 
-— wie die Beschwerde zu argumentiren scheint — gefolgert werden, 
dass zu jeder als Haltestelle zur Personenaufnahme eingerichteten Eisen- 
bahnstation eine Zufahrtsstrasse im Sinne des bezogenen Gesetzes her- 
gestellt werden müsse; denn über die Noth wendigkeit der Herstellung 
einer neuen, sowie der Adaptirung einer bestehenden Strasse als Eisen- 
bahn-Zufahrtsstrasse entscheidet gemäss § 3 leg. cit. der Landesausschuss 
im Einvernehmen mit der Landesregierung nach freiem Ermessen. 
Diesen Behörden steht daher auch die Entscheidung nach freiem Er- 
messen zu, ob mit Rücksicht auf die örtlichen Verhältnisse des concreten 
Falles und auf die Bedeutung des Verkehrs die Herstellung einer 
Eisenbahn-Zufahrtsstrasse zu einer als Haltestelle blos für den Personen- 
verkehr eingerichteten Station nothwendig ist, weshalb auch die an- 
gefochtene Entscheidung, insoweit mit derselben die Npthwendigkeit 
der Herstellung der in Rede stehenden Eisenbahn-Zufahrtsstrasse aus- 
gesprochen wurde, der Ueberprüfung durch den Verwaltungs-Gerichtshof 
gemäss § 3, lit. e), des Gesetzes vom 22. October 1875,. R.-G.-Bl. Nr. 
36 ex 1876, nicht unterliegt. 

Auch die weitere Einwendung der Beschwerde, dass den Oesterr. 
Staatsbahnen aus der Errichtung der Haltestelle „Klagenfurt Staats- 
bahn ** vertragsmässig keine Belastung erwachsen könne, weil die Stadt- 
gemeinde Klagenfurt bei der bezüglichen Verhandlung sich verpflichtet habe, 
die neu anzulegenden Zugänge zu der Haltestelle auf eigene Kosten zu 
erhalten, fand der Gerichtshof haltlos. 

Denn die durch die Annahme der allgemeinen Bedingungen für 
die Errichtung von Personenhaltestellen auf den Linien der Staatsbahnen 
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Seitens der Stadtgemeinde Klagenfurt eingegangene, bei der Verhandlung 
am 12. Juni 1894 von den Vertretern der Staatsbahn nicht geltend 
gemachte Verpflichtung durfte, auch wenn derselben die von der Be- 
schwerde behauptete, auch auf die Zufahrtsstrassen ausgedehnte Bedeutung 
zuerkannt würde, bei der auf Grund des Gesetzes vom 7. August 1881 
gefällten Entscheidung über die Nothwendigkeit der fraglichen Zu- 
fahrtsstrasse und die Concurrenzbeiträge für dieselbe nicht berück- 
sichtigt werden, weil die durch das Gesetz auferlegte Verpflichtung 
durch eine Vereinbarung der Parteien gegenüber der Behörde nicht 
alterirt werden kann und der Partei nur freigestellt bleibt, ihre Rechts- 
ansprüche aus einer solchen Vereinbarung gegenüber dem anderen 
Compaciscenten auf dem competenten Wege geltend zu machen. 

Diesen Erwägungen zufolge musste die Beschwerde als unbegründet 
abgewiesen werden. 



Nr. 196. Entsch. des Oesterr. Obersten Gerichtshofes. 

Vom 21. September 1896. 

(Oesterr. Eleenb.-Verordn.-Bl. IX. Nr. 188. S. 8248.) 

Die Verfügung, dass die Minieterial-Entsclieldung Ober einen erhobenen Parteianepnich 
nachfolgen werde, enthält keine die Rechte der Partei in irgend welcher Richtung 
tangirende Disposition und eignet sich daher nicht zur BeschwerdefUhrung vor dem 

Verwaltungs-Gerichtshof e. 

Der Verwaltungs-Gerichtshof hat die am 10. Juli 1896 eingebrachte 
Beschwerde der Stadtgemeinde Wien gegen die Entscheidung des k. k. 
Eisenbahnministeriuras vom 15. April 1896, Z. 3183, •betreffend die Bau- 
bewilligung für die Haltestelle „Braunschweiggasse** der Wiener Stadt- 
bahn, nach §§ 5 und 21 des Gesetzes vom 22. October 1875, R.-G.-Bl. 
Nr. 36 ex 1876, ohne weiteres Verfahren zurückgewiesen, weil die 
allein angefochtene Verfügung der in Beschwerde gezogenen Ent- 
scheidung, ^dass hinsichtlich der von der Gemeinde Wien erhobenen 
Forderung, betreffend die Erhöhung der bahnseitigen Stützmauern der 
Quaistrasse auf Kosten des Bahnuntemehmers über Verlangen der Ge- 
meinde, die Ministerial-Entscheidung nachfolgen werde", eine die Eechte 
der Commune in irgend welcher Richtung tangirende Disposition nicht 
enthält, vielmehr die administrative Entscheidung über den erhobenen 
Anspruch ausdrücklich vorbehält und in Aussicht stellt, weil daher die 
Beschwerde, da der Streitpunkt administrativ nicht ausgetragen ist, 
sich als unzulässig darstellt. 
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Nr. 197. Beschlnss des Kelchs -Yersicherangsamts. 

Vom 12. Öctober 1896. 

LAmtL Naolir. d. R.Y.A. 1896. XIL Nr. lt. S. 4M.] 

Die Internationale Eisenbahnschlafwagengeeeiischaft in Briieeel ist verpflichtet, soweit 

Ihr Betrieb sioh innerhalb der Grenzen des deutschen Reichs vollzieht, der Privatbahn« 

berufsgenossenschaft beizutreten. 

Die Internationale Eisenbahnschlafwagengesellschaft, die ihren Sitz 
in Brüssel hat, wird im Inlande durch fünf Inspektionen geleitet, welche 
eine grössere Anzahl Leute — Köche, Küchenburschen, Kellner, Maga- 
ziniers, Tischler, Arbeiter und Kontroibeamte — beschäftigen. Die Ge- 
sellschaft hat es übernommen, für einzelne auf bestimmten Strecken 
verkehrende Eisenbahnzüge geeignete Schlafwagen einzustellen, oder 
Restaurationswagen im Interesse der Beköstigung und Verpflegung der 
Reisenden mitzuführen, stellt auch selbst ganze Züge aus ihrem Wagen- 
park zusammen, welche bestimmungsmässig getrennt von anderen Zügen 
verkehren. Von ihren Bediensteten kommen hier in der Hauptsache 
nur diejenigen in Betracht, welche unmittelbar von der Gesellschaft zu 
dem Zwecke bestellt werden: 

a) in den Expresszug-, Schlaf- oder Speisewagen die Reisenden 
zu bedienen oder 

b) auf den Zug-, Abgangs- oder Endstationen die Wagen der 
Gesellschaft zu reinigen, zu lüften, zu heizen, mit Vorräthen 
an Speisen und Getränken zu versorgen u. s. w., 

c) oder andere Bedienstete der Gesellschaft in den Zügen und auf 
den Stationen bei ihren Dienstverrichtungen zu beaufsichtigen. 

Nach der Auffassung des Reichsversicherungsamts ist es weder an- 
gängig, noch zweckentsprechend, diesen Betrieb der Gesellschaft von 
der Unfallversicherung auszuschliessen, da nach der Entwicklung des 
modernen Eisenbahnverkehrs die Einstellung von Speise- und Schlaf- 
wagen durch den Eisenbahnbetrieb selbst zum Bedürfniss geworden und 
bedingt ist und sich so als ein organischer Theil desselben darstellt, 
auch die Thätigkeit der Angestellten der Gesellschaft sich in äusserem 
and innerem Zusammenhange mit dem allgemeinen Dienstbetriebe der 
Eisenbahnverwaltung vollzieht. Das Unternehmen der Gesellschaft er- 
füllt somit Aufgaben, die an sich denen des Eisenbahnbetriebes ent- 
sprechen. 

Wenn hiemach der in Rede stehende Betrieb gemäss § 1 Ziffer 1 
des Ausdehnungsgesetzes der Versicherung unterfallen muss, so entsteht 
in Rücksicht auf die Organisation die weitere Frage, an welchen Ver- 
sicherungskörper die Versicherung anzuschliessen sei. Für die Aus- 
führung stellten siqh im wesentlichen zwei Möglichkeiten dar; einmal 
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die, dass man die Versicherung des Personals der Gesellschaft derjenigen 
Verwaltung überwies, welche das Personal in ihre Eisenbahnztige auf- 
nimmt, dergestalt, dass die Angestellten der Gesellschaft in versichenings- 
rechtlicher Beziehung den sonstigen Bediensteten der betreffenden Ver- 
waltung gleichgestellt wurden, ähnlich wie dies das Eeichsversicherungs- 
amt bezüglich der Versicherungspflichtigkeit des Küchen- und Bedienungs- 
personals der auf den Fahrzeugen einer Dampfschifffahrtsgesellschaft be- 
findlichen Restaurationen in dem Bescheide 1088 (Amtliche Nachrichten 
des K. V. A. 1892 S. 278) ausgesprochen hat. Sodann konnte in Frage 
kommen, ob der Betrieb der Internationalen Eisenbahnschlafwagen- 
gesellschaft als selbständiges unternehmen aufzufassen sei, welches be- 
sondere, wenn auch mit den eigentlichen Eisenbahnbetrieben zusammen- 
hängende Zwecke verfolge. Die letztere Alternative verdient den Vor- 
zug, wenngleich die Zweifelhaftigkeit der Sache nicht verkannt worden 
ist. Massgebend für diese Auffassung ist die Erwägung, dass das Unter- 
nehmen sich nach seiner wirthschaftlichen Bedeutung sowie nach der 
Art und dem Umfange seiner Geschäftsführung als ein völlig selb- 
ständiges darstellt, welches nicht als Theil (Akkordbetrieb) einer fremden 
Verwaltung in diese eingegliedert werden kann. 



Nr. 198. Entsch. des k. k. Oesterr. Keiehsgeriehts. 

Vom 21. October 1896. 

[Oesterr. £isenb.-Verordn.-Bl. IX. Nr. Ul. S. 2i30.] 

Auch pensionirte Staatsbeamte unterliegen hinsichtlich der während ihrer AmtsthStlgkeit 

begangenen Delicte der Discipllnargewalt des Staates. 

Bei dem Bestände eines rechtskräftigen DIsciplinarerkenntnisses, In welchem der Pen- 

sionsverlust ausgesprochen ist, beschränkt sich die Competenz des Relchsgerichte8 

hinsichtlich des Pensionsanspruches auf die Entscheidung, ob ungeachtet des Disciplinar- 

erkenntnisses ein solcher Anspruch besteht. 

Es handelt sich im vorliegenden Falle um einen Anspruch des 
Klägers an den Staat aus dem Staatsdienstverhältnisse, also um einen 
Rechtstitel des öffentlichen Rechtes, und das Reichsgericht erscheint somit 
allerdings competent zur Entscheidung über diesen Anspruch. Bei dem 
Bestände eines rechtskräftigen Disciplinarerkenntnisses, in welchem der 
Pensionsverlust ausgesprochen ist, hat jedoch das Reichsgericht nach 
Art. 2 und 3 des Staatsgrundgesetzes vom 21. December 1867 R.-G.-Bl. 
Nr. 143, im Zusammenhange mit Art. 15, Abs. 2 des Staatsgrundge- 
setzes vom 21. December 1867, R.-G.-Bl. Nr. 144, nicht den Inhalt 
dieses Disciplinarerkenntnisses zu tiberprüfen, sondern nur zu entscheiden, 
ob ungeachtet dieses Erkenntnisses der eingeklagte Anspruch an das 
Aerar zu Recht bestehe. Diese Frage muss aber verneint werden, da 
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die Behauptung, dass pensionirte Beamte, soweit es sich, wie im vor- 
liegenden Falle, um Delicte handelt, welche von Beamten während ihrer 
Amtsthätigkeit begangen worden sind, nicht mehr der Disciplinargewalt 
des Staates unterliegen, weder in dem Disciplinargesetze vom 10. März 
1860, noch in einem anderen Gesetze eine Grundlage findet, und da 
femer der Kläger auch sonst keinen Grund vorzubringen vermochte, 
welcher die Rechtsbeständigkeit seines Anspruches ungeachtet des Dis- 
ciplinarerkenntnisses darthun würde. 

Das Klagebegehren musste demnach als gänzlich unbegründet ab- 
gewiesen werden. 



Nr, 199. Entsch. des Landgerichts I Berlin. 

15. Civil-Kammer. Vom 26. October 1896. 

Der Passagier einer Strassenbahn ist, falls er dem Kontroleur die Faiirlcarte niolit 

vorlegen kann, verpfliciitet, den Fahrpreis nochmals zu zahlen, wenn dies in den ver- 

5frentiichten Bedingungen ausgesprochen ist. 

Die Beklagte (Strassenbahn) erklärt sich bereit, unter den von ihr 
öffentlich bekannt gemachten und behördlicherseits genehmigten Bedin- 
gungen die Fahrgäste zu befördern. Dadurch, dass jemand die Wagen der 
Beklagten besteigt, zeigt er seinerseits sein Einverständniss, sich diesen 
Bedingungen zu unterwerfen. Diese Bedingungen sind also die Grund- 
lage, auf welcher der zwischen der Beklagten und dem Fahrgast, dem 
Kläger, abzuschliessende Beförderungsvertrag zu Stande kommt. Nach 
demselben war der Kläger verpflichtet, das Fahrgeld zu bezahlen, den 
Fahrschein aufzuheben und auf Verlangen dem Kontroleur vorzuzeigen. 
Letzteres hat der Kläger nicht gethan und war er daher, wie es in den 
Pahrbedingungen heisst, verpflichtet, für die ganze von ihm zurück- 
gelegte Strecke, eventuell für die ganze von dem Wagen durchlaufene 
Strecke, den tarifmässigen Preis noch einmal zu bezahlen. Diese Be- 
stimmung der Fahrbedingungen ist als eine Conventionalstrafe anzu- 
sehen, der sich der Fahrgast für den Fall unterwirft, dass er sich nicht 
durch einen gültigen Fahrschein ausweisen kann. Dieser Fall war ein- 
getreten, als der Kläger den Fahrschein vorzulegen sich weigerte. Da- 
mit war die Strafe verfallen. Eine solche kann aber nicht zurück- 
gefordert werden, so dass es unerheblich ist, ob sich Kläger hinterher 
durch einen gültigen Fahrschein ausweisen kann. Es rechtfertigt sich 
daher die Abweisung der Klage. 
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Abhandlungen. 



7. 



Die legislatorische Thätigkeit der Schweiz anf Onmd des inter- 
nationalen üehereinkommens tther den EisenhahnfrachtTcrkehr rom 

14. October 1890.^) 

Von Dr. H. Christ, 

Appell-Gericbts-Eath in Basel. 

A. Durch das schweizerische Bundesgesetz, betreffend den Transport auf 
Eisenbahnen und Dampfschiffen, vom 29. März 1893 nebst der VollziehnngB- 
verordnung vom 11. Dezember 1893 und dem Transportreglement der 
schweizerischen Eisenbahn- und Dampfschiffuntemehmungen vom 11. Dezember 
1893, ist das Bundesgesetz über den Transport auf Eisenbahnen vom 20ten 
März 1875 nebst dem Transportreglement vom 9. Juni 1876 (Neuausgabe vom 
1. August 1891) ausser Kraft gesetzt worden. Die Schweiz, den übrigen 
Konventions-Staaten sich anschliessend, nahm noch vor Inkrafttreten des 
intemat. Üehereinkommens (1. Januar 1893) ein neues Bundesgesetz in Arbeit, 
mit dem ausgesprochenen Zweck, es so weit wie möglich mit jenem Üeber- 
einkommen in formelle und materielle Uebereinstimmung zu bringen. Diese 
legislatorische Arbeit liegt in dem oben citirten Bundesgesetze, der Voll- 
ziehungsverordnung und dem Transportreglement von 1893 vor, welche am 
1* Januar 1894 in Kraft traten. 

I. In einer Botschaft vom 25. Oktober 1892 giebt der Bundesrat Rechen- 
schaft über die Art, wie er bei Eedaktion des Entwurfes für das neue 
Transportgesetz seine Aufgabe aufgefasst hat. An der Hand dieser Bot- 
schaft werden wir hier kurz hervorheben, was uns an dem Gesetze und seinen 
Nachträgen bemerkenswert scheint, namentlich insofern dasselbe von dem in- 
ternationalen Uebereinkommen abweicht. 



^) Zum Theil unter Benutzung einer Abhandlung aus der Zeitschr. f. Schweiz. 
Eecht N. F. Xm. 
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In Bezug auf die Form des neuen Gesetzes herrschte im Schoosse des 
Eisenbahndepartements lebhafte Erörterung, ob dem internationalen üeberein- 
kommen ein selbstständiges Gesetz ausschliesslich über den internen Verkehr 
zur Seite zu stellen, oder ob ein einheitliches Gesetz zu schaffen sei, in 
welchem die Bestimmungen des internationalen so gut als des internen Ver- 
kehrs gemeinsam untergebracht seien. Man fand schliesslich den erstem 
Modus einfacher und praktischer, und so gilt denn das neue Gesetz lediglich 
für den internen schweizerischen Verkehr, aber in umfassender Weise, und 
nicht etwa nur so, dass es bloss die vom internationalen üebereinkommen 
abweichenden oder ihm fehlenden Normen enthielte, und im üebrigen auf jenes 
verwiese. 

Das Gesetz umfasst neben dem Gütertransport auch den Personen- und 
Gepäcktransport. Es geschah dies, obschon eine internationale Vereinbarung 
auch über diese Punkte in Aussicht steht, um nicht diesen Teil des alten 
Gesetzes fortbestehen zu lassen. So nahm man die bisherigen Bestimmungen 
einfach auch in das neue Gesetz hinüber. 

Femer umfasst das Gesetz (Art. 64) nun auch den Dampfschiffverkehr 
in seinem ganzen Umfang. Bereits war ja durch das Obl. R. 467 derjenige 
Güterverkehr per Dampfschiff, der mit direktem Frachtbrief von und nach 
einer Bahnstation erfolgt, dem Eisenbahnfrachtrecht unterstellt; also jedenfalls 
ein vorwiegender Anteil des Dampfbootverkehrs überhaupt. 

Die Abgrenzung des Geltungsgebiets des Gesetzes in Art. 1 schliesst 
sich genau an die Definition des internationalen resp. internen Gebiets im 
internationalen Üebereinkommen an: demnach findet das Gesetz überall An- 
wendung, mit Ausnahme der besonderen Vereinbamngen des internationalen 
Transports. 

Sowohl in der Schweiz als mit dem Ausland sind die Bahnen zur Ein^ 
richtung direkten Verkehrs im vollen Sinne verpflichtet, wie auch zur Teil*- 
nahme an ausländischen direkten Verkehren, sofern die ausländischen Bahnen 
dazu willig oder gesetzlich verpflichtet sind. 

Neu ist, dass in Art. 4 Abs. 3 alle Tarife und Transportbedingungen, 
sowie deren Aenderungen die Genehmigung des Bundesrates erhalten müssen. 
Das Eisenbahngesetz von 1872 (Art. 35) gestattete der Oberbehörde blos die 
yKontrole* dieser Bestimmungen, und deshalb musste bei je4er neuen Kon- 
zession das Genehmigungsrecht jeweilen jeder Bahn besonders auferlegt 
werden. 

In Betreff des in der Praxis so viel umstrittenen Selbstumlads durch den 
Absender gilt bekanntlich der Satz, dass in diesem Fall die Angaben des 
Frachtbriefs über Gewicht und Anzahl der Stücke gegen die Bahn keinen Be- 
weis bilden, sofern nicht die Nachwiegung resp. Nachzählung seitens der Bahn 
erfolgt und dies auf dem Frachtbrief beurkundet ist. Dies die Fassung des 
internationalen TJebereinkommens. Im Schweiz. Gesetz sind die Worte: sofem 
nicht auf Verlangen des Absenders die Nachwiegung resp. Zählung er- 
folgt, beigefügt. Damit ist deutlich und allgemein die Verpflichtung der Bahn 

£ger, Eisenbahnrechtliche Bntscheidangen XIII. 17 
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auferlegt, diese Konstatierungen vorzunehmen, sobald der Absender darauf 
besteht und die im Tarif dafür angesetzten Gebühren bezahlt. 

Bekanntlich schuf das internationale Uebereinkom^en das Institut des 
Frachtbriefduplikats, von dessen Besitz das Verfügungsrecht des Absenders 
abhängt; für den internen Verkehr giebt nun Art. 8 Abs. 7 und Art. 15 eine 
Vereinfachung an die Hand: dies Duplikat kann durch einen sehr einfachen 
„Annahmeschein" (Formular siehe Anlage VII zum Transp. Eegl. S. 921) er- 
setzt werden; in den Fällen, wo der Absender kein Interesse an der Ver- 
fügung über das abgesandte Gut mehr hat, kann auch dieser Schein weg- 
fallen — so meint die Botschaft des Bundesrats; im Gesetz selbst ist dies 
nicht gesagt. 

Art. 10 des internationalen Uebereinkommens enthält die Verpflichtung 
der Bahn nicht, dem Absender auf Verlangen die Zoll- und Steuejrreglemente 
mitzuteilen und ihn auch unaufgefordert auf leicht erkennbare Irrtümer in 
der Deklaration und den Begleitpapieren aufmerksam zu machen, die für die 
Verzollung verhängnisvoll werden könnten. Das neue Gesetz hat an dieser 
Bestimmung des alten Transportgesetzes festgehalten. 

Dem Schluss dieses Art. ist ferner der im TJebereinkommen fehlende Satz 
angehängt: Als Bestimmungsort des Gutes gilt die auf dem Frachtbrief an- 
gegebene Bestimmungsstation. Dieser Zusatz soll dem Absender einige 
Garantie gewähren gegen eine Neigung der Bahnen, die Verzollung als ein 
Monopol an sich zu reissen. So die Botschaft — uns scheint der Beisatz 
ein selbstverständlicher. 

Art. 13 delint mit Recht die Möglichkeit der Nachnahme auch auf solche 
Güter aus, für welche Vorauszahlung der Fracht verlangt werden kann, aber 
nur, wenn die Versandtstation damit einverstanden ist. 

Dem Art. 18, welcher von den Fällen der Betriebsstömng handelt, und 
der Bahn die Entscheide über Sistierung des Transports oder TJeberleitting 
auf eine andere Route überlässt, wurde beigefügt, dass wenn die Hülfsroute 
Mehrkosten verursache, die Genehmigung dßs Absenders vorerst einzuholen ist. 

Absatz 1 dieses Art. bleibt zw^ar für die Definition des Begriffs der höhern 
Gewalt und des Zufalls dem internationalen TJebereinkommen getreu, das 
sich jeder Detaillierung dieser Materie enthält, aber ein am Schluss des Ge- 
setzes eingeschalteter Art. 57 stillt das Bedürfnis nach näherer Erörterung 
dieses Begriffs in reichlichem Masse. Hier wird die höhere Gewalt als unab- 
wendbarer Zufall, force majeure, cas fortuit, bezeichnet, und es werden die 
6 Fälle aufgezählt, welche schon der Art. 53 des alten Transportgesetzes 
kennt, und welche ausdrücklich nicht als höhere Gewalt angesehen werden 
dürfen. Das alte Gesetz hatte den Begriff des „unabwendbaren" Zufalls auf- 
gestellt: ob mit der fremden Terminologie von force majeure und cas fortuit 
dem Richter für die einzelnen Fälle viel erleichtert ist, wollen wir nicht zum 
Voraus entscheiden. 

In Art. 19 verweist das internationale Uebereinkommen für das Ver- 
fahren bei Abliefemng der Güter auf die internen Bestimmungen. Diese sind 
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in das nene Gesetz ans dem alten wörtlich herübergenommen, nnr dass die 
Bestimmnng beigefügt ist, die Bahn habe bei ordinärem Gnt den Tag, bei 
Eilgnt die Stande der Ankunft auf dem Frachtbrief anzumerken. 

Art. 21 bestimmt, dass die Ablieferung erfolgen muss, wenn die auf dem 
Frachtgut haftenden Forderungen beanstandet sind, sobald nur der streitige 
Betrag „amtlich** deponiert wird. Der deponierte Betrag tritt dann an Stelle 
des der Bahn zustehenden Faustpfandrechts am Gute; auf Nachnahmen aber 
ist diese Bestimmung nicht anwendbar. 

Für das Verfahren bei Ablieferungshindemissen sind in Art. 24 die Be- 
stimmungen des alten Gesetzes Art. 22 wiederholt. 

In Betreff der Haftpflicht der Bahnen schliesst sich natürlich das neue 
Gesetz Art. 30 dem internationalen Uebereinkommen an. Jedoch regelt es 
auch den Fall von Transporten von oder nach dem Ausland, die aus irgend 
einem Grund (z. B. weil die betr. Bahn in der Liste des internationalen Ueber- 
einkommens nicht aufgenommen ist) den internationalen Eegeln nicht unter- 
liegen. Hier tritt die bekannte Bestimmung des alten Gesetzes Art. 35 und 
36 ein, wonach die schweizerische Bahn gar nicht oder doch nur beschränkt 
haftet, wenn sie die zwei Beweise leistet: dass der Schaden nicht auf der 
schweizerischen Bahn, sondern in der Gewähr der fremden eintrat, und dass 
von dieser Bahn nach dortigen Gesetzen kein oder nur ein beschränkter Er- 
satz zu erlangen ist. 

'In der viel ventilierten Materie der Beschränkung der Haftpflicht bei 
offenen Wagen, Selbstverladung etc. blieb das Gesetz, Art. 31, bei dem Wort- 
laut des internationalen üebereinkommens, jedoch unter Streichung der Schluss- 
präsumtion: „Wenn ein eingetretener Schaden nach den Umständen des Falles 
aus einer dieser Gefahren entstehen konnte, so wird bis zum Nachweis des Gegen- 
teils vermutet, dass der Schaden aus der betreffenden Gefahr entstanden ist. " 

Dem Art. 37 des internationalen üebereinkommens wurde im gleichen 
Art. des neuen Gesetzes die Kasuistik aus dem bisherigen Transportgesetz 
(Art. 31) angehängt, die sich auf die Fälle von Nichtübereinstimmung der An- 
gaben des Frachtbriefes mit dem Zustand der Waare bezieht. 

Für den Fall der Versäumnis der Lieferfrist ist das System des inter- 
nationalen üebereinkommens mit Inbegriff der Interesse-Declaration recipiert, 
jedoch mit einer andern Abstufung der Entschädigungsquoten. An Stelle der 
bekannten Zehntel des üebereinkommens tritt die Gradation von ^/i, ^U und 
^k der Fracht. 

In Art. 46 wird die im uebereinkommen den Landesgesetzen freigelassene 
Normierung betr. Unterbrechung der Verjährung durch das bisherige Eecht 
(Art. 49) ausgefüllt. 

Bis zum Art. 56 inclusive und 66 zweitem Absatz folgt das neue Gesetz 
dem uebereinkommen von Artikel zu Artikel in möglichst wörtlicher An- 
passung. Es folgen nun in Art. 59 und 60 die Bestimmungen über den 
Personen- und in Art. 61 bis 63 die über Reisegepäcktransport. Den Schluss 
bildet folgende Strafbestimmung: 

17* 
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„Art. 65. Grobe Vernachlässigung der Pflichten, welche den Eisenhahn- 
„oder Dampf schiffuntemehmungen als Transportübemehmem obliegen, kann 
„gerichtlich mit einer Bnsse bis auf 1000 Fr. bestraft werden. Bei Rück- 
„fall kann die Busse bis auf 5000 Fr. erhöht werden. Die Beurteilung 
„unterliegt der Bundesgerichtsbarkeit." 

Die Botschaft des Bundesrates belehrt uns, dass ursprünglich diese Busse 
bloss auf Widerhandlung gegen den Art. 11 Abs. 1 beabsichtigt war, der das 
Verbot der Refactien, d. h. der durch Privatübereinkommen gewährten Preis- 
ermässigung gegenüber den Tarifen enthält. Allein im Verlauf der Diskussion 
habe der Gesetzgeber sich mit der ganz allgemeinen Anwendbarkeit dieser 
Pönalität gegen nachlässige Bahnen befreundet. 

n. Was nun das neue Transportreglement betrifft, so ist hier in 
dessen Einzelheiten um so weniger einzutreten, als es sich gleich eng, wie 
das Gesetz, an die Normen des internationalen Transports anschliesst. Sein 
Eingang lautet: 

„Das vorliegende Transportreglement ist für den Verkehr der schwei- 
„zerischen Eisenbahnen massgebend. Auf den internationalen Frachtverkehr 
„dieser Bahnen findet das Transportreglement nur insoweit Anwendung, als 
„dasselbe nicht durch besondere Bestimmungen geregelt ist.** 

in. Die Vollziehungsverordnung erklärt dieses Reglement mit Aus- 
schluss aller im Widerspruch stehenden Vorschriften als allgemein verbindlich 
für sämtliche schweizerische Bahnen und Dampf schiffuntemehmungen (Art. 1).^) 

Berg-, Lokal- u. dergl. Bahnen, auch Dampf schiffuntemehmungen können 
vom Bundesrat Abweichungen vom allgemeinen Transportreglement bewilligt 
werden, ebenso können auch den übrigen (normalen) Bahnen Ergänzungen 
zum Reglement oder dem Publikum günstigere Bestimmungen gestattet werden, 
falls sie auf die Gestaltung des direkten Verkehrs nicht störend einwirken 
(Art. 2). 

Prüfung der Anträge, der Dienstbefehle, der Tarife, der Transportbe- 
dingungen steht dem Eisenbahndepartement zu (Art. 5). 

Die nachfolgenden Artikel (bis 15) beschäftigen sich mit dem Verfahren 
bei dieser Prüfung. 

IV. Die Vereinbarungen erleichternder Vorschriften für den 



') In einem Kreisschreiben an die schweizerischen Eisenbahnen und Dampfschiff- 
untemehmungen macht der Bundesrat besonders darauf aufmerksam, dass vom 1. Ja- 
nuar 1894 an sämtliche früher bewilligte Ausnahmen vom Transportreglement, mögen 
diese nun Zuschlagfristen zu den reglementarischen Lieferfristen (Lieferfristver- 
längerungen) oder andere Punkte betreffen, als dabingefallen betrachtet werden müssen, 
soweit nicht bis dahin auf Grund eines motivierten Gesuches solche Ausnahmen neuer- 
dings zugestanden worden sind. Die Tarifrorschriften und Tarifvorbemerkungen der 
allgemeinen Tarife sowie der Spezial- oder Ausoahmetarife sind femer bis 1. Januar 
1894 mit dem neuen Transportreglement in üebereinstimmung zu bringen. Die alten 
Frachtbriefformulare endlich, deren weitere Verwendung mit Rücksicht auf die vielen 
und wichtigen Abweichungen von dem neuen allgemein verbindlichen Formulare (vgl. 
hierüber den § 59) dem Bundesrate nicht statthaft erscheint, sollen durch neue er- 
setzt werden. 
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wechselseitigen Verkehr zwischen den Bisenbahnen Deutschlands, Oester- 
reichs und Ungarn, der Niederlande und der Schweiz vom 13. Juni 1893 
und der Schweiz mit Deutschland vom 14. Juni 1893 beruhen auf den Aus- 
fnhrungsbestimmungen zum internationalen Uebereinkommen, § 1 Ziffer 1, 2, 
3 und 4, wonach eine Reihe von Gegenständen von der Beförderung im inter- 
nationalen Verkehr ausgesdüossen oder nur zu besondem Bedingungen zu- 
gelassen ist, es sei denn, dass zwei oder mehrere Vertragsstaaten in ihrem 
gegenseitigen Verkehr dieselben zulassen oder leichtere Bedingungen verein- 
baren. Diese Gegenstände sind solche, welche ihrer Natur nach sich nicht 
zum Bahntransport eignen oder doch ganz besondere Vorkehrungen erheischen: 
Kostbarkeiten, Eunstgegenstände, Leichen, explodierende, entzündliche, übel- 
riechende Stoffe etc. In den vorstehend aufgeführten Vereinbarungen nun sind 
die Bedingungen vorgeschrieben, unter denen die Bahnen dieser speziellen Vertrags- 
staaten solche Dinge zum Transport annehmen. Diese Bedingungen betreffen 
namentlich die möglichste Sicherung der Bahn und der übrigen Güter vor dem 
Einfluss dieser gefährlichen Stoffe, sowie die Garantien, mit denen besonders 
wertvolle Sachen umgeben werden müssen. Die Art der Aufgabe, der Trans- 
portmittel, der Verladung, der Verpackung, des Verhaltens während des Trans- 
ports, der Begleitung, der Ablieferung ist aufs genaueste fixiert, und um den 
Preis dieser Vorkehrungen, welchen natürlich auch besondere Reverse und 
Nachweise seitens der Absender und besondere Taxen entsprechen, wird eine 
Erweiterung des Verkehrs ermöglicht, die der Industrie der Vertragsstaaten 
in hohem Masse zu dienen bestimmt ist. 

Auf dem Wege dieser Separatvereinigungen und ihrer späteren Aus- 
dehnung auf die Gesamtheit der Staaten ist ein beträchtlicher Ausbau des 
internationalen Uebereinkommens angebahnt. 

B. Zu diesen Gesetzen, Verordnungen und Vereinbarungen sind seit 
dem Jahre 1894 hinzugetreten: 

I. Erster Nachtrag zum Transportreglement der schweizerischen 
Eisenbahnen und Dampf schiffuntemehmungen v. 1. Jan. 1894 giltig vom 
1. Jan. 1895 an, enthaltend Modifikationen des Transportreglements und Zu- 
sätze zu demselben, welche die §§ 15, 24, 46, 55, 58, 59, 67, 69, 74, 79, 
femer die Anlagen HI und V betreffen. Speziell hervorzuheben sind die 
Modificationen betreffend die Aufgabe und Ablieferung des Gutes, wonach an 
Sonn- und allgemeinen Feiertagen solche Güter, die ihrer Natur nach dem 
raschen Verderben unterworfen sind, bei eilgutmässiger Beförderung sowohl 
angenommen als abgeliefert werden dürfen, jedoch nur zu den durch Anschlag 
bekannt zu machenden Stunden. Eine Pflicht der Bahnen zu Abholung oder 
Zufuhr solcher Sendungen besteht an Sonn- und allgemeinen Feiertagen nicht; 
zu avlsiren sind sie nur, wenn sie vor 12 Uhr Mittags auf der Bestimmungs- 
station eintreffen. 

n. Anlage XI enthält das Verzeichniss der cantonalen Feiertage, welche 
gemäss §§ 55 und 74 des Transportreglements rücksichtlich der Annahme 
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und Abgabe der Güter nnd der Besorgung des Oüterdienstes auf den Stationen 
wie Sonntage behandelt werden sollen. 

in. Anhang I ausgegeben am 1. Jan. 1895 enthält eine Zusammen- 
stellung der für einzelne Transportuntemehmungen geltenden Abweichungen 
von den Bestimmungen des Transportreglements. 

IV. Zweiter Nachtrag zum Transportreglement der schweizerischen 
Eisenbahnen und Dampf schiffuntemehmungen vom 1. Jan. 1894 gültig vom 
1. Jan. 1896 an. 

Dieser Nachtrag enthält neue Vorschriften über die Fahrkarten (§ 9). 
Fahrkarten einfacher Fahrt gelten am Tage der Ausstellung, bei einer 
Distanz von mehr als 200 Kilometern auch am folgenden Tage: 

Retourbillete gelten: 

Für Distanzen bis 100 Kilometer 3 Tage 
101 bis 200 „ 4 „ 

201 ,300 „ 5 , 

301 und mehr „ 6 „ 

Die Retourbillete und die Rundreisebillete sind nur für diejenigen Per- 
sonen, welche mit denselben die Reise angetreten haben, zur Rückreise 
beziehungsweise zur Weiterreise gültig. Der Kauf und der Verkauf von 
theilweise benützten Retour- und Rundreisebilleten ist verboten. Insbesondere 
unterliegt der gewerbsmässige Handel mit solchen Billeten sowie die Ver- 
mittlung dieses Handels den Strafbestimmungen über die Bahnpolizei vom 
18. Februar 1878 Art. 6 bis 10, sofern nicht auf Grund des Strafgesetzes 
Bestrafung eintritt. 

V. Vom 23. November 1896 an tritt für den Verkehr zwischen den 
Eisenbahnen der bei dem internationalen üebereinkommen über den Eisenbahn- 
frachtverkehr betheiligten Staaten in Kraft die: 

Zusatzvereinbarung zum internationalen üebereinkommen vom 14, October 
1890, betreffend die Beifügung zusätzlicher Vorschriften zu § 1 der Ans- 
führungsbestimmungen und die Aenderung der Anlage 1 zu diesen Bestimmungen, 
abgeschlossen den 16. Juli 1895. 

Dagegen tritt ausser Kraft: 

Die Vereinbarung erleichternder Vorschriften für den wechselseitigen 
Verkehr zwischen den Eisenbahnen Deutschlands, Oesterreich- Ungarns, der 
Niederlande sowie der Schweiz rücksichtlich der nach dem internationalen 
üebereinkommen vom 14. October 1890 von der Beförderung ausgeschlossenen 
oder nur bedingt zugelassenen Gegenstände vom 13. Mai 1893. Näheres 
hierüber ist in der Zeitschrift für den internationalen Eisenbahntransport Band 
m Seite 475 u. Band IV Seite 424, 426 enthalten. 
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8. 

ßnmdsätze ttber die Herstellung, llnterhaltniig, Ab&ndernng Ton 
NlTeanflberg&ngen, üeber- und ünterfOhrungen Yon Sffentllclien 
Wegen bei der Kreuzung mit Eisenbahnen im KSnigreiehe Sachsen, 

Von Dr. W. Scheicher, 

Oberregierungsrath im Königlich Sächsischen Ministerium des Innern. 

A. Rechtsverhältnisse bei Ausführung der Eisenbahn. 

Die nach § 2 des Königl. Sächsischen Eisenbahnenteignnngsgesetzes vom 
3. Jnli 1835 herzustellenden Pläne für das zum Bau der Eisenbahnanlage 
in Anspruch zu nehmende Areal haben sich nach §8 der Verordnung, die 
technischen Vorarbeiten für den Bau von Privateisenbahnen betreffend, vom 
30. September 1872, welche auch für die Anfertigung der Enteignungsan- 
lagen bei Staatseisenbahnen als massgebend angesehen wird, zunächst ledig- 
lich anf die Bahnanlage selbst, ohne Eücksicht auf die durch Neben- 
anlagen, insbesondere zur Aufrechterhaltung und bez. Verlegung von Wege- 
und Wasserzügen, bedingten Aenderungen nnd Erweiterungenj zu erstrecken. 
Die Einzeichnung der Kunstbau objecte, der W^ege- und Wasserlauf -Ver- 
legungen n. 8. w. erfolgt nach § 8 unter 1 Abs. 5 der gedachten Verord- 
nung in jene Pläne in der Regel erst nach beendigtem Expropriationsver- 
fahren nach Massgabe der von den zuständigen Behörden deshalb erlassenen 
Bestimmungen. In solchen Fällen aber, wo durch Einbau eines Viaductes 
oder Wegeunterführungs Werkes ein geringerer Arealerwerb, als sonst zur 
Dammanlage nöthig sein würde, bedingt wird und die betreffende Anlage von 
Anfang an aus technischen Gründen geboten oder wegen sonstiger Verhältnisse 
als unumgänglich erscheint, wird der Arealbedarf in den Enteignungsunter- 
lagen sofort unter Berücksichtigung deT betreffenden Kunstbauten bemessen, 
und es werden dann auch solche Kunstbauobjecte in die Enteignungspläne 
miteingezeichnet. In diesen Fällen unterliegt jedoch immer noch die be- 
treffende Anlage, sofern es sich dabei um ein Object zur Aufrechterhaltung 
flder ungestörten Kommunication von diesseit und jenseit der Bahn** oder eine 
andere Veranstaltung zum Schutze der Bahnadjacenten im Sinne von § 4 des 
Enteignungsgesetzes vom 3. Juli 1835 handelt, der Feststellung durch die 
hierzu competenten Landespolizeibehörden (vgl. § 1 unter 4 und § 18 
der Vollziehungsverordnung vom 3. Juli 1835). Diese sind in Sachsen seit 
der neuen Verwaltungsorganisation von 1873 die Amtshauptmannschaften in 
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erster und die Kreishauptmannßchaften in zweiter Instanz, welche hier zu- 
gleich die Enteignungsbehörden sind. 

Diese Behörden haben bei Bestimmung der Anlagen, welche zur Auf- 
rechterhaltung der Kommunikation von diesseit und jenseit der Bahn er- 
forderlich sind, namentlich bei Beurtheilung der Frage, ob ein Weg in 
Schienenhöhe über die Bahn zu führen, oder mittels Brücke oder Unterführung 
darüber oder darunter hinweg zu legen ist, die Betheiligten (Eisenbahnunter- 
nehmer und Bahnanlieger bez. die betreffenden Gemeindevertreter) zwar mit 
ihren diesbezüglichen Wünschen und Anträgen zu hören, sind aber bei der 
von ihnen im Falle der Nichteinigung unter den Betheiligten oder sonst von 
Amtswegen zu treffenden Entscheidung von der Zustimmung des einen oder 
anderen Theiles nicht abhängig, insbesondere nicht von der Einwilligung des 
Wegeunterhaltungspflichtigen dann, wenn ein Weg lediglich in Schienen- 
höhe über die Bahn geführt werden soll. Sie haben vielmehr ihre Ent- 
scheidung selbstständig „nach dem Urtheile der zugezogenen Sachverständigen, 
unter gleichmässiger Berücksichtigung des Interesses beider Theile* so zu 
treffen, wie es nach Lage des Falles zweckmässig und zur Sicherung des 
Verkehres auf dem betreffenden Wege gegen Störung und Gefahr ausreichend 
erscheint (vgl. Vollz. Verordn. vom 3. Juli 1835, § 18, Abs. 2 a. E.). 

Diese Entscheidung enthält kein Entscheidungsdekret. Sie ist lediglich 
polizeilicher Natur und bindet, sofern sie durch Ablauf der Eecursfrist 
rechtskräftig geworden ist oder die dagegen zulässigen Rechtsmittel im Ver- 
waltungswege erfolglos verbraucht worden sind, sowohl, den Unternehmer wie 
den Wegeunterhaltungspflichtigen und den Wegebenutzungsberechtigten als 
solchen, gleichviel, ob dieser zugleich Eigenthümer der betreffenden Wegestrecke 
ist oder nicht. Eine Enteignung des Rechtes dieser Personen am betreffenden 
Wegeareale kommt hierbei noch nicht in Frage, da durch jene Entscheidung 
das privatrechtliche Verhältniss des in die Bahn fallenden Wegetractes 
nicht berührt, sondern nur bestimmt wird, dass der Eisenbahnuntemehmer 
den Weg über die Bahn hinweg und zwar im gegebenen FaUe in Schienen- 
höhe zu führen und bestehen zu lassen hat und dass andere Massnahmen 
(Einbau eines Ueberführungs- oder Unterführungswerkes) zur Aufrechter- 
haltung des Wegeverkehrs hier nicht erforderlich sind. 

Enteignung gegenüber dem Wegeberechtigten bez. Unterhaltnngs- 
pflichtigen wird aber insoweit erforderlich, als dieser zugleich Eigenthümer 
der von der Bahn gekreuzten Wegfläche ist und dem Bahnuntemehmer das 
zur Einlegung der Bahngleise in den Wegekörper und der künftigen Er- 
haltung derselben auf letzterem erforderliche private Recht verschafft werden 
muss. Dieses Recht kann mit Rücksicht auf die allgemeine Natur der Eisen- 
bahnuntemehmungen, welche regelmässig auf dauernden Betrieb berechnet 
sind und auch in Bezug hierauf sichergestellt werden müssen, nicht blos als 
polizeiliches, unter Umständen widerrufliches Benutzungsrecht ertheilt, sondern 
es muss ein auf dauernde Benutzung gerichtetes Privatrecht des 
Unternehmers an der Kreuzungsfläche begründet werden. 
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Dem Unternehmer mnss daher im Enteignungswege entweder eine Grund- 
dienstbarkeit am betreffenden Wegeareale bestellt, oder Privateigenthum an 
letzterem, unter Auferlegung der erforderlichen Dienstbarkeit zu Gunsten der 
bisherigen Wegebenutzungsberechtigten bez., soweit öffentliche Wege in Be- 
tracht kommen, unter Auferlegung der Verpflichtung zur Duldung des öffent- 
lichen Verkehrs, übertragen werden. 

Da in Sachsen nach §§ 1 und 11 des Gesetzes vom 3. Juli 1835 alles 
zu einer Eisenbahnanlage erforderliche Grundeigenthnm dem Abtretnngs- 
zwange unterliegt, so kann hier der Eisenbahnuntemehmer üebereignung 
auch aller von der Eisenbahn durchschnittenen Flächen öffentlicher Wege, 
soweit sie in die Bahnbreiten fallen und zur Errichtung der Bahnanlage selbst 
gebraucht werden, verlangen. Die in § 4 a. E. des angezogenen Gesetzes 
vorgesehene Servitutenbestellung bezieht sich nur auf Anlagen, welche zur 
Durchführung der dort bezeichneten Sicherungsmassnahme ausserhalb der 
Bahn erforderlich werden. Die Uebertragxmg des Eigenthumsrechtes an den 
in die Bahn fallenden Wegen rechtfertigt sich auch aus dem Gesichtspunkte, 
dass den Eisenbahnen gegenüber den dadurch betroffenen öffentlichen Wegen 
regelmässig die höhere volkswirthschaftliche Bedeutung zukommt und der ge- 
ordnete Eisenbahnbetrieb seiner Natur nach gewisse Einschränkungen des 
Verkehres auf den von der Bahn durchschnittenen Wegen, insbesondere bei 
Niveauübergängen, bedingt. Die Vertreter des Staatsfiskus sind deswegen 
auch angewiesen, bei Expropriationen für Staatseisenbahnzwecke dafür Sorge 
zu tragen, dass „jeder Zweifel über das Eigenthumsrecht des Staatsfiskus 
an den von der Eisenbahn durchschnittenen Strecken nicht fiscalischer öffent- 
licher Strassen ausgeschlossen werde." 

Im Einklänge mit jener Auffassung und dieser Anordnung werden nun 
auch in jedem Enteignungsplane über neue Eisenbahnen oder Eisenbahner- 
weiterungen alle in das Bereich der neuen Anlage fallenden Strecken öffent- 
licher Wege als zu enteignende Flächen aufgenommen und bezeichnet, und 
es erfolgt die Uebertragung des Eigenthumsrechtes an denselben auf den 
Unternehmer durch das auf Grund der Enteignungsunterlagen ertheilte all- 
gemeine Enteignungs- und üeberweisungsdecret derselben Behörde, welche die 
oben behandelte polizeiliche Anordnung über die Art der Aufrechterhaltung 
des betreffenden Wegeverkehrs zu treffen hat. 

Eine Entschädigung des Wegeunterhaltungspflichtigen aus An- 
lass der Benutzung des öffentlichen Weges zur Eisenbahnanlage kann nur 
insoweit in Frage kommen, als hierfür die Voraussetzungen des § 4 des Ge- 
setzes über die Wegebaupflicht vom 12. Januar 1870 (Eintritt höheren Unter- 
haltungsaufwandes in Folge Veränderung der Wegeanlage durch den Eisen- 
bahnuntemehmer) vorliegen. Diese Frage erledigt sich aber zumeist dadurch, 
dass von der Eisenbahnverwaltung der betreffende öffentliche Weg bei Ueber- 
führung in Schienenhöhe innerhalb des Bahnkörpers aus Zweckmässigkeits- 
gründen freiwillig zur ferneren Unterhaltung übernommen und dadurch der 
Wegebaupflichtige von der Unterhaltung desjenigen Tractes, für welchen ein 
Mehraufwand in der Begel entsteht, überhaupt befreit wird. 
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Eine Entschädigung des Wegeeigenthümers als solchen für die 
Enteignung des betreffenden Wegetractes wird gewöhnlich nicht gewährt 
und kann überhaupt nur insoweit in Frage kommen, als dem Eigenthümer 
des Weges infolge der Enteignung ein Vermögenswerth, z. B. die Füglich- 
keit der Grasnutzung an den Wegerändem oder -Gräben entzogen wird. 
Geschieht dies nicht, so hat die betreffende Wegestrecke ohne Entschädigung 
in das Eigenthum des Unternehmers überzugehen, da der Wegeeigenthümer 
künftig in Gestalt der für ihn am Bahnareale begründeten Servitut ein dem 
entzogenen Eigenthume im gegebenen Falle gleichwerthiges Recht am 
Wegeareale behält. 

B. Bechtsverhältnisse nach Ausführung der Eisenbahn. 

In Sachsen ist, abweichend von der Rechtsanschauung, welche sich in 
neuerer Zeit im preussischen Rechtsgebiete geltend gemacht hat (zu vergl. 
Gleim, Recht der Eisenbahnen in Preussen 1 Band Seite 308 flgd. und ein 
neueres Erkenntniss des preussischen Oberverwaltungsgerichts vom 31. Ja- 
nuar 1893, mitgetheilt bei Eger, eisenbahnrechtl. Entscheidungen 10. Band 
Reite 52 flgd.), seither «daran festgehalten worden, dass für die Anordnungen 
der Verwaltungsbehörde auf Grund von § 4 des Gesetzes vom 3. Juli 1835 
P lediglich die Verhältnisse, welche zur Zeit der Ausführung des be- 

treffenden Eisenbahnunternehmens bestehen, massgebend sind und dass 
der Unternehmer von der Behörde nicht nachträglich zu Aenderungen von 
Anlagen zur Aufrechterhaltung und Sicherung des öffentlichen Strassenverkehrs 
über die Bahn hinweg angehalten werden kann, welche sich erst durch das 
im Laufe der Zeit gesteigerte oder geänderte Bedürfniss dieses Verkehres 
erforderlich machen. Demgemäss wird bei Beantwortung der Frage, wer die 
Kosten des sich später erforderlich machenden Ersatzes eines Niveauüber- 
ganges durch ein Unter- oder U^berführungswerk zu tragen habe, im Prinzipe 
davon ausgegangen, dass solche Bauwerke dann von der Eisenbahnverwaltong 
auf eigene Kosten hergestellt werden, wenn die Beseitigung der Niveauüber- 
gänge durch eine Verkehrssteigerung auf der betreffenden Eisenbahn im 
Interesse der Sicherheit des Eisenbahnbetriebes nothwendig wird, dass 
dagegen derartige Kosten von dem betreffenden Wegeunterhaltungspflichtigen 
zu übernehmen sind, wenn der Einbau von Ueber- oder Unterführungswerken 
an Stelle von Niveauübergängen allein durch die eingetretene Verkehrs- 
steigerung auf dem betreffenden öffentlichen Wege veranlasst wird. 

Fälle der letzteren Art sind allerdings selten. Da jedoch auch in solchen 
Fällen der Wegfall eines Niveauüberganges für die Eisenbahn- Verwaltung mit 
erheblichen Vortheilen verknüpft ist, insofern die Kosten der Bewachung des 
Niveauüberganges erspart werden, andererseits auch der Eisenbahnbetrieb nnd 
namentlich der die Bahn kreuzende öffentliche Strassenverkehr bei weitem 
nicht mehr in der früheren Weise gefährdet werden kann, daher die Haft- 
verbindlichkeit der Eisenbahn- Verwaltung erheblich verringert wird, so pflegt 
auch in solchen Fällen zu den Kosten der betreffenden Bauwerke ein Beitrag 
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von der Eisenbahn- Verwaltung gewährt und dessen Höhe darnach bemessen zu 
werden, welchen Werth die der Eisenbahn -Verwaltung hieraus erwachsenden 
Vortheile und Ersparnisse darstellen. 

Der bei weitem häufigste Fall ist immer der, dass sich die Beseitigrmg 
eines Niveauüberganges nothwendig macht, weil sich die Verkehrsverhältnisse 
sowohl auf der Eisenbahn, als auch auf dem betreifenden öffentlichen 
Wege im Laufe der Zeit geändert haben. In diesem Falle werden regel- 
mässig die Kosten solcher Bauwerke von der Eisenbahn Verwaltung, wenn 
nicht ganz, so doch zum weitaus grössten Theile allein getragen und die be- 
treffenden Wegeunterhaltungspflichtigen nur zu einem verhältnissmässig ge- 
ringen Beitrage herangezogen. 

Bestimmte Grundsätze darüber, in welchem Masse die Eisenbahn -Ver- 
waltung und die betreffenden Wegeunterhaltungspflichtigen die Kosten jener 
Bauwerke in diesen Fällen unter sich zu theilen haben, bestehen nicht; hier- 
über ist vielmehr in jedem einzelnen Falle Vereinbarung zu treffen. 

Eine Unterscheidung zwischen Wegeunterhaltungspflichtigen und 
Wegeeigenthümer wird hierbei nicht gemacht, weil Wegeunterhaltungs- 
pflichtiger und Wegeeigenthümer bei öffentlichen Wegen, welche im vor- 
liegenden FaUe ausschliesslich in Frage kommen, sich meistens in einer 
Person (Gemeinde, Gutsherrschaft) vereinigen, ein anderer Eigenthümer des 
betreffenden Weges innerhalb des Bahnareales, als die Eisenbahn -Verwaltung, 
aber nicht in Betracht kommen kann, da das Wegeareal bei der Enteignung 
regelmässig dem Eisenbahnfiscus zu Eigenthum überwiesen wird (siehe oben 
unter A). 

Was die Unterhaltung der Unter- oder Ueberführungswerke anlangt, 
so wird solche, soweit die betreffenden Bauwerke selbst in Frage kommen, 
immer von der Eisenbahn- Verwaltung besorgt, und zwar auf eigene Kosten, 
auch wenn das Bauwerk nicht auf alleinige Kosten der Eisenbahn- Verwaltung 
errichtet worden ist. Dagegen liegt die Unterhaltung der Fahrbahn bei 
Unterfühmngen dem Wegeunterhaltungspflichtigen ob, ungeachtet des Um- 
standes, dass die Unterhaltung des früher bestehenden Niveau Überganges 
innerhalb der Gleise von der Eisenbahn- Verwaltung bewirkt worden ist, weil 
diese Unterhaltungsarbeiten zwischen den Gleisen von der Eisenbahn -Ver- 
waltung lediglich freiwillig aus Zweckmässigkeitsgründen und nicht zu 
Folge einer rechtlichen Verpflichtung besorgt werden. 

Gleichfalls ans Zweckmässigkeitsgründen (Erhaltung guter Abwässerung 
behufs Verhütung von Beschädigungen des Ueberführungs- Bauwerkes etc.) 
wird regelmässig auch die Unterhaltung der Fahrbahn von Wegeüber- 
führungen von der Eisenbahn -Verwaltung — bei grösseren Objecten jedoch 
unter Beanspruchung von Beiträgen Seitens der Wegeunterhaltungspflichtigen — 
übernommen. 

In den Fällen, wo die Beseitigung eines Niveauüberganges durch ein 
Unter- oder Ueberführungswerk lediglich auf Antrag und Kosten einer Ge- 
meinde etc. erfolgt, würde Letztere auch wegen der Unterhaltung des be- 
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treffenden Bauwerkes bez. nebst Fahrbahn heranzuziehen sein, jedoch unter 
Berücksichtigung der der Eisenbahn-Verwaltung durch den Einbau des Unter- 
oder Ueberführungswerkes sonst entstehenden Vortheile. 

Die entwickelten Grundsätze finden auch dann Anwendung, wenn ein 
Niveauübergang lediglich verbreitert wird. 

Erfolgt die Verbreiterung nur aus dem Grunde, weil der Fahr- und Fuss- 
gängerverkehr auf dem Uebergange sich gesteigert hat, so wird eine solche 
Verbreiterung, einschliesslich der etwaigen Abänderung der Schlagschranken, 
immer nur auf Kosten der antragstellenden Gemeinde etc. vorgenommen. 

Ist dagegen die Verbreiterung des Ueberganges Folge einer Massnahme, 
welche im Interesse der Eisenbahn- Verwaltung erfolgt ist, z. B. wenn dem 
betreffenden Uebergange in Folge der auf Antrag der Eisenbahn -Verwaltung 
erfolgten Einziehung eines anderen Ueberganges ein grösserer Verkehr zuge- 
wiesen wird, so werden die hierfür aufzuwendenden Kosten auch von der 
Eisenbahn -Verwaltung getragen. 
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9. 

Entwlcklong nnd gegenwärtiger Stand der Frage der Elsenbahn- 
yerstaatilehung in der Schweiz. 

Von Friedrich Yoimar. 
(Mitgetheilt durch Professor Dr. Ai Zeerleder in Bern.) 

L 
Entwicliiung der gesetzlioiien Verstaatiioiiaiigenittei. 

1. Im Jahre 1848 veränderte die Schweizerische Eidgenossenschaft durch 
den üebergan^ vom Staatenbunde zum Bundesstaate ihre Staatsform. Für 
die Eisenbahngesetzgebung hatte diese Umwandlung pr^tisch keine Bedeutung; 
theoretisch wurde sie erst nach einigen Jahren wichtig. 

2. Vor dem Jahre 1848 gab es in der Schweiz keine Eisenbahnen, wohl 
aber rege Bestrebungen nach solchen, und in Folge deren auch schon Eisen- 
bahnkoncessionen und Eisenbahngesetze. Diese waren von den Kantonen er- 
lassen worden; so von St. Grallen am 22. Januar 1846 ^). Zürich erteilte 
eine Koncession schon 1839, die von der Eisenbahngesellschaft als „Gesetz" *) 
nicht als „Vertrag* angesehen wurde. Die baslerische Koncession für die 
Strecke St. Ludwig — Basel an die franz. Ostbahn (Januar 1841) ist eine der 
wenigen Schweiz. Koncessionen, die nach 99 Jahren seit Eröffnung der Bahn 
ein Heimfallsrecht derselben an den Staat vorsieht. Die von den Kantonen 
Bern, Solothum, Basel, Luzem einer Vorbereitungsgesellschaft zum Bau der 
Centralbahn erteilten Koncessionen vom 17. Dez. 1845 sind ausführlich, und 
enthalten in Bezug auf das Rückkaufsrecht sehr eingehende und für den 
Staat günstige Bestimmungen'). Die Koncessionen erinnern in manchen 
Teilen an das preussische Eisenbähngesetz von 1838. 

Auch die Alpenbahnfrage wurde schon damals erörtert, und die Kantone 
St. Gallen, Tessin, Graubünden schlössen mit dem Kgr. Sardinien über diesen 
Gegenstand einen Staatsvertrag. Gestützt darauf erteilten die genannten 
Kantone die entsprechenden Koncessionen. Diese Koncessionen dienten den 



^) Original im Bnndesarchiv, Eisenbahnakten. Fascikel I. 

*) Jahresbericht der Gesellschaft von 1840. Zu finden in der eidgenössischen 
Centralbibliothek. 

*) Die Koncession wurde in der Gesetzes- und Dekretensammlung nicht abgedruckt, 
das Original befindet sich ebenfalls im Bundesarchiv. Zu den Bttckkaufisbestimmungen 
sei hier nur folgendes bemerkt. Nach 75 Jahren kann die Bahn gegen vollen Ersatz 
des Werihes des vorhandenen Materials etc. ohne Bttcksicht auf den Ertrag der Bahn 
oder auf den Stand der Aktien zurückgekauft werden. 
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späteren ostschweizerischen bis 1872 als Muster. Die für den Staat un- 
günstigste Koncession erteilte der Kanton Freiburg an eine englische Ge- 
sellschaft im Jahre 1845. 

3. Die Tagsatzung d. h. die periodisch zusammentretende Eepraesentanten- 
versammlung der 24 souveränen Schweizerkantone hatte sich am 22. August 
1845 mit der Eingabe eines Privaten betreffs einer „eidgenössischen Staats- 
bahn unter der Leitung der Tagsatzung" zu beschäftigen *). Sie wies dieselbe 
natürlich ab. Am 31. Mai 1846 stellte Zürich den Antragt), dass das in 
die Schweiz einzuführende Eisenbahnmaterial von den Eingangszöllen zu be- 
freien sei; allein die Tagsatzung erklärte sich in dieser Sache für incompetent, 
da es nur kantonale Zölle gab. Dasselbe geschah, als am 31. Juli 1846 
Bern den Antrag stellte, alle in der Schweiz zu erstellenden Eisenbahnen 
seien nach derselben Spurweite zu erbauen. Die Tagsatzung hatte den 
Kantonen gegenüber in Eisenbahnsachen gar nichts zu sagen. Jeder der 24 
souveränen Kantone konnte sein Eisenbahnwesen ordnen wie er wollte. 

Wir sind auf diese Periode von 1836 — 48 desshalb näher eingegangen, 
weil sie bis vor kurzem gänzlich unbekannt war ^) ; aber dennoch als erste 
Entwicklungsstufe der Schweiz. Eisenbahngesetzgebung eine gewisse Beachtung 
verdient. 

4. Die Verfassung des neuen Bundesstaates vom J. 1848 erwähnte die 
Eisenbahnen direkt nicht; und wenn später (1852) ein eidgenössisches Eisen- 
bahngesetz erlassen wurde, so konnte sich dieses nur auf Art. 21 dieser 
Verfassung stützen, der dem Bunde die Befugnis einräumte, auf Kosten der 
Eidgenossenschaft öffentliche Werke, die im Interesse derselben oder eines 
grossen Teiles derselben liegen, zu errichten. Bei der Abfassung dieses 
Artikels dachte man zunächst an Strassen und Brücken. Die Eisenbahnen 
aber wurden auch in Erwägung gezogen*). 

5. Im folgenden Jahre erteilte die Bundesversammlung dem Bundesrate den 
Auftrag, Eisenbahnstudien an die Hand zu nehmen, so auch ein Eisenbahn- 
gesetz auszuarbeiten^). 

Der Bundesrat berief Experten^, die ihm nach der financiellen, tech- 



^) Nähere Auskunft giebt ein Manuscript: .Bericht der Bittschriftenkommission 
über die Eingabe des Herrn J. Berset an die Tagsatzung 22. Aug. 1845 '^ im Bundes- 
archiv sub Eisenbahnakten Fase. I liegend. Vergleiche ferner Eidg. Abschiede I § 70 
pag. 1131, 1132 und § 178. 

') § 36 der Eidgenössischen Abschiede. 

^) Die erste ziemlich ausführliche Darstellung befindet sich in Nr. 8 und 9 der 
Schweiz. Blätter für Wirtschafts- und Socialpolitik 1895 aus der Feder des Verfassers 
gegenwärtigen Aufsatzes. 

*) Vergleiche Bericht der Nationalratsminderheitskommission 1852 pag. 44 und 
45; Tagsatzungsprotokoll vom 16. August 1847, und Seite 182 des Abschiedes von 1848. 

*) Bundesblatt 1849. 

^ Bundesblatt 1850 III 629 ff. 579 ff. 655 ff. 853 ff. Als technische Experten wurden 
der Unparteilichkeit halber Ausländer (Steffenson, der Sohn des berühmten Steffenson, 
und Scrinbume) gewählt. Als finanzielle, juristische und commercielle Experten die 
Herren Ziegler aus Winterthur, Schmidhn und Geigy aus Basel. 
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nischen und gesetzgeberischen Seite hin Vorschläge unterbreiten sollten^ Auf 
Grund dieser Expertenberichte arbeitete der Bundesrat einen Gesetzentwurf 
aus, der den beiden. Kammern vorgelegt wurde'). Der Nationalrat war 
jedoch noch nicht befriedigt, sondern stellte eine Kommission auf, die auf 
Grund des gebotenen Materials wieder einen neuen Gesetzentwurf ausarbeiten 
sollte. Diese Kommission zerfiel in eine Mehrheit und eine Minderheit, von 
denen jede wieder einen Entwurf*) ausarbeitete, die erstere zu Gunsten des 
Staatsbahnsystemes , die letztere zu Gunsten des Privatbahnsystemes. Nun 
lagen also folgende zwei Gruppen von Eisenbahngesetzesentwtirfen vor*): 
I. Zu Gunsten des Staatsbahnsystemes. 

1. Gesetzesentwurf des Experten Herrn Geigy von Basel. 

2. Unvollständiger Entwurf des Postdepartementes. 

3. Vollständiger Entwurf des Postdepartementes. 

4. Entwurf des Bundesrates. 

5. Entwurf der Nationalratskommissionsmehrheit. 
n. Zu Gunsten des Privatbahnsystems. 

1. Gesetzesentwurf des Experten Herrn Ziegler von Winterthur. 

2. a „ der Nationalratskommissionsminderheit. 

Nach nicht gerade allzusehr eingehenden Beratungen ^) nahmen National- 
rat und Ständerat den sub II, 2 genannten Entwurf mit einigen wenigen 
Abänderungen als Bundesgesetz vom 28. Juli 1852 über den Bau und Be- 
trieb von Eisenbahnen im Gebiete der Eidgenossenschaft (in 21 Artikeln) 
an*). Es ist hier nicht der Ort über die Motive dieses Entscheides zu 
sprechen. An Stimmen für ein nationales Eisenbahnnetz fehlte es schon 
damals nicht, aber sie drangen nicht durch. 

6. Das Gesetz vom 28. Juli 1852 überliess den Bau und Betrieb der 
Eisenbahnen auf eidgenössischem Gebiete den Kantonen resp. der Privat- 
tfttigkeit. Die Eisenbahnkoncessionen sollten zunächst von den Kantonen 
ausgehen, aber der Genehmigung des Bundes unterliegen. Der Bund konnte 
die Genehmigung nur aus militärischen Gründen verweigern. Gewöhnlich 
legte er den Gesellschaften gewisse, auf das Post- und Telegraphenwesen, 
sowie auf Militärtransporte bezügliche Verpflichtungen auf, die uns hier nicht 
näher beschäftigen. Dieses Gesetz erwies sich übrigens sehr bald als unge^ 
nagend, indem schon 1854, 1858 etc. Nachtragsgesetze erlassen werden 
mnssten. Da dieselben die staatdrechtliche Stellung des Bundes nicht ver** 
änderten, wollen wir auf dieselben nicht näher eingehen. 

Der Bund setzte in seinen Genehmigungen der Koncessionen durchwegs 
folgende Rückkaufsbestimmungen fest: 



») Bandesblatt 1861 I 347 ff. 

«) Bundesblatt 1852 H 1 ff. 69 ff. 157 ff. 285 ff. 

') Sämmtliche Entwürfe sind abgedruckt in den Schweiz. Blättern für Wirtschafts« 
und Sodalpolitik Nr. 8 und 9. Jahrgang 1895. 

^) W. Speiser Mitteilungen über die Anfänge des Schweiz. Eisenbahnwesens 
Basel 1887 pag. 24. 

*) Siehe auch amtliche Gesetzessammlung III 170. 
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, Im Falle des Eückkaufes im 30, 45 und 60 sten Jahre ist der 25 fache 
Wert des durchschnittlichen Reinertrages derjenigen 10 Jahre, die dem Zeit- 
punkte, in welchem der Bund den Rückkauf erklärt, unmittelbar vorangehen; 
im Falle des Rückkaufes im 75 sten Jahre der 22^9 fache, und im FaUe des 
Rückkaufes im 90 sten Jahre der 20 fache Wert dieses Reinertrages zu be- 
zahlen, immerhin jedoch in der Meinung, dass die Entschädigungssumme in 
keinem Falle weniger, als das ursprüngliche Anlagekapital betragen dsof. 
Von dem Reinertrage, welcher bei dieser Rechnung zu Grunde zu legen ist, 
sind übrigens Summen, welche auf Abschreibungsrechnung getragen, oder 
einem Reservefonds einverleibt werden, in Abzug zu bringen/ 

„Im Falle des Rückkaufes im 99 sten Jahre ist die mutmassliche Summe, 
welche die Erstellung der Bahn und die Einrichtung derselben zum Betriebe 
in diesem Zeitpunkte kosten würde, als Entschädigung zu bezahlen/ 

„Die Bahn sammt Zubehör ist jeweüen, zu welchem Zeitpunkte der 
Rückkauf auch erfolgen mag, in vollkommen befriedigendem Zustande dem 
Bunde abzutreten. Sollte dieser Verpflichtung keine Genüge gethan werden, 
so ist ein verhältnismässiger Betrag von der Rückkaufssumme in Abzug zu 
bringen/ 

Die Kantone erliessen meistens dieselben Rückkaufsbestimmungen. Nur 
die französischen Kantone behielten sich in Anlehnung an die von Frankreich 
erteilten Koncessionen ein Heimfallsrecht nach 99 Jahren vor. Dasselbe gilt 
jedoch für die Eidgenossenschaft natürlich nicht. 

7. Im Jahre 1869 beschloss die Bundesversammlung, den Bundesrat ein- 
zuladen, „Bericht und Antrag darüber vorzulegen, in welcher Weise dem 
Bunde in Bezug auf den Betrieb der schweizerischen Eisenbahnen weitere 
Befugnisse eingeräumt werden können.^ 

Aus den Vorschlägen des Bundesrates und den nachfolgenden Beratungen 
der Bundesversammlung ging das Eisenbahngesetz vom 20. Dezember 
1872 hervor. Dieses Gesetz zeigt demjenigen von 1852 gegenüber mehrfache 
principielle Abweichungen. Die Eisenbahngesellschaften machten freilich 
geltend, dass dieses neue Gesetz auf die bestehenden Koncessionen nicht an- 
wendbar sei, weil dieselben den Charakter eines Privatvertrages hätten, der 
beiderseitig die Rechte und Pflichten normirt, an denen ohne Zustimmung der 
beiden Vertragscontrahenten nichts geändert werden dürfe ^). Der Bundesrat 
dagegen hatte eine andere Auffassung der Sache ^. Er sagte nämlich in 
seinem bezüglichen Berichte^: „Koncessionen sind Akte der Staatshoheit. 
Der Staat paciscirt nicht mit den Eisenbahngesellschaften; er macht allerdings 
diesen Privatindustrien gewisse Zusagen, welche ihnen ermöglichen, die ge- 
schäftliche Seite ihrer Unternehmungen in Sicherheit zu begründen; allein er 
denkt nicht daran, sich in der Ausübung seiner eigenen Hoheitsrechte den 



^) Bttttimann J. Bechtsgutachten über die Frage, ob die Ooncessionen Privat- 
rechte begründen 1870. 

") Blumer-Morel, Bundesstaatsreoht II pag. 71 ff. 
^ Bundesblatt 1871. H 665. 
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Privaten gegenüber im Geringsten zu beschränken; ja es wäre zu einer 
solchen Entänssenmg der staatlichen Hoheitsrechte gar keine Staatsbehörde 
befugt. Damit föUt denn von selbst die Folgerang dahin, dass die Eoncessionen 
und das Gesetz nur mit Zostimmang des Eoncessionsinhabers vom Staate ver- 
ändert werden dürfen." 

Beide Parteien, Privatgesellschaften und Bundesrat^), stützten ihre An- 
sichten auf Rechtsgutachten. Die Bundesversammlung pflichtete derjenigen 
des Bundesrates bei, und so stehen denn sämmtliche Eisenbahnen der Schweiz 
miter dem Eisenbahngesetze von 1872 und den später dazu erlassenen Nach- 
trags- und Ausführungsgesetzen. 

Die Frage, ob der Staat mit den Bahngesellschaften privatrechtliche 
Verträge abgeschlossen habe, oder ob die Eoncession ein Akt der Staatshoheit 
ist, wurde im Jahre 1896 wieder brennend, als es sich um die Einführung 
des neuen Rechnungsgesetzes handelte, das rückwirkend wichtige Be- 
stimmungen der Eoncessionen abändert •). Weil diese Frage heute noch akut 
und vielumstritten ist, teilten wir die entgegenstehenden Ansichten mit. 

8. Durch das Gesetz von 1872 — das also noch heute massgebend 
ist — wurde die Erteilung der Eoncessionen den Eantonen abgenommen und 
dem Bunde übertragen. Dieser setzte darin die nach dem Gesetze erforderlichen 
Bedingungen fest. Die Eoncession wird auf bestimmte Dauer erteilt, Prioritäts- 
oder Anschlussrechte anderen Gesellschaften gegenüber dürfen keiner Gesell- 
schaft eingeräumt werden, die Statuten der Gesellschaften unterliegen der 
Genehmigung des Bundes, ebenso die Baupläne. Jede neue Linie muss 
amtlich kollaudirt werden, die Eisenbahnverwaltungen sind dem Bunde gegen- 
über zur unentgeltlichen Beförderung der Brief- und Fahrpost verpflichtet. 
Dem Bunde steht die Eontrole über das Tarifwesen zu, ebenso ein gewisser 
Einfluss bei Festsetzung der Fahrpläne etc. Die Transportreglemente unter- 
liegen der Genehmigung des Bundes. Die Bundesgesetzgebung hat die er- 
forderlichen Bestimmungen über die Rechtsverhältnisse des Frachtverkehrs 
und der Spedition auf Eisenbahnen festzustellen; ebensolche über die Ver- 
bindlichkeit der genannten Transportanstalten zum Schadenersatz für die beim 
Bau und Betrieb herbeigeführten Tödtungen und Verletzungen. 

Anch die Rückkaufsbestimmungen wurden neu geordnet, sie enthalten 
zwar den, in den früheren Genehmigungen der Eoncessionen festgestellten 
gegenüber nur wenige Abänderungen; die wenigen lauten aber zu Gunsten 
des Staates. Der Rückkaufspassus in den von jetzt an erteilten Eoncessionen 
ist gefasst wie folgt ^: 



') Carrad, Heusler und Hilty, Eechtsgutachten betreffend die rechtliche Natui* 
der fiisenbahn-Eoncession etc. Basel und G^nf 1877. 

') Nämlich in Bezug auf Art. 21, der die in den Koncessionen vorgesehenen 
Schiedsgerichte durch das Bundesgericht ersetzte. Es ist hier nicht die Aufgabe, auf 
diese Controverse einzugehen. Wir verweisen noch einmal auf die in den Anmerkungen 
der Torigen Seite angegebene Litteratur, die beiden Ansichten gerecht wird. 

*) Wir fahren die Rückkaufsbestimmungen irgend einer Eoncession beispielsweise 
an. Bei den anderen ist der Wortlaut abgesehen von den Daten derselbe. 

Bger, Bisenbahnrecbtliche Entscheidmigeii XIII. 18 
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»Die Entschädigung für den Rückkauf beträgt, sofern letzterer bis 
1. Mai 1918 rechtskräftig wird, den 25 fachen Wert des durchschnittlichen 
Reinertrages derjenigen 10 Jahre, die dem Zeitpunkte, in welchem der 
Rückkauf der Gesellschaft notificirt wird, unmittelbar vorangehen; sofern der 
Rückkauf zwischen dem 1. Mai 1918 und 1. Mai 1933 erfolgt, den 22Vs fachen 
Wert; wenn der Rückkauf zwischen dem 1. Mai 1933 und dem Ablauf der 
Eoncession sich vollzieht, den 20fachen Wert des oben beschriebenen 
Reinertrages, immerhin in der Meinung, dass die Entschädigungssumme in 
keinem Falle weniger, als die nachgewiesenen erstmaligen Anlagekosten der 
bestehenden Einrichtungen, jedoch unter Abzug des Betrages des Emeuerungs- 
und Reservefonds, betragen darf.** 

„Im Falle des Rückkaufes im Zeitpunkte des Ablaufes der Eoncession 
ist nach der Wahl des Rückkäufers entweder der Betrag der erstmaligen 
Anlagekosten für den Bau und Betrieb, oder eine durch bundesgerichtliche ^) 
Abschätzung zu bestimmende Summe als Entschädigung zu zahlen.^ 

„Streitigkeiten, die über den Rückkauf und damit zusammenhängende 
Fragen entstehen möchten, unterliegen der Entscheidung des Bundesgerichtes/ 

Der Reinertrag wird gebildet aus dem gesammten Ueberschuss der Be- 
triebseinnahmen über die Betriebsausgaben, zu welch' letzteren auch diejenigen 
Summen zu rechnen sind, welche auf Abschreibungsrechnung getragen oder 
■einem Reservefonds einverleibt wurden. 

Die Koncessionsdauer wurde auf 80 Jahre beschränkt. Wenn es sich 
aber um Linien handelte, durch welche ein alter Koncessionär sein Netz er- 
weitern wollte, brachte die Bundesversammlung jeweilen den Verfall der 
neuen Koncession in Einklang mit der Gültigkeitsdauer der altem Eoncession. 
So sind drei verschiedene Gruppen entstanden mit Gültigkeitsdauer der 
Eoncessionen bis zum Jahre 195.3; 1957; und für die vom 17. September 
1873 an erteilten bis zum 80sten Jahre nach der Erteilung*). 

Die oben genannten Rückkaufsbestimmungen sind wie gesagt noch heute 
in Eraft und werden bei jeder Eoncessionserteilung wieder angewendet. Bei 
einem koncessionsgemässen Rückkaufe müssen sie also beobachtet werden. 

9. Mit dem 1. Mai 1888 wurde nun für eine Anzahl schweizerischer 
Eisenbahnlinien der 30jährige Rückkauf termin fällig, und man musste sich 
gemäss den Vorschriften der bezüglichen Eoncessionen bis zum 1. Mai 1883 
entschliessen, ob man zurückkaufen wolle oder nicht. 

Der Bundesrat fand, da das Anlagekapital der betreffenden Bahnen um 
ca. 85 Millionen zu hoch berechnet sei, da femer die in den letzten 10 
Jahren bezahlten Dividenden zu hoch erscheinen und demgemäss für die Zu- 
kunft ein geringerer Ertrag zu erwarten sei, und da endlich bei dem in den 
Eoncessionen vorgeschriebenen Rückkaufsmodus und bei dem Mangel gesetzlicher 
Vorschriften über die Bestimmung der Rückkaufsumme jede Gewähr dafür 



^) Für die vor 1872 erteilten Eoncessionen galten wie Qchon erwähnt Schieds- 
gerichte. 

'; Blumer-Morel, Bundesstaatsrecht pag. 100. 
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mangle, dass der Kaufpreis dem wirklichen Werte und Ertrage angemessen 
sein werde, dass zur Zeit auf den koncessionsgemässen Rückkauf nicht ein- 
gegangen werden könne, ohne den Bund grossen finanziellen Gefahren preiszu- 
geben.^) Die Bundesversammlung stimmte den Ansichten des Bundesrates bei, 
und so wurde damals von dem Bückkauf der Schweiz. Eisenbahnen abgesehen^. 

Der Bundesrat kam aber femer zu der Anschauung, dass die finanzielle 
Verwaltung der Bahnen einer geordneten staatlichen Aufsicht unterstellt 
werden müsse. Zu diesem Zwecke nahm die Bundesversammlung einen ihr 
vorgelegten Entwurf zu einem Gesetze betreffend das Bechnungs*- 
wesen der Eisenbahnen an. Wir gehen auf dieses Rechnungsgesetz hier 
nicht näher ein, da dasselbe in diesem Jahre (1896) durch ein neues ersetzt 
wurde. Beide finden sich abgedruckt 'in dem, vom preuss. Ministerium der 
öffentlichen Arbeiten herausgegebenen, Archiv für Eisenbahnwesen. (Jahrgänge 
1883 und 1896.) 

Das neue Rechnungsgesetz vom 27. März 1896 (Schweiz. Bund. Ges. Bl. 
1896 Nr. 14) ist das letzte, das uns als ein mit der Verstaatlichungs'- 
frage im Zusammenhange stehendes beschäftigt. 

Die Einführung desselben veranlasste einen heftigen Kampf, es wurde 
gegen dasselbe das Referendum ergriffen, so dass es vor eine Volksabstimmung 
gelangte, in der es endgültig angenommen wurde. 

Zunächst drehte sich der Streit wieder um die schon erwähnte Frage, 
ob die Koncessionen Verträge oder staatshoheitliche Akte seien. Der 
Bundesrat und die Anhänger desselben beharrten auf der schon 1872 ausge- 
sprochenen, oben erwähnten Ansicht. Die Gegner des Gesetzes stützten sich 
auf die Vertragstheorie und bezeichneten den Erlass des Gesetzes als einen 
Rechtsbruch. 

Das neue Gesetz wird, da es an die Gesellschaften erhöhte financielle 
Anforderungen stellt, den Ertrag der Bahnen schmälern und demgemäss bei 
einem koncessionsgemässen Rückkauf die Rückkaufssumme ermässigen. 

So verlangt es von den Gesellschaften obligatorisch die Anlegung 
von Erneuerungsfonds, welche bisher facultativ war. Femer giebt das 
Gesetz folgende Vorschriften über die Baurechnung: 

Baurechnuiig. 

Art. 4. Der Bauconto einer Eisenbahnuntemehmung darf unter Vorbehalt der 
Bestimmungen der Art. 6 und 9 mit deigenigen Kosten belastet werden, welche vom Kon- 
zessionsiubaber für die Erstellung oder den Erwerb der Bahn und die Beschaffung des 
Betriebsmaterials aufgewendet worden sind. 

Wird eine Bahn durch Vertrag von einer andern Unternehmung u^i einen Preis 
erworben, welcher geringer ist, als der bisherige Bilanzwert, so darf der neue Bilanz- 



*) Als Belege für die aus dem Jahre 1883 genannten Thatsachen nennen wir: 
Bundesblatt 1883 I 268. 1883 II 237 ff. dl9ff. 969ff. IV, 317ff. 381. 1884 n 434; 
IV, 180. 1885, II 379 in Bezug auf das Rechnungsgesetz. Dasselbe ist femer zu 
finden: Amtliche Gesetzessammlung neue Folge Vn 429. Wolff : Gesetzessammlung I 609. 

*) Belege über die Verhandhmgen betreffend Rückkauf: Bundesblatt 1883. II 
688, 912, 921, 929. 

18* 
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wert nicht mehr als den Kaufpreis betragen; ist hingegen der Kaufpreis höher, so darf 
der Ansatz der alten Bilanz nicht überschritten werden. 

Organisations- und Verwaltungskosten, sowie Zinse, welche während des Baues 
^iner Bahn im Interesse der Erstellung und der Einrichtung derselben erlaufen sind, 
werden den Anlagekosten beigefügt, Aktienzinse jedoch nur, wenn die Auszahlung 
solcher gemäss einer Vorschrift der Statuten oder gemäss Vertrag stattgefunden hat 
Die Bauzinse dürfen nicht höher als zum Zinsfnss der im konkreten Falle verwendeten 
Kapitalien berechnet werden. 

Bei neu gebauten Linien ist es zulässig, die Ausgaben für die Regulierung und 
Einschotterung der Geleise, soweit sie die normalen Unterhaltungskosten übersteigen, 
während der ersten sechs Betriebsmonate auf Bauconto zu tragen. 

Art. 5. Nach Eröffhung des Betriebes dürfen die Kosten der Ergänzungs- und 
Neuanlagen oder der Anschaffung von Betriebsmaterial dem Bauconto nur beiastet 
werden, wenn dadurch eine Vermehrung oder wesentliche Verbesserung der bestehenden 
Anlagen und Einrichtungen im Interesse des Betriebes erzielt wird. 

Ausgaben für die Verbesserung oder Verstärkung des Oberbaues dürfen nicht auf 
Bauconto getragen werden. 

Für die in diesem Artikel bezeichneten Arbeiten oder Anschaffungen ist die An- 
rechnung von Organisations-, Verwaltungs- und Banleitungskosten nur so weit zulässig, 
als für die Ausführung derselben besondere, vom Bahnbetrieb und Unterhalt unabhängige 
Ausgaben entstehen. 

Art. 6. Für beseitigte oder untergegangene Anlagen und Einrichtungen ist der 
auf Bauconto verrechnete Wert der betreffenden Objekte abzuschreiben. 

Treten an Stelle der abgegangenen Objekte neue Anlagen oder Einrichtungen, 
so darf deren Wert dem Bauconto belastet werden. 

Eine Abschreibung vom Bauconto für den durch Erneuerung ersetzten Oberbau 
hat nicht stattzufinden; anderseits dürfen auch keine Oberbauemeuerungskosten auf 
den Bauconto gebracht werden. 

Art. 7. Für Transporte, welche zu Bauzwecken des eigenen Unternehmens auf 
dessen Linien erfolgen, dürfen nur die Selbstkosten in Bauconto gestellt werden. Die 
Tarif ausätze für solche Transporte werden durch ein besonderes, vom Bundesrat zu ge- 
nehmigendes Beglement bestimmt. 

Auf Material- oder Arbeitslieferungen zu Bauzwecken des eigenen Netzes ist die 
Anrechnung von Gewinnzuschlägen nicht statthaft. 

Art. 8. Für alle Ergänzungs- und Neuanlagen und für die Anschaffung von Roll- 
material nach ErO£bung des Betriebes sind dem Bundesrate vor Ausführung der be- 
treffenden Arbeiten oder Anschaffungen Projekte und Kostenvoranschläge zur Gen^- 
migung vorzulegen. Die Nichtbeachtung dieser Bestimmung hat zur Folge, dass die 
Belastung des Baucontos mit den betreffenden Ausgaben nicht beansprucht werden darf. 

Art. 9. Folgende Verwendungen und Verluste dürfen nicht auf Bauconto getragen 
werden: 

a. die Gründungskosten, insbesondere die Ausgaben für Erwerbung der Konzessionen, 
die Kosten der Konstituierung einer Gesellschaft und die Verwendungen auf Vor- 
studien und Vorprojekte; 

b. die Geldbeschaffungskosten und Kursverluste aller Art; 

c. die Subventionen oder Beiträge an andere Eisenbahnen, sowie an Strassen, 
Brücken und Gebäude, welche ausserhalb des eigenen Bahngebietes liegen oder 
im Eigentum Dritter verbleiben, und zwar auch dann, wenn solche Werke von 
der Bahnuntemehmung selbst auf eigene Kosten ausgeführt werden; 

d. die aus Subventionen ä fonds perdus gedeckten Kosten der Anlagen und Ein- 
richtungen ; 

c. die Kosten der Organisation und Einrichtung des Betriebes; 
f. alle in diesem Artikel nicht genannten Verwendungen, deren Verrechnung auf 
Bauconto nach den Bestimmungen dieses Gesetzes (Art 4—8) nicht zulässig ist 
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Subventionen k fonds perdus, welche eine Eisenbahnuntemehmnng empfangen hat, 
dürfen von ihr nicht in die Bilanz aufgenommen werden. 

Mit diesen Bestimmungen wollte man den, im Jahre 1883 bei Anlass der 
Rückkaufsfrage zu Tage getretenen, Mängeln steuern. Wenn der Bundesrat 
damals sagte, dass die Bahnen bei einer koncessionsgemässen Verstaatlichung 
nm circa 85 Millionen Franken zu teuer gekauft würden, so würde sich bei 
Anwendung des neuen Gesetzes diese Differenz noch höher stellen. 

Die Bilanzen und Rechnungen der Bahnen süid gemäss dem neuen Ge- 
setze nach einheitlichen Formularen, und für die einzelnen Linien derselben 
Gesellschaft, wenn sie nach den Koncessionen specielle Rückkaufsobjecte bilden, 
gesondert aufzustellen. Diese Ausweise über den konzessionsmässigen Rein- 
ertrag und das Anlagekapital der Jahre 1888 bis 1895 sind für diejenigen 
Linien, welche nach den Koncessionen oder nach vertraglicher Vereinbarung 
un Jahre 1903 vom Bunde erworben werden können, spätestens bis Ende 1896 
vorzulegen. 

Wichtig ist noch der Abschnitt über Ermittlung des Rückkaufwertes, der 
Folgendes bestimmt: 

Ermittelung des Rflckkaufswertes. 

Art. 20. Der Bundesrat wird nach Likrafttreten dieses Gesetzes mit den Ver- 
waltungen der Bahnnntemehmungen in Unterhandlung treten, um auf dem Wege güt- 
licher Verständigung im Sinne des vorliegenden Gesetzes die Beträge zu ermitteln, 
welche für die abgelaufene Zeit auf Baurechnung getragen werden dürfen oder die dem 
Emenerungsfonds gutzuschreiben sind. 

Ebenso wird sich der Bundesrat mit den Bahnuntemehmungen über die Grund- 
sätze zu verständigen suchen, nach welchen der Reinertrag und das Anlagekapital im 
Süme der Konzessionen festgesetzt werden sollen. 

Wird eine Verständigung nicht erzielt, so entscheidet der Bundesrat, nach Ein- 
sieht der vorliegenden Rechnungen und Ausweise, über die streitigen Gegenstände. Den 
Bahnuntemehmungen steht gegen derartige Entscheidungen das in Art. 16 vorgesehene 
Recht des Rekurses an das Bundesgericht zu. 

Art. 21. Dem Bundesgerichte kommt die Entscheidung in allen denjenigen Fällen 
zn, für welche in den Rückkaufsbestimmungen der Eonzessionen die schiedsgerichtliche 
Erledigung vorgesehen ist. Für die daherigen Streitigkeiten gilt das in Abschnitt n, 
Ziffer 1, des Bundesgesetzes über die Organisation der Bundesrechtspflege vorge- 
schriebene Verfahren, wonach auf Klage der Bahnuntemehmung das Bundesgericht als 
einzige Instanz urteilt. 

Die Bestimmungen in den Konzessionen, handebid von der Aufstellung von Schieds- 
gerichten zur Festsetzung der Rückkaufsentschädigangen und Entscheidung anderer mit 
dem Rückkauf in Beziehung stehender Streitfragen, werden aufgehoben. 

10. So kommen also gegenwärtig für die Durchführung der Eisenbahn- 
verstaatlichung in der Schweiz folgende Normen in Betracht: a) Art. 26 der 
Bundesverfassung von 1874, der lautet: „Öie Gesetzgebung über den Bau 
und Betrieb der Eisenbahnen ist Bundessache." (Dieser Artikel steht auf 
dem Boden des nichtstaatlichen Baues und Betriebes und muss daher nach 
der Ansicht vieler abgeändert werden, wenn die Verstaatlichung verfassungs- 
mässig durchgeführt werden soll.), b) Eisenbahn-Gesetz vom 23. December 1872, 
c) die Rückkaufsbestimmungen der Koncessionen, d) die Rechnungsgesetze von 
1883 (obsolet) und 1896, die näher ausführen, wie die Rückkaufssumme 
ermittelt werden soll. 
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Das letzte Gesetz wurde ein Eückkanfsgesetz genannt. Es ist es aucli 
seiner Tendenz nach unzweifelhaft. Es wird, wie der Chef des Eisenbahn- 
departements Bundesrat Zemp in seiner Eede vom 27. September 1896 in 
Entlebuch sagte, beim Eintreten des Bückkauftermines 1898 auf folgende 
Fragen Antwort geben: Was sind die Bahnen wert? Welches ist ihr Kauf- 
preis? Was ist der Ertrag der Bahnen? Was reutireu die Bahnen, wenn der 
Bund sie übernommen hat? 

n. 

RackkaufsbestrelNingen und RQckkaufsversuche. 

1. Schon bevor es in der Schweiz überhaupt Bahnen gab, äusserte eine 
gewisse Gruppe von Interessenten, wenn überhaupt Bahnen wünschenswert 
seien, so solle sie der Staat bauen. (Zeitschrift d. Schweiz. Gewerbevereines 
1846.) Nach der Entscheidung des Jahres 1852 ruhte der Streit zwischen 
Privat- und Staatsbahnsystem für einige Zeit. Anfangs der 60er Jahre ent- 
brannte er aber von Neuem und wurde seither fast ohne Unterbrechung weiter 
geführt. Die Flugschriften, Brochüren und Bücher, die von beiden und gegen 
beide Seiten geschrieben wurden, stellen eine stattliche Bibliothek dar. Am 
bemerkenswertesten unter Allen sind die beiden Brochüren von Bundesrat 
Stämpfli (1862 und 1872), welche einen ganzen Verstaatlichungsplan und 
genaue Motivirung desselben nach allen Seiten hin darstellen. Praktisch kam 
aber nicht viel zu Stande. Die Eidgenossenschaft besass nie Staatsbahnen 
und führte auch nie eine besonders kräftige Eisenbahnpolitik. Ein einziger 
Schweizerkanton, nämlich Bern, trat unter der Führung Stämpflis als Vor- 
kämpfer der Eisenbahnpolitik auf, und besass als solcher eine Zeit lang auch 
ein Staatsbalmnetz von etwa 150 km.^) 

2. Im Jahre 1883 wurde der koncessionsgemässe Eückkauf der damals 
fälligen Linien, wie schon im vorigen Abschnitte erwähnt, abgelehnt. 

3. Da von 1883 an bis 1898 die schweizerische Eidgenossenschaft nach 
den von ihr erteilten Koncessionen keine Gelegenheit mehr hat und haben 
wird, sich für den koncessionsgemässen Eückkauf zu erklären, fehlt es in 
dieser Periode an Anlässen zu einem solchen Rückkäufe. Man versuchte aber 
den freihändigen Bückkauf verscliiedener Bahnen vorzunehmen. 

Zunächst dachte man im Jahre 1888 an den Rückkauf der Nordost- 
bahn. Dieselbe hatte nämlich in den Jahren 1872 und 1873 eine Anzahl 
von Verträgen abgeschlossen, wonach sie sich zum Bau und Betrieb verschie- 
dener neuen Linien verpflichtete. Im Jahre 1877 sah sie sich veranlasst, dem 
Bundesrate mitzuteilen, dass sie sich nicht mehr in der Lage befinde, ihren 
finanziellen Verpflichtungen nachzukommen, d. h. also auch nicht in der Lage 
sei, die erwähnten neuen Eisenbahnlinien zu bauen, und dass sie femer die 
Hülfe des Bundes anrufe. Der Bundesrat beschloss hierauf, der Nordostbahn 
zum Baue der neuen Linien eine Frist zu setzen, bis sie genügend financiell 



^) Näheres erzählt P.-D. Dr. Geiser in seiner Schiift 40 Jahre beruischer Eisen- 
bahnpolitik. Bern 1892. 
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erstarkt sei, um denselben vorzunehinen. ^) Diese Linien tragen desshalb noch 
heute den Namen Moratorinmslinien. Der Bandesrat fand nnn nach reiflicher 
Erwägung, dass die Frage der Moratoriumslinien in einer den Interessen der 
betreffenden Landesteile und der gesammten Eidgenossenschaft dienlichen 
Weise nur dann geordnet werden könne, wenn der Bund die Nordostbahn er- 
werbe. Der Bundesrat schob desshalb die Entscheidung betreffend den Bau 
der Moratoriumslinien noch hinaus und unterhandelte mit der Nordostbahn über 
den Rückkauf. Dieselbe machte aber während der Unterhandlungen verschie- 
dene Schwierigkeiten. Als die Verhandlungen auf dem Punkte waren, einzu- 
schlafen, erschien bei der bundesrätlichen Delegation in dieser Sache ein 
Aktionär der Nordostbahn aus freien Stücken und erklärte, er sei in der 
Lage, über eine bedeutende Anzahl von Nordostbahnaktien und in nächster 
Zukunft über das absolute Mehr sämmtlicher Aktien verfügen zu können. Er 
bot diese Aktien dem Bunde zum Preise von fr. 600 für die Prioritätsaktie 
und fr. 500 für die Stammaktie zahlbar in 3V«^/o eidgenössischen Obligationen 
an. Die Offerte dieses Aktionärs wurde nicht ohne Weiteres abgewiesen; 
vielmehr ging die Behörde darauf ein, weil die Nordostbahn durch eine Ver- 
mehrung ihres Aktienkapitals deutlich den Willen bekundete, ihre Existenz 
fortzusetzen, und keineswegs zu dem Eückkaufe die Hand zu bieten.*) Die Ver- 
handlungen mit der Nordostbahn zerschlugen sich denn auch in der That, 
und so ging der erste Versuch eines vertragsmässigen Eückkaufes einer Eisen- 
balm fehl. Aber auch die Verhandlungen mit dem Aktionär führten zu 
keinem Ziele, indem der Bundesrat fand, die Aktien seien für den damaligen 
Stand der Dinge zu teuer. Da man die Entwicklung der Dinge nicht voraus* 
sehen konnte, wollte man lieber die grosse Verantwortlichkeit des zu teuer 
Kaufens nicht auf sich laden. 

Im Jalire 1890 gelang es dem Bunde eine grosse Anzahl von Eisenbahn- 
aktien in seinen Besitz zu bringen, und zwar auf folgende Weise: 

Der Kanton Bern*) stand in den 60er Jahren vor der Alternative, ent- 
weder seine sämmtlichen Eisenbahnlinien der mächtigen Centralbahngesellschaft 
zum Bau und Betrieb zu überlassen, oder selbst von Staates wegen die not- 
wendigsten Linien zu erstellen. Er zog das letztere vor, und erbaute in der 
Folge ein 150 km langes Netz. Ein Teil dieses Staatsbahnnetzes wurde am 
27. Mai 1877 der Gesellschaft der Jurabahnen übergeben;*) ein anderer Teil, 
die Strecke Bern — Luzem, auf Rechnung des Staates von der Jurabahn be- 
trieben. Nun vereinigte sich im Jahre 1889 die Jurabahn mit den West- 
schweizerischen Bahnen zu einer neuen grossen Gesellschaft, die über ein 



*) Bundesblatt 1877; wichtiger; Bundesblatt 1887 ID. 492. 483. IV 995. 1888 IH 
203; 211; IV, 879. Wichtigere Brochüren: A. Memminger die N.-O.-B. im Lichte der 
Ziffern ; zur Ehrenrettung des Privatbahnsjstems der Schweiz v. P. Stell (Altnordost- 
bahndirector). 

*) Bundesblatt 1887. IV pag. 986—1003, besonders interessante Stellen finden sich 
auf pag. 986. 988. 989. 997. 998. 999. 1001. 

") Geiser a. a. 0. 

*) Geiser a. a. 0. pag. 56. 
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Netz von circa 1000 km verfügte,. Diese kaufte dem Staate Bern die Luzerner 
Linie um 14 Millionen ab, die in Aktien der neuen Gesellschaft ausbezahlt 
wurden. Anlässlich dieses Verkaufes wurde auch davon gesprochen, ob der 
Kanton nach der Fusion der beiden Gesellschaften seine 38020 Stück Jura- 
bahnaktien noch behalten solle oder ob eventuell mit dem Bunde eine Ver- 
ständigung behufs Abtretung derselben zu erzielen sei. In einem bezüglichen 
Grossratsbeschlusse wurde dann dem Bunde ausdrücklich das Vorkaufsrecht 
für die dem Kanton Bern gehörenden Aktien der fusionirten Gesellschaft ein- 
geräumt. Schon im folgenden Jahre 1890 wurden zwischen dem Bunde und 
dem Kanton Bern Verhandlungen angeknüpft, welche dazu führten, dass der 
Kanton an den Bund 30000 Prioritätsaktien der Jura-Simplon-Bahn zum 
Preise von fr. 600 die Aktie, zahlbar in 3^/o Kententiteln zum Kurse von 
90*^/o, abtrat. Im Juni 1891 wurden auch die übrigen 8020 Aktien der 
Jura-Simplon-Bahn zu den nämlichen Bedingungen an den Bund verkauft.^) 
Als diese Kaufverträge von der Bundesversammlung genehmigt wurden, er- 
mächtigte sie den Bundesrat zu weitem Ankäufen von Prioritätsaktien der 
Jura-Simplon-Bahn, wobei aber die oben genannten Preise nicht überstiegen 
werden sollten. Von dieser Ermächtigung machte der Bundesrat Gebrauch, 
so dass sich der Bund heute im Besitze von etwa 80000 Aktien der Jura- 
Simplon-Bahn befindet. Damit hat er etwa den dritten Teil sämmtlicher Jura- 
Simplon-Bahn Aktien.*) 

Am 6. liärz 1891 schloss der Bundesrat*) mit einem Banken-Syndikat, 
bestehend aus der Internationalen Bank in Berlin, der Deutschen Bank in 
Berlin, dem Züricher Bankverein in Zürich und der Eidgenössischen Bank 
in Bern unter den üblichen Vorbehalten (Genehmigung durch Bundesver- 
sammlung und Volk) einen Vertrag ab, auf Grund dessen die Eidgenossen- 
schaft von dem Syndikat 50000 Centralbahnaktien mit Dividendengenuss pro 
1891 gegen fr. 30 eidgenössische Rente per Aktie erwarb. 

Nachdem sich die Eidgenossenschaft durch den Erwerb der Jura-Simplon- 
Aktien einen gewissen Einfluss auf diese Gesellschaft errungen hatte, be- 
grüssten es die Bundesbehörden lebhaft, einen solchen auch bei der Central- 
bahn erlangen zu können. Die Centralbahn ist mit der Jura-Simplonbahn 
mehrfach verknüpft, ihre Linien greifen ineinander und beherrschen die ganze 
West- und einen Teü der Centralschweiz zwischen den Punkten Genf, Basel, 
Brig, Luzem. Die beiden Netze umfassen eine Betriebslänge von 1519 km*). 
Die Centralbahn besitzt femer mehrere Gemeinschaftslinien mit der Nordost- 
bahn, so dass der Bund seine dominirende Stellung in der Centralbahn auch 



') Für das bisher Gesagte vergl. Geiser a. a. 0. 57-— 62. 

^ Amtliche Gesetzessammlung XI. 711. Hilty politisches Jahrbuch 1890 pag. 963. 

>) Bundesblatt 1891. I 462. 

*) Ein genaues Bild über die Ausdehnung und Ausrüstung dieser beiden (und auch 
der anderen Schweiz. Linien) giebt: Uebersicht über die Entwicklung der dem schwei- 
zerischen Eisenbahnverband angehörenden Bahnen. Zusammengestellt durch den Schweiz. 
Eisenbahnverband für die schweizerische Landesausstellung in Genf 1896. Zürich Orell, 
Füssli 1896. 
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der Nordostbahn gegenüber hätte geltend machen können. Natürlich dachte 
man nicht daran, bei dem Erwerbe der 50000 Centralbahnaktien und der 
öfters erwähnten Jnra-Simplon- Aktien stehen zn bleiben; sondern deren noch 
mehr zn kaufen, nm in den beiden Gesellschaften den nötigen Einfluss zur 
Herbeiführung einer Fusion derselben zu erlangen. Dann hätte der Bund 
für den Fall, dass der Erwerb der übrigen schweizerischen Hauptbahnen aus 
diesem oder jenem Grunde auf längere Zeit unmöglich geworden wäre, sich 
im Besitze eines massgebenden Einflusses auf einem Bahngebiete befunden, 
das gross und verkehrsreich genug gewesen wäre, um in allen Beziehungen 
für den öffentlichen Verkehr die Vorteile zu erlangen, welche bei der heutigen 
Zersplitterung entbehrt*) werden. 

Diese Zersplitterung bringt der Schweiz ungeheuere Nachteüe, was die 
Staatsbahngegner auch zugeben, nur möchten sie lieber eine centralisirte 
Privatbahn, als eine centralisirte Staatsbahn. Hier sei nur ein Beispiel der Fol- 
gen des decentralisirten Betriebes gegeben. Die Verwaltung der Vereinigten 
Schweizerbahnen leitet die Transporte von St. Gallen nach üester über 
Sargans (168 km) und entzieht sie der kurzem Linie via Winterthur (88 km), 
um nicht an die Nordostbahn die Taxe für die Teilstrecke Winterthur — 
Wallisellen (17 km) vergüten zu müssen. Der Aufgeber ist dadurch nicht 
geschädigt; er hat nicht mehr, als die Fracht für die kürzere Strecke zu be- 
zahlen und hat auch Anspruch darauf, dass die Lieferfrist nach Massgabe 
dieser berechnet werde; aber der Betrieb trägt tlie Unkosten des längeren 
Transportes. 

Solchen und allen anderen Uebelständen glaubte man durch den Erwerb 
der Centralbahn und eine spätere Fusion mit der Jura-Simplon-Bahn 
begegnen zu können. Denn wenn ein Netz von 1519 km mit Tarif-, Fahr- 
plan- und Betriebs- etc. Reformen energisch voran gegangen wäre, so hätten 
die schweizerischen Eisenbahngesellsehaften nachfolgen müssen. 

Der Bundesrat legte der Bundesversammlung den mit dem Bankensyndikate 
abgeschlossenen Vertrag vor. Dieselbe genehmigte den Vertrag und er- 
mächtigte femer den Bundesrat, die Centralbahn mit ihrem gesammten beweg- 
üchen und unbeweglichen Vermögen um den Preis zu erwerben, welcher der 
üebemahme der sämmtlichen Aktien zu den Bedingungen des genannten Ver- 
trages vom 5. März 1891 gleichkommt.") 

Schon in der Bundesversammlung wurde gegen den Kauf der Central- 
bahnaktien gesprochen. In dem Ankauf der Jura-Simplon-Aktien sahen 
die Staatsbahngegner noch weiter nichts Gefährliches. Als nun aber die Central- 
bahn auch an die Reihe kommen sollte, schien die Zeit da, ein ,;Halt" zu 
gebieten. Es wurde das Referendum gegen den genannten Bundesbeschluss 
betreffend die Centralbahn ergriffen. Da die nötigen Unterschriften zu- 
sammenkamen, musste eine Volksabstimmung stattfinden, in der der Ankauf 
der Centralbahn mit ganz bedeutendem Stimmenmehr verworfen wurde. 



Bundesblatt 1891. 693 ff, 

^ Bundesblatt 1891. pag. 705, 706. 
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Diese Abstimmung wurde als sehr bedeutungsvoll hingestellt. Man sagte, 
die Frage sei nun entschieden, das Volk wolle eben nichts von der Eisen* 
bahnverstaatlichung wissen. Wir glauben, jene Abstimmung berechtigt zu 
keinen Schlüssen für oder gegen das Zustandekommen der Eisenbahnverstaat- 
lichung, ebensowenig wie die Abstimmung vom letzten Herbst zu solchen 
Schlüssen führen darf. Viele waren mit dem Centralbahnkauf nur deshalb 
nicht einverstanden, weil ihnen der Kaufpreis zu hoch schien. Wenn man 
die eisenbahnpolitische Stellung der Gentralbahn betrachtet, dann 
muss man sich sagen, dass jener Preis nicht zu teuer war. Hätten die- 
jenigen, die ihn zu teuer gefunden, preussische Eisenbahn-Geschichte und 
Politik studirt, dann hätten sie vielleicht gemerkt, was der Bundesrat und 
die Bundesversammlung wollten. Zu teuer war bei dem angestrebten Ziele 
der Preis nicht 

m. 

Oegenwärtiger Stand der Eisenbahnverstaatliohiingsfrage. 

1. Wir sahen, dass in den letzten Jahren die Verstaatlichungsversuche 
sich auf dem Boden des freihändigen Rückkaufs und des Aktienkaufes be- 
wegten. Sie führten nicht zu dem gewünschten Ziele. Desshalb, und auch 
darum, weil im Jahre 1898 wiederum die Zeit da ist, zu erklären, ob man 
von dem koncessionsgemässen Eückkaufe Gebrauch machen wolle oder nicht, 
wendet man sich in der -letzten Zeit wieder mehr diesem zu. Bevor wir 
näher darauf eintreten, müssen wir aber noch andere Verstaatlichungsbe- 
strebungen erwähnen; und zwar: 

a) Die Expropriation. Es büdete sich ein privates Komit6 zur Ver- 
staatlichung der Eisenbahnen auf dem Wege der Expropriation. Dasselbe 
arbeitete einen Entwurf zu einer Verfassungsrevision, die auf dem Wege der 
Initiative zu Stande kommen soll, aus. In der Schweiz können nämlich 
50000 Bürger die Initiative zu einer Verfassungsrevision ergreifen. Die 
Initiative zur Verstaatlichung der Eisenbahnen auf dem Expropriationswege 
wurde von der Mehrzahl der Verstaatlichungsfreunde sehr ungern gesehen; 
die ganze liberale Partei steht ihr fem, so dass eigentlich nur die Social- 
demokraten als einzige Initianten übrig bleiben. So ist es sehr zweifelhaft, 
ja sogar unwahrscheinlich, dass die notwendigen 60000 Unterschriften zu- 
sammenkommen. In liberalen Kreisen sagte man darüber etwa Folgendes: 

„Die Bundesversammlung hat das Recht, zu den in einer Initiative ge- 
stellten Anträgen Gegenanträge zu stellen. Da nun gerade ein Eückkaufs- 
termin vor der Thüre steht, ist es als sicher anzunehmen, dass die Bundes- 
versammlung als Gegenantrag dem Volke den koncessionsgemässen, durch das 
neue Rechnungsgesetz vorbereiteten Rückkauf vorlegen würde. Nun müsste 
das Volk darüber abstimmen, ob es die Bahnen auf dem Wege der Ex- 
propriation oder auf koncessionsgemässem Wege oder gar nicht verstaatlichen 
wolle. Es giebt eine nicht zu unterschätzende Anzahl principieller Staats- 
bahngegner, diese würden einig gegen die Verstaatlichung auftreten, die 
Staatsbahnfreunde dagegen teils zur Expropriation , teils zum koncesaions* 
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gemässen Kückkanfe summend zersplittert dastehen. Dann fiele die Mehrheit 
der Stimmen den ßtaatsbahngegnem möglicherweise, ja wahrscheinlicherweise 
zu, der Eückkaufstennin wäre verpasst und die Verstaatlichung in weite 
Feme gerückt.** 

Diejemgen, die die Initiative in Scene gesetzt haben, sehen ihren 
politischen Fehler wohl ein, sie können aber jetzt nicht mehr zurückgehen. 
Es wurde auch schon die Frage erörtert, ob die Unterschriften den Bundes- 
behörden eingereicht werden müssen oder nicht. Diese Frage wurde all- 
gemein bejaht. 

b) Noch weniger Aussicht, als die schicksalsschwere Expropriations- 
initiative, hat ein anderer Vorschlag, der von. mehr konservativer Seite 
gemacht wurde. ^) Er lautet: „Es ist der Weg einer gütlichen Ver- 
ständigung mit den Gesellschaften einzuschlagen in dem Sinne, dass ihre 
Linien nach einer zu berechnenden und zu vereinbarenden Frist im Laufe 
des nächsten Jahrhunderts entweder ganz unentgeltlich an den Bund über- 
gehen, oder dass sie, sofern man glauben sollte, nicht so lai^e warten zu 
können, schon in einem näher gelegenen Zeitpunkte gegen blosse Bezahlung 
des Nominalwertes der Aktien abgetreteü werden. " Es wurde auch für diesen 
Vorschlag eine Initiative angeregt. Die Idee fand aber keinen weiteren An- 
klang, wahrscheinlich desshalb, weil man befürchtete, dass die Verstaatlichung 
damit nur auf die lange Bank geschoben werde. 

2. Mit den Vorbereitungen zum concessionsgemässen Eückkaufe 
wurde schon im Jahre 1889 begonnen. Wie schon erwähnt, entstanden die 
Netze der meisten grösseren Schweizerbahnen nach und nach. So könnten 
denn auch nicht die ganzen Netze der Gesellschaften zurückgekauft werden, 
«ondern nur einzelne Linien, während die andern den Gesellschaften noch 
eine ganze Beihe von Jahren bleiben würden. Es ist leicht ersichtlich, 
welche Verwirrung aus solchen Verhältnissen entstehen würde. Anlässlich 
der Fusion der Westschweizerischen Bahnen mit der Jurabahn bedang sich 
der Bundesrat aus, dass die ganze neue Gesellschaft der Jura -Simplen -Bahn 
ein einziges Rückkaufsobject bilden solle. Die Hauptlinien der Schweizerischen 
Centralbahn stellten von Anfang an nur ein Rückkaufsobject dar; mit den 
Vereinigten Schweizerbahnen wurde ein Vertrag abgeschlossen, der ebenfalls 
die ganze Bahn in ein Rückkaufsobject verwandelte; die Gotthardbahn steht 
unter analogen Verhältnissen wie die Centralbahn. Mit der Nordostbahn 
führten die in dieser Angelegenheit gepflogenen Unterhandlungen zu keinem Ziele. 

Als zweite Vorbereitung zur Verstaatlichung ist der Erlass des öfter 
genannten Rechnungsgesetzes zu nennen. Dasselbe wird über den Preis 
der zu kaufenden Bahnen Auskunft geben. Gegenwärtig finden nun diese 
Preisberechnungen statt; ebenso wird ein Betriebs- und Verwaltungsplan der 
zukünftigen Staatsbahnen ausgearbeitet. Dies sind aber Arbeiten, über die 
erst nach ihrer Vollendung ausführlicher berichtet werden darf. 



») Schweizer -Zeitfragen Heft 27, Studie über schweiaerische Eisenbahnf ragen 
(Anonym) pag. 8L 
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3. lieber die Verwaltungs- und Betriebsform einer zokünftigen 
schweizerischen Staatsbabn gab anlässlicb des Centralbahnhandels im Jahre 
1891 Alt-Bundesrath Welti ein kurzes Expose. Dasselbe zeigt, wie sich 
massgebende Männer die Verwaltung der zukünftigen Staatsbahnen denken: ^) 
,,Der Eisenbahnbetrieb ist in den Händen des Staates wie in 
denjenigen der Privatgesellschaften eine Industrie, für welche der 
Staat die Organisation und die allgemeinen Vorschriften 
durch Gesetz aufstellt, während der Betrieb der Industrie voll- 
ständig den Sachverständigen überlassen bleibt, welche zur Leitung 
und Ausführung bestellt sind. Dieser Grundsatz ist von den 
Bundesbehörden schon lange angenommen. Neben diesem allgemeinen 
Princip kommt wesentlich die Frage der Organisation in Betracht. 

a) Für die schweizerischen Verhältnisse passt die Territorialeinteilung, 
üeber die nähere Gestaltung derselben kann jedoch zur Zeit nichts 
Näheres gesagt werden, da die Ausdehnung des zukünftigen Staatebahn- 
netzes noch nicht abzusehen ist. 

b) Verrichtungen und Befugnisse der Kreisdirektionen. Ihnen würden 
die Funktionen eines Teiles der bisherigen Direktionen der Privatbahnen 
nebst einem Teü der Verrichtungen, welche zur Zeit den Verwaltungs- 
räten obliegen, zufallen; nämlich 

A. Allgemeine Verwaltung. 
a) Reglementarische Einrichtung aller Dienstzweige. 
ß) Organisation des Personellen. 

/) Rechnungs- und Eassenwesen. Jahresrechnungen und Belichte. 
(J) Verkehr mit fremden Bahnen. 

e) Vorschläge und Gutachten an die Oberbehörden in Gesetzgebungs- 
und Verwaltungssachen. 

B. Betriebsverwaltung. 
a) Leitung des Betriebsdienstes im Allgemeinen. 
ß) Fahrpläne. 
y) Tarife. 

d) Verfügungen über das Betriebsmaterial. Beschaffung desselben. 
Werkstätten. Materialvorräte. 

e) Erledigung der aus dem Betriebe entstehenden Rechtsgeschäfte. 

C. Bauwesen. 
a) Vorschläge, Berechnungen und Devise für neue Bahn- oder Hochbauten. 
ß) Aufsicht über die bestehenden Einrichtungen. 
y) Ausführungen beschlossener Neubauten. Prüfung der Baurechnungen. 
d) Verträge über Lieferungen aller Art. 
c) Als Centralstelle ist durch das Organisationsgesetz des Bundes- 
rates das Eisenbahndepartement bezeichnet. Seine Thäügkeit würde sich 
auf die in diesem Gebiete nötigen legislatorischen Arbeiten, auf die ad- 



') Bundesblatt 1891. ü 844—851. 
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mimstratiTen Vorlagen an den Bundesrat and die Bundesversammlung , auf 
die Vollziehung der Gesetze im Allgemeinen, auf die Ueberwachung der ge^ 
sammten Verwaltung und die Erledigung von Anständen, die sich b6i den 
unteren Behörden ergeben, beschränken. 

d) Ein Eisenbahn rat soll die Verbindung des Gewerbes und des Handels 
mit den Eisenbahnen darstellen. Als Muster werden die preussischen Eisen- 
bahnräte, jedoch mit den für unsere Verhältnisse notwendigen Modificationen 
empfohlen.^) Was die Organisation anbelangt, so erscheint es als angemessen, 
jeder Ereisdirektion einen Eisenbahnrat zuzuteilen, der seine Kompetenzen 
im Interesse des betreffenden Kreises auszuüben im Falle wäre; aus den ver- 
einigten Kreiseisenbahnräten Hesse sich ein schweizerischer Eisenbahnrat zur 
Beratung und Erledigung der gemeinsamen und allgemeinen Fragen bilden, 
ohne dass hiezu die Errichtung einer besonderen Behörde notwendig wäre.*) 
Bei der Wahl des Eisenbahnrates ist auf die Kantone einerseits, auf In- 
dustrie, Handel und Landwirtschaft andererseits Rücksicht zu nehmen. Bei 
der Einführung des Eisenbahnrates ist femer zu untersuchen, ob er auf die 
beratende Stellung, die er in Deutschland einnimmt, zu beschränken sei oder 
ob eine Erweiterung seiner Befugnisse einzutreten habe. So könnte wohl 
ohne Anstand die Prüfung und die Beaufsichtigung des Rechnungswesens, eine 
kontrollirende Stellung bei Lieferungen etc. dem Eisenbahnrate oder einem 
Ausschüsse desselben übertragen werden. Insbesondere wäre zu untersuchen, 
ob nicht auch ein Teil der Wahlen der Eisenbahnbeamten demselben anheim- 
zustellen sei. Wenn es auch im Interesse der Sache unbedingt erforderlich 
ist, dass dem Bundesrate die Wahl der obersten Eisenbahnbeamten vorbe- 
halten bleibe, so ist dieses in Bezug auf die grosse Mehrzahl der üebrigen 
durchaus nicht der Fall, und es kann die Befürchtung, als ob die Verstaat- 
lichung der Bahnen und die Wahl der Beamten durch die Bu^desbehörden 
einen ungebührlichen politischen Einfluss zur Folge haben werde, von vorne- 
herein beseitigt werden.* — 

Soweit die Auseinandersetzungen des Alt-Bundesrat Welti. 

Von anderer^ Seite wurde der Vorschlag gemacht, das schweizerische 
Bahnnetz in drei Gruppen zu teilen; jede soll unter einer Kreis- 
direktion stehen, die mit den weitesten Competenzen ausgestattet ist. Eine 
centrale Oberleitung mit Sitz in Bern soll nur entscheiden dürfen in 
grundsätzlichen Tariffragen sowie in anderen Fragen von prinzipieller Be- 
deutung, femer loU sie ControU- und Rekursinstanz gegenüber den Kreis- 
dhrektionen sein. Jeder der 3 Kreisdirektionen soll ein Eisenbahnrat 
zur Seite stehen, in den keine Politiker, kantonale oder eidgenössische Be- 
amte, sondem nur Geschäftsleute gewählt werden sollen. Der Centralleitung 
in Bern soll noch ein Obereisenbahnrat zur Seite stehen. 

4. Das ist Alles was heute mit Sicherheit über die Vorbereitungen zur 



^) Wir setzen die preussische Organisation als bekannt voraus. 

') Wie es in Preusseu der Fall ist. 

*) Studie über Schweiz. Bisenbahnf ragen a. a. 0. pag. 84, 85« 
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Verstaatlichung der schweizerischen Eisenbahnen gesagt werden kann. Es 
Weiht uns nur noch zu erörtern, wie sich der koncessionsgemässe 
Rückkauf etwa gestalten wird: 

Nach den Aeusserungen des Bundesrat Zemp in Entlehuch, sowie nach 
einigen Zeitungsnotizen ist es noch nicht entschieden, ob der Bückkauf auf 
dem Wege der Gesetzgebung oder der Verfassungsrevision stattfindet. 
Art. 26 der Bundesverfassung sagt: „Die Gesetzgebung über den Bau und 
Betlieb der Eisenbahnen ist Bundessache.' Demnach kann die Verstaatlichung 
auf dem Wege der Gesetzgebung vorgenommen werden*). 

Praktisch ist es nicht einerlei, ob man den Weg der Gesetzgebung oder 
den der Verfassungsrevision einschlägt. Zu einer Verfassungsrevision 
bedarf es der Zustimmung der Mehrheit des Volkes und der Kantone. 
Nun kann es eintreten, dass die Mehrheit des Volkes für eine Verfassungs- 
revision, die Mehrheit der Kantone gegen dieselbe ist. Dann bleibt alles 
beim Alten. Das könnte nun bei der Eisenbahnverstaatlichungsfrage sehr 
leicht eintreten. Allen Voraussetzungen nach wird die Mehrheit des Volkes 
für die Verstaatlichung stimmen. Die Ost- und Nordschweizerischen Kantone 
und Bern werden mit einer gewaltigen Stimmenmehrheit dafür eintreten. 
Die Westschweizer fürchten durch die Eisenbahnverstaatlichung ein Zunehmen 
des, wie sie sagen, von Deutschland her importirten Staatssocialismus. Die 
ürkantone sind um den Rest ihrer Souveränität besorgt. 

Die Mehrzahl der Kantone könnte demnach also je nach Umständen für 
oder gegen die Verfassungsrevision sein. Der Weg der Gesetzgebung 
ist deshalb der sicherere, weil es da nur auf die Volksmehrheit ankommt, 
während die Kantone ganz ausser Betracht fallen. Es ist also voraus- 
zusehen, dass im Lauf des nächsten Jahres ein Bundesgesetz über Anwendung 
des Rückkaufsrechts auf die Schweiz. Grossbahnen oder auf alle Bahnen zu 
Stande kommen und der Abstimmung des Volkes unterbreitet werden wird. 
Mit Sicherheit lässt sich heute über das Schicksal dieser Abstimmung nichts 
sagen. Arbeiter und Bauern, auch die Mehrzahl der Kaufleute sind, wie 
sie sagen, dafür. Aber auf die Aussagen von Berufskreisen kann man 
nicht mit Sicherheit gehen, weil bei grossen Abstimmungen der Berufsmann hinter 
dem Politiker, Kantonsbürger und dem Anhänger einer Confession zurücktritt. 

Die Frage wird durch die Behörden gut vorbereitet werden. Der Kampf 
für und wider die Staatsbahn tobte letzten Herbst gewaltig; nach der Ab^ 
Stimmung über die Bundesbank im Februar 1897 wird det* Eisenbahnkampf 
von neuem entbrennen; und zwar so heftig wie noch nie, denn die nächste 
Entscheidung ist die letzte auf lange Jahre hinaus. 



^) Diese Frage wurde schon Mher in ausdrücklich bejahendem Sinne entschieden. 
Wir können hier nicht darauf eingehen, da es zu weit führen würde, verweisen aber 
auf Bundesblatt 1891, 11 841—844. (NB. Nicht auf den Art 26, sondern auf den Art. 
23 der Bundesverfassung berufen sich die Verfechter der Bnudeskompetenz; dieser Art 
spricht dem Bund das Recht zur Errichtung öffentlicher Wa*ke zu. Zutreffender ist 
die Berufung auf die Rückkaufsbestimmungen selbst.) 
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I. Besondere eisenbahnrechtliche Schriften. 

Orexler, A. Der Eisenbahnrückkanf in der Gesetzgebung der enropäischen 
Staaten mit Nutzanwendung für die Schweiz. Preisschrift. Bern und 
Leipzig 1896. 

Di0 Torliegende Schrift ist augenscheinlich durch die auf Verstaatlichung der 
grösseren schweizerischen Privatbahnen gerichtete Bewegung der letzten Jahre, welche 
in dem schweizerischen Bundesgesetze über das Rechnungswesen der Eisenbahnen 
einen vorläufigen Abschluss erhalten hat, herrorgerufen worden. 

Sie bringt zunächst eine kurzgefasste, übersichtliche Darstellung der in den 
yerschiedenen Staaten Europas bestehenden, auf Eonzession oder Gesetz beruhen- 
den Heimfalls- und Rückkaufsrechte des Staates gegenüber den Privateisen- 
bahnen. Hieran knüpft der Verfasser kritische Betrachtungen, welche darin gipfeln, 
dass er zwischen dem Rechte auf unentgeltlichen Heimfall (richtiger wäre gesagt 
Anfall) der Privatbahnen an den Staat nach Ablauf der Koncessionsdauer und dem 
vorher Platz greifenden Rechte auf Rückkauf (richtiger: Ankauf) der Bahn gegen 
einen nach dem Reinertrage einer Reihe von Betriebi^ahren ermittelten Erwerbspreis 
ein Mittelglied vermisst, welches „je nach der zur Zeit des Rückkaufes noch ver« 
bleibenden Eonzessionsdauer eine Abstufung der staatlicherseits Pflichtigen Leistungen 
festsetze'^ (S. 22). Denn wie einerseits das Heimfalisrecht eine unverhältnismässige 
Belastung der Privatbahnen involvire und sich nur als das Eorrelat eines den betr. 
Gesellschaften staatsseitig verliehenen werthvollen Privilegs und als Gegenleistung 
für übernommene staatliche Zinsgarantien oder sonstige staatliche Beiträge rechtfertigen 
lasse, so enthalten andererseits die konzessionsmässigen Rückkaufsbestimmungen oft 
eine zu weit gehende Berücksichtigung der kapitalistischen Untemehmerinteressen oder 
der Literessen der jeweiligen Aktionäre. Es sei daher ein Erwerbsmodus vorzuziehen, 
bei welchem im Falle des staatlichen Ankaufes der Erwerbspreis sich je nach Verhält* 
nis der bereits abgelaufenen Eonzessionszeit zu verringern habe. 

Hieraus wird im zweiten Theile (S. 25 ff.) an der Hand mancher veranschau- 
liebender Beispiele die Nutzanwendung für die Schweiz gezogen, wobei der Ver- 
fasser im Hinblick auf die Schwierigkeiten, die der konzessionsmässige Rückkauf der 
schweizerischen Privatbahnen nach den dort geltenden Bestimmungen unter allen Um* 
ständen mit sich bringen würde, schliesslich zu dem Vorschlage gelangt, auf Grund 
eines neuen allgem. Bundesgesetzes bezw. durch Ergänzung der Bundesverfassung den 
jederzeitigen staatlichen Erwerb der Privateisenbahnen im Wege der Enteignuhg 
vorzusehen. 
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Boston 1896. 

Hahn, Kompendium der Bahnen niederer Ordnung. 2. Auflage. Berlin 1896. Selbst- 
verlag des Verfassers. 

II. Mit dem Eisenbahnrecht im Zusammenhang stehende 

Schriften. 

Beyeriein, Gustav, Breferendar. Besitzerwerb durch Konnossement. Strassburger 
Inaugural - Dissertation ; Akademische Verlagsbuchhandlung von J. C. B. Mohr. 
1896. 38 S. 

Der Verfasser kritisirt zunächst die bisher ttber den Besitzerwerb durch Kon- 
nossement aufgestellten Theorien, die er sämmtlich für nicht ausreichend erachtet 
und giebt dann seine eigene Auffassung, die zunächst allgemein begründet und dann 
an spezielleren Fällen nachgeprüft wird. Sein Resultat ist, dass das Konnossement nicht 
nur hinsichtlich seiner obligatorischen Wirkungen, sondern auch für die Frage des 
Besitzerwerbes keine blosse Beweisurkunde, sondern ein Werthpapier ist, dass 
das ins possessionis im Konnossement verkörpert ist und nach den Begeln der Weiter- 
begebung der Werthpapiere mit ihm bewegt wird. Der Verfasser verschüesst sich 
dem nicht, daes ein besitzrechtiiches Werthpapier nur dann denkbar ist, wenn der 
Besitz ein Becht ist und bei diesem Recht Thatbestand und Rechtsfolge auf yer-< 
schiedene Rechtssubjekte treffen können. Solchen Nachweis sucht er aus dem 
römischen Rechte zu erbringen. Diese Frage ist, bei dem eigenen Widerstreit der 
Quellen, wohl niemals sicher zu lösen. Warum soll aber auch gerade das römische 
Recht hier den Schlüssel für das Eandelsgesetzbuch geben? Dazu ist es schon des- 
halb, weil ihm der Begriff des Werthpapieres (wie der Verfasser selbst anerkennt) fremd 
ist, gerade besonders ungeeignet. Die vorliegende Arbeit dürfte daher schwerlich das 
streitige Problem gelöst haben, wenn ihr auch nicht die Anerkennung zu versagen 
ist, dass sie in klarer Weise über den Stand der Frage belehrt und manche treffen^ 
den Gedanken enthält Leider beschränkt sie sich fast nur auf rein dogmatische 
Ausführungen, aber gerade die Untersuchung der praktischen Fragen in möglichster 
Vollständigkeit und unter Berücksichtigung des historischen Entwicklungsganges wird 
hier erst eine sichere Grundlage geben, auf welcher mit Aussicht auf Erfolg an die 
theoretische Konstruktion herangetreten werden kann. 

Dr. Mittelstein, Hamburg. 

Dr. Cretsohnar. Das Rheinische Civilrecht in seiner heutigen Geltung. Vierte Auflage. 
Düsseldorf. Verlag von Schwann. 1896. 

Als Darstellung des gesammten in den Rheinlanden geltenden Civilrechts ent* 
hält das vorliegende, dem praktischen Handgebrauche bestimmte Werk ni^ht allein 
den Code civil, sondern auch die sämmtlichen zu dessen Ausführung und Abänderung 
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erlassenen Eeichs* und Landesgraetze, die einschlägigen Bestimmnngen des Code de 
commerce, endlich das französische Civilprozessrecht und die Regelung der freiwilligen 
Oerichtsbarkeit: den Code de proc6dure ciyile. Die zahlreichen Abänderungsbestim-p 
mungen anderer deutschen Gesetze treten jedoch in den Hintergrund yor der neuen 
Orundbuchgesetzgebung, dem bedeutungsvollsten Eingrilfe in das französische Recht, 
die den dritten Teil des Bandes ftUlt. Die allmähliche Einführung des Grundbuchs 
bedingt für die lange üebergangszeit die Aufrechterhaltung zweier Eeohtssysteme 
nebeneinander, ein Zustand, dessen nachteilige Folgen für das Yerständniss und die 
Anwendung des Rechts auf der Hand liegen. 

Bei der grossen Zahl der Streitfragen und dem Umfange der Rechtssprechung 
ist von einer Handausgabe des gesammten Civilreohts kein eingehender Kommentar 
des Code civil zu erwarten. Des Verfassers Bemerkungen bezwecken in erster Linie 
Klarstellung dessen, was noch gilt, Begründung der Aufhebung des nicht mehr Gelten« 
den sowie Aufzählung der Ersatzbestimmungen. Nur in diesem Rahmen sind Streit- 
fragen auf Grund der neuesten deutschen und fremdländischen Rechtssprechung und 
Literatur erörtert und nur insoweit, als solches zur Begründung der vertretenen An- 
sieht geboten erscheint. Damit ist in sehr vielen Fällen den dringendsten Bedürf-* 
nissen der Praxis genüge gethan. 

Das zunächst für Preussens französisches Rechtsgebiet bestimmte Handbuch hat 
in den andern deutschen Ländern französischen Rechts nahezu gleichen Wert, da die 
Abänderungen des Code civil meist übereinstimmend erfolgt, und die neuen Gesetze 
z. T. Reichsgesetze sind, z. 'i. in ihren Grundzügen übereinstimmen. 

W. Coermann, Bolchen. 

Fr. Käme, Ob. Yerwalt. Ger. R. und Dr. G. Kantz, Reg. Rath. Die Rechtsgrundsätze 
des Kgl. Preuss. Ober-Verw. Gerichts (Begr. v. Parey) 3. Aufl. 1. Lieferg. Berlin 
1896. J. J. Hdne's Verlag. 

Der Neubearbeitung der vorliegenden Sammlung, auf deren Werth und Bedeu- 
tung bereits im Bd. XIII S. 92 dieser Zeitschrift hingewiesen worden ist, haben sich 
die hierzu durch ihre bisherige literarische Thätigkeit besonders qualiflzirten Herren 
Verfasser mit grösstem Geschick und Fleiss unterzogen. Schon die 1. Lieferung be- 
weist, dass der Zweck: „durch eine kurze, nur den Kern der Sache treffende, populäre 
Darstellung der Erkenntnisse des Ob. Verw. Gerichts das zeitraubende Nachschlagen 
zu vereinfachen und das Verständniss zu erleichtem'', voll und ganz erreicht werden 
wird. Eine erhebliche Verbesserung hat das Werk dadurch erfahren, dass den eigent- 
lichen Rechtsgmndsätzen der wesentlichste Theil der Begrtlndung beigefügt ist. Die 
Sammlung wird in 2 Bänden den Inhalt der bisher erschienenen 33 Bände der Ent- 
Bchddungen des Ob. Verwalt. Gerichts wiedergeben, mit reichhaltigen Anmerkungen 
und Literaturangaben, sowie einem ausführlichen Sachregister versehen sein. Sie 
kann in jeder Hinsicht warm empfohlen werden. Dr. Eger, Berlin. 

B^rnewitz v., Geh. R. R. Dr. Die Reichsgewerbeordnung. Leipzig 1896. Rossberg. 

Borght, R. van der. Die Haftpflicht der gewerblichen Unternehmer in Deutschland. 
Berlin 1897. Siemenroth & TroscheL 

Dcrnbirs, H., Dr. Lehrbuch des Preuss. Privatrechts. 5. Aufl. 2. Bd. Das Obligationen- 
redtt Halle 1896. Buchhdlg. d. Waisenhauses. 

F5rater-Eeoiii8, preussisches Privatrecht 7. Aufl. 3. Bd. Berlin 1896. G. Reimer. 

Hitber, C. Th. Der Werth technischer Erfindungen, betrachtet vom juristisch-technischen 
Standpunkte. Kaiserslautem 1896. Crusius. 

Mimt, deutsches Reichsstaatsrecht. 3. Aufl. herausg. v. E. Bloch. München 1896. 
Buchholz. 
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Landmann, Dr., R. v. Die Qewerl)6ordnnng f. d. deutsche Beich. 3. Aufl. 1. Bd. 1. Hälfte. 

München 1896. C. H. Beck. 
Mosel, V. C, Ob. Beg. B. Handbuch des Isgl. sächsischen Yerwaltungsrechts. 8. Aufl. 

Leipzig 1896. Bossberg. 
Platenlus, A. Grundriss des badischen Landrechts. Freiburg i. B. 1896. J. C. B. 

Mohr. 
Schröder, R. Das allg. d. Handelsgesetzbuch und die allg. d. Wechselordnung. Bonn 

1896. Weber. 
Wolff, E. Der Fabrikarbeiter und seine rechtliche Stellung. Frankfurt a. M. 1896. 

Bechhold. 

III. Abhandlungen aus Zeltschriften. 

Aoworth, W. M. Light Bailways. (Zeitschr. f. Eisenb. u. Dampfschiff. 1896. Nr. 43. 
S. 754.) 

Hilse, Dr. Benno. Bescheinigung einer mit Erwerbsunfähigkeit yerbundenen Krankheit 
(Zeitschr. f. d. ges. Lokal- u. Strassenb. Wes. 1896. Heft 3 S. 150.) 

Hilse, Dr. Karl. Strassenbahnwissenschaftliche Zeit- u. Streitfragen. 

VI. Wechselwirkung zwischen Haftpflicht und Unfallyersicherung. VII. Stempel- 
pflicht der Zustimmung zur Wegebenutzung. (Zeitschr. f. d. ges. Lok. u. Strassenb. 
Wes. 1896. Heft 3. S. 116.) . 

Musohweok, G. Die Sonntagsruhe im Eisenbahnfirachtyericehr und ihr Einfluss auf die 
Lieferfrist. (Sped. u, Schiff. Zeitg. IV 1896 Nr. 52.) 

Pf&lzer. Die rechtliche Natur der Unfallversicherung. (Zeitschr. f. d. ges. Handelsrecht. 
Bd. 45. Heft 1.) 

Ring, Y., Landrichter. Das Aktienrecht in dem Entwurf eines Handdsgesetsbuchfl, p. 
Jur. Zeitg. L Nr. 21. S. 409.) 

Welohs-Glon, Frhr. zu, Die Eisenbahntransportsteuer. (Zeitg. d. Ver. Deutsch. Eisenb. 
Verw. 1896. Nr. 94 S. 849.) 

Zeller, Dr., Ob. Bechn. B. Das Becht des Eisenbahnverkehrs in dem Entw. des neuen 
Handelsgesetzbuchs. (Zeitg. d. Ver. Deutsch. Eisenb. Verw. 1896. Nr. 97 S. 877.) 
Haftpflicht der Eisenbahnen. (Sped. u. Schiff. Zeitg. V. 1897. Nr. 1.) Fracht- 
nachzahlungen und Frachtrückvergütungen (Nr. 2). Etwas über das Befaktien- 
Wesen (Nr. 4). 

Die Bechtsungültigkeit der Strafbestimmungen der Betriebsordnung f. d. Eisenb. 
Deutschlands. (Arch. f. öff. Becht. XI. 4.) 

Der Ankauf der Hessischen Ludwigseisenbahn durch Preussen u. Hessen. (Preuss. 
Arch. f. Eisenbahnwes. 1897. S. 1.) 

Verstaatlichung der Hessischen Ludwigsbahn. (Zeitg. d. Ver. Deutsch. Eisenb. 
Verw. 1896. Nr. 93. S. 841.) Zwei nachträgliche Abmachungen zum Internationalen 
üebereinkommen über den Eisenbahn-Frachtverkehr vom 14. October 1890. (Nr. 100. 
S. 905.) 

Die Gründung der Grossen Berliner Pferdeeisenbahn- Aktiengesellschaft, und 
deren Verwaltung während der ersten 25 Jahre. (Deutsche Strassen- u. Kleinbahn- 
Zeitung. 1896. Nr. 45.) Zum Entwürfe des Gewerbeunfallversicherungsgesetzes § 
98 (Nr. 49). üeber die Staatsbeihilfen für Kleinbahnen (Nr. 51). 

Die Frage der Eisenbahngenossenschaften. (Mittheilungen d. Ver. f. d. F9rderg. 
des Lok. u. Strassenb. Wes. 1896. Heft 10.) 1896er Gesetz, betr. die Erleichterung 
des Baues v, EUeinbah9en in Grossbritannien (Heft 11). 
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Unser Verdingangswesen. peutsche Yerkehrsblätter. 1896. Nr. 46.) Die 
Steilnng der Eisenbahnbeamten im Beichslande (Nr. 47). Zur Frage des Rechtssclmtzes 
(Nr. 48). Von der Verstaatlichnng der hessischen Ludwigsbahn (Nr. 49). 

Gesetzentwurf, betr. die Eonvertirung der Liyestitionsschulden und die Bedeckung 
der Inyestitionsanlagen im Jahre 1897. (Zeitschr. f. Eisenb. n. Dampfschiff. 1896. 
Nr. 44.) Das schweizerische Btmdesgesetz y. 27. März 1896 über d. Bechnung^wesen 
der Eisenbahnen (Nr. 47). Die Verstaatlichung der Hessischen Lndwigsbahn (Nr. 61). 
Das Becht des Beisenden (Nr. 61), Der Schadensnachweis im Eisenbahnbetriebs- 
reglement (Nr. 62). 

Ueber die Transportberechtigung yon Eisenbahnrouten. (Allg. Tarif-Anzeiger f. 
Eis^b. der Oester. Ungar. Monarchie. XV. 1896. Nr. 24. S. 497.) Zur Frage 
der Specialwaagenmiethe (S. 498). 

Die Eisenbahntrausportstener und ihre Stellung im Staatshaushalte. (Das Handels- 
museum. 1896. Heft 61.) 

Das Bechnungsgesetz für die schweizerischen Eisenbahnen.. (Die Schmalspurbahn. 
1896. Nr. 14. S. 306.) 

Loi du 14 acut 1896 sur les chemins de fer 6conomiques dans la Grande-Bretagne. 
(Bulletin de la Commission Internat, du Congrös des ehem. d. fer. Bmxelles. 1896. 
No. 12.) Le nouyeau projet de loi sur les tramways 2i yapeur et les chemins de fer 
6conomiques en Italic, (eod. Nr. 12.) 

Italienische Eisenbahnyerh&ltniss^. (Preuss. Arch. f. Eisenbahnwes. 1897. S. 19.) 

Modificazioni alle conyenzione intemazionale di Bema, attiyatta il 1 genaio 
1893, approyate della Conferenza di Parigi del marzo e aprile 1896. (Monitore delle 
strade ferrate, Turin 18%. Nr. 49.) 

Organisation der Staatsaufsicht über die spanischen Eisenbahnen. (Zeitschr. t 
d. Internat. Eisenb. Transp. IV. Nr. 12. S. 476.) 

Konzessionirung un4 Bedingungen für die Strassenbenutzung in den Vereinigten 
Staaten yon Amerika. (Die Schmalspurbahn. 1896. Nr. 14. S. 306.) 



IV. Gesetzgebung. 

Deutsches Reich. Bek. des Beichskanzlers betr. die Batifikation der zusätzlichen Ver- 
einbarungen zum internationalen Uebereinkommen über den Eisenbahnfrachtyerkehr 
seitens der Niederlande sowie Oesterreichs und Ungarns. Vom 7. Noyember 1896 
(B. G. Bl. 1896 S. 711). 

» Note des Beichs-Eisenb.-Amts yom 12. Dezember 1896 betr. Ergänzung der Liste 
der dem Internat. Uebereink. angehörenden Eisenbahnen. (Zeitschr. f. d. Internat. 
Bisenb.-Transp. V. Nr. 1. S. 1. 

— Bekanntmachung des Beichskanzlers, betr. die dem Internat. Übereinkommen über 
den Eisenbahnfrachtyerkehr beigefügte Liste. Vom 11. Januar 1897. (B. G. Bl. 1897. 
Nr. 2. S. 3.) 

Oesterreloh. Note des Oesterr. Eisenbahn-Ministeriums yom 22. Noybr. 1896 betr. Er- 
gänzung der Liste der dem Internat. Uebereink. angehörenden Eisenbahnen (Zeitschr. 
f. d. Internat. Eisenb.-Transp. IV. Nr. 12. S. 464) y. 29. u. 31. Dezbr. 1896. (Oesterr. 
Eisenb.-Verordn. BL X. Nr. 1. 2.) y. 12. u. 22. Januar 1897. (X Nr. 7 u. 10). 

— Erlass des k. k. Eisenbahnministeriums yom 27. October 1896, enthaltend Erläute- 
rungen betr. die Verfassung der Bechnungsabschlüsse und Vermögensnachweise bei 
den Verwaltungen jener österr. Priyat-Eiseubahnen, bei welchen Betriebs-Elranken- 
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kassen bestehen. (Oesterr. Eisenb.-YerordiL Bl. IX Nr. 140); vom 7. Januar 1897, 
betr. die Abändemng der §§ 2 o. 4 der Best, ttber die Banart der Fahrbetriebsmittel 
der Osterr. Eisenbahnen mit normaler Spurweite. 

PreüMen. Gesetz y. 16. Dezember 1896, betr. den Erwerb des Hessischen Lndwigs- 
eisenbahnuntemehmens für den preussisohen und hessischen Staat sowie die Bildung 
einer Eisenbahnbetriebs- and Finanzgemeinschaft zwischen Preussen nnd Hessen. 
(G. 8. 8. 216.) 

Allerhöchster Erlass vom 16. Dezember 1896, betr. die Einsetzung einer Eisen- 
bahnbehörde in Mainz. (G. S. S. 253.) 

-* Erlasse des Ministers der öffentl Arb. v. 16. Octob. 1896, betr. Aendemngen der 
Staatsbahnwagenvorschriften (E. V. Bl. 1896. 8. 806), vom 20. October 1896, betr. 
Aufstellung und Prfifdng der Eisenbahnbaupläne (8. 307), vom 12. November 1896, 
betr. Aenderung der Mustersatzungen für Bankrankenkassen (S. 316), vom 24. Novbr. 
1896, betr. Erankenversicherungspflicht der weiblichen Bediensteten (S. 316). 

RuMiand. Abändemng u. Ergänzung der Begeln über die Beförderung von Gütern 

mit den Passagierzügen. (Samml. der Ges. u. Verordn. Nr. 109 v. 13. Septbr. 1896.) 

Verordn. v. 2/14. October 1896, betr. Vorschriften für die Zuführung von Gütern 

zu Eisenbahnstationen und die Lagerung derselben. (yerordn.-Bl. d. Min. d. Verk. 

V. 2/14 November 1896.) 

Verordn. v. 16/28. October 1896, betr. Beihenfolge der Beförderung der Fracht- 
güter. (Verordn.-Bl. d. Min. d. Verk. v. 2/14. Novbr. 1896.) 

Schweiz. Note des Post- u. Eisenbahn-Departements vom 24. Dezbr. 1896 betr. Er- 
gänzung der Liste der dem Internat, üebereink. angehörenden Eisenbahnen (Zeitschr. 
f. d. Internat. Eisenb.-Transp. V. Nr. 1. S. 3). 

Spanien. Gesetz vom 30. August 1896, betr. Einführung einer Steuer auf den Personen- 
und Waaronverkehr bei der Ein- und Ausfuhr (Gaceta de Madrid v. 31. Aug. 1896, 
in deutscher üebersetzung mitgetheilt im Preuss. Eisenb.-Arch. 1897 Heft 1 S. 133 ff.) 

Ungarn. Note des ungar. Handelsministers vom 17., 21. u. 22. Novbr., 11. u. 22. Dezbr. 
1896 betr. Ergänzung der Liste der den Internat, üebereink. angehörenden Eisen- 
bahnen (Zeitschrift f. d. internationalen Eisenb.-Transp. IV. Nr. 12. 8. 464. V. Nr. 1 
S. 2/3.) 
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Entscheidungen. 



Nr. äOO. Entseh. des Handelsgerichts in fioubalx. 

Vom 9. Januar 1895. 

[Zeifcschr. f. d. internat. Eisenb. Transp. V (1897) Nr. 3 S.227.] 

Art. 40. 41. Internat. Uebereinkommen. Verspätete Ablieferung. Grobes Verschulden 

der Eisenbahn. 

Eine in Eilfracht aufgegebene Sendung hatte eine Verspätung von 
mehreren Tagen erlitten; der Empfänger verlangte von der Nordbahn 
eine Entschädigung in Höhe des ihm verursachten Schadens, indem er 
sich darauf stützte, dass die Verzögerung auf ein grobes Verschulden 
der Eisenbahn zurückzuführen sei; die Eisenbahn berief sich dagegen 
auf Artikel 40 des Berner Uebereinkommens mit der Behauptung, dass 
sie nur */io des Frachtbetrages zu bezahlen habe, weil es sich im vor- 
liegenden Falle lediglich um die Nichteinhaltung der Lieferfrist handle. 

Das Handelsgericht in Roubaix hat diesen Standpunkt nicht gelten 
lassen. Die Eisenbahn, die anerkannt hatte, dass das Gut bis zur 
wirklichen Ausführung der Beförderung vier Tage im Bahnhofe liegen 
geblieben war, ist zur Zahlung des vom Kläger reklamierten Betrages 
verurteilt worden, in Erwägung, dass, nachdem die Beförderung nicht 
in der vom Reglement vorgeschriebenen Frist ausgeführt wurde, der 
Eisenbahn ein um so gröberes Verschulden zur Last fällt, als es sich 
um einen Eilguttransport handelte, und dass durch Zahlung der Eilfracht- 
taxe die Absender implicite das Verlangen einer raschen Beförderung 
kundgegeben hatten. Hiernach war nicht Artikel 40, wohl aber Artikel 
41 des Uebereinkommens in Anwendung zu bringen. 

Das von der Nordbahn gegen dieses Urteil dem Kassationshofe 
unterbreitete Kassationsgesuch ist von diesem zurückgewiesen worden. 



Nr. äOl. Entseh. des franzSs. Kassatloushofes. 

Vom 10. November 1895. 

[Lain6 Fleury, Bullet. annot6 1896. S. 957.] 

Haftpflicht der Eisenbahn durch verschuldete Leitung des Gutes über eine andere, als 
die im Frachtvertrage vereinbarte Route. 

Ein in Amsterdam aufgegebenes, nach Barcelona bestimmtes Gut 
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war von der Midi-Eisenbahn über Hendaye-Irun geleitet worden, anstatt 
über CerbSre und Port Bou, wie es der Absender vorgeschrieben hatte. 
Der Irrtum war durch den Verlust des Frachtbriefes herbeigeführt 
worden, und es war dadurch ein erhebliches Manko an dem Gut ent- 
standen, weil die spanische Zollbehörde dasselbe während mehrerer 
Tage in der Station Irun zurückbehalten hatte, wo es, abgesehen von 
den atmosphärischen Einflüssen in der rauhen Jahreszeit, Manipulationen 
und Untersuchungen unterworfen worden war, die notwendigerweise zu 
einer Beschädigung beitrugen und die in Cerböre und Port Bou hätten 
vermieden werden können, wo die Zollformalitäten mit Rücksicht auf 
die in den Händen des in Port Bou wohnenden Klägers befindlichen 
Schriftstücke von weit geringerer Dauer gewesen wären. Die auf 
Zahlung einer Entschädigung verklagte Eisenbahn behauptete, dass, 
sofern sie das Gut innerhalb der vorgeschriebenen und aus dem vom 
Absender bezeichneten Transportweg sich ergebenden Lieferfrist abliefere 
und nur die Fracht nach dem vom Absender verlangten Tarife berechne, 
sie berechtigt sei, das ihr übergebene Gut auf der ihr am meisten zu- 
sagenden Transportroute zu befördern. 

Das Appellgericht in Montpellier hat die Midi-Eisenbahn verurteilt 
und der Kassationshof, vor den dann die Sache gebracht wurde, das 
Kassationsgesuch verworfen, indem er entschied, dass die von dem 
Appellgerichte gemachten Feststellungen — nämlich: 1. eines Verschuldens 
der Eisenbahn, unabhängig von der Frage der Lieferfrist, bestehend in 
der Leitung über eine von der im Frachtvertrage vereinbarten Leitung 
abweichende Route; 2. der Beschädigung des Gutes als Folge dieses 
Verschuldens — die gegen die Midi-Eisenbahn ausgesprochene Verur- 
teilung vollständig rechtfertigen. 



Kr. SOS. Entsch. des franzSs. Eassationshofes. 

Vom 8. Januar 1896. 

[Revue g6n6ra1e des chemins de fer. 1897. I. S. 92.) 

Nur die wirkliche Abholung des Gutes befreit vom Lagergeld, nicht die Erlaubniss des 
'Stationsvorstandes, das Gut noch länger auf dem Bahnhofe liegen zu lassen. 

Der Kassationshof hat eine Entscheidung getroffen, nach welcher 
mit der Eisenbahn beförderte Güter, soweit es sich um die Berechnung 
des Lagergeldes handelt, nicht lediglich deshalb als von der Station ab- 
geführt betrachtet werden können, weil sie zur Verfügung des Empfängers 
gestellt worden sind; es muss thatsächlich Abnahme stattgefunden haben. 
Da die Eisenbalintarife, auch bei entgegenstehenden Abmachungen, den 
Parteien gegenüber Gesetz machen, so darf die Eisenbahn eine Ab- 
weichung davon nicht zugestehen. Es ist also zu Unrecht die Eisen- 
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bahn verurteilt worden, das Lagergeld zurückzuerstatten, welches auf 
die auf der Station belassenen Güter erhoben wurde, weil diese Güter 
zur Verfügung des Empfängers gestellt worden waren oder weil der 
Bahnhofsvorstand aus Gefälligkeit damit einverstanden war, sie zu 
behalten. 

Die Thatsachen, die zum Streite Anlass gaben, sind die folgenden: 
Der Empfänger von zwei Wagen Backsteine hatte einen Teil derselben 
abgeführt und den Rest im Einverständnis mit dem Bahnhofsvorstand 
auf der Station lagern lassen. Als er sich einen Monat später wieder 
einfand, um den Rest der Sendung abzuführen, musste er vorher den 
Betrag des Lagergeldes entrichten, das er unter der Behauptung zurück- 
verlangte, dass das Lagergeld nur bis zu dem Augenblick geschuldet 
sei, in welchem ihm die Sendung zur Verfügung gestellt worden war, 
und dass die Verzögerung in der Abführung des Gutes auf die ihm von 
dem Bahnhofvorstand erteilte Ermächtigung zurückzuführen sei. Diese 
vom ersten Richter anerkannten Gründe haben die oben citirte Kassations- 
entscheidung herbeigeführt. 

Nr. 303. Entsch. des Bern. Appell.- n. Eassat.-Hofes. 

Vom L Februar 1896. 

[Zeltsohr. des Bern. Jiur. Ver. £d. 88. S. 19.1 

Eisenbahn -Haftpflicht. Verletzung eines Eisenbahnbearoten. Einreden des Verzichts, 
des eigenen Verschuldens und der höheren Gewalt. 

„ . . . Von Annahme des Verzichtwillens auf Seite des (Verletzten) 
B. kann keine Rede sein, indem derselbe eben nicht für den erhaltenen 
Betrag „dahin und daweg" quittiert, sondern einfach auf dem amtlichen, 
zu Händen der Direction des Innern auszufüllenden Anzeigeformular 
bescheinigt hat, die dort aufgeführten Entschädigungsbeträge empfangen 
zu haben ^). 

Einerseits ist es . . . begreiflich und war B. sogar dienstlich ver- 
anlasst, sich nach dem Hindernis der Fortbewegung des Zuges umzusehen, 
andererseits geht auch die von einem ordentlichen Bahnbediensteten zu 
prästierende Sorgfalt nicht so weit, dass er bei der Ausübung dienst- 
licher Verrichtungen sich einer peinlichen Aengstlichkeit zu befleissigen 
hat; vielmehr ist bei der Würdigung des Verhaltens des Bahnpersonals 
im Auge zu behalten einmal, dass dasselbe durch seine tägliche 
Beschäftigung mit dem Bahndienste gegen die Gefahren desselben 
mehr oder weniger abgestumpft wird, und sodann, dass derartige 
Versehen oder Unvorsichtigkeiten in dem naturgemässen zeitweisen 
Nachlassen der geistigen Spannung des betreffenden Individuums ihre 



^] Dies geschah drei Monate nach dem Unf aU j der Betrag belief sich auf Fr. 229.45. 

20« 
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hinlängliche Entschuldigung finden (vgl. die Urteile des Bundesgerichts 
vom 18. März 1892 i. S. Leu und S.-C.-B., A. S. Bd. 18, S. 242, und vom 
29. AprU 1892 i. S. Herger und Gotthardbahn, A. S. Bd. 18, S. 253). 

Noch weniger plausibel als die Einrede des eigenen Verschuldens 
ist diejenige der höhern Gewalt, auf welche die Bekl. heute sich auch 
berufen hat, indem das Anfrieren der Bremsklötze wohl ein Zufall war, 
aber nicht ein solcher, dem die Bekl. nicht mit Erfolg hätte begegnen 
können" ^). 

Nr. 304. Entsch. des deutschen Reichsgerichts. 

3. Civil-Senat. Vom 11. Februar 1896. 

[Prenss. Eisenb. Arch. 1897. Heft 3. S. 334.1 

§ 58 Krank. Vers. Ges. v. 10. Mai 1892. Bedeutung der zwei wöchentlichen Frist 
Die im § 68 des Krankenversicherungsgesetzes für die Anfechtung 
der Entscheidung der Aufsichtsbehörde gesetzte Frist von zwei Wochen 
bezieht sich nur auf die Endentscheidung der Aufsichtsbehörde, nicht 
aber auf Vorbescheide, insbesondere solche über den Grund des 
Anspruchs. 

Nach Ablauf der Anfechtungsfrist wird die Endentscheidung der 
Aufsichtsbehörde über den Unterstützungsanspruch rechtskräftig. Die 
Entscheidung kann also auch von der Aufsichtsbehörde selbst nicht 
mehr abgeändert werden. 

Nr. 205. Entsch. des Bern. Appell- und Eassat.-Hofes. 

Vom 27. März 1896. 

[Zeitsohr. des Bern. Jur. Ver. Bd. 83. S. 71.] 

Eisenbahn-Transport, Weisungen des Absenders Im Sinne des Art. 16, Abs. 2. Trans- 
port-Ges. vom 19. and 20. März 1875 (vgi. Art. 15 vorletzter Abs. Transport-Ges. vom 
29. März 1893) müssen schriftlich erteilt werden. — Eine Säumnis der Bahnver- 
waltung einer Uebergangsstation liegt nicht vor, wenn sie die ihr durch teiegraphische 
Depesche zugegangene Weisung auf dem gewöhnlichen Dienstwege weiter befördert 

Der Kläger belangt die beklagte Bahnverwaltnng auf Ersatz des- 
jenigen Schadens, der ihm dadurch entstanden sei, dass seiner Weisung, 
eine an R. Pezzoli in Marseille adressierte Sendung Uhren im Faktur- 



^) Es handelte sich darum, einen Personenwagen aus der Lokomotivremise zu 
Langenthai an den zu wenig Baum bietenden, zum Abgang bereiten Frühzug anzuhängen. 
Während der vorhergehenden kalten Nacht waren die „Bremsklötze" an den Rädern des 
Keservewagens festgefroren; als daher derselbe dem Zuge angehängt war und fortbe- 
wegt werden sollte, gingen dessen Räder nicht um. Nachdem aber ein Arbeiter das 
Hindemiss entfernt, setzte sich der Zug von selbst in Bewegung mit einem Ruck oder 
„SchnaU". Hierbei wurde B., der in vorgebeugter Haltung auf der Wagentreppe stand, 
um sich nach der Ursache des Hindernisses umzusehen, bei dem Remisenthor angedrückt 
und erlitt schwere Verletzungen. 
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werte von Fr. 2355. — statt an diesen an das dortige Schweiz. Konsulat 
abzuliefern, nicht nachgelebt und dadurch für ihn der Verlust jenes Be- 
trages herbeigeführt worden sei. Der vorliegende Anspruch stützt sich 
in rechtlicher Beziehung auf Art. 16 des B.-G. vom 19./20. März 1875, 
betr. den Transport auf Eisenbahnen, und es hat die Beklagte heute zu- 
gestanden, dass laut des bezüglichen Frachtbriefes vom 23. März 1891 
die Ware auf Rechnung und Gefahr des Versenders Ed. Moser reiste; 
diese gesetzliche Voraussetzung der Zulässigkeit der Erteilung einer 
Anweisung seitens des Klägers wegen Auslieferung der fraglichen Uhren- 
sendung an einen andern als den im Frachtbriefe bezeichneten Em- 
pfanger war mithin gegeben. Nun macht aber die Beklagte zunächst 
geltend, eine solche Anweisung hätte, um für sie verbindlich zu sein, 
ihr, bezw. der Aufgabestelle, schriftlich erteilt werden müssen und zur 
Berücksichtigung der dem Stationsvorstand in Neuenstadt bloss mündlich 
erteilten Anweisung sei sie in keiner Weise verpflichtet gewesen. Richtig 
ist nun allerdings, dass in AI. 2 des citierten Art. 16 des Transp.-G. 
vorgeschrieben ist, es seien solche Anweisungen schriftlich zu erteilen 
(vgl. auch § 103 AI. 2 des Transp.-Regl. für die Schweiz. Eisenbahnen 
vom 1. Juli 1878), und es ist daraus wohl auch zu folgern, dass nur 
derart beschaffene Weisungen rechtliche Folgen begründen können, ob- 
schon diese Vorschrift nicht einen so bestimmten und unzweideutigen 
Wortlaut hat wie diejenige in dem am 1. Januar 1894 in Kraft ge- 
tretenen Transp.-G. vom 29. März 1893, wo im vorletzten Alinea des 
Art. 16 ausdrücklich gesagt ist, dass jede in anderer als in der dort 
vorgeschriebenen schriftlichen Form gegebene Verfügung des Absenders 
nichtig sei.^) Uebrigens auch vorausgesetzt, es wäre die Annahme der 
ihm mündlich erteilten Anweisung seitens des Stationsvorstandes in 
Neuenstadt für die beklagte Bahnverwaltung an sich verbindlich ge- 
wesen, so wäre doch immerhin zu untersuchen, ob derselben mit Bezug 
auf die Weitervermittlung jener Anweisung an die Abgabestelle in 
Marseille eine Säumnis zur Last zu legen sei; denn nur in diesem Falle 
könnte von einer allfälligen Schadensersatzpflicht der Beklagten hinsicht- 
lich der Ablieferung der UhrensenJung an den ursprünglichen Adressaten 
R. Pezzoli in Marseille die Rede sein.*) 



*) Dieser Wortiant entspricht der internationalen Konvention vom Jahre 1890, 
unter welche dieser FaU zu stehen gekommen wäre, wenn er sich nach deren Inkraft- 
treten ereignet hätte. 

*) Es wird weiter ausgeführt, dass nach den thatsächlichen Verhältnissen der Bahn- 
verwaltung eine Säumnis nicht zur Last fällt. 
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Nr. 206. Entsch. des Schiedsgerichts der herufegenossenschaftl. ün- 
follTersichenmgs-Aiistalt der Ssterr. Eisenbahnen« 

Vom 18. April 1896. 

[Oesterr. Eisenb. Verordn. Bl. X. Nr. 16. S. 866.] 

Vollständige Kriippelhaftigkeit Ist daaerndem Slechthuro im Sinne des Art. VII des Ges. 

V. 20. Juli 1894 RGBl. Nr. 168 gieichzuachten. 

Der Bericht und mit demselben auch das Gesetz unterscheidet, an- 
knüpfend an die Spruchpraxis des Haftpflichtgesetzes, bei durch Ver- 
kehrsunfälle verunglückten Eisenbahnbediensteten zwei in Ansehung des 
Rentenausmasses verschieden zu behandelnde Kategorien von Thatbe- 
ständen; die erste Kategorie umfasst Verletzungen, welche mit theil- 
weiser oder gänzlicher Erwerbsunfähigkeit endigen und nach dem Haft- 
pflichtgesetze im Sinne der §§ 1325 bis 1327 a. b. G.-B. durch Zuer- 
kennung des Verdienstentganges, unter Umständen auch noch von 
Heilungskosten und Schmerzensgeld entschädigt worden sind; die zweite 
Kategorie umfasst dagegen jene Fälle der gänzlichen Erwerbsunfähig- 
keit, in welchen nach dem Haftpflichtgesetze nicht nur der Verdienst- 
entgang ersetzt, sondern auch die Kosten der Heilung und ein reich- 
licheres Schmerzensgeld zuerkannt wurde; diese zweite Kategorie fasst 
das Gesetz unter dem generellen Ausdrucke „dauerndes Siechthum" zu- 
sammen, welcher, in dem von Prof. Dr. A. M. erörterten Sinne inter- 
pretirt, die Intentionen des Gesetzgebers verfehlt und deshalb in einer 
Weise, welche es zulässt, die Fälle einer nicht sofort tödtlichen, d. h. 
einer sehr schweren, jedoch nicht letal ausgehenden Verletzung unter 
die zweite Kategorie zu subsumiren und derart auch die dauernd und 
gänzlich erwerbsunfähig gewordenen Personen, welche von einer schweren, 
mit hochgradigen Schmerzen verbundenen Verletzung betroffen worden 
sind und als hilflose Krüppel unter den Verletzungsfolgen dauernd leiden, 
der ausserordentlichen Unterstützung theilhaftig werden zu lassen, inter- 
pretirt werden muss. 

Kläger, welcher durch Ueberfahien beider unteren Extremitäten 
eine zweifellos sehr schwere und mit überaus grossen Schmerzen ver- 
bundene Verletzung erlitten hatte, bietet heute das Bild eines nicht nur 
gänzlich erwerbsunfähigen, sondern auch gänzlich hilflosen, auf die 
Unterstützung und Pflege seiner Gattin angewiesenen Krüppels; mag 
auch dieser Zustand vielleicht den Verunglückten einem langsamen Tode 
nicht zuführen, so ist derselbe doch mit so viel Mühsal und mannig- 
fachen Beschwerden verbunden, dass diese die gänzliche Erwerbsunfähig- 
keit complicirenden Begleiterscheinungen in ihrer Gesammtwirkung das 
Individuum in eine dem Siechthume im engeren Sinne gleichwertige 
Situation versetzen. Diese Erwägungen rechtfertigen es, dem Verun- 
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glückten die ausserordentliche Unterstützung in der Form der Zuer- 
kennung einer 120percentigen Rente zuzuwenden. 



Nr. 307. Entsch. des Oberlandesgertchts Colmar. 

Straf-Senat Vom 28. April 1896. 

[Zeitschr. f. Els.-Lothr. Jahrg. 22. S.48.J 

Polizei-Verordnungs-Recht. Anordnung von Sioherheitsmassregeln zur Beseitigung der 
durcti einen Naturzustand bedingten Gefaiir auf Kosten der Eigenttiiimer. 

Der Eigenthümer eines Grundstücks ist weder civilrechtlich ver- 
pflichtet noch kann derselbe polizeiordnungsmässig verpflichtet werden, 
Schutzmassregeln zu treffen, welche nothwendig sein können, um die 
unterhalb gelegenen Grundstücke vor dem Schaden zu bewahren, welcher 
diesen durch Abrutschen oder Abstürzen von Erde, Sand, Geröll, Schnee 
oder Felsen erwachsen kann, sofern die Gefahr lediglich auf der natür- 
lichen Beschaffenheit der Oertlichkeiten beruht und nicht (wenn auch 
nur theilweise) durch menschliches Thun herbeigeführt ist. 



Nr. 208. Entsch. des Deatschen Belchsgerlchts. 

4. Civil-Senat. Vom 15. Mai 1896. 

[Preufls. Verw. Bl. XVm. Nr. 11. S. 117.1 

Der Staat und die Gemeinden sind nictit verpfliclitet, wegen baupolizeilicher Beschrän- 
kungen des Eigenthums Entschädigung zu leisten, f 75 Einl. §§ 36 ff. I 8 Pr. A. L R. 

Das Berufungsgericht prüft dann weiter, ob etwa der § 4 des ge- 
nannten Gesetzes vom 11. Mai 1842 in Verbindung mit § 75 der Einl. 
zum ALE. den Klageanspruch rechtfertige. Nach dem genannten § 4 
soll, wenn behauptet wird, dass durch eine polizeiliche Verfügung ein 
solcher Eingriff in Privatrechte geschehen sei, füi* welchen nach den 
gesetzlichen Vorschriften über Aufopferungen der Rechte und Vortheile 
der Einzelnen im Interesse des Allgemeinen Entschädigung gewährt 
werden muss, der Rechtsweg darüber stattfinden, ob ein Eingriff dieser 
Art vorhanden sei und zu welchem Betrage dafür Entschädigung ge- 
leistet werden müsse. Und nach § 75 der Einl. zum ALR. ist der Staat 
denjenigen, welcher seine besonderen Rechte und Vortheile dem Wohle 
des gemeinen Wesens aufzuopfern genöthigt wird, zu entschädigen ge- 
halten. Das Berufungsgericht erachtet diese gesetzlichen Bestimmungen 
hier nicht für anwendbar, indem es in Anschluss an die Praxis des vor- 
maligen preuss. Obertribunals und des Reichsgerichts (Gruchot, Beitr. 
Bd. 34 S. 881 und Reichsgerichtsentsch. Bd. 34 S. 297) davon ausgeht, 
dass die auch in dem Art. 9 der preuss. Verfassungs- Urkunde grund- 
sätzlich anerkannte Unverletzlichkeit des Eigenthums ihre Beschränkung 
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in den nach §§ 36 ff. ALR. I. 8 gesetzlich zulässigen baupolizeilichen 
Anordnungen finde. Wie das Berufungsgericht dann unter Hinweis auf 
die Bauordnung für die Stadt Erfurt vom 5. Dezember 1879 näher aus- 
führt, handelt es sich im vorliegenden Streitfall ausschliesslich um solche 
baupolizeiliche Beschränkungen, und der Kläger kann deshalb nicht einen 
Anspruch auf Grund des § 4 des Gesetzes vom 11. Mai 1842 und des 
§ 75 der Einl. zum ALR. aus ihnen herleiten. 

Auch diese Ausführung des Berufungsgerichts lässt sich rechtlich 
nicht beanstanden. 

Nr. 309. Entsch. des Tribunal civil in Mai^on. 

Vom 19. Mai 1896. 

(Journal des transports 1897. S. 10.] 

Haftpflicht für das dem Reisenden im Gepäcicioical gestohlene Gepicic. 

Ein Ordonnanzkoffer, der einem Premier -Lieutenant gehörte, 
welcher während der Manöver mit der Überwachung der Einladung des 
Gepäcks der Offiziere •des Regiments beauftragt war, war von der Ge- 
päckbank entwendet worden, während der Eigentümer auf den Bahn- 
steig gegangen war, um mit dem Bahnhof vorstand die erforderlichen 
Anordnungen zu treffen. Die Eisenbahn hatte zu ihrer Verteidigung 
geltend gemacht, dass sie dem Kläger weder einen Gepäckschein noch 
einen Aufbewahrungsschein ausgefolgt habe und dass demnach weder 
ein BefÖrderungs- noch ein Verwahrungs- Vertrag zwischen ihr und dem 
Kläger zu stände gekommen war. Das Gericht hat diese Anschauung 
nicht zugelassen und erklärt, dass die Sache sich mindestens unter 
ebenso günstigen Bedingungen darstelle wie bei einem Reisenden, der 
genötigt ist, für einige Augenblicke sein Gepäck zu verlassen, um sich 
mit einer Fahrkarte zu versehen, und dass, da die Eisenbahn in der 
That keinen Gepäckschein für sämtliche Ordonnanzkoffer der Offiziere 
ausgefolgt hatte, daraus hervorging, dass ihr gegenüber die Vermutung 
bestand, sie in dem Augenblicke übernommen zu haben, wo dieselben 
auf die Gepäckbank niedergelegt und in den Gesichtskreis der Be- 
diensteten gebracht wurden, die gewöhnlich mit der Einschreibung be- 
traut sind. 

Nr. 210. Entsch. des Preuss. Oberverwaltungsgericlits. 

2. Senat. Vom 26. Mai 1896. 

IDeutsoh. Jar. Zeitg. H. Nr. 5. S. 107. Ziff. 29.) 

Grandsteuerpilcht betr. Dienstgrundstüoke and Dienstwohnungen der Beamten. 

Die Vorschriften des § 24 des Kommunalabgabengesetzes vom 14. 
Juli 1893 sind so aufzufassen, dass das neue Gesetz die Dienstgrund- 
stücke und Dienstwohnungen der Beamten nicht mehr als zum 
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Sflfentlichen Dienst oder Gebrauch bestimmt ansieht, sie also nicht mehr 
grundsteuerfrei sein sollen. Dieser Grundsatz ist fortan auch im Rahmen 
der Kabinetsordre vom 8. Juni 1824 (GS. S. 57) massgebend, die über 
die Frage der Grundsteuerfreiheit Bestimmung überhaupt nicht getroffen 
liat. Der Schlussabsatz des § 24 ist nur dahin zu verstehen, dass die 
Grundsätze der Kabinetsordre unbeschadet der Vorschriften in Absatz 
2 und 3 bestehen bleiben bezw. auf ein weiteres örtliches Gebiet aus- 
gedehnt werden sollen. 

Nr. 211. Entsch. des Oberlandesgerichts EOln. 

Vom 27. Mai 1896. 

iZeitschr. f. französ. CivUr. Bd. «7 S. 672.1 

Verletzung eines belgischen Bahnbeamten auf preussisch^m Staatsbahngebiete. Haftung 
des preussischen Eisenbahnfiskus. 

„Ein belgischer Bahnbeamter, welcher ausschliesslich Arbeitnehmer 
der belgischen Staatsbahn ist, von dieser engagirt und angestellt war, von 
dieser sein durch Anstellungsvertrag bestimmtes Gehalt bezog, nur der 
belgischen Staatsbahn als seiner Arbeitgeberin gegenüber vertragliche 
Rechte und Verpflichtungen hatte und in dieser Stellung Dienste ver- 
richtete, die auf der hier fraglichen Bahnstrecke (von Verviers über 
Welkenraedt nach Aachen) aus besonderen, für sein Verhältniss zur 
belgischen Staatsbahn belanglosen Gründen sich als Dienstleistung in einem 
für Eechnung des preussischen Eisenbahnfiskus erfolgenden Bahnbetriebe 
darstellten, kann, wenn er nach dem Uebergange der belgischen Eisen- 
bahnzüge auf preussisches Staatsbahngebiet auf letzterem einen Betriebs- 
unfall erleidet, den preussischen Eisenbahnflskus als Betriebsuntemehmer 
auf Grund des § 1 des Reichshaftpflichtgesetzes vom 7. Juni 1871 für 
den Schaden in Anspruch nehmen. Der Eisenbahnflskus kann seine 
Haftung nicht deshalb ablehnen, weil er nach § 1 des Ausdehnungs- 
gesetzes zum ünfallversicherungsgesetze vom 28. Mai 1885 mit seinem 
ganzen Betriebe unter das Unfallversicherungsgesetz falle, der Kläger 
aber in diesem Betriebe als Arbeiter beschäftigt, also nach § 1 des 
Unfallversicherungsgesetzes vom 6. Juli 1884 gegen die Folgen eines 
hiebei stattgefundenen Unfalls versichert gewesen sei. Denn, wenn auch 
der preussische Eisenbahnflskus auf der fraglichen Bahnstrecke als 
Betriebsunternehmer im Sinne des § 1 des Reichshaftpflichtgesetzes 
anzunehmen ist, so stand er doch zur Zeit des Unfalls dem Kläger nicht 
als Betriebsunternehmer im Sinne des Unfallversicherungsgesetzes, d. h. 
nicht als Arbeitgeber, gegenüber. Es bestand zwischen den Parteien 
kein Arbeits- oder Dienstvertrag, welcher den Kläger verpflichtet hätte, 
zum Bahnbetriebe des preussischen Eisenbahnflskus gehörige Dienste zu 
verrichten. Der § 98 des Gesetzes vom 6. Juli 1884 kann hier nicht 
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in Frage kommen, denn das Unfallversicherungsgesetz findet auf die 
belgische Staatsbahn und auf deren Verhältniss zu ihren Arbeitnehmern 
keine Anwendung. Wäre jedoch der Kläger unter sonst gleichen Um- 
ständen, nicht als Arbeiter eines ausländischen, sondern als Angestellter 
eines dem Unfallversicherungsgesetze unterworfenen deutschen Eisen- 
bahnbetriebsuntemehmens verunglückt, so würde allerdings der preussische 
Eisenbahnflskus, als ein zu dem Kläger nicht im Verhältniss eines Arbeit- 
gebers Stehender, als ein „Dritter" im Sinne des § 89 cit. auf Grund 
dieser Bestimmung aus § 1 des Reichshaftgesetzes haften (vgl. Entsch. 
des E.G., Bd. 20 S.64; Bd. 23, S.62, 53)". 



Nr, 313. Entsch. des Oesterreicli. Verwaltungs-Gerichtshofes. 

Vom 28. Mai 1896. 

fOesterr. Eisenb. Verordn. Bl. IX (1896) Nr. 99. S. 1668.] 

Aenderungen an Eisenbahnobjekten, welche lediglich In Folge von Regullrungsbauten 
behufs Zusammenfassung and concentrirter Abfuhr der Wässer eines Fluss- oder 
Bachgebietes erforderlich werden, fallen nicht der Elsenbahn-Unternehmung zur Last. 

Im Hinblicke auf das in der Sache ergangene hiergerichtliche Er- 
kenntniss vom 20. September 1894, Z. 3460 *), war heute lediglich die 
Frage zu untersuchen, ob durch das Begehungsprotokoll vom 26. Mai 
1838 gegenüber der Nordbahn-Gesellschaft ein Specialtitel begründet 
wurde, kraft dessen die genannte Gesellschaft verpflichtet worden ist, 
jede Aenderung an der Eisenbahnbrücke über den Zaya-Giessbach auch 
künftighin auf eigene Kosten herzustellen. 

Die angefochtene Entscheidung verneint diese Frage, weil die Be- 
stimmungen des Begehungsprotokolles nur eventuelle natürliche, bezw. 
durch den Bau und Bestand der Bahn herbeigeführte Aenderungen der 
Wasserabflussverhältnisse, nicht aber solche Veränderungen im Auge 
haben können, welche auf eine willkürliche, d. i. von dritter Seite ge- 
plante, wenn auch den dermaligen Bedürfnissen entsprechende Bach- 
regulierung zurückzuführen sind. 

Der Verwaltungs-Gerichtshof musste diese Entscheidung als zu- 
treffend erkennen. Denn in dem citirten Begehungsprotokolle haben 
die Herrschaft und die Unterthanen in Betreff der im Protokolle ange- 
führten, vom Staatsingenieur zur unschädlichen Abführung der Hoch- 
wässer für nöthig erkannten Oeffnungen allerdings die ausdrückliche 
Bedingung gesetzt, dass die Eisenbahn-Gesellschaft in der Zukunft 
verpflichtet bleibe, jede Abänderung und Vermehrung, welche sich in 
der Zukunft bei diesen Objecten zum unschädlichen Abflüsse dieser 



Cf. Vrdg8.-Bl. Nr. 126 vom 3. November 1894, pag. 2089. 
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Gewässer zeigen sollte, auf ihre eigenen Kosten herzustellen und zu 
erhalten, und es hat auch die Eisenbahn-Gesellschaft diese Bedingung 
angenommen. 

Nach dem Wortlaute dieser Vereinbarungen kann aber allerdings 
die Verpflichtung der Bahngesellschaft nur auf solche Aenderungen 
oder Vennehrungen der erwähnten Objecte bezogen werden, welche 
dadurch als nothwendig erscheinen , dass die errichteten Objecte für die 
unschädliche Abführung der Wässer nach ihren bestandenen natürlichen 
Abflussverhältnissen sich als ungenügend erweisen sollten. 

Nun wurde durch das Commissionsprotokoll vom 16. März 1893 
constatirt, dass die von dem Zaya-Concurrenzausschusse unternommene 
Regulirung des Zaya- Flussgebietes eine wesentliche Aenderung der 
bestandenen natürlichen Abflussverhältnisse in sich schliesst, indem die 
Abführung der Hochwässer in Hinkunft nicht mehr durch die im Jahre 
1838 geschaffenen 8 Objecte, sondern in der Weise erfolgen soll, dass 
die Hochwässer aus dem Zaya - Flussgebiete concentrirt durch den 
Durchlass der in Frage stehenden Eisenbahnbrücke abzuführen sein 
werden, und dass das Regulirungsproject insbesondere auch eine 
wesentliche Abänderung der dermaligen Abflussverhältnisse dadurch 
herbeigeführt hat, dass der bisher in den Zaya-Mühlbach eingeleitete 
und durch den Eisenbahn-Durchlass bei km 60.3/4 weitergeführte 
Eichhornbach nun ebenfalls in das Hauptbett einbezogen wurde. 

Aus diesem Gutachten folgt nun klar, dass die Erweiterung der 
in Frage stehenden Eisenbahnbrücke keineswegs dadurch als noth- 
wendig sich herausgestellt hat, weil die nach dem Begehungsprotokolle 
vom Jahre 1838 geschaffenen Objecte zur Abfuhr der Hochwässer sich 
als ungenügend erwiesen haben, sondern dass die geplante Aenderung 
der Eisenbahnbrücke darum erforderlich erschien, weil die Zusammen- 
fassung und concentrirte Abfuhr der Wässer des Zaya-Flussgebietes 
Ziel und Zweck der Regulirung gewesen war. 

Der Verwaltungs-Gei-ichtshof musste daher die angefochtene Ent- 
scheidung als in dem Wortlaute des ConcurrenzprotokoUes vom Jahre 
1838 begründet anerkennen und darum die Beschwerde als unbegründet 
abweisen. 

Nr. 213. Entsch. des Oesterr. Verwalt.-Gerlchtshofes. 

Vom 29. Mai 1896. 

[Oesterr. Eisenb. Verordn. Bl. IX (1896) Nr. 105 S. 1734.] 

I. Bei Beurtheilung der Frage, ob eine Elsenbalinunternelimung auf Grand der Be- 
stimmung des § 10, lit. b), Abs. 2 der Verordnung vom 14. September 1854, R.-G.-Bl. 
Nr. 238, zu Voricehrungen gegen später eingetretene Naclitlieile verpfliclitet werden 
kann, Icommt es niclit auf ein Verscliuiden der Eisenbahnunternehmung, sondern nur 
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auf den urslohlichen Zusammenhang zwischen dem Bahnbaue und den constatirten 
Uebelständen an. — 2. Aus der Verpflichtung der Eisenbahnunternehmung zur Her- 
stellung von Vorkehrungen folgt die weitere Verpflichtung, den hiezu erforderlichen 

Kostenaufwand zu bestreiten. 

Durch die angefochtene Verfllgung des k. k. Handelsministeriums 
vom 23. September 1895, Z. 44.864, wurde ausgesprochen, dass Seitens 
der Verwaltung der k. k. priv. Kaiser Ferdinands-Nordbahn behufs 
Beseitigung der mit dem Bestände von Materialgräben im Gebiete der 
Gemeinde Pohl verbundenen sanitätswidrigen üebelstände entsprechende 
Vorkehrungen zu treffen sein werden. 

Die beschwerdeführende Nordbahn erachtet sich durch die ange- 
führte Verfügung in zweifacher Eichung für beschwert: 

1. weil dieselbe überhaupt an die Bahnverwaltung und nicht vielmehr 
an die Gemeinde Pohl erlassen wurde; 

2. weil dieselbe — wenigstens stillschweigend — von der Nordbahn 
verlange, dass sie die ihr aufgetragenen Vorkehrungen auf ihre 
Kosten durchführe. 

Ad. 1. Der Eechtstitel der angefochtenen Verfügung liegt in der 
Bestimmung des § 10, lit. b) der die Ertheilung von Eisenbahn- 
Concessionen regelnden , mit Rücksicht auf die Concessionsurkunde vom 
1. Jänner 1886, R.-G.-Bl. Nr. 7, auch auf die Kaiser Ferdinands- 
Nordbahn anwendbaren Verordnung vom 14. September 1854, R.-G.-Bl. 
Nr, 238, woselbst gesagt wird, dass die Eisenbahnunternehmungen 
solche Vorkehrungen zu treffen haben, dass die angrenzenden Grund- 
stücke, Gebäude u. s. w. durch die Bahn* weder während des Baues 
derselben, noch in der Folge Schaden leiden. 

Die thatsächlichen Voraussetzungen der Anwendung dieser Ge- 
setzesstelle sind durch die Erhebungen in zweifelloser Weise festgestellt. 
Denn dieselben haben ergeben, dass der hier in Frage kommende, 
durch den Bau der Bahn selbst gebildete Materialgraben im Laufe der 
Zeit in einen Sumpf verwandelt worden ist, welcher durch die damit 
verbundene Verpestung der ganzen Umgebung und durch die drohende 
Verseuchung der Nutzwässer sanitäre Üebelstände und Gefahren vou 
weittragender Bedeutung herbeizuführen geeignet ist. 

Damit sind alle Momente gegeben, durch deren Vorhandensein die 
Anwendung der angeführten Gesetzesstelle bedingt ist. Ein Verschuldeu 
der Bahnunternehmung oder der Bahn Verwaltung gehört zu diesen 
Momenten nicht. Das Gesetz erwähnt von diesem Erfordernisse nichts, 
und es kommt dasselbe hier überhaupt gar nicht in Frage, da es sich 
nicht um privatrechtliche, sondern um öffentlich rechtliche, der Unter- 
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nehmung mit Rücksicht auf die ihr ertheilte Concession auferlegte 
V«rpflichtuDgen gegenüber der Staatsverwaltung handelt. 

Die Frage, ob irgend ein Verschulden der Bahnverwaltung anzu- 
nehmen sei, kommt in Fällen jener Kategorie, wie der vorliegende, 
umsomehr ausser Betracht , als es sich nicht um die Haftung für einen 
bereits zugefügten erweislichen und nach Vermögenswerthen abschätz- 
baren Schaden, sondern um die Hintanhaltung zukünftiger Schädigungen 
oder Benachtheiligungen handelt. 

Im concreten Falle endlich muss die Feststellung eines ui'sächlichen 
Zusammenhanges zwischen dem Bahnbaue bezw. den durch denselben 
bewirkten Veränderungen und den constatirten sanitären Gefahren und 
Uebelständen auch aus dem weiteren Grunde genügen, weil die Bahn- 
unternehmung vertragsmässig und unbedingt und vorbehaltlos die 
Verpflichtung auf sich genommen hat , die hier in Betracht kommenden 
Vorkehrungen, sobald das Bedürfniss dazu sich ergeben werde, zu treffen. 

Im Begehungsprotokolle über die betreffende Eisenbahnstrecke vom 
22. April 1841 ist nämlich eine Erklärung des General-Inspektors im 
Namen der Eisenbahn-Gesellschaft enthalten, dass sich zu allen wie 
immer gearteten und später als nothwendig anerkannten Herstellungen 
und Durchlässen oder Abzügen .... herbeigelassen .... und dafür 
gesorgt werden wird , dass den diesfalls später vielleicht vorkommenden 
Uebelständen mit möglichster Beschleunigung abgeholfen werde. 

In dem speciell die Strecke in der Gemeinde Pohl betreffenden 
Protokolle vom 11. Mai 1841 wird auf diese Verpflichtungserklärung 
ausdrücklich und mit dem Bemerken, dass dieselbe auch hier gelte, 
hingewiesen. 

In der hierüber ergangenen Erledigung des Landes-Guberniums 
vom 25. Juni 1841, Z. 25.871, mit welcher das Bauprmect genehmigt 
wurde, wird der Beisatz gemacht, dass nach der von den Bevoll- 
mächtigten der Bahndirection übernommenen Verpflichtung die vielleicht 
weiter noch nothwendig werdenden Wasserdurchlässe zum Ablaufe des 
Regen- und Inundationswassers , sowie die allenfalls noch im Verfolge 
aus öffentlichen polizeilichen Rücksichten sich als nothwendig dar- 
stellenden Vorkehrungen auf jedesmalige Anforderung von der Eisenbahn- 
unternehmung zu bewerkstelligen sind. 

In einem weiteren Protokolle vom 6. August 1844, bei dessen 
Aufnahme auch die Vertreter der Gemeinde Pohl betheiligt waren, hat 
der Vertreter der Bahn neuerdings die Zusicherung gemacht, dass in 
dem Falle, als etwa bei der wirklichen Ausführung des Bahn- 
baues weitere Vorkehrungen bezüglich des Wasserabflusses, der Ver- 
bindungswege oder in sonstiger polizeilicher Hinsicht als nothwendig 
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hervortreten sollten, solche ohne Verzug, das heisst also ohne eine 
diesbezügliche Aufforderung Seitens der Behörde abzuwarten, in ent- 
sprechender Art werden bewirkt werden. 

Diesen Verpflichtungserklärungen gegenüber kann sich die Be- 
schwerdeführerin auch nicht mit Erfolg auf den Umstand berufen , dass 
durch Vernachlässigung der Reinigung des über den fürstlich Hatzfeld'- 
schen Grund führenden Abzugsgrabens die Versumpfung des Material- 
grabens fortgeschritten und die früher durch den erwähnten Abzugs- 
graben bewerkstelligte Reinigung desselben unmöglich geworden sei. 

Denn nach dem unzweideutigen Wortlaute der obigen Erklärungen 
hatte die Bahnuntemehmung, bezw, Bahnverwaltung schon ursprünglich, 
das heisst schon zur Zeit, als durch den Bahnbau der in Rede 
stehende Materialgraben entstanden war, die Verpflichtung, die Ver- 
sumpfung desselben durch entsprechende Vorkehrungen hintanzuhalten, 
wonach die offenbar erst später eingetretene Verschlammung des fürstlich 
Hatzfeld'schen Grabens auf den Zustand des Materialgrabens gar nie 
einen Einfluss zu nehmen geeignet gewesen wäre. 

Ad 2. Aus der eben erörterten Verpflichtung der Beschwerde- 
führerin, die in Rede stehenden Vorkehrungen zu treffen, ergiebt sich 
selbstverständlich auch die Verpflichtung zur Tragung der damit ver- 
bundenen Kosten. 

Die Beschwerde will in dieser Richtung zwar geltend machen , dass 
es sich vorliegend um eine sanitätspolizeiliche Massregel handle, dass 
daher nach den Bestimmungen der Gemeindeordnung die Gemeinde 
Pohl den betreffenden Kostenaufwand zu bestreiten hätte. 

Allein es handelt sich gegenwärtig nicht um eine sanitätspolizeiliche 
Massregel. Der in Handhabung dieser Function an die Bahnverwaltung 
ergangene und in Betreff des jetzt noch allein einen Gegenstand der 
behördlichen Verfügung bildenden Materialgrabens gänzlich unausgeführt 
gebliebene Auftrag des Gemeindevorstandes Pohl kommt bei dem 
jetzigen Stande der Sache gar nicht mehr in Betracht. Es handelt 
sich vielmehr gegenwärtig um eine von der Staatsverwaltung in 
Ausübung der ihr durch das Eisenbahn-Concessionsgesetz eingeräumten 
Rechte an die Bahnverwaltung gerichtete Aufforderung zu Massregeln, 
welche innerhalb des durch das bezeichnete Gesetz vorgezeichneten 
Kreises von Verpflichtungen der Bahn gelegen sind. 

Mit Rücksicht auf diesen speciellen, aus dem Rechtsverhältnisse 
der Bahn gegenüber der Staatsverwaltung entspringenden Rechtstitel 
kann die Frage, ob auf Grund der allgemeinen Gesetze und auf Grund 
der Verhältnisse zwischen dem Staate und den Gesetzesunterthanen 
überhaupt die Anforderung an die Beschwerdeführerin gestellt werden 
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könne, die fraglichen Vorkehrungen auf ihre Kosten vorzunehmen, gar 
nicht aufgeworfen werden. 

Es war demnach die Beschwerde als unbegründet abzuweisen. 



Nr. 314. Entsch. des Oesterr. Obersten Gerichtshofes. 

Vom 3. Juni 1896. 

[Oesterr. Elsenb. Verordn. Bl. X Nr. 19. S. 419.1 

Die Eisenbahn-Unternehmungen liaften für jede durcli Verschulden ihrer Organe an 
Personen und Sachen zugefügte Beschädigung. 

Das k. k. österr. Oberlandesgericlit bestätigte mit Erkenntniss 
vom 4. März 1896, Z. 549, das erstrichterliche ürtheil mit folgender 
Begründung: 

Die Frage, ob der geklagten GeseUschaft hinsichtlich der erfolgten 
Explosion ein Verschulden im Sinne des § 1294 a. b. G.-ß. beizumessen 
ist, muss bejaht werden. Gemäss § 19 der kais. Verordnung vom 16. 
November 1851, R.-G.-Bl. Nr. 1 ex 1852, haften die Eisenbahn-Unter- 
nehmen für die durch eigenes oder durch Verschulden ihrer Beamten 
und Diener an Personen und Sachen zugefügten Beschädigungen: 1. im 
Sinne der eingegangenen Verbindlichkeit und nach den über diese Haftung 
bestehenden besonderen gesetzlichen Anordnungen; 2. in Ermangelung 
solcher, nach den Bestimmungen des allgemeinen bürgerlichen Gesetz- 
buches über Schadenersatz. Im gegebenen Falle liegt aber ein eclatantes 
Verschulden der Organe der Geklagten vor, weil dieselben die im Falle 
von Gasausströmungen bestehenden Vorschriften der Handelsministerial- 
Verordnung vom 9. Mai 1895, R.-G.-Bl. Nr. 76 (§§ 5, 16 und 27), sowie 
eines Circulars dieser Gesellschaft, nach welch letzterem Circulare bei 
Gasausströmungen der Bahnverwaltungsbeamte sogleich in Kenntniss zu 
setzen ist, und derselbe, unter eventueller Zuziehung des Stationsheiz- 
haus- oder Werkstättenvorstandes, unter Anwendung aller Vorsichts- 
massregeln, den Fehler durch eigene fachkundige Organe oder durch 
Organe der Gasanstalt unter persönlicher Intervention auffinden und 
beseitigen zu lassen hat, nicht beachtet, sondern denselben zuwider 
gehandelt haben. 

Der Oberste Gerichtshof hat mit Entscheidung vom 3. Juni 1896, 
Z. 6284, die ausserordentliche ßevisionsbeschwerde der Geklagten wegen 
Abganges der Voraussetzungen des Hofdecretes vom 15. Februar 1833, 
J. G.-S. Nr. 2593, zurückgewiesen, zumal wenn erwogen wird, dass die 
im § 19 der kais. Verordnung vom 16. November 1851 , E.-G.-Bl. Nr. 1 
ex 1852, das Verschulden der Beamten und Diener einer Eisenbahn- 
Betriebsunternehmung dem eigenen Verschulden dieser Unternehmung 
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gleichgestellt wird, dass dadurch die Haftung der Eisenbahn-Betriebs- 
ünternehmungen für die durch Verschulden ihrer Beamten und Diener an 
Personen und Sachen zugefügten Beschädigungen grundsätzlich zum 
Ausdruck gelangt ist und dass die in der bezogenen Vorschrift erfolgte 
Bezugnahme auf die Bestimmungen des allgemeinen bürgerlichen Gesetz- 
buches über den Schadenersatz nur die Bedeutung hat, dass die Art 
des Verschuldens und des Schadensersatzes in Ermangelung besonderer 
gesetzlicher Anordnungen nach den Bestimmungen des XXX. Haupt- 
stückes des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches zu beurtheilen ist. 
Dass thatsächlich im gegebenen Falle Organen der geklagten Bahn- 
gesellschaft ein grobes Verschulden zur Last falle, hat die oberlandes- 
gerichtliche Begründung in erschöpfender Weise dargethan. 



Nr. 315. Beschluss des Deutschen Beiclisgerlclits. 

1. Civil-Senat. Vom 27. Juni 1896. 

[Seaffert Aroh. N.F. Bd. 22 Heft 2 S.203 Ziff. 111.) 

Die Anordnung des Gerichts aus Art. 407. 409 HGB. wegen Niederlegung und Verkaufs 
von Fraclitgijtern ist Saclie der freiwilligen Gericlitsbarkeit. 

Der Antrag ist vom AG. zurückgewiesen, durch Beschluss des LG. 
ist dem Antrage stattgegeben, durch den angefochtenen Beschluss des 
Kammergerichts ist der erste Beschluss wiederhergestellt worden. Die 
dagegen eingelegte weitere Beschwerde liegt ausserhalb der Zuständigkeit 
des Reichsgerichts; 

§ 135 GVG; § 2 Einf.-Ges. z. GVG.; § 530 CPO. 

Ein zur ordentlichen streitigen Gerichtsbarkeit gehörender bürger- 
licher Rechtsstreit i. S. der bezeichneten Vorschriften liegt nicht vor, 
vielmehr verhält es sich mit dem Antrage und dem Gesuche nach den 
Art. 407. 409 nicht anders als mit dem Gesuche des Pfandgläubigers 
nach Art. 310 HGB. Alles was für den Fall des Art. 310 in dem Be- 
schlüsse des RG. V. 20. Januar 1894, 

Entsch. des RG. Bd. 32 S. 99, 
dargelegt ist, trifft auch für den vorliegenden Fall zu. Ganz klar ist 
dies für den Fall, dass der Empfänger des Gutes nicht zu ermitteln ist; 
aber auch in dem Fall, wo der Empfänger bekannt ist und die An- 
nahme verweigert, ist die Anordnung des Gerichts, durch welche die 
Lagerung und der Verkauf des Gutes oder eins von beiden bestimmt 
wird, als solche keine Verfügung oder Entscheidung in einem Rechts- 
streit, oder eine vorläufige Zwangsvollstreckung, oder eine einstweilige 
Verfügung i. S. der §§ 815 ff. CPO., sondern ein lediglich durch die Vor- 
schriften des HGB. geordnetes, nicht unter die CPO. fallendes Verfahren, 
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auf welches die §§ 530 ff. CPO. keine Anwendung finden können. Der 
Antrag ist lediglich auf Grund der Art. 407. 409 HGB. gestellt worden. 
Das AG. hat deshalb auch mit Eecht die Kosten nach § 98 des preuss. 
Ger.-Kosten-Ges. v. 25. Juni 1895 liquidirt. 

Hienach hat die weitere Beschwerde wegen Unzuständigkeit des 
Eeichsgerichts zurückgewiesen werden müssen. 



Nr. 316. Entseli. des Dentsehen Beielisgerlelits. 

2. Civil-Senat. Vom 3. Juli 1896. 

[Zeitschr. f. französ. Civilr. Bd. 27 S. 658.1 

Entschuldbare Unkenntniss einer Polizeiverordnung, deren Innehaltung einen Eisenbahn- 
Unfall vermieden haben würde, kann nach Rheinisch-französisohem Recht die oivilrecht- 
iiche Haftbarkeit des Verietzers dieser Polizeiverordnung nicht begrfinden. 

Anlässlich eines Zusammenstosses zwischen einem Zuge der Sekundär- 
hahn Ronsdorf-Müngsten und einem von dem Kutscher E. der Firma 
Himmelmann-Pothmann zu Elberfeld geleiteten Fuhrwerke der letzteren 
auf der die Bahnlinie schneidenden Lüttringhauser Strasse hatte die 
gedachte Firma gegen die Eisenbahn Schadensersatzklage erhoben, welche 
das O.L.G. zu Köln als begründet erachtete. Die Revision der Beklagten 
wurde vom E.G. zurückgewiesen. — Von dem E.G. wird unter Anderem 
Folgendes ausgeführt: 

^Die Beklagte hat zwar zur Begründung der Eevision geltend 
gemacht, es habe ein Verschulden des Kutschers E. am Unfälle schon 
um deswillen angenommen werden müssen, weil derselbe sich einer 
TJebertretung des § 4 der für die Eisenbahn Eonsdorf-Müngsten er- 
lassenen Polizeiverordnung vom 30. Mai 1891 dadurch schuldig gemacht 
habe, dass er es unterlassen habe, vor dem in Frage stehenden Eisen- 
bahnübergange in angemessener Entfernung zu halten und sich durch 
den Augenschein zu überzeugen, dass kein Zug herannahe. Das O.L.G. 
hat indessen in dieser thatsächlich nicht bestrittenen Unterlassung ein 
civilrechtliches Verschulden um deswillen nicht gefunden, weil nicht 
behauptet sei und nicht angenommen werden könne, dass dem Kutscher 
E. die fragl. Polizeiverordnung und insbesondere die angezogene Vor- 
schrift des § 4 derselben bekannt gewesen sei. Diese Annahme kann 
nach der vorliegenden Sachlage als rechtsirrthümlich nicht erachtet 
werden. Nach französischem Eecht besteht eine Bestimmung, nach 
welcher aus der Verletzung einer polizeilichen Vorschrift, bei deren 
Innehaltung das einen Schaden herbeiführende Ereigniss vermieden 
worden wäre, ohne Weiteres auch die civilrechtliche Haftbarkeit her- 
zuleiten wäre, nicht (vergleiche für das Gebiet des allgemeinen Land- 
rechts Theü I. Tit. 6, §§ 25, 26). Wenn daher die Verhältnisse nicht 
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SO liegen, dass die betreffende Polizeivorschrift dem dieselbe Verletzenden 
füglich nicht hätte unbekannt bleiben können oder dürfen, so kann 
in der Nichtannahme der civilrechtlichen Haftbarkeit auf Seiten des 
in Unkenntniss derselben handelnden Verletzers ein Eechtsirrthum nicht 
gefunden werden". 

Nr. 217. Entsch. des Eassationshofes in Turin. 

Vom 9./14. September 1896. 

[Zeitschr. f. d. intemat. Eisenb. Transp. Y (1897) Nr. 3 S. 286.] 

Beschädigung und Manko an einer Sendung Kohlen. Beweispflicht. 

Durch die vorbezeichnete Entscheidung hat der Kassationshof in 
Turin ausgesprochen, dass, sofern es sich um leichtentzündliche Güter 
— im vorliegenden Falle Holzkohlen — handelt, bei welchen der durch 
Entzündung entstandene Schaden als durch die gefährliche Natur des 
Guts hervorgerufen angesehen werden kann, die Vermutung eines Ver- 
schuldens der Eisenbahn nach der klaren und genauen Bestimmung des 
Artikels 130, lit. c, der T. und T.-B.^) ausgeschlossen sei und daher die 
Verpflichtung zum Nachweis eines eisenbähnseitigen Verschuldens dem 
Kläger obliege. 

Mit dieser Entscheidung wurde ein Urteil des Appellgerichts in 
Pavia aufgehoben, welches davon ausgegangen war, dass die Bestimmung 
des Artikels 130 nur auf die im Artikel 103 aufgeführten Gegenstände 
anwendbar sei, d. h. nur auf solche, welche auf Gefahr des Absenders 
befördert werden, worunter allerdings auch Holzkohlen gehören, aber 
nur dann, wenn dieselben in loser Schüttung (alla rinfusa) verladen wurden. 

Da es sich im Streitfalle um einen Teil einer Sendung Holzkohlen 
handelte, die in Säcken aufgegeben und während des Transportes vom 
Feuer verzehrt worden waren, also um ein Gut, das nicht unter den 
Artikel 103 fällt, so hatte das Appellgericht die Eisenbalin zum Schadens- 
ersatz verurteilt, weil es ihr nicht gelungen war, den Nachweis zu leisten, 
dass ihr ein Verschulden nicht zur Last falle. 

Diese Auffassung wurde vom Kassationshof als irrtümlich bezeichnet 
und die Sache unter Aufhebung des Urteils zur nochmaligen Behandlung 
an das Appellgericht in Mailand verwiesen. 



Nr. 218. Entsch. des Deutsehen Betehsgerlelits. 

2. Civil-Senat. Vom 16. September 1896. 

(Jur. Zeitschr. f. £ls. Lothr. Jahrg. 22 S. 1.] 

Konzession zum Bau einer Eisenbahn. Reclitliche Natur des Konzessionsvertrags. 
Ueber die Bauzeit hinaus sich erstreckende Verpflichtung des Unternehmers zur Her- 



*) T. und T.-B. = Taxife und Transport-Bedingungen im Verkehr der italienischen 
Eisenbahnen. 
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Stellung von Ufersohutz-Bauten. Verpflichtung zum Schadensersatz wegen Nichteln- 
haltens der hierauf bezüglichen Konzessionsbedingung. 

Durch Vertrag des Präfekten des Mosel -Departements mit der 
Soci6t6 beige des chemins de fer vom 16. April 1868 ist dieser Gesell- 
schaft, in deren Rechte und Pflichten später die Soci6t6 anonyme des 
chemins de fer de la Lorraine in Metz getreten ist, die Konzession zum 
Bau einer Bahn von der Grenze des Departements Niederrhein nach 
Saargemünd verliehen worden. Hierbei übernahm das Departement die 
Verpflichtung zur Zahlung einer bestimmten Subvention. Das Projekt 
der Gesellschaft, unterhalb Saaralben die Saar zu fiberbräcken und 
deren Lauf, damit eine rechtwinkelige üeberführung der Bahn gewonnen 
werde, zu ändern, wurde durch arrgt6 des Präfekten vom 18. November 
1869 u. A. unter der Bedingung genehmigt, dass sich die Gesellschaft 
verschiedenen Schutz-Bauten am Ufer der Saar unterziehe. Am 6. Ja- 
nuar 1881, längst nach Abnahme der Bahn, stellte die Bezirksver- 
waltung von Lothringen fest, dass unterhalb jener Bahnbrücke das linke 
Ufer der Saar streckenweise abgeschwemmt und der Gefahr der Unter- 
spülung ausgesetzt sei, was daher rühre, dass die steinerne Befestigung 
der Ufer nicht stark genug angelegt worden, um der heftigen Strömung 
zu widerstehen, die durch eine von der Gesellschaft oberhalb der Bahn- 
brücke bei Saaralben geschaffene schärfere Flusswindung verursacht 
werde. Nach fruchtloser Aufforderung an die Gesellschaft zur nach- 
träglichen Herstellung der erforderlichen Schutzbauten liess der Bezirk 
sie vornehmen, hielt aber deren Kosten von der letzten Rate der der 
Gesellschaft in obigem Vertrage zugesicherten Subvention zurück. Die 
Klage der Gesellschaft gegen ihn auf deren Auszahlung wurde durch 
das Berufungsgericht abgewiesen aus folgenden Gründen: Wenn die 
Grundsätze des Werkverdingungsvertrags auch auf Unternehmungen 
öffentlicher Bauten Anwendung finden sollen, so liegt diesem Gedanken 
die Voraussetzung zu Grunde, dass es sich um die eigentlichen Unter- 
nehmungen d. h. um Arbeiten handelt, die im Auftrag und für Rech- 
nung des Staates oder eines staatlichen Organismus ausgeführt werden. 
Die Bestimmungen über den Werkverdingungsvertrag können aber dann 
nicht zur Richtschnur genommen werden, wenn der Bauausführende 
für seine Rechnung handelt und selbst der Bauhen* ist, dem Staate 
oder dem Bezirke aber nur ein Aufsichtsrecht oder ein Anspruch auf 
Vornahme gewisser Arbeiten seitens des Bauherrn zusteht. Im vor- 
liegenden Falle, wo die Klägerin als Konzessionärin des Bahnbanes letz- 
teren für sich selbst ausgeführt hat, hat der sogenannte Konzessionsver- 
trag einen doppelten Charakter, einen öffentlich-rechtlichen, insofern 
der Staat bezw. der Bezirk als Träger der Polizeigewalt die Bedin- 

21* 
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guDgen aBgiebt, an deren Beobachtung er die Erlaubniss zum Bau 
knüpft, und einen privatrechtlichen, soweit er als Mitkontrahent in 
einem zweiseitigen Vertrage auftritt, in dem die Konzessionärin gegen 
die Zusicherung einer Subvention dem Bezirke gegenüber sich zur Vor- 
nahme gewisser Arbeiten verpflichtet. Während nun eine Zuwider- 
handlung gegen die polizeilichen Bestimmungen der Konzession weder 
einen Geldanspruch des Bezirks noch einen Anspruch auf Vornahme der 
Arbeiten selbst begründet, vielmehr gemäss Art. 38 des Lastenheftes 
nur die dech6ance zur Folge hat, kann vom Gesichtspunkte der privat- 
rechtlichen Verpflichtung der Klägerin die Vornahme der bedungenen 
Arbeiten seitens des mitkontrahirenden Bezirkes auf gerichtlichem Wege 
direkt erzwungen, bezw. die entsprechende Entschädigung wegen Nicht- 
vornahme der Arbeiten verlangt werden. Es handelt sich demnach nur 
um die Frage, ob die Klägerin vertragsmässig zur Vornahme der in 
Rede stehenden Arbeiten verpflichtet war, und bedarf es deshalb keines 
Zurückgreifens auf die Grundsätze der negotiorum gestio, die bei dem 
ablehnenden Standpunkte der Klägerin dieser Verpflichtung gegenüber 
überhaupt als unzutreffend erscheinen müssten. 

Diese Frage ist aber im Hinblick auf Art. 15 der Konzession und 
des Art. 4 des arr6t6 vom 18. November 1869 zu bejahen. 

Die gegen dieses Urtheil von der Klägerin eingelegte Revision 
wurde zurückgewiesen aus folgenden Gründen: Die Revisionsklägerin 
hat es nicht unternommen, die Auslegung, welche das Berufungsgericht 
der in den Artikeln 3 und 15 des Lastenhefts ihr auferlegten Verbind- 
lichkeit giebt, als auf Gesetzesverletzung beruhend anzugreifen. Auf 
dieser Auslegung beruht es aber, dass das Berufungsgericht aus dem 
Vertrage vom 16. April 1868 die Verpflichtung der Klägerin ableitet, 
Uferbeschädigungen, welche durch die von ihr bewirkte Flusskorrektion 
verursacht worden sind, auch dann zu beseitigen, wenn dieselben erst 
nach Vollendung der Eisenbahn hervortreten sollten. Es kann deshalb 
von Erörterung der Frage abgesehen werden, ob der genannte Vertrag 
rechtlich als ein Werkverdingungsvertrag oder als ein Vertrag beson- 
derer Art zu charakterisiren sei; eine Klausel jenes Inhalts war in 
jedem Falle zulässig.* Auf die letzterwähnte Frage einzugehen, geben 
auch die von der Revisionsklägerin erhobenen Angriffe keine Ver- 
anlassung. 

Der erste dieser Angriffe stützt sich darauf, dass der Präfektural- 
beschluss vom 18. November 1869 die Art und Weise, wie die Brücke 
und die sonstigen Korrektionsarbeiten ausgeführt werden sollten, genau 
bestimmt habe und bei der Abnahme der Bahn seitens des Beklagten 
weder ein Verstoss gegen diese Festsetzungen gerügt, noch ein Vorbe- 
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halt wegen etwaiger Mängel gemacht worden sei. Gegenüber der er- 
wähnten Auslegung aber, welche das Berufungsgericht den Artikeln 3 
und 15 des Lastenhefts giebt, könnte dem Unterlassen derartiger Rügen 
und Vorbehalte die Wirkung, dass die Klägerin von der Verantwort- 
lichkeit für später hervortretende üferbeschädigungen befreit sein sollte, 
nur unter der Voraussetzung beigemessen werden, dass der Beklagte 
damit einen Verzicht auf die ihm aus den genannten Artikeln erwach- 
senen Rechte erklären wollte. Das Oberlandesgericht ist nun zu der 
Ansicht gelangt, dass dem Beklagten eine solche Absicht nicht beige- 
wohnt habe, was es damit begründet, dass die Abnahme in erster Linie 
die Sicherheit des Bahnbetriebs bezweckt habe, und weiter damit, dass 
das Abnahmeprotokoll keineswegs eine ausdrückliche Genehmigung der 
in Rede stehenden Arbeiten enthalte und überhaupt nur eine Heihe ganz 
bestimmter Punkte den Gegenstand der Erörterung gebildet habe. In 
dieser Begründung des vom Berufungsgericht gezogenen Schlusses kann 
eine Gesetzesverletzung nicht gefunden werden. 

Wenn die Revisionsklägerin femer die vom Berufungsgericht ge- 
troffene Festsetzung des Betrags der Entschädigung mit der Ausführung 
angreift, dass die Kosten der Wiederherstellungsarbeiten geringere ge- 
wesen sein würden, wenn die Ingenieure des Beklagten die Nothwendig- 
keit derselben früher entdeckt hätten, so scheitert dieser Angriff daran, 
dass nach dem Thatbestande des angegriffenen Urtheils die Klägerin 
mit einem Einwände dieser Art die Gegenforderung des Beklagten über- 
haupt nicht bekämpft hat. 

l^Y. 319. Entsch. des Frenss. Oberverwaltungsgerichts. 

2. Senat. Vom 16. September 1896. 

[Preuss. Verw. Bl. XVm. Nr. 18. S. 186.) 

Kreisbestenernng der Kleinbahnen. Abzugsfälligkeit von Abschreibungen, sowie Kosten 

von Erweiterungen und Ergänzungen, g 9 IM Einliommensteuergesetz v. 24. Juni 1891. 

— § 40 Kleinbahngesetz v. 28. Juli 1892. 

Ein Streit darüber, dass die dem Kläger gehörige Bahn zu den 
Kleinbahnen gehört, wie sie § 1 des Gesetzes über Kleinbahnen und 
Privatanschlussbahnen vom 28. Juli 1892 umschreibt (vergl. GS. S. 225), 
besteht nicht und konnte auch füglich nicht erhoben werden, da es 
keinem Zweifel unterliegt, dass die Kriterien in Abs. 2 a. a. 0., woselbst 
es heisst: 

„Insbesondere sind Kleinbahnen der Regel nach solche Bahnen, 

welche hauptsächlich den örtlichen Verkehr innerhalb eines Gte- 

meindebezirks oder benachbarter Gemeindebezirke vermitteln", 

auf die fragliche Bahn völlig zutreffen. Es kann daher im Hinblick 

auf § 40 des Kleinbahngesetzes weiter auch nicht zweifelhaft sein, 
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dass die Sylter Dampfsparbahn als Privateisenbahnunternehmang im Sinne 
des Kommunalabgabengesetzes vom 27. Juli 1885 (§ 4) nicht zu er- 
achten ist, ihr Reineinkommen also nicht der Feststellung durch Resolut 
der Staatsaufsichtsbehörden unterliegt. Damit scheiden von vornherein 
alle Bezugnahmen des Klägers auf das von den Privateisenbahnen be- 
hufs Feststellung ihres Einkommens einzuschlagende Verfahren aus dem 
Kreise der Erwägungen aus. Es interessirt nicht, ob und inwieweit 
dabei nach allgemeinen steuerlichen Grundsätzen vorgegangen oder von 
ihnen abgewichen wird, und ebensowenig kommt es darauf an, wie in 
dieser Richtung bei den Staatseisenbahnen verfahren zu werden pflegt. 
Der Kläger unterliegt vielmehr, wie jeder Andere, der, ohne im Kreise 
Tondern zu wohnen, daselbst ein stehendes Gewerbe betreibt, den für 
Forensen massgebenden Vorschriften der Kreisordnung, und es ist in- 
soweit ein rein zufälliges Moment, dass sein Gewerbebetrieb in dem Be- 
triebe einer sogenannten Kleinbahn besteht. Er hat daher zu denjenigen 
Kreisabgaben beizutragen, die auf das aus der Quelle des Gewerbebe- 
triebes fliessende Einkommen gelegt werden. Nach § 15 der Kreis- 
ordnung vom 26. Mai 1888 war der Beklagte mithin so berechtigt wie 
verpflichtet, dem Kläger gegenüber die Vorschriften des Einkommen- 
steuergesetzes vom 24. Juni 1891 bezw. der Ausführungsanweisung vom 
5. August 1891 zur Anwendung zu bringen und der Vorderrichter nur 
vor die Frage gestellt, ob dies hinsichtlich der streitigen Positionen in 
der That geschehen sei. 

Für die Revision handelt es sich im Wesentlichen um die An- 
wendung des § 9 n 1 des Einkommensteuergesetzes vom 24. Juni 1891. 
Es heisst dort: 

Nicht abzugsfähig sind: 

„Verwendungen zur Verbesserung und Vermehrung des Vermögens, 
zu Geschäftserweiterungen, Kapitalanlagen oder Kapitalabtra- 
gungen, welche nicht lediglich als durch eine gute Wirthschaft 
gebotene und aus den Betriebseinnahmen zu deckende Ausgaben 
anzusehen sind^. 

Alle hier genannten Verwendungszwecke sind, abgesehen von der 
sich aus den Schlussworten ergebenden Einschränkung, einflusslos auf 
das Steuerobjekt. Der Gesetzgeber lässt keinen Zweifel darüber, dass 
Verwendungen der hier gedachten Art das steuerlich zu erfassende Ein- 
kommen nicht schmälern sollen. Die Frage aber, ob eine Verwendung 
im Einzelfalle sich als eine Ausgabe darstellt, die zur Verbesserung oder 
Vermehrung des Vermögens, zu einer Geschäftserweiterung u. s. w. ge- 
macht ist, lässt sich fast nur nach den besonderen thatsächlichen Um- 
ständen beurtheilen, und wenn auch nicht verkannt werden soll, dass 
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dabei anch ein Rechtsirrtham nnterlanfen kann, so beruht der Schwer- 
punkt doch auf thatsächlichem Gebiet. Der Vorderrichter ist daher 
insoweit unangreifbar, als er ohne Bechtsirrthum und Verfahrensmängel 
thatsächlich festgestellt hat, dass die von ihm als steuerpflichtig be- 
zeichneten Positionen Verwendungen sind, die nach den Vorschriften 
des § 9 n 1 a. a. 0. als Verwendungen zur Verbesserung und Vermehrung 
des Vermögens, zu Geschäftserweiterungen u. s. w. beurtheilt werden 
müssen. Denn das Rechtsmittel der Revision, um das es sich hier 
handelt (§ 3 des Zuständigkeitsgesetzes vom 1. August 1883), kann nur 
darauf gestützt werden, dass das bestehende Recht verletzt sei oder 
dass das Verfahren an wesentlichen Mängeln leide (§ 94 des Landesver- 
waltungsgesetzes vom 30. Juli 1883). Diese Voraussetzungen aber sind 
im vorliegenden Falle nicht gegeben, und es muss daher auch für den 
Revisionsrichter dabei bewenden, dass die fraglichen Aufwendungen, 
denen der VordeiTichter auf Grund ihres Zweckes die Abzugsfähigkeit 
abspricht, nicht abgezogen werden dürfen. 



Nr. 330. Entscli. des Deutschen Betchsgerielits. 

6. Civil-Senat. Vom 19. September 1896. 

[Jor. Woohensohr. 3896. Nr. 66/70. S. 618. Ziff. 51.] 

VerJShrung des Ersatzanspruches aus der Auferlegung einer Baubeschränkung, 
unrichtig ist auch die Annahme, dass der Entschädigungsanspruch 
im Enteignungsverfahren habe geltend gemacht werden können. Bereits 
in Entscheidungen des R. Gt. in Civilsachen Bd. 3*2 S. 203 ff. ist ausge- 
führt, dass Baubeschränkungen, welche vor dem Gesetze vom 2. Juli 
1875 wirksam geworden sind, im Enteignungsverfahren nicht zu be- 
rücksichtigen sind, weil der Entschädigungsanspruch im Augenblicke 
der Auferlegung der Baubeschränkung entstanden und fällig war und 
durch die Aenderung der Gesetzgebung nicht berührt worden ist. Gegen 
diese für richtig zu erachtenden Ausführungen sind Seitens der Revision 
Gegengründe nicht vorgebracht worden. Wenn aber auch die Regierung 
zur Festsetzung dieser Entschädigung im Enteignungsverfahren befugt 
gewesen wäre, so würde doch durch die Anmeldung in jenem Verfahren 
die Verjährung nicht unterbrochen worden sein, da nach der zutreffen- 
den Ausführung des B. R. diese Wirkung nur den bei Gerichten an- 
gestellten Klagen, nicht aber der Erhebung von Ansprüchen bei Ver- 
waltungsbehörden, welche nicht richterliche Funktionen auszuüben haben, 
zukommt (§ 553 des A. L. R. Th. I Tit. 9). Es kommt hinzu, dass die 
Wirkung der Unterbrechung der Verjährung nach § 239 der C. P. 0. — 
abgesehen von dem nicht vorliegenden Falle des § 190 der C. P. 0. — 
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nur nach der Erhebung der Klage (oder Widerklage) beiwohnt. Dass 
in der Geltendmachung des Anspruchs im Enteignungsverfahren die 
Erhebung einer Klage nicht gefunden werden kann, bedarf keiner Aus- 
führung. 

Nr. 231. Rek. Entscli. des Retelis-Yerstclieniiigsamts. 

Vom 21. September 1896. 

[Dentsoh. Jor. Zeitg. U Nr. 6 S. IM Ziff.i.] 

Erfordernisse der Berufung. 

Ein Rentenbewerber hatte innerhalb der vierwöchigen gesetzlichen 
Frist zur Einlegung der Berufung gegen den ihm erteilten, die Gewährung 
einer Rente ablehnenden Bescheid lediglich diesen Bescheid selbst ohne 
Anschreiben unter Beifügung eines ihm günstigen ärztlichen Gutachtens 
an den Schiedsgerichtsvorsitzenden eingesendet. Das RVers.-Amt hat 
im Gegensatz zu dem Schiedsgericht hierin eine gültige Berufungsein- 
legung erblickt, „weil unverkennbar dadurch an der zuständigen Stelle 
der Unzufriedenheit des Einsenders mit dem vorgelegten Bescheide und 
zwar in der Richtung des beigefügten Gutachtens hat Ausdruck gegeben 
werden sollen, womit nach der ständigen Rechtsprechung des RVers.- 
Amts in genügender Weise der Begriff der Berufung erfüllt ist. Der 
Mangel der schriftlichen Form (§§ 4 und 9 der Verordg. v. 2. Nov. 1885), 
wenn sie nicht schon als durch die Aufschrift des Briefumschlags ge- 
wahrt angesehen wird, ist kein derart wesentlicher, dass die Gültigkeit 
des Rechtsmittels um seinetwillen beanstandet werden dürfte; dem- 
gemäss ist auch schon die Einlegung zum Protokoll des Schiedsgerichts- 
vorsitzenden, auch wenn das Protokoll nicht von dem Berufenden unter- 
schrieben ist, und ebenso die Einlegung mittelst Telegramms vom RVers.- 
Amt als gültige Art der BeruAingsanmeldung bezw. Rekurseinlegung 
stets anerkannt worden". 

Nr. 222. Entseh. des Eassatlonshofes in Tnriii. 

Vom 24. September 1896. 

IZeitsobr. f. d. Internat Eisenb. Transp. V. (1897) Nr. 8 S. ttai 

Onterbrechong der VerJ&hrung. 
Ein Absender belangte die italienische Mittelmeerbahn auf Rück- 
gabe einer von ihm fiir eine Ladung verwendeten Privatdecke, bezw. 
auf Zahlung des Wertes derselben. Die Eisenbahn machte die Einrede 
der Verjährung geltend, nachdem schon 6 Monate, vom Tage der Auf- 
gabe der Sendung an gerechnet, verstrichen seien. Der Kläger dagegen 
berief sich auf eine in einem von der Eisenbahn an ihn gerichteten 
Briefe enthaltene Anerkennung seines Anspruches und behauptete, 
dass dadurch die Verjährung unterbrochen sei. Die erste Instanz wies 
die Klage unter Anerkennung der eingetretenen Verjährung zurück; 
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das Appellgericht in Genua dagegen hob das Urteil auf und sprach 
dem Kläger die verlangte Entschädigung, vorbehaltlich des Nachweises 
über deren Höhe, grundsätzlich zu. 

Auf eingelegtes Eassationsgesuch entschied der Eassationshof in 
Turin unterm 24. September 1896 in gleicher Weise, weil durch die 
Anerkennung der Schuld seitens der Eisenbahn die Verjährung unter- 
brochen worden sei. 

Nr. 333. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

L Civil-Senat. Vom 26. September 1896. 

[Sachs. Arob. f. bürg. Recht u. Proz. VI Heft 10 S. 648.] 

Art. 339. 347 HGB. Genehmigung der gelieferten Maschine durch unbeanstandete 

Annahme. 

Der Berufungsrichter hatte den (auf Lieferung und Aufstellung einer 
Maschine gerichteten) Vertrag als Werkverdingung aufgefasst, und den 
Beklagten zur Zahlung des bedungenen Preises verurtheilt, weil er die 
Maschine trotz anfänglicher Bemängelungen schliesslich dadurch genehmigt 
habe, dass er seine Zufriedenheit damit erklärte. Die Revision rügte, 
dass das B.G. unter irriger Anwendung der nur für den Kauf gegebenen 
Vorschriften in Art. 339, 347 H.G.B. dem Beklagten das Recht auf 
Minderung des Preises wegen der Mängel der Maschine versagt 
habe. „Diese Rüge trifft nicht zu. Die sich aufdrängende Frage, ob 
das Rechtsgeschäft der Parteien nicht in Wahrheit alle Merkmale des 
Kaufs und nicht der Werkverdingung an sich trägt, kann auf sich 
beruhen. Der innere Grund des vom B.G. zur Anwendung gebrachten 
Rechtssatzes trifft in .gleichem Masse auf Kauf und auf Werkverdingung 
zu. Waren die Beklagten, wie der B.R. feststellt, nach dem Vertrage 
berechtigt, aber auch verpflichtet, die Maschine nach Ablauf der Probe- 
zeit entweder zurückzugeben oder zu behalten, und haben sie die 
Maschine trotz der ihnen bekannten Mängel behalten, so haben sie nach 
den Grundsätzen von Treu und Glauben dadurch die Maschine mit ihren 
Mängeln genehmigt. Das von der Revision angerufene Urtheil des R.G.'s 
in den Entscheidungen Bd. 26 S. 89 steht dem nicht nur nicht entgegen, 
sondern weist am Schlüsse seiner Gründe sehr deutlich auf denselben 
Grundsatz hin". 

Nr. 334. Entsch. des Prenss. Oberverwaltongsgeriehts. 

2. Senat. Vom 30. September 1896. 

IPreuss. Verw. Bl. XVni Nr. 9 S. 102.) 

Ans § 24 des Kommunalabgabengesetzes, in dessen letztem Absatz die Aufrechterhaltang 
der Kabinetsordre vom 8. Juni 1834 ausgesprochen worden ist, kKnn der Fortbestand 
der Steuerfreiheit irgendweicher Beamten-Dienstwohnungen nicht hergeleitet werden. 

Nachdem im 1. Absatz des § 24 des Kommunalabgabengesetzes vom 
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14. Juli 1893 unter a bis k die Grundstücke aufgeführt sind , welche 
den auf den Grundbesitz gelegten Steuern nicht unterworfen sein sollen, 
unter e insbesondere die dem Staate etc. gehörigen Grundstücke und 
Gebäude, sofern sie zu einem öffentlichen Dienste oder Gebrauche be- 
stimmt sind, ist im Absatz 2 gesagt: 

„Alle sonstigen, nicht auf einem besonderen Eechtstitel beruhenden 
Befreiungen, insbesondere auch diejenigen der Dienstgrundstücke 
und Dienstwohnungen der Beamten, sind aufgehoben". 

Diese Bestimmung ist so allgemein gefasst, dass eine Beschränkung 
auf eine gewisse Klasse derselben, auf diejenigen, die nicht als zu 
einem öffentlichen Dienste oder Gebrauche bestimmt angesehen werden 
könnten, durch den Wortlaut ausgeschlossen wird. Eine solche Be- 
schränkung würde auch die ganze Bestimmung illusorisch machen, da 
die bisherige Befreiung der Dienstwohnungen gerade darauf beruhte, 
dass sie als zu einem öffentlichen Dienste oder Gebrauche bestimmt 
angesehen wurden. Es ist vielmehr, wie auch die Motive des Gesetzes 
ergeben, die Absicht des Gesetzgebers die, dass dieser Gesichtspunkt 
nicht mehr einen Befreiungsgrund abgeben soll. Daraus folgt, dass, wenn 
in einem zu einem öffentlichen Dienste oder Gebrauche bestimmten nach 
litt, c steuerfreien Gebäude sich eine Dienstwohnung befindet, der Absatz 
3 des § 24 zur Anwendung kommt, wonach in dem Falle, dass ein 
Grundstück oder Gebäude nur theilweise zu einem öffentlichen Dienste 
oder Gebrauche bestimmt ist, sich die Steuerfreiheit nur auf diesen 
Theil beziehen soll ; der die Dienstwohnung enthaltende Theil unterliegt 
also der Besteuerung. 

Aus dem letzten Absatz des §24, welcher sagt, dass die Be- 
stimmungen der Kabinetsordre vom 8. Juni 1834 in Geltung bleiben, 
kann der Fortbestand der Steuerfreiheit irgendwelcher Beamten-Dienst- 
wohnungen nicht hergeleitet werden. Denn diese Kabinetsordre redet 
nicht besonders von Dienstwohnungen, sondern nur allgemein von Grund- 
stücken, welche zu öffentlichen oder gemeinnützigen Zwecken bestimmt 
seien, ohne anzugeben, was sie unter solchen Zwecken verstanden wissen 
will. Da nun der Absatz 2 des § 24 des Kommunalabgabengesetzes 
diesen Begriff, wie oben ausgeführt, wenigstens soweit bestimmt hat, 
dass die Benutzung als Beamten-Dienstwohnung nicht dazu gerechnet 
werden darf, muss der Absatz 4 dahin ausgelegt werden, dass die Vor- 
schriften der Kabinetsordre nur mit dieser Beschränkung auch in Zukunft 
gelten sollen. 
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Nr. 325. Entsch. des Deutschen Beichsgericlits. 

2. Civil-Senat. Vom 16. October 1896. 

[Jar. Wochenschr. 1896. Nr. 73/74. S 661. Ziff. 80.] 

§§ 133 a— c Reichs-Gew.-Ord. Aufhebung des Dienstverhältnisses von Betriebsbeamten, 

Werkmeistern, Technilcern. 

Ein Angriff des Rkl. macht geltend, dass die vom 0. L. G. festge- 
stellte Verabredung der Parteien, wonach der Bekl. die Rechte aus 
§§ 133b, 133 c der Gewerbeordnung nur geltend machen darf, wenn 
ein Verschulden des Klägers vorliegt, gegen das Gesetz Verstösse, 
weil die genannten Vorschriften der Gewerbeordnung, welche ein Ver- 
schulden nicht erforderten, als absolute Gesetze anzusehen seien. Auch 
dieser Angriff geht fehl. Richtig ist zwar, dass der § 133b der Ge- 
werbeordnung, wenn er aus wichtigen, nach den umständen des Falls 
die Aufhebung rechtfertigenden Gründen sowohl dem Arbeitgeber als 
dem Werkmeister (Betriebsbeamten u. s. w.) gestattet, vor Ablauf der 
vertragsmässigen Zeit und ohne Innehaltung der Kündigungsfrist das 
Dienstverhältniss aufzuheben, dabei nicht unbedingt an Fälle denkt, in 
welchen den anderen Theil ein Verschulden trifft; es ergeben dies ein- 
fach die in § 133 b unter Nr. 4 aufgeführten Beispiele der anhaltenden 
Krankheit oder Abwesenheit des Werkmeisters, wie auch in dem gleichen 
Sinne der ähnlich lautende Art. 61 des H. G. B. bisher in der Praxis 
verstanden worden ist (vergl. z. B. Entsch. des R. 0. H. G. Bd. 21 S. 252). 
Daraus folgt aber nicht, dass den Vertragschliessenden verwehrt sein 
soll, jene Vorschriften des Gesetzes zu Gunsten des Arbeiters durch 
Vereinbarung dahin zu mildem, dass nur wenn ein Verschulden auf 
Seiten des Arbeiters vorliegt, der Dienstherr zur sofortigen Auflösung 
des Dienstverhältnisses gemäss §§ 133 b und 133 c der Gewerbeordnung 
befugt sein soll. Diese Vorschriften der Gewerbeordnung enthalten viel- 
mehr nur dispositives Recht, dessen Anwendbarkeit durch abweichende 
Vereinbarung der Betheiligten ausgeschlossen wird. 



Nr. 336. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

3. Civil-Senat. Vom 20. October 1896. 

§ 3 Umzugskostenges. v. 24. Febr. 1877 setzt die dauernde Beschäftigung des betr. 

Beamten voraus. 

Der Kl. giebt selbst zu, dass er zu den etatsmässigen Preussischen 
Staatsbeamten nicht gehört; er beansprucht die eingeklagten ümzugs- 
kosten nur auf Grund des § 3 des Umzugskostengesetzes vom 24. Fe- 
bruar 1877. Auch wenn danach die Frage, ob er zu den Assessoren 
oder Räthen im Sinne dieser Bestimmung zu rechnen, von den Gerichten 
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ZU prüfen und zu entscheiden sein sollte, so würde ihm das nicht nützen, 
da in der von ihm selbst eingereichten Verfügung vom 29. Oktober 1895 
der Ressortchef im Einvernehmen mit dem Finanzminister entschieden 
hat, dass des Kl. Beschäftigung bei der Eisenbahn Verwaltung als eine 
dauernde nicht zu erachten sei. Diese Verneinung einer nach § 3 des 
Gesetzes unumgänglichen Voraussetzung des Klageanspruchs führt mit 
Nothwendigkeit zur Abweisung der Klage, selbst wenn sie auf unrich- 
tiger Auslegung des Gesetzes beruht; denn nach dem völlig klaren In- 
halte des Gesetzes ist sie nicht auf die thatsächlichen Unterlagen be- 
schränkt, sondern in vollem Umfange für das Gericht bindend, daher 
seiner Nachprüfung auch rücksichtlich der Auslegung des Gesetzes ent- 
zogen. Das vom Kl. für sich angerufene Urtheil des R. G. vom 17. Ja- 
nuar 1881 ist schon deshalb ohne jede Bedeutung für den vorliegenden 
Fall, als die hier streitige dauernde Beschäftigung des Kl. in jenem 
Urtheile als unter den Parteien feststehend vom R. G. an die Spitze 
gestellt wurde. Es kann daher nur in Frage kommen, ob das B. G. die 
Entscheidung des Ressortchefs, trotzdem diese erst während der Be- 
rufungsinstanz erlassen wurde, berücksichtigen und daher auf die An- 
schlussberufung der Bekl. , statt sich auf die in der 1. 1. erkannte Ab- 
weisung zur Zeit zu beschränken, die Klage definitiv abweisen durfte. 
Aber auch dies ist zu billigen, da jene Enscheidung nicht die Ent- 
stehung des Anspruchs, sondern nur die Zulässigkeit seiner gerichtlichen 
Geltendmachung betrifft; die Prozesskosten aber würden den Kl. in 
vollem Umfange auch dann getroffen haben, wenn es bei der Entschei- 
dung der 1. 1. blieb. 

Nr. 3ä7. Entsch. des k. k« Landesgerichts Wien« 

Vom 20. October 1896. 

[Oesterr. Eisenb. Verordn. Bl. X. Nr. 82. S. 621.) 

Klagen aus dem Frachtgeschäfte sind gegen die ic. ic. Staatsbahnen bei dem Handels- 
gerichte des Ortes anzubringen, wo sich der Sitz jener Ic. k. Finanzproouratur befindet, 
welche durch den Amtsort der betreffenden k, k. Staatsbahn-Direction zur Vertretung 
der k. k. Staatsbahnen bestimmt ist. 
Dieser der Wiener Finanzprocuratur um die binnen 30 Tagen zu 
erstattende Einrede zugestellten Klage setzte diese. k. k. Procuratur 
innerhalb der gesetzlichen Frist die Einwendung der sachlichen, sowie 
örtlichen Incompetenz entgegen; die erstere aus der bereits in der 
Entscheidung des k. k. Obersten Gerichtshofes vom 4. Jänner 1895, Z. 
15.167 ex 1894, publicirt sub Nr. 1135 der Beilage zum k. k. Justiz- 
ministerial-Verordnungsblatte, XI. Jahrgang, Stück VII,') anerkannten 



*) Mitgetheilt in Nr. 68 des Verordnungsblattes für Eisenbahnen und Schiffahrt. 
Jahrgang 1895. 
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Gründen, wonach Klagen aus den Frachtgeschäften der k. k. Staats- 
bahnen im Sinne des § 38, Z. 2 des Einführungsgesetzes zum Handels- 
gesetzbuche zur Judicatur der Handelsgerichte gehören, trotzdem die 
k. k. Staatsbahnen im Handelsregister nicht eingetragen sind; die 
letztere unter Hinweis auf das laut Kundmachung des Eisenbahn- 
ministers vom 28. Juli 1896, R.-G.-Bl. Nr. 129, am 1. August 1896, also 
vor dem Klagetage, in Kraft getretene „Organisationsstatut für die staat- 
liche Eisenbahn-Verwaltung in den im Reichsrathe vertretenen König- 
reichen und Ländern", publicirt sub R.-G.-Bl. Nr. 16 vom 19ten 
Jänner 1896. 

Laut § 12 dieses Statuts obliegt, wie in der Incompetenz-Ein- 
wendung ausgeführt war, die örtliche Verwaltung aller zum Bezirke ge- 
hörigien Bahnstrecken den k. k. Staatsbahn-Direktionen, und laut § 17 
ebenda obliegt diesen innerhalb ihres Geschäftsbezirkes die Erledigung 
aller Geschäfte der Betriebsverwaltung, soweit dieselben nicht dem vor- 
gesetzten Ministerium vorbehalten oder besonderen Eisenbahnbauleitungen 
zugewiesen sind. Letzteres sei vorliegend nicht der Fall, ja laut Z. 1 
und Z. 24 des § 17 1. c. sei die Regelung des gesammten Dienstes und 
insbesondere die Erledigung sämratlicher aus dem Güterverkehre er- 
wachsenden Reclamationen ausdrücklich dem Wirkungskreise der k. k. 
Staatsbahn-Directionen zugewiesen; di«se letzteren seien also ganz 
selbständige Dienststellen, sie bezeichnen den Sitz, an welchem der 
Staat seine Bahn betreibe, sein Gewerbe führe, und mit dem neuen 
Statut könne von einem ausschliesslichen Sitze des Eisenbahnärars in 
Wien ebenso wenig mehr die Rede sein, als beispielsweise schon längst 
nicht mehr von einem alleinigen Sitze des Postärars in Wien gesprochen 
werde,- obwohl die einzelnen k. k. Postdirectionen selbstverständlich auch 
pro foro intemo dem in Wien befindlichen k. k. Handelsministerium unter- 
stehen. Die Klage sei daher bei dem für Klagen gegen die k. k. Staats- 
bahn-Direction Lemberg (welcher die erwähnte k. k. Stationsleitung 
Basznia unterstehe) competenten Gerichte am Sitze der k. k. Finanz- 
procuratur in Lemberg anzubringen gewesen, als welches sich das Landes- 
gericht Wien nicht darstelle. 

Mit dem — seither in Rechtskraft erwachsenen — Urtheile vom 
20. October 1896, Z. 84.378/11, hat das k. k. Landesgericht Wien zu 
Recht erkannt: Die erhobene Einwendung der Incompetenz habe statt. 

Die Gründe dieser Entscheidung reproduciren die als „gesetzmässig" 
bezeichneten Ausführungen der k. k. n. ö. Finanzprocuratur und fügen in 
Beziehung auf die Frage der örtlichen Competenz hinzu, die vorliegende 
Klage „wäre bei dem Gerichte des Ortes anzubringen gewesen, an 
welchem die durch den Amtsort jener k. k. Staatsbahn - Direction be- 
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stimmte k. k. Finanzprocuratur ihren Sitz hat, der die Eisenbahnstation 
Basznia unterstellt ist. 

Nr. 228. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

3. Civil-Senat. Vom 23. October 1896. 

[Jur. Wochenschr. 1896. Nr. 77/81. S. 718. Ziff. 06.1 

Für die ohne Versohuitfen des Bauherrn oder seiner Vertreter eingetretene KSrperbe- 
schädigung eines Dritten ist ersterer civilrechtiich nioht haftbar. 

Bekl. hatte durch einen Werkverdingungsantrag dem Nebeninter- 
venienten die Ausführung von Kanalisationsarbeiten in der Stadt Han- 
nover übertragen, und die Kl. ist, als sie über eine gelegentlich dieser 
Arbeiten aufgeführte Bohlenbrücke ging, an ihrem Körper (und zwar 
ihrer Behauptung nach in Folge der schlechten Beschaffenheit der Brücke) 
verletzt worden. Der von der Kl. gegen den Bekl. erhobene Entschädi- 
gungsanspruch kann jedoch für begründet nicht erachtet werden. Dass 
rücksichtlich der Ausfühi-ung der Kanalisirungsarbeiten und der dadurch 
veranlassten Herstellung einer Brücke der Stadtgemeinde Hannover 
selbst oder ihren Willensvertretern irgend ein Verschulden zur Last 
falle, ist vom B. G. ohne Rechtsirrthum verneint und von der Kl. nicht 
einmal behauptet; daraus folgt ohne Weiteres, dass die Voraussetzungen 
der actio legis Aquiliae nicht vorliegen. Das B. U. wird auch nur des- 
halb angegriffen, weil es nicht schon wegen der, den Bauherrn auch 
ohne Verschulden haftbar machenden, objektiven Verletzung des § 367 
Ziff. 14 des Strafgesetzbuchs die Klage als begründet angesehen habe. 
Dieser Angriff konnte jedoch keinen Erfolg haben. Ob der Ansicht des 
IV. Strafsenats, dass der § 366 Ziff. 8 des Strafgesetzbuchs für die 
strafrechtliche Haftung ein Verschulden nicht erfordere (Entsch. des R. G. 
in Strafsachen Bd. 17 S. 303), beizutreten, und ob der, mehr eine Unter- 
lassung mit Strafe bedrohende, § 367 Ziff. 14 ebenso zu beurtheilen 
sei, bedarf keiner Entscheidung; jedenfalls ist nicht anzunehmen, dass 
durch diese Bestimmung der Gesetzgeber eine privatrechtliche Haftung 
für die durch die Unterlassung der Sicherungsmassregeln verursachten 
nachtheiligen Folgen, namentlich also für die Verletzung von Personen, 
habe begründen wollen. Denn die Bestimmung soll nur der durch 
Vornahme von Bauten leicht eintretenden Gefährdung der allgemeinen 
Sicherheit entgegentreten, sieht aber völlig davon ab, ob im konkreten 
Falle eine Gefahr oder gar eine nachtheilige Folge eingetreten ist. Bei 
dieser Sachlage konnte der Gesetzgeber aus überwiegenden Zweckmässig- 
keitsgründen vielleicht für geboten halten, im Interesse des Gemeinwohls 
jede Unterlassung der Sicherung ohne Rücksicht auf konkrete Gefahr 
oder auf Verschulden mit einer Polizeistrafe zu bedrohen; daraus folgt 
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aber noch nicht, dass er auch eine Haftung flir die nicht verschuldeten, . 
oft sehr schwer wiegenden, nachtheiligen Folgen habe begründen wollen. 
Für das Strafrecht thut dies der Gesetzgeber jedenfalls nicht, wie schon 
die Bestimmungen über Tödtung und Körperverletzung zeigen, und da- 
für, dass er das bestehende Civilrecht habe ändern wollen, fehlt es an 
jedem Anhaltspunkte; selbstverständlich aber ist diese Folge nicht. Nur 
bei der Prüfung, ob im Einzelfalle das erforderliche Verschulden vor- 
liege, wird die Bestimmung von Bedeutung werden können; insoweit 
ist sie aber vom B. G. nicht verletzt. Diese Grundsätze weichen aller- 
dings entscheidend von denen ab, die das erkennende Gericht in früheren 
Urtheilen (Entsch. des R. G. in Civilsachen Bd. 17 S. 105 ff.; Jur. 
Wochenschr. von 1888 S. 111 Ziff. 7 und sonst) für das gemeine Recht 
aufgestellt hat; an dieser früheren Beurtheilung konnte jedoch bei 
wiederholter Prüfung aus überwiegenden Gründen nicht festgehalten 
werden. 

« Nr. 239. Entsch. des Deatschen Beichsgerlclits. 

4. Straf-Senat. Vom 23. October 1896. 

[Sntflch. d. Beichsger. i. Strafs. Bd. 29. Nr. 46. 8. 118.] 

R. Strf. Ges. B. §§ 267, 268. Die mit Abstempiung verbundene Duroliiocliung der 
Baiineteiglcarten durcii den Batinsteigediaffner besitzt nicht die Eigenschaft einer 

Url(unde. 

Der Angeklagte P. ist am 24. Dezember 1895 mit der Eisenbahn 
von A., wo er den Zug so spät erreichte, dass er eine Fahrkarte nicht 
mehr lösen konnte, nach B. gefahren. Dort hat, um ihm die vermeint- 
lich drohende Strafe hierfür zu ersparen, im Einverständniss mit ihm 
der Angekl. B., an welchen er sich um Rat gewandt hatte, nach Ver- 
lassen des gesperrten Bahnsteiges zwei Bahnsteigkarten von je 10 Pf. 
gelöst und nach Wiederbetreten des Bahnsteigs jenem die eine zur Be- 
nutzung beim Ausgange eingehändigt, nachdem er zuvor eigenhändig 
auf dieser Karte ein Loch oder einen Einriss angebracht hatte. Nach 
Abgabe der Karte sind beide Angekl. fiusserhalb der Sperre angehalten 
und es ist der Sachverhalt entdeckt worden. Beide Angekl. sind wegen 
gemeinschaftlich begangenen Betrugsversuchs verurtheilt. Es fragt sich, 
ob dieselben nicht auch der Urkundenfälschung schuldig zu erachten 
sind. Dies ist zu verneinen. Nach der massgebenden Feststellung des 
Vorderrichters erbringt die Bahnsteigkarte die Legitimation zum Be- 
treten und Verlassen des abgesperrten Bahnsteiges. Eine Verfälschung 
dieser Karte kann durch die zur Anklage stehende That nicht in Be- 
tracht kommen. Durchlochung und Abstemplung lassen ebenso die Be- 
deutung der Karte als Legitimationspapier der bez. Art, wie den urkund- 
lichen Inhalt der Karte selbst in den aufgedruckten Schriftzeichen und 
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Ziffern durchaus unberührt, sie beeinträchtigen weder die Erkennbarkeit 
noch das Verständniss ihres ursprünglichen Inhalts. Es kann deshalb 
weder dem eintretenden Substanzverlust (der Durchlochung), noch der 
Hinzufüguug neuer Schriftzeichen und Ziffern die Bedeutung einer Ver- 
änderung rechtserheblichen Inhalts der Karte beigemessen werden. 
Ebensowenig trägt die Durchlochung der Karte den Charakter einer 
neuen • selbständigen Beurkundung an sich. Die Lochstempel versehen 
die zum Betreten des Bahnsteiges benutzten Karten mit Merkmalen, 
welche der Bahnverwaltung bei erneutem Vorkommen ihr Wiederer- 
kennen als bereits benutzter sichern. Eine Bedeutung der Lochstempel 
in der Hinsieht, dass dadurch dem Karteninhaber ein Recht verliehen 
würde, welches ihm der Besitz der Bahnsteigkarte selbst nicht bereits 
gewährte, ist nirgends normirt und nicht anzuerkennen. 



Nr. 230. Entseli. des Deütsehen Belchsgericlits. 

4. Civil-Senat. Vom 26. October 1896. ^ 

[D. Jur. Zeitg. U Nr. 8 S. 61 Zift 10.] 

Haftet der Empfänger von aus dem Ausland ankommender Ware der Eisenbahn-Ver- 
waltung für den nach Empfang erhobenen Naohzoll? Ist der Anspruch verjährt? Oert* 
llches Recht Richterliche NachprQfung, ob der Nachzoll mit Recht erhoben ist? 

Von der Badischen Staatseisenbahn sind bei dem Eintritt in das 
deutsche Eeichsgebiet zu Gewehrschäften bestimmte Hölzer, welche nach 
Spandau und Berlin adressiert und von ausländischen Eisenbahnver- 
waltungen übernommen waren, weiter befördert, preussischen Staats- 
bahnen übergeben und von diesen an die Adressaten abgeliefert. Bei 
der Einführung wurden sie mit 1 M. pro 100 kg nach Pos. 13 c 3 des 
Zolltarifs v. 24. Mai 1885 verzollt. Der badische Eisenbahnflskus hat 
die von der badischen Zolldirektion in Karlsruhe auf Grund 13 d des 
Zolltarifs später nachgeforderten weiteren 2 M. für je 100 kg bezahlt 
und fordert deren Erstattung von den Adressaten. Die Nachprüfung 
der Feststellung des Nachzolles steht nach § 12 des Vereinszollgesetzes 
dem Civilrichter nicht zu, wenn auch der Strafrichter an die Entschei- 
dung der Verwaltungsbehörde nicht gebunden sein mag — Entscheidung 
des Reichsgerichts in Strafsachen Bd. 12 No. 1. Die Einrede der Ver- 
jährung, welche die Adressaten gegen den Anspruch des badischen Eisen- 
bahnflskus auf Erstattung des Nachzolles erhoben, wurde zurückgewiesen. 
Sie ist zu beurteilen nach dem örtlichen Recht der Obligation, also des 
Ortes, an welchem das Frachtgut dem Adressaten abgeliefert ist. Nach 
dem preussischen Gesetz vom 31. März 1838 war die Verjährung noch 
nicht eingetreten, denn der Anspruch des Frachtführers auf Ersatz 
dieser Auslage, § 1 No. 6 des Gesetzes und HGB. Art. 406, war nicht 
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schon durch die seitens der Steuerbehörde getroffene Festsetzung des 
Nachzolles, sondern erst durch dessen Zahlung oder die Abrechnung 
zwischen der badischen Eisenbahnverwaltung und der Zollbehörde ent- 
standen. Das ist erst im Jahre 1890 geschehen, die Klage war aber 
am 31. Dez. 1892 erhoben. Auch schloss der Frankierungsvermerk auf 
den von den Adressaten angenommenen Frachtbriefen nicht ohne weiteres 
deren Befreiung von der Erstattung des Zolles in sich. Nur wenn eine 
ausdrückliche Frankierung bezüglich des Zolles stattgefunden hat, gehört 
der Zoll und mithin auch der Nachzoll nicht zu den Auslagen des 
Frachtführers, zu deren Erstattung der Empfänger nach HGB. Art. 406 
verpflichtet ist. Andererseits ist der Empfänger, wenn keine Frankierung 
hinsichtlich des Zolles erfolgt ist, zu dessen Erstattung nur dann ver- 
pflichtet, wenn der Frachtbrief diese Verpflichtung ergiebt. Soll dieselbe 
aus der Bezugnahme des Frachtbriefs auf reglementarische Bestimmungen 
und dergl. entnommen werden, so muss sie aus den betreffenden Be- 
stimmungen hervorgehen. 

Nr. 231. Entsch. des Deutschen Beichsgcrlchts. 

4. Civil-Senat. Vom 26. October 1896. 

IPreuss. Verw. ßl. XVm. Nr. 16. S. 170.1 

Einem Beamten in verbindliclier Form zugesiclierte Wittwen- und Waieengelder sind 
nacii denselben öfTentlioii-reciitiioiien Normen wie sein Besoldungsansprucii zu be- 

urtheiien. 
Nach der Feststellung des Berufungsgerichts war der Ehemann der 
Klägerin bis zu seinem Tode ein fest angestellter Gemeindebeamter der 
Beklagten und darum ein mittelbarer Staatsbeamter (§ 66 Nr. 6 der 
Städteordnung vom 30. Mai 1853, §§ 68, 69 Th. II Tit. 10 des ALR.). 
Die ihm von der Beklagten ausgesetzte Besoldung hatte daher nicht die 
Natur einer vertraglichen Gegenleistung für seine amtlichen Dienste, 
sondern die Natur einer mit seinem Amte verbundenen Rente, die dazu 
bestimmt war, ihm ein seinem Amte entsprechendes standesmässiges 
Auskommen zu gewähren (vgl. Urtheil des IV. Civils. des RG. vom 22 ten 
Mai 1890 mit den in dessen Entscheidungsgründen enthaltenen Hinweisen 
auf die einschlagende Litteratur, abgedruckt in Gruchots Beiträgen 
Bd. 34 S. 925 ff.). Die Besoldung eines Beamten umf asst aber nicht 
allein das an ihn während der Dauer seiner amtlichen Stellung zu 
zahlende Gehalt, sondern alle ihm von der Anstellungsbehörde für die 
Uebemahme und Fortführung seines Amtes ausgesetzten Vortheile, die 
darauf abzielen, seine Lebensstellung als Beamter zu sichern. Dahin 
gehört zunächst die an den Beamten selbst nach Niederlegung seines 
Amtes unter den gesetzlichen Voraussetzungen zu entrichtende Pension, 
ferner aber auch das für seine Wittwe zu zahlende Wittwengeld und 

Bger, EUsenbahDrechtUche Entscheidungen Xm. 22 
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das ffir seine noch nicht 18 Jahre alten Kinder zu zahlende Waisengeld. 
Alle diese von der Anstellungsbehörde dem Beamten ausgesetzten Vor- 
theile sichern dessen Lebensstellung, indem sie ihn der Verpflichtung 
überheben, durch eigene Entbehrungen und Ersparnisse in Höhe jener 
Zuwendungen fUr seine und der Seinigen Zukunft zu sorgen. Bildet 
hiernach nicht nur das Gehalt, sondern auch die Pension und das 
Wittwen- und Waisengeld einen Bestandtheil der dem Beamten für sein 
Amt ausgesetzten Rente, so gilt für die Klagbarkeit der letzteren auch 
derselbe Rechtsgrundsatz, wie für die Klagbarkeit des Gehalts. Aus 
der Klagbarkeit folgt aber nicht, dass ihre Grundlage ein privatrecht- 
licher Vertrag ist. Sie ruhen vielmehr in dem öffentlichen Rechte und 
die Voraussetzungen für ihre Begründung und ihren Verlust sind nach 
öffentlichem Rechte zu beurtheilen. Nach öffentlichem Rechte tritt, wie 
die Urtheile des III. Civilsenats des Reichsgerichts vom 11. Februar 
1887 und 9. Oktober 1888 (Entsch. d. RG. Bd. 17 S. 240 und Bd. 21 
S. 186) unter Hinweis auf die §§ 31 und 33 des Reichsstrafgesetzbuchs 
und die Bestimmungen des Preussischen Disziplinargesetzes vom 21ten 
Juli 1852 mit überzeugenden Gründen ausführen, der Verlust der Be- 
amtenpension wegen einer im Amte begangenen, an sich mit dem Ver- 
luste des Amtes bedrohten strafbaren Handlung dann nicht ein, wenn 
nicht gegen den Beamten, bevor er pensionii-t war, entweder eine mit 
dem Verluste des Amtes verbundene Strafe durch Strafurtheil ausge- 
sprochen oder ein mit dem ürtheil auf Dienstentlassung endigendes 
Disziplinarverfahren eingeleitet worden war. Die Thatsache, dass der 
Ehemann der Klägerin Unterschlagungen im Amte verübt hatte, würde 
also, wenn sie etwa nach dessen Pensionirung entdeckt worden wäre, 
den Verlust seiner Pension nicht zur Folge gehabt haben. Im vorliegen- 
den Falle ist der Ehemann der Klägerin im Amte gestorben, seine 
Unterschlagungen sind erst nach seinem Tode entdeckt worden, ein 
ürtheil auf Verlust seines Amtes ist im Straf- oder Disziplinarverfahren 
gegen ihn nicht erlassen, ein öffentlich-rechtlicher Grund für den Ver- 
lust seines Amtes und der aus dem letzteren fliessenden Besoldungsan- 
sprüche gegen die Anstellungsbehörde ist daher nicht gegeben; und da 
zu den Besoldungsansprüchen auch das Recht auf Wittwen- und Waisen- 
geld gehört, ist auch dieses Recht nicht erloschen. 

Nr. ä33. Entseh« des Deutschen Beichsgerlclits. 

6. Civil-Senat. Vom 26. October 1896. 

[Sachs. Arch. für Bürgerl. Recht u. Prozess VI. Heft 11. S. 718.1 

Übernahme des Baus einer Brücke nach bestimmten Vorschriften und Zeichnungen 
charaicterisirt sich als Werliverdingung. 
Nach den Feststellungen des Berufungsgerichts hat Beklagter der 
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Fortiflkation zu Graudenz gegenüber die Anfertigung einer Mehrzahl 
von Sachen nach vorgezeichneten Mustern übernommen, von denen jede 
einzelne nach bestimmten Vorschriften und nach einer Zeichnung herzu- 
stellen war, und welche zusammen eine Pontonbrücke in ihren unver- 
bundenen Holztheilen bilden sollten. Es handelte sich hiernach um ein 
Ganzes, welches der Beklagte als sachverständiger Werkmeister der 
Vereinbarung gemäss in seinem Betriebe herstellen sollte. Darin liegt 
aber das charakteristische Moment des Werkverdingungsvertrags, wäh- 
rend es beim Lieferungsvertrage nur auf das Verschaffen der Sache an- 
kommt, gleichgiltig, ob der Lieferant sie hat, herstellt oder anderweit 
anschafft. Unerheblich ist, ob einzelne zu dem ganzen Werke erforder- 
liche Gegenstände als vertretbare Sachen aufgefasst werden können. 
Denn ist dem Uebernehmer durch den Vertrag die Herstellung eines 
ganzen Werkes übertragen, so liegt kein besonderer Vertrag über die 
einzelnen zu dem Werk gehörigen Sachen vor. Sie werden vielmehr 
durch den Vertrag über das Werk als eines Ganzen mitumfasst. 



Nr« 333. Entsch« des Dentschen Beichsgericlits« 

1. Civil-Senat. Vom 28. October 1896. 

[Jur. Wochenscbr. 1896. Nr. 75/6. S. 672. Ziflf. 11.1 

Sohadensersatzpflioht des Frachtführers und Spediteurs für die Folgen des Verzugs in 
der Ausführung des Vertrages. 

Dem B. R. ist darin beizutreten, dass im vorliegenden Fall der 
Schadensersatz, den der Bekl. dem Kl. nach den Art. 380, 385, 397 ff., 
283 des Handelsgesetzbuchs zu leisten hat, durch die Zahlung der 
Fakturabeträge der Güter unter üeberlassung der Güter und der An- 
sprüche an die Käufer zu leisten ist. Ein allgemeiner Rechtssatz 
dahin, dass der Spediteur und Frachtführer in allen Fällen die Folgen 
seines Verzuges in der Ausführung des Auftrages, sobald die Güter von 
dem Adressaten nicht abgenommen sind, durch üebeniahme des Guts 
und Zahlung des Fakturapreises zu tragen hat, soll nicht aufgestellt 
werden. Aber konkret kann die grundsätzliche Folge der Schadens- 
ersatzpflicht, die Verpflichtung zur Wiederherstellung des Zustandes, wie 
er ohne den schadenbringenden Verzug sein würde, zu der Form des 
Schadensersatzes führen, die der B. R. ausgesprochen hat. Nach der 
festgestellten Sachlage würde der Kl. bei ordnungsmässigem Verhalten 
des Bekl. den Kaufpreis der Güter haben. Die Güter sind vom Aus- 
lande importirt; der Kläger hat Zoll und Spesen aufgewendet. Von 
einem Rücktransport der Güter kann nicht die Rede sein. Dieselben 
haben im Winter monatelang gelagert, und es besteht die Gefahr, dass 

22* 
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sie verdorben und werthlos geworden sind oder stark gelitten haben. 
Der Bekl. hat sie in Händen und ist nicht bereit gewesen, sein Ver- 
schulden durch Bereitstellung der Güter zum Verkauf wieder gut zu 
machen. Bei solcher Sachlage ist dem El. nicht anzusinnen, sich selbst 
zum Ersatz seines Schadens dadurch zu verhelfen, dass er die Güter 
vom Bekl. herausfordert, sie im Inlande anderweit zu verkaufen ver- 
sucht und dann die Differenz von dem Bekl. einfordert. Voller Schadens- 
ersatz wird vielmehr dem El. nur durch die vom B. B. ausgesprochene 
Verurtheilung des Bekl. zur Zahlung der Fakturabeträge geleistet. 



Nr. 234. Entsch. des Oesterr. Obersten Gerichtshofes. 

Vom 28. October 1896. 

[Oesterr. Eisenb. Verordn. Bl. X. Nr. 86. S. 698.] 

Die Verhinderung der BenQtzung eines über die Böschung eines Elsenbahngrundstiiolies 
fahrenden Privatweges biidet Iceine zur geriohtiichen Competenz gehörige Besitz- 
störung. 

Die Eheleute F. in Koschak klagten gegen die k. k. priv. Sttdbahn- 
Gesellschaft wegen Störung des Benützungsbesitzes an dem über die 
Eisenbahnparcelle Nr. 427, K.-G. Koschak, führenden Fusswege. Das 
k. k. Bezirksgericht Marburg stellte mit Bescheid vom 20. August 
1896, Z. 12.214, die Klage unter Behebung des abgeführten Verfahrens 
den Klägern zurück, und zwar im Wesentlichen mit folgender Be- 
gründung: 

Gemäss § 96 der Eisenbahn-Betriebsordnung vom 16. November 1851, 
R.-G.-Bl. Nr. 1 ex 1852, ist das Betreten von Bahnböschungen allen 
Personen, die nicht zum Dienst- oder Arbeitspersonale der Bahn ge- 
hören oder die mit einer besonderen Erlaubniss hiezu nicht versehen 
sind, ausnahmslos verboten, und ist im § 103 ibidem das Zuwiderhandeln 
gegen obiges Verbot als strafbar erklärt. Haben daher die Kläger den 
streitigen Weg, wie dies von der Geklagten zugestanden wird, benützt, 
so haben sie damit dem citirten Gesetze zuwidergehandelt, und es liegt 
auf der Hand, dass eine gesetzlich verbotene Handlung nicht geeignet 
sein kann, dem üebertreter ein Privatrecht, etwa einen richterlich zu 
schützenden Besitz, zu erwerben. 

Danach kann von einem Rechtsbesitze der Kläger keine Bede sein. 
Mit den citirten Bestimmungen der kaiserl. Verordnung vom 16. No- 
vember 1851 steht § 5 des mit der Verordnung vom 10. December 1892, 
R.-G.-Bl. Nr. 207, in Wirksamkeit gesetzten Betriebsreglements in 
vollem Einklänge. Vorliegend beanspruchen die Kläger ein Wegerecht, 
rücksichtlich den Schutz im vermeintlichen Besitze eines Wegerechtes 
an einem Eisenbahngrundstücke, welches zum Eisenbahnkörper selbst 
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gehört. Die Schaflfung, Abänderung, Umlegung, den Bestand etc. von 
derlei Wegen regelt § 10 c) der Verordnung des Ministeriums für Handel, 
Qewerbe und öffentliche Bauten vom 14. September 1854, R.-G.-Bl. 
Nr. 238; weil aber nach der ausdrücklichen Vorschrift des § 13 ibidem 
alle derlei Angelegenheiten vom Rechtswege ausgeschlossen und der 
Competenz der Administrativbehörden zugewiesen sind, war die Klage 
mit Behebung des ganzen Verfahrens den Klägern zurückzustellen. 

Das k. k. Oberlandesgericht Graz bestätigte mit Decret vom 
10. September 1896, Z. 8621, den erstrichterlichen Bescheid, und der 
Oberste Gerichtshof wies mit Entscheidung vom 28. October 1896, 
Z. 12.691, den dagegen von den Klägern eingebrachten ausserordentlichen 
Revisionsrecurs zurück, in der Erwägung, dass nach § 13 des Eisen- 
bahn - Concessionsgesetzes vom 14. September 1854, R.-G.-Bl. Nr. 238, 
Angelegenheiten, welche sich auf die Vollziehung der Bestimmungen 
des § 10, lit. b) und c) dieses Gesetzes beziehen, vom Rechtswege aus- 
geschlossen sind und vor die administrativen Behörden gehören, dass 
daher zur Entscheidung über die vorliegende Klage, in welcher die 
Kläger den Bestand ihres Wegerechtsbesitzes dadurch zerstört erachten, 
dass die mitgeklagten Angestellten der Südbahn sie an der Benützung 
des Weges hinderten, welcher nach dem übereinstimmenden Gutachten 
der Sachverständigen über die Böschung des eigentlichen Bahngrundes 
führt, nicht die Gerichte zuständig sind.' 



Nr« 335. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

3. Civil-Senat. Vom 30. October 1896. 

LJur. Wocbenscbr. 1896. Nr. 77/81. S.711. Ziff. 60.] 

§ 36. Inval. u. Altersvers. Ges. v. 22. Juni 1889. Kürzung der reichsgesetzlichen Rente 
um den Betrag des satzungsmässigen Invalidengeldes. 

Der Streit betrifft daher nur die Frage, ob der Bekl. befugt ist, 
das satzungsmässig den Kl. bewilligte Invalidengeld um den Betrag der 
reichsgesetzlichen Rente zu kürzen. Diese Frage ist mit dem B. R. zu 
bejahen. Der § 90 Abs. 2 der Satzungen vom 25. Dezember 1891 be- 
stimmt: Desgleichen kommen die auf Grund des R. Ges., betreffend die 
Invaliditäts- und Altersversicherung, vom 22. Juni 1889 gewährten 
Renten in vollem Betrage auf die Knappschaftsleistungen in Anrechnung. 
Darin liegt eine Herabsetzung der Knappschaftsrente, wie sie den Kl. 
nach den früheren Satzungen zustand, und wie sie ihnen auch nach Ab- 
schnitt I der neuen Satzungen zustehen würde, wenn der § 90 keine 
Geltung hätte. Die Entscheidung hängt daher lediglich von Beant- 
wortung der Frage ab, ob die Kl. sich eine solche Herabsetzung des 
Invalidengeldes gefallen lassen müssen. Dem B. R. fällt nicht die Ver- 
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letzung einer Rechtsnorm zur Last, wenn er diese Frage bejaht. Das 
R. G. hat in ständiger Rechtsprechung an dem Satze festgehalten, dass 
die Ansprüche der Mitglieder der Knappschaft, solange die Rente ihnen 
noch nicht endgültig bewilligt ist, durch Aenderung der Satzungen neu 
geregelt werden dürfen, und dass dem einzelnen Mitgliede der Knapp- 
schaft gegen den Beschluss, der seine Ansprüche auf Invaliden- und 
Kindergelder herabsetzt, nur dann ein Widerspruchsrecht zusteht, wenn 
die Voraussetzungen des § 68 Thl. II Tit. 6 des A. L. R. vorhanden 
sind. Der B. R. stellt nun fest, dass die Herabsetzung der Invaliden- 
rente, die in der Anrechnung der reichsgesetzlichen Rente enthalten sei, 
alle aktiven Mitglieder gleichmässig treffe und darum Sonderrechte dieser 
Mitglieder nicht verletze. Ein Rechtsirrthum ist in dieser Ausführung 
nicht enthalten. Namentlich lässt sich nicht dagegen einwenden, die 
nach dem 1. Januar 1892 eintretenden Mitglieder würden dadurch in- 
sofern besser gestellt, als sie ohne besondere Gegenleistung zu dem Gte- 
nuss der Reichsinvalidenrente zugelassen würden, während die älteren 
Mitglieder bis zum 1. Januar 1892 dafür besondere Beiträge hätten be- 
zahlen müssen. Ob diese Ausführung nach den besonderen Verhältnissen 
zutrifft, kann hier dahin gestellt bleiben; denn selbst wenn darin, dass 
die erwähnten Leistungen ihnen nicht zurückgewährt sind, eine Benach- 
theilung der Kläger zu finden wäre, so würde ihnen daraus doch nicht 
das Recht erwachsen sein, den Knappschaf tsbeschluss anzufechten, da 
die Zahlung der Beiträge an die Landesversicherungsanstalt mit der 
Angehörigkeit der Kl. zur Knappschaft nicht in rechtlichem Zusammen- 
hange steht, und nur die Verletzung der gesellschaftlichen Rechte 
es ist, die ihnen nach § 68 Thl. 11 Tit. 6 des A. L. R. ein Recht giebt, 
den Beschluss der Knappschaft als sie benachtheiligend anzufechten. 



Nr. 236. Entsch. des Deutschen Belchsgerlchts. 

3. Civil-Senat. Vom 6. November 1896. 
§ I. Reichshaftpflichtgesetz. Beim Betriebe eines Privatanschlussgleises ist die Haupt- 
bahn dann Betriebsunternehmer, wenn sich ihre Transportdienste aus dem Gesaromt- 
betriebe nicht ausscheiden lassen, vielmehr Falitoren bilden, die bei dem wirthsohaft* 
liehen Gesammtresultate der Bahn mitzählen. 
Die Rkl. macht geltend, man könne den Betrieb auf dem Anschluss- 
geleise, der nach den geschlossenen Verträgen, wenn auch unter Auf- 
sicht der Bahnverwaltung, der genannten Firma zustehe, nicht theilen, 
die genannte Firma sei als haftpflichtige Unternehmerin anzusehen und 
werde hieran auch durch den Umstand nichts geändert, dass die Firma, 
die eigene Lokomotiven nicht besitze, der Dienste der Staatsbahnloko- 
motiven zum Anbringen und Abholen der Wagen sich versichert habe. 
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Zugestanden werden mnss, dass die Firma als Eisenbahnantemehmerin 
anzusehen ist, auch wenn der von ihr auf dem Bahnkörper bewirkte 
Wagentransport (abgesehen von dem hier nicht in Betracht kommenden 
Feldbahnbetrieb) von geringem Umfange ist und auf die Empfangnahme 
der zugebrachten leeren Wagen und die Aufstellung zum Abholen der 
beUdenen Wageq, ohne Benutzung von Dampf kraft, sich beschränkt. 
Dass die bei einer solchen Wagenbewegung sich ergebende Gefährdung 
von Personen als Eisenbahngefahr im technischen Sinne anzusehen, ist 
in der Rechtsprechung des R. Q. wiederholt anerkannt. Vergl. Urtheil 
dieses Senats vom 16. Mai 1882, Entsch. des R. G. Bd. 7 S. 40*). An 
den Wagentransport, bei dem die gedachte Firma jedenfalls die haft- 
bare Unternehmerin ist, schliesst sich die Abholung und Ueberführung 
der Wagen durch die Staatsbahnlokomotiven auf die Hauptbahn. 
Es fragt sich, ob die Abholung und Ueberführung zu dem 
Betriebe des Anschlussgeleises gehört und der Staatsbahnbetrieb 
erst auf der Hauptbahn beginnt, oder ob das räumlich in das Gebiet 
des Betriebes des Anschlussgeleises hinübergreifende Abholen der Wagen 
zu dem Staatsbahnbetriebe gerechnet werden kann. Die Abmachungen 
zwischen dem Inhaber eines Anschlussgeleises und der Bahn können un- 
mittelbaren Einfluss auf die Frage nach der Haftpflicht nicht haben; 
denn die Haftpflicht kann nicht vertragsmässig auf Jemanden abgewälzt 
werden, in dessen Person die gesetzlichen Voraussetzungen nicht zu- 
treflfen. Die wirkliche Gestaltung des Betriebes entscheidet. Es kommt 
darauf an, ob die bei dem Abholen entwickelte Transportthätigkeit 
wirthschaftlich als Staatsbahnbetrieb anzusehen ist, oder nur eine Dienst- 
und Hülfeleistung zu dem Betriebe des Anschlussgeleises ist. Hätte die 
Staatsbahn ihre Lokomotiven mit Bedienung der Firma nur behufs des 
Transports von der Ladestelle bis zur Hauptbahn gegen Vergütung zu 
Gebote gestellt, so würde sie als Unternehmerin nur einer solchen Dienst- 
leistung anzusehen sein, dagegen würde man das Abholen nicht als Theil 
des Staatsbahnbetriebes ansehen können, vergl. Entsch. des R. 0. H. G. 
Bd. 21 S. 176, 177; Entsch. des R. G. Bd. 1 S. 280. Lassen sich die 
Transportdienste der Bahn, von denen die Rede ist, aus dem Gesammt- 
betriebe derselben nicht ausscheiden, bilden sie vielmehr Faktoren, die 
bei dem wirthschaftlichen Gesammtresultat der Bahn mitzählen, so kommt 
man zu einem anderen Ergebniss. Von der letzteren Beurtheilung geht 
der L R., dem das B. G. beistimmt, aus. Dieselbe beruht im Wesent- 
lichen auf Würdigung der konkreten Verhältnisse und kann als rechts- 
irrig nicht bezeichnet werden. Für jene Anschauung spricht, dass eine jede 



») Eisenbahnrechtl. Entscheid. Bd. n. Nr. 135. S. 273—276. 
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vergütete Transportleistung, die in dem Interesse des gesammten Bahn- 
betriebes liegt, wirthschaftlich als Theil des Gesammtbetriebes aufzu- 
fassen ist und niclit wohl als gesondertes Unternehmen ausgeschieden 
werden kann. In der Berufungsinstanz hatte die Bekl. auf ein reichs- 
gerichtliches Urtheil vom 1. Februa^r 1894 in Sachen Komp gegen Eisen- 
bahnflskus, mitgetheilt Juristische Wochenschrift 1894 S. 135 Nr. 74, 
sich berufen. In diesem ürtheile ist ausgeführt, dass bezüglich der 
Haftpflicht es darauf ankomme, wen das wirthschaftliche Ergebniss, 
Gewinn und Verlust des Betriebes, treffe, und dass ein solcher Unter- 
nehmer auch dann haftbar bleibe, wenn er für die gesammte Ausführung 
und Leitung fremde Dienste gebrauche. In dem B. U. ist dieses Urtheil 
nicht richtig verstanden, wenn bemerkt wird, Bekl. könne auf dasselbe 
sich nicht berufen, weil in dem Falle des Urtheils die gesammte Lei- 
tung und Ausführung des Betriebes von der einen Partei verpachtet 
war, während es sich hier nur um einzelne Transportleistungen handle. 
Die Rkl. hat mit Recht darauf hingewiesen, dass derjenige, der nur ein- 
zelne Transportleistungen sich ermiethet, noch zweifelloser als Unter- 
nehmer des Betriebes zu betrachten sei. Dieser Bemerkung des zweiten 
Urtheils war indessen Gewicht nicht beizulegen, da die Begründung, 
die durch Bezugnahme auf das erste Urtheil gegeben wird, das Ur- 
theil trägt. 

Nr. 337. Eiitscli. des Appell.-ßericlits In Mailand. 

Vom 10. November 1896. 

iZeitschr. f. d. Internat. Elsenb. Transp. V (1897) Nr. 3 S. 227.] 

Manko an einem Wagen Kohlen. Aueschluee der Haftpflicht. 

Der Absender eines von Genua nach Turin beförderten Wagens 
Steinkohlen hatte die Eisenbahn auf Zahlung des nach Ankunft konsta- 
tierten Mankos gericlitlich belangt; das Gericht machte die Zulässig- 
keit des Anspruches von dem Nachweis eines Verschuldens der Eisen- 
bahn abhängig. Auf erhobene Berufung bestätigte das Appellgericht 
dieses Urteil in Erwägung, dass auf Grund der Artikel 96, 103, 130 
der T. und T.-B. ^) die in loser Schüttung aufgegebenen Güter, also auch 
Steinkohlen, auf Gefahr des Absenders befördert werden und die Eisen- 
bahn für den eingetretenen Schaden nur dann haftet, wenn der Nach- 
weis eines Verschuldens der Eisenbahn erbracht wird. 



Nr. 338. Entsch. des Deutschen Keichsgerichts. 

6. Civil-Senat. Vom 11. November 1896. 

[Preu88.Verw.Bl.XVm. Nr. 11. S.120.] 

i 43, 44 Th. I Tit. 22 Pr. A. L. R. Enteignung. Bebauungefähigiceit eines Grundetüclie. 



») 8. oben S. 310 Anm. 1. 
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Das hierzu erforderliche Diirohfahrtsreoht an einem Nachbargrundstüclce geht nicht 
schon dadurch verloren, dass der EigenthQmer des ersteren nachträgiioh von der Zh- 
mauerung der Durchfahrt Kenntniss erhalten und dies dann ohne Widerspruch ge- 
duldet hat. 

Die Annahme des B. 6., dass das enteignete Grandstttck nicht be- 
bauungsfähig gewesen sei, beruht wesentlich darauf, dass der Bekl. sein 
Durchfahrtsrecht durch das S.'sche Grundstück Nr. 21 nach der Britzer- 
strasse gemäss § 43 Thl. I Tit. 21 A. L. R. durch stillschweigende Ein- 
willigung verloren habe. Nicht mit Unrecht greift der Bekl. dies an, 
indem er meint, die Anwendung des § 43 1. c. sei ausgeschlossen, weil 
er erst nach Vollendung der hindernden Anlage, der Zumauerung der 
Durchfahrt, davon Eenntniss erhalten habe. Aus der Aussage des S. 
ergiebt sich, dass der Bekl. durch diesen Zeugen erst nach vollendeter 
Zumauenmg der Durchfahrt hiervon Kenntniss erhalten hat. Damit 
stimmt auch die Bekundung des Zeugen E. überein. Da das B. G. seine 
Feststellung lediglich auf diese Aussagen gründet, muss angenommen 
werden, dass es mit dem Satze „dass der Bekl., als er im Sommer 1892 
erfahren hatte, dass die projektirte Durchfahrt in dem Neubau ... auf 
polizeiliche Anordnung habe zugemauert werden müssen^, auch hat aus- 
drücken wollen, dass der Bekl. die Zumauerung erst nach ihrer Voll- 
endung erfahren habe. Ist dies aber der Fall, dann durfte das B. G., 
ohne sich mit der Judikatur und Literatur in Widerspruch zu setzen, 
jenen Umstand nicht unberücksichtigt lassen. Das frühere Preussische 
Obertribunal (Striethorst Archiv Bd. 35 Seite 37) hat ausgesprochen, 
der § 43 1. c. beziehe sich nicht auf den Fall, dass der Berechtigte von 
der die Ausübung seines Rechts unmöglich machenden Anlage erst nach 
deren Vollendung Wissenschaft erhält und dann, ohne zu widersprechen, 
die Anlage stillschweigend duldet. Dem schliessen sich Dernburg 
(Preussisches Privatrecht Bd. 1 § 299 Nr. 1 Abs. 2) und Rehbein (Entsch. 
des Obertribunals Bd. 3 S. 1072 Anm. ; Kommentar des A. L. R. Bd. 2 
Anm. 36 zu § 43 Thl. I Tit. 22) an. Die Richtigkeit dieser Ansicht er- 
giebt sich nicht nur aus dem Wortlaut des § 43, wonach das Erlöschen 
der Grundgerechtigkeit durch stillschweigende Einwilligung eintritt, 
„wenn der Berechtigte wissentlich geschehen lässt, dass in der ver- 
pflichteten Sache Anstalten und Einrichtungen . . . getroffen werden", 
sondern auch daraus, dass im § 44 1. c. das widerspruchslose Verhalten 
nicht als Einwilligung in die Aufhebung der Gerechtigkeit angesehen 
wird, wenn der Berechtigte erst nach Vollendung der Anlage von dem 
ihm daraus erwachsenden Nachtheil Kenntniss erhält. 
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Nr. 339. Entseh. des Deuteehen Beichsgerichts. 

5. Civil-Senat. Vom 11. November 1896. 

[Jar. Wochenschr. 1896. Nr. 77/81. S. 720. Ziff. 85.] 

Ursächlicher Zusammenhang der Beschädigung von Gebäuden mit dem Bergbau. 
Der B. B. hat über den ursächlichen Zusammenhang der Schäden 
mit dem Bergbau eine alternative Feststellung getroffen. Er nimmt an, 
die Beschädigungen der Gebäude seien die Folge von Bewegungen im 
Baugrunde, und diese Bewegungen stünden insofern mit dem Bergbau 
im Zusammenhang, als dieser entweder durch Wasserentziehung, wie der 
Sachverständige S. annimmt, das Abtrocknen des Baugrundes bewirkt, 
oder durch Erschütterungen, wie der Sachverständige A. meint, das 
Erdreich in Bewegung gesetzt habe, oder diese beiden Ursachen gemein- 
sam auf den Baugrund eingewirkt hätten. Die Revision hält eine Fest- 
stellung dieser Art für „rechtsbedenklich" und meint, der B. R. habe, 
wenn er einen mittelbaren Schaden habe annehmen wollen, die Pflicht 
gehabt, festzustellen, welche der angeführten Umstände er dafür als 
kausal und welche er als daneben bestehend, aber ohne die Mitwirkung 
des Bergbaus für nicht kausal erachtet habe. Auch dieser Angriff ver- 
sagt. Die vermisste Feststellung hat der B. R. getroffen, wenn er an- 
nimmt, es seien nur zwei Ursachen denkbar, die den Baugrund der Ge- 
bäude erschüttert haben könnten: Abtrocknen des Bodens oder Er- 
schütterung und Lockerung der daneben liegenden Erdschichten. Beide 
Möglichkeiten führen aber rechtlich zu demselben Ergebniss, und der 
B. R. durfte deshalb von der Ermittelung, welcher der beiden Gründe 
wirksam gewesen sei, als überflüssig absehen; vergl. Urtheil des R. G. 
vom 28. April 1893, III Nr. 19/93 (Bolze, Praxis des R. G., Bd. 16 
Nr. 734). Im Einzelnen hat der B. R. seine Feststellungen ausreichend 
begründet. 

Nr. 240. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

5. Civil-Senat. Vom 14. November 1896. 

Die Eisenbahnverwaltung muss die Benutzung des Bahnicörpers unter den Niveauiiber- 

gängen zur Hindurchiegung von Gas- und Wasserröhren zu Strassenzwecicen dulden, 

soweit nicht überwiegende Interessen des Eisenbahnbetriebs entgegenstehen. 

Diese Verpflichtung der Kl. ist eine nothwendige Folge davon, dass 
ihre Vorgänger seiner Zeit die Wiedervereinigung der durch ihre Bahn- 
bauten zerschnittenen Wege mittels der beiden Uebergänge über den 
Bahnkörper gestattet haben. Sie haben dadurch diese Uebergangs- 
stellen mit der öffentlich-rechtlichen Servitut belastet: als öffentliche 
Wege oder Strassen zu dienen. Mag der Verkehr auf den beiden durch- 
schnittenen Wegen oder Strassen damals auch noch nicht die gegen- 
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wärtige Ausdehnung gehabt und damals noch nicht eine Gas- und 
Wasserleitungsanlage nöthig gemacht haben, so hat hierbei doch nur 
eine natürliche Entwickelung stattgefunden, die nicht als eine Um- 
wandlung der ursprünglich eingeräumten Dienstbarkeit, auch nicht als 
eine ausserordentliche oder willkürliche Erschwerung derselben aufge- 
fasst werden kann, und deren Unbequemlichkeiten darum, analog wie 
bei Grundgerechtigkeiten, von dem Verpflichteten als Folgen seiner 
früheren Handlung hingenommen werden müssen. Vergl. Dernburg, 
Preussisches Privatrecht Bd. 1 § 294. Darauf kann kein Gewicht ge- 
legt werden, dass — wie der B. R. hervorhebt — damals eben nur 
Niveauübergänge gestattet und keine weitergehenden Verpflichtungen auf 
die beiden in Frage stehenden Flächen übernommen worden sind; in 
der Gestattung des Niveauüberganges für den öffentlichen Verkehr lag 
schon von selbst, auch ohne ausdrückliche Abmachung die Verpflich- 
tung zur Duldung aller Vorkehrungen, die das Bedürfniss des steigen- 
den Verkehrs, mit dem stets, zumal in einer Stadt, gerechnet werden 
muss, künftig erfordern wird. 



Nr. 341. Entsch. des Oberlandesgerlehts Colmar. 

3. Civil-Senat. Vom 16. November 1896. 

[Jur. Zeitsohr. f. Bis. Lothr. Jahrg. 28. S. 86.) 

Strassen-Eisenbahn. Unfall. Haftpflicht Trunkenheit dee Beschädigten. Eigenes Ver- 
schulden desselben. 

Am 2. Dezember 1894, des Abends nach Eintritt der Dunkelheit, 
kam in der Nähe von Aue der Kläger unter den von dort kommenden, 
auf dem Strassenköi-per sich bewegenden Eisenbahnzug und wurde schwer 
verletzt. Da die General -Direktion der Reichseisenbahnen ihre Haft- 
barkeit für den entstandenen Schaden ablehnte, erhob der Verletzte 
Klage gegen dieselbe und wurde ihm in erster Instanz eine Entschädi- 
gung zugesprochen. Auf Berufung der Beklagten wurde dieses Urtheil 
aufgehoben und die Klage abgewiesen aus folgenden Gründen: Es ist 
richtig, dass nach dem Haftpflichtgesetze es zur Entlastung der Be- 
klagten nicht genügt, wenn sie nachweist, dass sie ein Verschulden nicht 
trifft, dass sie vielmehr den Nachweis zu erbringen hat, dass den Ver- 
letzten selbst ein eigenes Verschulden trifft. 

Dieses Verschulden findet sie in dem vorliegenden Falle in dem 
ganzen Verhalten des Klägers, welches insbesondere auf dessen Ange- 
trunkenheit zurückzuführen sei. Der erste Richter geht nun auch von 
der als erwiesen angenommenen Thatsache aus, dass der Kläger an dem 
fraglichen Abend in angetrunkenem Zustande sich befunden habe, und 
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dass einem ganz normalen Menschen ein solcher Unfall nicht hätte zu- 
stossen können. 

Er führt aber aas, dass eine Bahn unter den vorliegenden Verhält- 
nissen auch anderen, also nicht ganz normalen Personen, Schutz zu ge- 
währen habe. 

In dieser letzteren Anforderung geht er indessen zu weit und 
lässt sich auch nicht erkennen, in welcher Weise dieser Schutz praktisch 
auszuführen wäre. 

Eisenbahnen, welche, wie in vorliegendem Falle, ohne eigenen Bahn- 
körper auf einer belebten Strasse auch nahe an Gebäulichkeiten vorbei- 
führen, sind, um den gesteigerten Anforderungen des Verkehrs zu ge- 
nügen, im Interesse des Publikums, welches auch solche Verkehrsmittel 
verlangt, gestattet und zulässig. Das Publikum muss sich den durch 
die Anlage einer Strassenbahn geschaffenen Verhältnissen bei dem Ver- 
kehre auf einer solchen Strasse anpassen und auch seinerseits den er- 
höhten Grad von Vorsicht anwenden, welchen diese neue Lage der 
Dinge bedingt. 

Nach der Natur einer solchen Anlage ist es geradezu ausgeschlossen, 
Absperrvorrichtungen oder sonstige Schutzvorrichtungen zu treffen, welche 
geeignet erscheinen, nicht normale Menschen von dem unter Umständen 
gefährlichen Betreten der Schienengeleise fern zu halten. Das Betreten 
des mit Schienen belegten Strassentheiles ist an sich auch nicht ver- 
boten. Man muss nur darauf achten, einem herankommenden Eisenbahn- 
zuge, ebenso wie einem gewöhnlichen, auf dem Strassendamm fahrenden 
Wagen auszuweichen. Wenn auch auf solchen Nebenbahnen im Ver- 
gleich zu den Hauptbahnen nur mit verminderter Geschwindigkeit ge- 
fahren wird, so erfordert doch die grössere, mit dem Bahnbetrieb ver- 
bundene Gefährlichkeit sowohl seitens des Bahnpersonals, als auch seitens 
der auf der Strasse verkehrenden Personen einen erhöhten Grad von 
Aufmerksamkeit. 

Nach der Natur der Sache ist dies in gesteigertem Masse in der 
Nachtzeit der Fall, zu welcher das Sehvermögen beschränkt und die Be- 
obachtung dessen, was auf der Strasse vorgeht, erschwert ist. 

Nach dem durch die Beweiserhebung festgestellten thatsächlichen 
Hergang ist seitens des Zugpersonals nichts versäumt worden, was durch 
die Vorsicht geboten und zur Vermeidung von Unglücksfällen als er- 
reichbar erachtet werden muss. Das Läutewerk funktionirte, der Zug, 
dessen Herannahen in Folge der vorne angebrachten Lichter wie bei 
Tage auf eine Entfernung von 172 Meter bemerkt werden konnte, fuhr 
mit einer Geschwindigkeit von nicht einmal 15 Kilometern in der Stunde. 
Dass der Lokomotivführer grosse Aufmerksamkeit entfaltete, ergiebt 
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sich aas dem umstände, dass er nach den ersten Jammerlaaten des 
Klägers den Zug ganz ausserordentlich rasch zum Stehen brachte. 

Andererseits muss aber nach Lage der Sache angenommen werden, 
dass der Kläger in einer nur durch Angetrunkenheit erklärbaren Weise 
die gebotene, ihm obliegende Vorsicht ausser Acht gelassen und höchst 
fahrlässig gehandelt hat. 

Nr. 242. Entseh. des Deutschen Beiehsgerichts. 

6. Civil-Senat. Vom 16. November 1896. 

(Jur. Wochenachr. 1897. Nr. 1/5. S 28. Ziff. 55.) 

Zur ErfQllang einer polizeilichen Sicherheitsvorschrift genügt nicht der Auftrag an 
eine zuverläseige Person, sondern Ist auch die Kontrole derselben erforderlich. 

Das B. G. geht, wie bemerkt, ohne Rechtsirrthum davon aus, dass, 
wenn die Treppe in dem Hause des Bekl. zur Zeit des Unfalls nicht 
gehörig beleuchtet gewesen sei, es zur Entschuldigung des Bekl. nicht 
genüge, dass er der Wittwe L. einen allgemeinen Auftrag ertheilt hatte, 
das Anzünden der Lampen zu besorgen, auch wenn dieselbe eine zu- 
verlässige Person gewesen sei. Etwas Weiteres hatte der Bekl. zu 
seiner Entschuldigung nicht angeführt, namentlich nicht behauptet, dass 
er in irgend einer Weise kontrolirt habe, ob die Wittwe L. den Auf- 
trag mit der erforderlichen Sorgfalt und Pünktlichkeit ausgeführt habe. 
Das B. G. konnte daher, da es dem Bekl. bekannt war, dass es sich 
darum handelte, ob er, obgleich die Treppe zur Zeit des Unfalls nicht 
gehörig beleuchtet gewesen war, der Polizeiverordnung genügt habe, 
ohne Rechtsirrthum annehmen, dass derselbe nicht im Stande sei, etwas 
Weiteres zu seiner Entschuldigung anzuführen. Hatte aber der Bekl. 
den Anforderungen der Polizei Verordnung nicht genügt, so bedurfte es 
eines weiteren Beweises, dass der Unfall hierdurch herbeigeführt sei, 
nach § 26 Thl. I Tit. 6 des A. L. R. nicht. 



Nr. 343. Entsch. des Deutsehen Reichsgerichts. 

4. Straf-Senat. Vom 17. November 1896. 

(Entsch. des Reichsger. i. Strafs. Bd. 29. Nr. 68. S. 190.] 

R.Gew. Ord. §§ 115. 119. 146. Es ist unzulässig, den Arbeitern an Stelle baarer 
Lohnvorsohösse Marken zu geben, die nur an bestimmten Orten verwerthet werden 
IcSnnen, und deren voller Betrag bei der Lohnzahlung auf den Lohn angerechnet wird. 

Der § 115 a. a. 0. verpflichtet den Arbeitgeber, den Lohn seiner 
Arbeiter baar in Reichswährung auszuzahlen, und bezweckt, jedes Ver- 
halten bei der Lohnzahlung, das den Interessen der Arbeiter wider- 
streitet, und insbesondere eine Ausbeutung derselben zur Folge haben 
kann, zu verhindern (Entsch. des R. G.'s in Strafs. Bd. 17, S. 286). 
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Oegen diese Vorschrift hat nach Annahme der Vorinstanz der Ange- 
klagte Verstössen. Es hat nämlich die Vorinstanz für erwiesen er- 
achtet, dass sich die Arbeiter, die irgend etwas ans der Kantine ent- 
nehmen wollten, vom Angekl. Eantinenmarken vorschussweise geben 
Hessen, und dass die durch diese Marken dargestellten Geldbeträge bei 
der nächsten Lohnzahlung als erhaltene LohnvorschUsse vom Arbeits- 
lohne abgezogen wurden, und zwar ohne Kticksicht darauf, ob sie zur 
Entnahme von Waaren aus der Kantine verwendet worden waren oder 
nicht. Wurde nach diesen Thatsachen die Hingabe von Eantinenmarken 
als ein Vorschuss auf den Lohn angesehen und behandelt, so konnte 
die Vorinstanz ohne Bechtsirrthum zu der Annahme gelangen, dass der 
dem Betrage der Marken gleichkommende Theil des Lohnes nicht baar 
ausbezahlt wurde, sondern in solchen Marken, und dass diese als 
Zahlungssurrogat betrachtet wurden. Da nun auch die Marken ledig- 
lich in der Kantine verwerthbar, somit die Empfänger derselben in der 
freien Verfügung über ihren Lohn behindert waren, so lag in der Ge- 
währung der Marken als Lohnvorschuss gerade diejenige Handlang, 
deren Begehung durch die Norm des § 115 a. a. 0. verhindert werden 
sollte. 

Nr. 344. Entgeh, des Deutschen Beiehsgerichts. 

5. Civil-Senat. Vom 28. November 1896. 

[Preu88. Verw. Bl. XVm. Nr. 16. S. IW.) 

Ueberiassing eiie8 6nind8t&ok8 zu Eisenbahnzwecken in denjeiigeii Umfange, det 
dnroh das Ermessen einer BehSrde bestimmt werden soll. 

Die Stadt K. hat durch einen Vertrag vom 10. Februar 1864 die 
sogenannte Lizentwiese an den Fiskus, 

soweit die Wiese zu den Zwecken der P.-K.-L.'er Eisenbahn und 
zur Erweiterung der Bahnhofsanlagen der Ostbahn nach dem Er- 
messen des Königlichen Ministeriums für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten gebraucht werde, 
unentgeltlich abgetreten und am 6. Juni 1864 übergeben. Nachdem 
schon früher darüber gestritten worden war, wem die Nutzung der 
noch nicht zu Eisenbahnzwecken verwandten Theile der Wiese gebühre, 
forderte die Stadt durch Schreiben vom 27. Dezember 1893 das Eisen- 
bahn-Betriebsamt zu einer Angabe auf, wie viel und in welchen Qrenzen 
das Eigenthum an Theilen der Lizentwiese für Eisenbahnzwecke be- 
ansprucht werde. Das Eisenbahn -Betriebsamt erwiderte darauf am 
7. Februar und 18. März 1894, dass der bisher nicht verwandte Theil 
der Wiese zu Lagerplätzen eingerichtet und vermiethet werden solle, 
und dass höheren Orts eine Entscheidung über dieses Projekt erfolgen 
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werde. Darauf hat die Stadt im Mai 1894 die vorliegende E^age gegen 
den Eisenbahnfiskns erhoben, mit der sie beantragt, den Beklagten zu 
verurtheilen, anzuerkennen, dass die Klägerin berechtigt sei, über den 
bisher nicht zu Eisenbahnzwecken verwandten Theil der Lizentwiese 
frei zu verfügen, und dass Beklagter nicht berechtigt sei, dort Lager- 
plätze einzurichten und zu verpachten. Sie stützt den Anspnich darauf, 
dass ihr die nicht zu Eisenbahnzwecken verwandten Theile der Wiese 
nicht für immer vorenthalten werden dürften und dass der im Vertrage 
nicht festgesetzte und nach §§ 230, 231 Th. I Tit. 5 ALK. vom Richter 
zu ergänzende Zeitpunkt, bis wohin der Minister seine Entscheidung 
treffen sollte, jetzt längst verstrichen sei. 

Der von der Revision zunächst angeregte Zweifel, ob der Gegen- 
stand des Vertrages mit einer für seine Gültigkeit nach § 71 Th. I 
Tit. 5 ALR. genügenden objektiven Bestimmtheit festgesetzt worden 
sei, kann bei der Auslegung des Berufnngsrichters nicht für begründet 
erachtet werden. Danach ist die Bestimmung, wie weit die Lizent- 
wiese für Eisenbahnzwecke abgetreten werden solle, nicht lediglich der 
Willkür des in dem Vertrage bezeichneten Ministeriums, sondern statt- 
hafter Weise dem billigen Ermessen desselben überlassen worden, und 
es kann nicht behauptet werden, dass dieser umfang sich nicht be- 
stimmen lasse. Der Berufungsrichter stellt als Absicht der Vertrag- 
schliessenden fest, dass dafür die künftige Entwickelung des Verkehrs 
auf den betheiligten Eisenbahnen entscheidend sein sollte. Diese Fest- 
stellung erscheint wohl begründet, wenn erwogen wird, dass bei Ab- 
schluss des Vertrages kein bestimmtes Projekt für die Verwendung der 
Wiese vorlag und dass die Klägerin selbst bis zu ihrem Schreiben an 
das Eisenbahn -Betriebsamt vom 27. Dezember 1893 die Berechtigung 
der Eisenbahnverwaltung zur Verwendung der Wiese für Eisenbahn- 
zwecke nicht bestritten hat. Jedenfalls kann diese Feststellung nicht im 
Wege der Revision und insbesondere nicht dadurch erschüttert werden, 
dass behauptet wird, es habe sich bloss um Erweiterungsbauten in der 
Zeit der Erbauung der Südbahn, also nur um die Befriedigung der im Jahr 
1864 hervorgetretenen Verkehrsbedürfnisse gehandelt. Wenn femer im 
Anschluss hieran von der Revision wieder bestritten wird, dass die In- 
anspruchnahme der Lizentwiese zu Eisenbahnzwecken für eine unbe- 
messene Zukunft gestattet worden sei, so bedarf es keiner Untersuchung 
darüber, wie die Zeitdauer des dem Fiskus eingeräumten Rechts zu 
begrenzen sein würde, da der Beruf ungsrichter mit Recht aus dem 
eigenen Verhalten der Klägerin, insbesondere aus ihrem Schreiben an 
das Eisenbahn-Betriebsamt vom 27. Dezember 1893, das Anerkenntniss 
entnommen hat, dass bis dahin das Recht noch nicht erloschen war, 
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und weiter zutreffend angenommen hat, dass die Entscheidung des 
Ministeriums auf die Aufforderung der Klägerin vom 27. Dezember 1893 
den umständen nach rechtzeitig erfolgt ist. 

Gegen die Feststellung, dass die Einrichtung des Restes der Wiese 
zu Lagerplätzen mit Gleisen und Zufuhrstrassen als eigentliche und 
zwar jetzt schon erforderliche Bahnhofsanlage der Ostbahn zu gelten 
habe, ist von der Revision zunächst geltend gemacht worden, dass trotz- 
dem der Rest der Wiese nicht zu diesem, sondern zu einem andern, 
ausserhalb des Bedürfnisses der Eisenbahn liegenden Zweck verwendet 
worden sei oder verwendet werden solle. Diese neue angebliche That- 
Sache konnte in der Revisionsinstanz keine Berücksichtigung finden; 
insoweit dadurch der Klägerin Rechte erwachsen sein sollten, bleiben 
sie ihr vorbehalten. Wenn die Revision sodann eine Erörterung da- 
rüber vermisst, ob nicht die Lagerplätze auch dann ihren Zweck er- 
füllen, wenn die Klägerin Eigenthümerin des Grund und Bodens bliebe 
und eine Vermiethung für ihre Rechnung stattfände, so erledigt sich 
dieser — übrigens ebenfalls neue und darum unzulässige — Einwurf 
durch einen Hinweis auf die vertragsmässige Ermächtigung des iHskus, 
das Eigenthum der Wiese zu verlangen, soweit sie zu Eisenbahn- 
zwecken gebraucht werde. 

Das Hauptgewicht scheint die Revision auf die Ausführung zu 
legen, dass das Königliche Ministerium für Handel, Gewerbe und öffent- 
liche Arbeiten, dem in dem Vertrage die Bestimmung darüber vorbe- 
halten worden sei, in welchem Umfange die Wiese abgetreten werden 
solle, heute nicht mehr bestehe, und dass nur diesem Ministerium, nicht 
dem Ministerium der öffentlichen Arbeiten, dem jetzt die Eisenbahn- 
Angelegenheiten unterstehen, die Yertrauensaufgabe ertheilt worden sei, 
jene Bestimmung zu treffen. Mit dieser Ausführung steht freilich das 
Verhalten der Klägerin selbst in Widerspruch, die bis dahin über die 
Angelegenheit lediglich mit den Eisenbahnbehörden verhandelt hat. Sie 
hat aber auch in den Instanzen dieses Prozesses einen derartigen Ein- 
wand nicht erhoben, und da derselbe auf einer neuen thatsächlichen 
Behauptung über die Absicht der Vertragschliessenden ruht, muss er 
schon aus diesem Grunde unbeachtet bleiben". 
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Abhandlungen. 



10. 

Zur AasleRnng der §§ 319, 330 des Strafgesetzbuchs f flr das Deutsche 

Beich. 
Von Dr. M. Stenglein, 

Eeichsgerichtsrat in Leipzig. 

Im n. Bande S. 193 , 195 des Handbuchs des preussischen Eisenbahn- 
rechts von Dr. Eger werden zwei strafrechtliche, auch das Eisenbahnrecht be- 
rührende Fragen angeregt, welche zwar praktisch, wie es scheint, noch nie 
entschieden sind, aber jeden Augenblick praktisch werden können und theo- 
retisch allerdings controvers sind, obgleich eine richtige strafrechtliche Inter- 
pretation zu einem unzweifelhaften Resultat führen dürfte. Es fragt sich, ob: 

1. mit der ünfähigkeitserklärung zur Beschäftigung im Eisenbahn- oder 
Telegraphendienste die Unfähigkeit zum Dienst in diesen beiden Bezie- 
hungen überhaupt eintrete oder in welchem beschränkten Masse (§ 319) 
dies der Fall sei; 

2. ob unter den Vorstehern einer Eisenbahngesellschaft oder Telegraphen- 
anstalt auch die vorgesetzten Beamten staatlicher Anstalten gemeint 
sind, oder nur die Vorsteher nicht staatlicher Anstalten bezw. von An- 
stalten, welche auf Grund einer als Gesellschaft zu bezeichnenden Asso- 
ziation zu Stande gekommen sind. 

Hieran dürfte sich aber noch eine dritte Frage reihen, welche aus der 
Ökonomie des Strafgesetzbuchs in seiner jetzigen Fassung hervorgeht, Eisen- 
bahn- und Telegraphen- Anstalt alternativ zu nennen, obgleich letztere auch 
den Zwecken der ersteren dienen, und der Eisenbahntelegraph wieder teilweise 
zum allgemeinen Nachrichten -Dienst verwendet wird. Die daraus hervor- 
gehenden Zweifel sind zwar S. 194 des Handbuchs gestreift, aber nicht ein- 
gehend besprochen. 

Eine eingehende Besprechung dieser Fragen dürfte jedoch nicht ohne Interesse 
sein, bedarf aber von rein juristischem Standpunkte aus einer Vorbemerkung, 
zumal die Fragen nicht blos den Criminalisten, sondern auch viele Verwaltungs- 
beamte auf das Empfindlichste berühren. Diese Vorbemerkung, betrifft eine 
Grundregel der Erklärung von Strafgesetzen. Dieselbe verkörpert sich in der 
Eechtsparömie : Nulla poena oder nullum crimen sine lege; oder mit anderen 
Worten: Es darf keine strafrechtliche Massregel verhängt werden, welche 
nicht ihre Grundlage in einer klaren gesetzlichen Bestimmung hat, es darf 
Bger, Bisenbahnreohtliohe Entsoheidcmgeii Xm. 23 
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eine solche Massregel insbesondere nicht auf Grund der Analogie oder der 
■mnthmasslichen Absicht des Gesetzgebers ausdehnend interpretiert werden. 
Diese Regel muss mit eiserner Consequenz festgehalten werden, will man 
nicht zur Schrankenlosigkeit in der Strafanwendung kommen, und diese Con- 
sequenz ist um so notwendiger, als auf der anderen Seite die Regel feststeht, 
dass die ünkenntniss des Strafgesetzes nicht entschuldigt, so dass der des- 
selben Unkundige in seinem eigenen Gefühl von Recht und Unrecht den Leit- 
faden für Beantwortung der Frage finden muss, ob eine Handlung verboten 
und sogar bei Vermeidung von Strafe verboten sei. Auch das Bedürfniss 
nach Rechtsschutz kann nicht gestatten, von jener Regel abzugehen, obgleich 
unsere an Erfindungen so reiche Zeit leicht etwas schaffen kann, dessen Ver- 
hältnisse nicht unter die bestehenden strafrechtlichen Begriffe passen will. 
Der Straf richter , der an jener Regel festhält, wird häufig des Formalismus 
beschuldigt, der, verknöchert, nicht die Bedürfnisse der Zeit erkenne, wenn 
er dem Gesetzgeber es überlassen will,*) Lücken in der Gesetzgebung auszu- 
füllen; während er doch nur ein Palladium der Freiheit, des guten Namens 
und des Rechts festhält. 

Jene strenge Rechtsregel hat aber auch ihr Gegenstück, welches sich in 
der Rechtsparömie ausspricht: Ubi lex non distinguit, distinguere judicis non 
est; zu deutsch: wo das Gesetz nicht unterscheidet, darf auch der Richter 
nicht unterscheiden, oder m. a. W.: Zu Gunsten eines Angeklagten soll die 
Analogie ebenso wenig angewendet werden, als zu Ungunsten. Anwendung 
kann allerdings diese Regel nur da finden, wo der V^ortsinn klar ist. 

Das ist er aber in § 319 Str. G. B., auf den wir hiermit zurückkommen. 
Was unter Eisenbahn- und Telegraphendienst zu verstehen sei, ist nicht 
zweifelhaft und ebenso wenig, ob ein Beamter in diesem Dienste angestellt 
ist oder nicht, mag er dem Betriebsdienst oder dem inneren Bureau-, Kassen- 
oder sonstigen Dienste angehören. Zur einschränkenden oder ausdehnenden 
Interpretation des § 319 in den kritischen Worten ist also, im Grunde ge- 
nommen, gar keine Gelegenheit. Die abweichenden Ansichten wissen an kein 
Wort des Gesetzes ihre Zweifel anzuknüpfen. Wenn Oppenhoff § 319 
Nr. 3 sagt: „Eisenbahn- oder Telegraphendienst sei der Dienst, wie er in 
Abs. 2 der §§ 316, 318 näher bezeichnet sei; die Unfähigkeit sei sonach auf 
andere Dienste bei den betreffenden Anstalten nicht auszudehnen**, so ist dies 
eine Behauptung ohne alle Beweisgründe. Dass der Gesetzgeber auch bei Be- 



') Eine Frage dieser Art, welche auch das Eisenbahnrecbt leicht berühren könnte, 
beschäftigt zur Zeit die Juristenwelt lebhaft; die Frage, ob Diebstahl am elektrischen 
Strome möglich sei. Ein berühmter Rechtslehrer, aber Givilist, giebt den Strafrichtem 
mit kühlem Muthe den Rath, bei ausdehnender Erklärung der Strafgesetze dem Bei- 
spiele der Civilrichter zu folgen, und findet hierfür auch einigen, wenn auch geteilten 
Beifall bei Juristen, welche so wenig wie er selbst die Consequenzen eines solchen 
Käthes überlegen. Gelegentlich könnte sich die öffentliche Meinung sehr erregen, würde 
eine Strafe auf Grund der Analogie erkannt, wo das öffentliche RechtsgefÜhl^ diese un- 
fassbare Spielart der öffentlichen Meinung, nichts Strafbares erblicken zu können glaubt 
Auf manche der Gründe, aus welchen analoge Anwendung des Gesetzes hervorgehen 
soll, werden wir ohnehin noch zu sprechen kommen. 
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zngnahmen scharf abzugrenzen weiss, zeigt eben der § 319. Derselbe definirt 
die in Eede stehenden Angestellten genau als die in §§ 316 und 318 er- 
wähnten; er bezeichnet die in Rede stehenden Handlungen präcis durch Ver- 
weisung auf §§ 315 bis 318. Bei der Beschäftigung im Eisenbahn- und 
Telegraphendienst, als Gegenstand der ünfähigkeits- Erklärung, fehlt es an 
jedem beschränkenden Hinweis auf die §§ 316, 318, welche doch Voraus- 
setzung für die Richtigkeit der Ansicht Oppenhoffs sein würde. Die Motive 
weisen auf eine Beschränkung in diesem Sinne keineswegs hin, sondern nur 
darauf, dass Eisenbahn- und Telegraphendienst nicht in der Weise vermengt 
werden darf, dass wegen eines Vergehens in dem einen oder anderen Dienst 
nicht eo ipso die Unfähigkeit in beiden ausgesprochen werden soll. Auf das 
Nähere werden wir später zurückkommen. 

Richtig, wenn auch nicht gerade in alle Details eingehend, sprechen sich 
Dambach, Meves und Olshausen aus. Weitaus die meisten Autoren, ins- 
besondere fast alle Lehrbücher des Strafreohts wiederholen den Wortlaut des 
Gesetzes in seiner Allgemeinheit; offenbar weil ihnen ein Zweifel an der Trag- 
weite dieses allgemeinen Ausdrucks nicht kommt. 

Wenn aber Eger, Handb. des preuss. Eisenbahnrechts S. 193, meint, die 
Auffassung, es sei der gesammte Eisenbahn- bezw. Telegraphendienst vom Ge- 
setze gemeint, sei vom Gesetze nicht beabsichtigt; so ist dies nur geeignet, 
das Trügerische einer Interpretation nach den vermeintlichen Absichten des 
Gesetzgebers darzuthun. Nach der Ansicht des Autors soll der Schutz des 
Gesetzes nur für den Betriebsdienst geboten sein, und deshalb auch die Aus- 
schliessung nur vom Betriebsdienst ■ stattfinden, von diesem allerdings in allen 
Teilen, nicht blos in den in §§ 316, 318 Abs. 2 bezeichneten Zweigen. Wo 
hat aber der Gesetzgeber, d. i. alle Gesetzgebungsfaktoren in ihrem Zusammen- 
wirken, die vorausgesetzte Absicht verlautbart? Der Schutz des Publikums, 
der Schutz der Vorkehrungen für den Dienst, die Bahn, Telegraphenleitung, 
Maschinen u. s. w-, der Schutz des Dienstes gegen Störungen und Anderes 
sind gleichmässig beabsichtigt. Allein mag dem sein, wie es wolle. Wer ist 
berechtigt, dem Gesetzgeber, der eine bestimmte Strafe angeordnet hat, nach- 
zumessen, ob er seine Zwecke nicht auch mittels eines Mindermasses von 
Strafe hätte erreichen können, und demnach die Straf Sanktion einengend zu 
interpretiren? 

Es muss femer gefragt werden: Ist die Massregel des § 319 Neben- 
strafe oder Präventivmassregel. Letztere sind dem Str. G. B. nicht völlig 
fremd, wenn auch ungewöhnlich. So ist die Praxis ziemlich einig, dass die 
§§ 40 — 42 Str. G. B. Präventivmassregeln enthalten, wenn dieselben auch nur 
im § 42 rein hervortreten, dagegen in §§ 40, 41 die Form der Nebenstrafe 
annehmen. Die Unfähigkeits-Erklärung des § 319 dagegen wird ausnahmslos 
als Nebenstrafe bezeichnet und ist es auch ohne Zweifel. Wenn man die 
Skala der Ehrenstrafen des Str. G. B. durchgeht, welche mit § 31 beginnt 
und mit Zuchthausstrafe die dauernde Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Ämter von Rechtswegen verbindet; femer die Aberkennung der Ehrenrechte, 
welche den dauernden Verlust der öffentlichen Ämter und die Unfähigkeit zur 

23* 
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Erlangnng öffentlicher Ämter, wenigstens auf Zeit, nach sich zieht; endlich 
die fakultative Unfnhigkeits- Erklärung zur Bekleidung öffentlicher Ämter 
neben Gefängnisstrafe auf die Dauer von 1 — 5 Jahren, so kann man nicht 
im Zweifel sein, dass die Unfähigkeits-Erklärung zur Beschäftigung im Eisen- 
bahn- oder Telegraphendienst oder in bestimmten Zweigen dieser Dienste 
gleichfalls Nebenstrafe ist. Würde dieselbe Präventiv -Massregel sein, als 
welche sie der Herr Verfasser des Handbuchs aufzufassen scheint, so 
würde es sich noch leichter begründen lassen, die Prävention könne nicht 
weiter reichen, als das Bedürfnis nach solcher. Nimmt man die Neben- 
strafe als gegeben an, d. h. also doch eine Strafe, so unterliegt nicht nur 
§ 319 strikter Interpretation, sondern es kann auch von einer Einengung der 
Strafe nach deren vermeintlichem Zweck nicht die Rede sein. Es hat aller- 
dings den Anschein, als ob §§ 31 bis 34 Str. G. B. für eine Verurteilung 
aus § 315 schon das Nöthige besorgten und die Ausdehnung des § 319 auf 
§ 315 durch die Novelle vom 26. Februar 1876 unnöthig gewesen wäre. 
Allein abgesehen davon, dass es zuweilen den Novellen geschieht, dass sie auf 
das Alte nicht genau passen wollen, ohne dass dies auf die hier behandelte 
Streitfrage einen Einfluss zu äussern vermöchte, geht doch § 319 erheblich 
weiter, als §§ 31 — 34, indem er nicht blos vom Verlust des Amtes spricht 
und von der Unfähigkeit ein solches zu erlangen oder wieder zu erlangen, 
sondern sogar von der Unfähigkeit zu einer blossen Beschäftigung in den 
treffenden Dienstzweigen, auch ohne Erlangung eines Amtes; also Unfähigkeit 
zu Hilfsdiensten nicht selbständiger Art. Gerade solche sollten eben nach 
Ansicht des Handbuchs von der Wirkung des § 319 ausgeschlossen bleiben. 
Erwägt man vollends, dass § 319 sich auch auf die vorsätzlichen, mit 
Zuchthausstrafe bedrohten, nach § 315 strafbaren Verbrechen der schwersten 
Art, auf die vorsätzlichen Vergehen des § 317, auf die frivolsten Fahrlässig- 
keitsdelikte der §§316, 318 bezieht, so kann nicht zweifelhaft sein, dass 
eine Unfähigkeits-Erklärung zur blossen Beschäftigung als Ehrenstrafe schwer- 
ster Art unter Umständen wohl am Platze sein kann. Dafür, dass diese 
Ehrenstrafe nicht auch am unrechten Orte angewendet werde, soll sorgen, dass 
die Verhängung dem Richter überhaupt nur fakultativ anheim gegeben ist. 
Liegen leichtere Fälle *) vor, so wird ein vernünftiger Richter von der Fa- 
kultät keinen Gebrauch oder den theil weisen Gebrauch machen, den der 
Schlusssatz des § 319 (bestimmte Zweige dieser Dienste) ihm einräumt. Wenn 
Fälle so schwerer Art vorkommen, dass der Thäter sich unwürdig erweist, 
überhaupt Beamter zu sein, so ist es gewiss richtig, wenn dem Richter das 
Recht eingeräumt wird, dies auch neben der Gefängnissstrafe auszusprechen und 
sogar die Beschäftigung im Dienste zu untersagen. Dann handelt es sich aber 
nicht um die blosse Vorbeugung, dass einem leichtsinnigen Beamten nicht 
wieder Gelegenheit geboten werde, den Betrieb zu gefährden. 

Endlich bleibt noch ein Argument für die hier vertretene Ansicht, 
welches gewiss nicht am leichtesten wiegt. Die Anhänger der entgegenge- 

*) Dem Verfasser dieser Erörterung ist bei seiner ausgedehnten Strafrechtspraxis 
noch kein Fall solch* schwerer Art vorgekommen. 
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setzten Meinung, sei es Oppenhoff'scher, sei es Eger'scher Observanz, 
können darüber nicht zweifelhaft sein, dass nach ihrer Meinung sich die Un- 
fähigkeit nur auf einen Ausbruch aus dem Dienst bezw. der Beschäftigung im 
Dienste handelt oder, um mit anderen Worten, d. h. denen des Gesetzes, zu 
sprechen: um die Unfähigkeit, in bestimmten Zweigen des Dienstes beschäftigt 
zu werden. Nun bedenke man, welche monströse Gesetzesökonomie es sein 
würde, wenn § 319 dahin zu verstehen wäre: »Der Verurteilte kann für 
unfähig zu einer Beschäftigung in bestimmten Zweigen des Eisenbahn- oder 
Telegraphendienstes, nämlich jenen des Betriebs, oder auch in bestimmten 
Zweigen dieser Dienste, nämlich jenen des Betriebs, erklärt werden. Zwei- 
mal soll der Ausdruck, welcher jeder Beschränkung entbehrt, im beschränkten 
Sinne gebraucht und gemeint sein: eine grössere oder geringere Beschränkung 
auf bestimmte Zweige des Dienstes. 

Wenden wir uns nunmehr zur eben gestellten dritten Frage, wie das 
Verhältniss von Eisenbahn- und Telegraphendienst bei Anwendung des § 319 
sich gestaltet, da diese Frage mit der ersten mehr im Zusammenhange steht, 
als mit der zweiten. Darüber dürfte Einverständniss bestehen, dass der 
§ 319 in seiner jetzigen Fassung die §§315 bis 318 nur der kürzeren Aus- 
drucksweise halber zusammenfasst, dass aber derjenige Beamte, der im Eisen- 
bahndienst gefehlt hat, nur in diesem, der im Telegraphendienst Fehlende 
nur in diesem für unfähig zur Beschäftigung erklärt werden soll. Die 
Schwierigkeit besteht nur insofern, dass ein Zweig des Telegraphendienstes 
auch zum Eisenbahndienst gehört. Die Schwierigkeit wird aber gelöst da- 
durch, dass die Massregel des § 319 dem Richter fakultativ eingeräumt ist, 
derselbe also leicht ermessen kann, wie weit er Anlass hat in der Unfähig- 
keits-Erklärung zu gehen. Ein Bechtsirrtum kann allerdings bei der dem 
Richter eingeräumten Fakultät auch nicht gefunden werden, wenn das Urteil 
weiter geht, als es in abstracto angemessen erscheint. Als angemessen kann 
es jedoch nur befunden werden, wenn der Richter von der Ermächtigung des 
§ 319 nur insoweit Gebrauch macht, dass er auf Unfähigkeit im Eisenbahn- 
dienste oder in bestimmten Zweigen desselben nur dann erkennt, wenn die straf- 
bare Handlung im Eisenbahndienst, auf Unfähigkeit im Telegraphendienst nur 
dann, wenn sie im Telegraphendienst verübt war; endlich auf Unfähigkeit zu 
beiden Diensten nur dann, wenn die strafbare Handlung im Eisenbahn- 
telegraphendienst erfolgte, und zwar in der Art, dass die Unwürdigkeit oder 
die Vorbeugung dies nach beiden Richtungen gebietet. Möchte auch oben ab- 
gelehnt werden, den Gesichtspunkt der Vorbeugung als den für den Gesetz- 
geber massgebenden und deshalb zur Interpretation des Gesetzes geeigneten 
anzuerkennen, so zieht dies doch nicht nach sich, dass der gleiche Gesichts- 
punkt nicht einer von mehreren sein sollte, welcher dem Richter als Er- 
wägungsgrund bei Anwendung des § 319 dienen kann. 

Schwieriger ist die Beantwortung der zweiten Frage : Wie sind die Worte 
in § 320 „Vorsteher einer Eisenbahngesellschaft, Vorsteher einer zu öffent- 
lichen Zwecken dienenden Telegraphenanstalt" zu verstehen? Weitaus die 
Mehrzahl der Autoren interpretiert frei dahin, dass auch Vorsteher von Amts- 
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anstalten jener Art darunter zu verstehen seien. Der geschichtliche Vorgang 
liegt nahe. Als das Reichsstrafgesetzbuch berathen wurde, war noch weitaus 
die Mehrzahl der grossen Bahnen im Besitz von Eisenbahnaktiengesell- 
Schäften, die öffentlichen Telegraphen- Anstalten erst im Entstehen. Nimmt 
man hinzu, dass Vorsteher kein Ausdruck ist, welcher in der Regel statt 
„vorgesetzte Behörde" gebraucht wird, so kann man kaum zu einem anderen 
Resultate gelangen, als dass der Gesetzgeber ursprünglich kein Beamtendelikt 
mit dem § 320 schaffen wollte, sondern die Vorsteher von nicht amtlichen 
ff • Anstalten für den öffentlichen Gebrauch im Auge hatte. Ist dies der Fall, so 

fragt es sich, ob die Änderung der faktischen Verhältnisse, vermöge deren 
fast alle Eisenbahnen zu Staatsbahnen wurden, wenigstens alle wichtigeren, 
und Privattelegraphen- Anstalten zu öffentlichen Zwecken kaum noch bestehen — 
denn die Mitbenutzung von Eisenbahntelegraphen für Korrespondenz des Pu- 
blikums macht dieselben doch nicht zu Anstalten, welche für öffentliche Zwecke 
bestimmt sind — berechtigt, die Straf Vorschrift des § 320 auch auf alle vorge- 
setzten Beamten der Staatsanstalten anzuwenden. Es thut dem Wortsinne 
weniger Gewalt an, wenn man unter Vorstehern von Telegraphenanstalten 
vorgesetzte Staatsbeamte versteht. Dagegen ist es eine offenbare Vergewalti- 
gung des Wortsinns, wenn man unter die Eisenbahn-Gesellschaften auch 
die Staatsbahnen rechnen wollte. Hier reicht nicht einmal die Analogie aus, 
um diese Interpretation zu rechtfertigen. Ebenso unzulässig ist es aber, für 
ganz andere Verhältnisse als die bestehenden gegebene Strafbestimmungen auf 
die bestehenden Verhältnisse anwenden zu wollen. Fragt man endlich, ob 
ein Bedürfniss besteht, Staatsbeamten gegenüber die Autorität des Gesetzes 
(§ 319) durch eine besondere Strafbestimmung (§ 320) zu sichern, so wird 
man auch zur Verneinung dieser Frage gelangen. Gegen Beamte in Mittel- 
stellen, welche häufig niedere Bedienstete des Eisenbahn- oder Telegraphen- 
dienstes, welche die Unfähigkeits-Erklärung trifft, zu beschäftigen haben, genügt 
die Beamten-Disciplin. Handelt es sich aber um Beamte der höchsten Staats- 
stellen, welche keinen die Disciplin wahrenden Vorgesetzten über sich haben, 
so ist deren gesetzmässiges Verhalten unter den gleichen Cautelen gesichert, 
wie in tausend anderen Fragen von grösserer Wichtigkeit. Nur Beamten von 
Privat- Anstalten gegenüber wäre der Staat in Verlegenheit, wie den Gehor- 
sam gegen Richtersprüche anders als auf Grund des § 319 erzwingen. Nach 
keiner Richtung besteht also ein Grund, den § 320 über den Wortsinn hin- 
ausgehend zu interpretieren. Dass aber, wenn man Eisenbahngesellschaften 
nur im gleichen Sinne versteht, wie Privatbahnen, auch die Vorsteher von 
Telegraphenanstalten nur in diesem beschränkten Sinne zu verstehen seien, 
dürfte kaum bestritten werden. 

Auch bei Anwendung des § 320 dürfte also jede analoge Ausdehnung 
auszuschliessen sein. 



Digitized by 



Google 



W. Ck)ennanii, Die Eisenbahngesetzgebung in Elsass-Lothringen. 347 



11. 

Die Eisenbahngesetzgebung in Elsass-Lotbringen. 
Von W. Coermann, 

Kaiserliclier Amtsrichter in Bolchen (Lothringen). 

Wie in den meisten anderen Ländern, insbesondere in Prenssen, ^wurden 
in Frankreich anfangs die Eisenbahnen lediglich vom Gesichtspunkte ihres 
Zweckes als öffentliche Verkehrsstrassen aufgefasst, als Sonderart der Land- 
strassen, deren ausführliche Gesetzgebung zum Schutz des Verkehrs wie der 
Verkehrenden ausreichend erschien. Man zweifelte nicht daran, dass nur die 
Bahnlinie öffentliches Eigentum, res extra commercium, werden müsse, wäh- 
rend der Betrieb auf derselben Jedermann zu gestatten sei etwa wie die Be- 
nutzung eines Kanals. Diese Ansicht widerlegte die Praxis zwar bald, sie 
hat jedoch sowohl das Zwangsenteignungsgesetz vom 3. Mai 1841, wie auch 
das grundlegende Eisenbahngesetz vom 15. Juli 1845 beherrscht. 

I. Die Eisenbahn-Konzession. 

Allen anderen grossen öffentlichen Arbeiten, Strassen und Kanälen gleich 
ist der Bau von Staats- und Privatbahnen der vorherigen staatlichen Geneh- 
migung unterworfen (Artikel 3 des Ges. v. 3. Mai 1841). Das ursprünglich 
für alle Bahnbauten aufgestellte Erforder^jn^der gesetzlichen Konzession ^t 
durch Gesetz vom 12. Juli 1865 au^die Hauptlinien beschränkt. Bei kürzeren 
Nebenlinien von geringerer Bedeutung wurde die Konzession durch Kaiserliche 
Verordnung für genügend erachtet. Nach Artikel 1 Abs. 3 des Gesetzes vom 
27. Juli 1870 soll es jedoch auch in letzterem Falle eines Gesetzes bedürfen, 
sobald vom Staate Geldzuschüsse zum Bahnbau gefordert werden. Diese Be- 
stimmung enthält keine Ausnahme, sie bringt nur den allgemeinen Verwaltungs- 
grundsatz (§ 5 Abs. 5 des Ges. v. 30. Dez. 1871, G. Bl. f. E.-L. 1872 S. 49) 
zum Ausdruck, dass die Staatsausgaben der vorherigen Feststellung durch das 
Etatsgesetz bedürfen. Als Staatszuschüsse sind diejenigen der Bezirke und 
Gemeinden, welche diese nach dem Gesetze vom 21. Mai 1836 aufbringen, 
nicht zu betrachten (Art. 3 des Ges. v. 12. Juli 1865). 

Die Bahnen, denen die Erleichterung in der Konzession erteilt ist, werden 
in den angeführten Gesetzen von 1841 und 1870 als „chemins de fer d'em- 
branchement de moins de vingt mille metres de longueur", in dem Gesetze 
von 1865 als „chemins de fer d'interet local** bezeichnet. Wenn berück- 
sichtigt wird, dass das Gesetz von 1870 ausschliesslich die Konzession der 
grossen öffentlichen Arbeiten betrifft, also nur eine Ergänzung des Art. 3 des 
Ges. V. 3. Mai 1841 enthält, so ist anzunehmen, dass die Bezeichnung der 
Nebenbahnen lediglich wortgetreu aus dieser Stelle übernommen ist, ohne dass 
dieselbe eine neue, diejenige des Gesetzes von* 1865 aufhebende Begrenzung 
erhalten sollte. Die Zusammenstellung beider Ausdrücke ergiebt, dass sie: 
1) beide dieselbe Art von Bahnen bezeichnen und 2) diejenigen Bahnen 
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begreifen, welche nach Anlage nnd Zweck von rein örtlichem Interesse nnd 
geringer Länge sind, selbst wenn solche mehr als 20 km betragen sollte. 
(Vergleiche die nähere Ausführung bei Coermann, die Lokalbahngesetzgebung 
in Elsass-Lothringen in der Zeitschrift für Kleinbahnen 1895 Maiheft.) Der 
Eonzessionserteilung hat ein Verwaltungsvorverfahren voranzugehen, welches 
durch die Ordonnanzen vom 28. Februar 1831, 18. Februar 1834 und 23ten 
August 1835 geregelt ist. Dasselbe ähnelt dem bei den gewerblichen An- 
lagen des § 11 der Reichs-Grewerbeordnung vorgeschriebenen. Über etwaige 
Einwendungen Dritter wird im Verwaltungswege in erster Instanz durch den 
Bezirkspräsidenten, in letzter durch den Kaiserlichen Eath entschieden. Vor- 
aussetzung ist dabei stets, dass die neue Linie nicht über fremdes Eigentum 
führt, also nur öffentliches Eigentum oder Privatbesitz der Bahn benutzt, 
wie z. B. zahlreiche Nebenbahnen. 

2. Der Eieenbahn-Qniiiderwerb. 

Die Inanspruchnahme von Privateigentum kann entweder nach freiwilliger 
Abtretung oder im Wege der Zwangsenteignung erfolgen. Seit dem Gesetze 
vom 24. Juni 1889 bedarf jedoch der Ankauf von Grundbesitz zur Eechts- 
gültigkeit der Verbriefung vor einem elsass-lothringischen Notar. Der notari- 
ellen Verbriefung ist diejenige vor einer reichsländischen Staats- und nach 
allgemeiner Ansicht auch vor einer Reichsbehörde gleich zu erachten. 

Als obersten Grundsatz im Zwangsenteignungsverfahren stellt das G^etz 
von 1841 auf, dass die Entziehung von Grund und Boden nur durch Richter- 
spruch erfolgen könne. Die Furcht vor Missbrauch der bedeutsamen, dem 
Staate zugestandenen Befugnisse zur zwangsweisen Enteignung von Privat- 
besitz lässt es erklärlich erscheinen, dass eingehende Bestimmungen zur Um- 
grenzung derselben gegeben, dass ferner den Behörden gegenüber dem Laien- 
elemente eine wesentliche Mitwirkung zugesichert ist. Das Verfahren zerfällt 
in zwei Teile, deren erster sich vor der Verwaltungsbehörde, der andere vor 
dem Gerichte abwickelt; bei beiden haben Kollegien von Nichtbeamten mit- 
zuwirken. 

Voraussetzung des Verfahrens ist die bei Hauptbahnen durch Gesetz, bei 
Nebenbahnen durch Kaiserliche Verordnung zu erklärende Gemeinnützlichkeit 
des Bahnbaus (Art. 2 des Ges. v. 3. Mai 1841). Das sich anschliessende 
Vorverfahren beginnt mit der Offenlegung einer Liste der zu enteignenden 
Grundstücke auf den betreffenden Bürgermeisterämtern. Nach achttägiger 
Frist werden die etwa erhobenen Einwendungen von einer durch den Bezirks- 
präsidenten aus 4 Mitgliedern des Kreis- oder Bezirkstages, dem Bürger- 
meister und einem der beteiligten Baubeamten gebildeten Kommission unter 
Vorsitz des Kreisdirektors durchberaten und sodann dem Bezirkspräsidenten 
vorgelegt, der in einem zu begründenden Beschlüsse die zu enteignenden 
Grundstücke sowie den Zeitpunkt der Besitzergreifung bezeichnet. Beantragt 
die Kommission eine Änderung der Bahnlinie, so ist der Bezirkspräsident in 
seinem Beschlüsse an die auf erneute Enquete vom Ministerium zu erlassende 
Entscheidung gebunden. Vor Abgabe der Sache an das Gericht soll auf Eini- 
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gung im Vergleichswege hingezielt werden. Zur Erleichterung derselben sind 
die Vormünder handlungsunfähiger Personen von der Mitwirkung des Familien- 
rats entbunden, es genügt eine fermächtigung des Amtsgerichts (Art. 13 des 
Ges. V. 1841 in Verbindung mit dem Ges. v. 21. Mai 1886). Ähnliche Be- 
stimmungen verkürzen das Verfahren zur Hergabe von Staats- und Ge- 
meindegut. 

Die Mitwirkung der Gerichte betrifft einerseits den Ausspruch der Ent- 
eignung, andererseits die Bestimmung der Höhe der Entschädigung. Ersterer 
gehört zur Zuständigkeit der landgerichtlichen Civükammem, welche zu diesem 
Zwecke mit drei Richtern besetzt werden , letztere wird durch die von der 
Civilkammer bestimmte Geschworenenbank festgesetzt. Die Civilkammer legt 
ihre Entscheidung in einem Urteile nieder, das nur mit dem Kassationsrekurs 
an das Oberlandesgericht wegen Formfehlers anfechtbar ist (§22 des Ausf.- 
Ges. z. G. V. G.). Da das Verfahren nicht öffentlich ist, wird das Urteil von 
Amtswegen den Beteiligten zugestellt und öffentlich bekannt gemacht. Der 
Entdgnungsausspruch bewirkt den Eigentumstibergang auf die Bahn frei von 
allen Vorzugsrechten und Hypotheken. Das langwierige Hypothekenreinigungs- 
verfahren des französischen Rechts schneidet die Bestimmung ab, dass alle 
Hypotheken bei Vermeidung des Verlustes binnen 14 Tagen nach Überschrei- 
bung des Urteils einzutragen sind. Alle Rechte in dem Grundstücke gehen 
damit auf die Entschädigungssumme über. 

Den enteigneten Grundbesitzern hat die Bahnverwaltung eine bestimmte 
Entschädigungssumme anzubieten, bei deren Ausschlagung sie zur Angabe des 
Betrages ihrer Forderung verpflichtet sind. Die erwähnten Erleichterungs- 
vorschriften bezüglich der Vormünder und Vorsteher öffentlich-rechtlicher 
Körperschaften haben auch hier Geltung (Art. 21 — 29 des Ges. v. 3. Mai 
1841, § 1 des Ges. v. 20. Juni 1887). Kommt eine Einigung nicht zu Stande, 
so ist die Geschworenenbank zu berufen. Zur Bildung derselben werden all- 
jährlich durch den Bezirkstag 25 — 50 Geschworene für jeden Kreis aus den 
berichtigten Urlisten zur Wahl der im Gerichtsdienste thätigen Schöffen und 
Geschworenen ausgeloost. Aus diesen bestimmt die landgerichtliche Civil- 
kammer ebenfalls durch das Loos für jeden Fall 16 Haupt- und 4 Hülfs- 
geschworene; zugleich ernennt sie eines ihrer Mitglieder zum Vorsitzenden. 
Das Verfahren ist mündlich und öffentlich, die Abstimmung geheim. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. Gegenstand der 
Urteilsfindung ist lediglich die Höhe der Entschädigung, alle Streitigkeiten 
über den Grund des Anspruchs, die persönliche Berechtigung des Fordemden 
und ähnliche sind vor die ordentlichen Civilgerichte zu verweisen. Bei der 
Beurteilung ist das freie Ermessen in folgender Weise beschränkt: 1) die zu 
gewährende Summe hat sich zwischen dem Angebot der Bahn und der aufge- 
stellten Forderung zu halten; 2) bei teilweiser Enteignung eines Gebäudes 
ist letzteres auf Verlangen des Eigentümers ganz zu übernehmen. Bei Grund- 
stücken gilt solches nur, wenn der Eigentümer nicht weitere anstossende 
Grundstücke besitzt und der ihm verbleibende Rest unter 10 a gross ist; 3) 
die durch den Bahnbau sich ergebende Werterhöhung des Restgrundstückes 
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ist bei der EntBchädi^ng in Abzug zn bringen (Art. 40, 48 — 61 des Ges. 
von 1841). Es darf femer eine Entschädigung nicht bewilligt werden: 4) für 
Nachteile, welche durch die Ausführung des Bahnbaus, nicht durch die Ent- 
eignung entstanden sind; 5) für alle nicht schriftlich angemeldeten Ansprüche 
(§ 7 des Ges. v. 20. Juni 1887) und 6) für Bauten, welche nach der Über- 
zeugung der Geschworenen in der Absicht der Erlangung einer höheren Ent- 
schädigung ausgeführt sind (Art. 52). Der Sprucll der Geschworenen ist mit 
Eassationsrekurs an das Oberlandesgericht anfechtbar, welches bei Vernichtung 
desselben die Sache einer andern Geschworenenbank zuweist. 

Inhalt des Geschworenenspruches kann nur eine einmalige Abfindungs- 
summe sein, die Zuerkennung einer Eente ist unzulässig (Art. 39). Die 
Zahlung der Entschädigung hat vor der Besitzergreifung zu erfolgen (Art. 59). 
Nach Ausführung des Bahnbaus lebt das aberkannte Recht des früheren Eigen- 
tümers der beim Bau nicht verwendeten Grundstücke insofern wieder auf, 
als ihm ein Klagerecht auf Herausgabe derselben und ein Vorkaufsrecht bei 
freiwilliger Veräusserung eingeräumt ist (Art. 60). Im Falle der Nichteinigung 
setzt die Geschworenenbank den Kaufpreis fest. 

Bei besonderer Dringlichkeit, welche durch Kaiserliche Verordnung fest- 
zustellen ist, sehen die Art. 65 ff. ein abgekürztes Verfahren bezüglich der 
nichtÜberbauten Grundstücke vor. Der wesentliche Unterschied besteht abgC" 
sehen von der Kürzung aller Fristen in der Festsetzung der Entschädigung 
durch die Civilkammer ohne Mitwirkung der Geschworenen. 

Ohne Unterschied, ob die Anlage eine Staats- oder Privatbahn betrifft, 
begründen die freiwillige wie die erzwungene Erwerbung von Grund und 
Boden nicht reines Privateigentum des Bahneigners, sondern öffentliches Gut. 
Art. 538 Code Nap. Aus dieser jetzt allgemeinen Auffassung*) folgt: 

1. In der Verwendung der Grundstücke ist die Bahn an die vorge- 
schriebene Ordnung gebunden. Nach seiner Bestimmungsart wird das öffent- 
liche Gut entweder als domaine public von Jedermann benutzt, wie z. B. Bahn- 
hof splätze, Zufahrtswege, oder es dient als res usui publice destinata eines- 
teils unmittelbar, wie die Schienenwege, Bahnsteige, Wartesäle, anderenteils 
mittelbar, wie die Lokomotivschuppen, Werkstätten, dem öffentlichen Wohle. 

2. Die Benutzung der Grundstücke der Bestimmung gemäss ist der Bahn 
zur Pflicht gemacht, insbesondere müssen die vorgeschriebenen Bauten aus- 
geführt werden. 

3. Die Veräusserung von Grundstücken ist unzulässig, so lange sie der 
Bahn zum Bau oder Betrieb notwendig sind. Das öffentliche Eigentum geht 
hier bei Wegfall der Unentbehrlichkeit nicht soweit, dass solche in das Privat- 
eigentum des Staates fielen. Der Bahneigner verbleibt vielmehr Eigentümer, 
jedoch unbeschadet der im Zwangsenteignungsverfahren begründeten Rück- 
bezw. Vorkaufsrechte. (Schluss folgt im nächsten Hefte.) 



») Vgl. Reichsger. Urteil v. 4./ 10. 1881 Entsch. i. Civils. V S. 333, ebenso Aubry 
und Rau II § 171 S. 40, Sirey zu Art. 538 Nr. 21. 
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12. 

umfang des Erstattnngsanspraches einer Bernfsgenossenschaft gegen 

eine au^ der Haftpfliclit eintretende Eisenbahnrerwaltung. 

Von Dr. Benno Hilse, 

Kreisgerichtsrath in Berlin. 

Innerhalb des Schienengeleises eines Eisenbahnkörpers erlitt der Führer 
eines Speditionswagens dadurch einen Unfall, dass letzterer auf der Fahrt zu 
dem Güterlager von der Maschine eines einfahrenden Güterzuges erfasst, 
wodurch er selbst herabgeschleudert wurde, und infolge Überfahrens derartige 
Störungen seiner körperlichen Unversehrtheit sich zuzog, dass er für schwere 
Arbeiten völlig ungeeignet in seiner Erwerbsfähigkeit beeinträchtigt wurde. 
Nachdem er von der Anklage wegen Gefährdung eines Eisenbahnzuges freige- 
sprochen war, weil von dem Strafrichter thatsächlich festgestellt wurde, dass 
nicht auf sein, vielmehr auf das Verschulden der Beamten der Eisenbahnver- 
waltung das schädigende Ereignis ursachlich zurückzuführen sei, kam 
zwischen dem Beschädigten, welchem gegenüber die zuständige Berufsgenossen- 
schaft einen Betriebsunfall und eine auf solchen zurückführbare vollständige 
Erwerbsunföhigkeit anerkannt hatte, weshalb sie ihm die Rente in Höhe von 
66^/3 ®/o seines bisherigen Diensteinkommens zubilligte, und der Eisenbahnver- 
waltung ein Vertrag zu Stande, nach welchem letztere ihre Haftpflicht in 
vollem Uuffange anerkannte und sich verpflichtete, aus derselben dem ersteren 
den Betrag seines bisherigen Diensteinkommens in der Weise zu gewähren, 
dass dessen Zahlung in Höhe des Betrages der Unfallrente an die Berufs- 
genossenschaft, im Überreste an ihn selbst erfolgen solle, wogegen dieser seine 
Dienste nach Kräften der ihm verbliebenen Arbeitsfähigkeit unentgeltlich ihr 
zur Verfügung stellte. Von Übertragen irgend welcher Beschäftigung an den 
Haftpflichtberechtigten wurde jedoch aus dem Grunde Abstand genommen, 
weil er der geringen verbliebenen Leistungsfähigkeit wegen auch für die 
leichtesten Dienstverrichtungen nicht mehr verwendbar erschien. Weil das 
ärztliche Gutachten sich aber dahin aussprach, dass ihm eine Erwerbsfähigkeit 
im Grade von noch 2(y^lo verblieben sein möge, forderte die Eisenbahnver- 
waltung die Unfallentschädigungspflichtige Berufsgenossenschaft auf, auf Grund 
U.-V.-G. vom 6. Juli 1884 § 65 die Rente für völlige Erwerbsunfähigkeit 
auf den Satz einer blos um 80**/o verminderten Erwerbsunfähigkeit herab- 
zusetzen. Diese Verfahrensweise giebt zu zweifachem Bedenken Anlass. Ein- 
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mal hinsichtlich ihres praktischen Wertes, sodann hinsichtlich ihrer Be- 
rechtigung. 

Was den praktischen Wert anlangt, so kann zwar auf Grund Haftpfl.-G. 
vom 7. Juni 1871 § 7 der Verpflichtete jederzeit die Aufhebung oder Minderung 
der Rente fordern, wenn diejenigen Verhältnisse, welche die Zuerkennung der 
Höhe bedingt hatten, inzwischen wesentlich verändert sind, und scheint diese 
Rechtsregel der Bahnverwaltung vorgeschwebt zu haben; allein sie übersah 
dabei, dass von einem formgerecht zustandegekommenen Vertrage kein Teil 
einseitig zurücktreten darf, die darin getroffenen Vereinbarungen mithin beide 
Teile solange rechtswirksam binden, bis er in Folge gegenseitiger Willens- 
übereinstimmung aufgehoben oder abereändert bezw. durch gerichtliches Urteil 
als nichtig ausser Kraft gesetzt wurde. Diesen Weg zu ihrer Entlastung hat 
sie aber nicht eingeschlagen. Infolgedessen bleibt sie vertraglich verpflichtet, 
bis auf weiteres dem Beschädigten sein früheres Arbeitsverdienst unverkürzt 
fortzuzahlen bezw. ihn in dem Genüsse desselben zu sichern. Angenommen, 
er hätte zur Zeit des Haftpflichtfalles monatlich 90 Mk. verdient, so behält er 
auch in Zukunft den Anspruch auf Bezug von 90 Mk. Diese erhält er zur 
Zeit mit 60 Mk. von der zuständigen Berufsgenossenschaft und mit 30 Mk. 
von der Eisenbahnverwaltung. Würde erstere eine Rentenkürzung in der ge- 
wünschten Höhe eintreten lassen, so bekäme der Rentenberechtigte zwar aus 
dieser Bezugsquelle in Zukunft nur noch 48 Mk., allein die Bahnverwaltung 
hätte zum Ausgleiche des vertragsgemäss zustehenden Haftpflichtanspruches 
eine Steigerung ihrer Zuschüsse von 30 Mk. auf 42 Mk. eintreten zu lassen, 
sodass für sie als einziges Endergebnis sich herausstellen könnte, dass von 
den ihrerseits schuldigen 90 Mk. sie zur Zeit 60 an die Berufsgenossenschaft 
und 30 an den Verletzten, in Zukunft aber 48 an erstere, 42 Mk. an letzteren 
abführt. Es lässt sich daher nicht annehmen, dass mit dem gethanenen Schritte 
geplant war, die Verpflichtung in gleichem Umfange aufrecht zu erhalten, viel- 
mehr dass solches in der Meinung geschah, auf diesem Wege eine Entlastung 
um 12 Mk. zu erzielen, ohne mit dem Rentenberechtigten selbst in Verbindung 
treten zu brauchen oder auf die Rechtsregel des ang. § 7 zurückzugreifen, 
deren Anwendbarkeit mindestens zweifelhaft ist, wo auf dem Vertrags- 
willen der Parteien, nicht aber auf Richterspruch der Umfang der Schadlos- 
haltung ruht. 

Nun kann Äwar auf Grund Unf.-Vers.-G. § 65 auf Antrag oder von Amts- 
wegen gleichfalls eine anderweite Feststellung der Entschädigung erfolgen, 
wenn in den Verhältnissen, welche für dieselbe massgebend gewesen sind, eine 
wesentliche Änderung eintritt. Allein nach der den gesetzgeberischen Willen 
richtig treffenden festen Rechtsprechung des Reichs- Versicherungs-Amtes sind 
zwei Voraussetzungen unabweisbare Vorbedingung einer anderweiten Renten- 
bemessung, nämlich dass nach Zustellen des früheren Feststellungsbeschlusses 
Veränderungen in der körperlichen oder geistigen Störung der Unversehrtheit 
des Betriebsverletzten sich gezeigt haben, sodann aber dass diese auch auf 
die Erwerbsfähigkeit einen wesentlichen Einfluss auszuüben geeignet sind. 
Unbedeutende Veränderungen im Befinden sowohl zum Besseren wie zum 
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Schlechteren sollen ebensowenig Berücksichtigung finden wie anf Umstände in 
den Verhältnissen des Beschädigten nicht gerücksichtigt werden darf, welche 
ursächlich nicht im Zusammenhange mit den Unfallfolgen stehen. Der Er- 
werbsmöglichkeit auf einem anderen als demjenigen Arbeitsgebiete, welchem 
der Betriebsverletzte zur Zeit des schädigenden Ereignisses angehörte, oder dem 
Erlangen einer neuerdings erst erlernten, technischen Fertigkeit, wozu andere 
Gliedmassen als die verstümmelten gebraucht werden, mithin letztere entbehr- 
lich und unnachtheUig sind, darf ebensowenig für die Eentenberechnung nach 
dem deutschen Unfallversichenmgsrechte eine Bedeutung beigelegt werden, wie 
der stärkeren oder schwächeren Arbeitsgelegenheit, während nach dem Österr. 
U.-V.-G. § 39 solchen ein Einfluss zugestanden wird, auch bei der ersten 
Lesung der Unfall- Versicherungsvorlage im Reichstage am 23. 25. 26. Januar 
d. J. allerseits als wünschenswert bezeichnet wurde, neben dem Grade der 
Erwerbsfähigkeit auch die Erwerbsmöglichkeit und Arbeitsgelegenheit zukünftig 
in Berücksichtigung zu ziehen. Auf den gegebenen Fall angewendet steht 
thatsächlich fest, dass eine Änderung in dem körperlichen Befinden des Renten- 
berechtigten neuerdings nicht eingetreten ist, dass zwar die Möglichkeit zur 
Verrichtung geringfügiger Arbeiten noch vorhanden ist und zwar in Höhe von 
etwa 20 ^lo eines normalen Zustandes, dass jedoch die Haftpflichtschuldige 
trotz der ihr ja unentgeltlich angebotenen Dienste von einer Verwendung der- 
selben Abstand nahm, weil ihr eine Arbeitsgelegenheit hierzu fehlte. Die 
fehlende Arbeitsgelegenheit führte aber zur Erwerbsunmöglichkeit. Diesen 
Verhältnissen trägt das Unfallversicherungsrecht aber ajich darin bereits 
Rechnung, dass ungeachtet der anerkannten vollen Erwerbsunfähigkeit doch 
nur 66^/8 ®/o des bisherigen Einkommens gewährt werden sollen. Solches 
geschah nach der Gesetzesbegründung im Hinblicke darauf, dass nur in den 
allerseltensten Fällen Jemand ganz ausserstande sein würde, irgend welche 
nutzbringende Thätigkeit auszuüben, mithin ein, wenngleich noch so geringer 
Grad der Verwertung der verbliebenen Arbeitskraft zurückbleiben werde. 
Lediglich in Berücksichtigung dieser Thatsache ist nach Inv.-Vers.-G. vom 22 ten 
Juni 1889 § 9 Abs. 3 Erwerbsunfähigkeit schon dann anzunehmen, wenn der 
Versicherte infolge seines körperlichen oder geistigen Zustandes nicht mehr 
im Stande ist, durch eine seinen Kräften und Fähigkeiten entsprechende Lohn- 
arbeit mindestens einen Betrag zu verdienen, welcher gleichkommt der Summe 
eines Sechstels der Lohnsätze, nach welchen für ihn während der letzten 5 
Beitragsjahre Beiträge entrichtet worden sind, und eines Sechstels des drei- 
hundertfachen Betrages des ortsüblichen Tagelohnes. Es trägt derselben die Unfall- ^:| 
Versicherungsvorlage in § 5 a auch insofern Rechnung, als sie plant, auch die zur 
Sicherung des Erfolges des Heilverfahrens und zur Erleichterung der Folgen 
der Verletzung erforderlichen Hülfsmittel (Krücken, Stützapparate und dergl.) 
dem Betriebsverletzten in Zukunft als Entschädigungsanspruch zu gewähren, 
um auf diese Weise einen wirtschaftlichen Ausgleich zwischen demjenigen zu 
beschaffen, welcher solcher benötigt ist, bezw. nicht bedarf. Es entspricht 
deshalb dem gesetzgeberischen Willen rechtsunbedenklich nicht, ein Herab- 
setzen der Unfallrente in einem dem geschilderten gleichartigen Falle eintreten 
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zu lassen, sodass das hierauf gerichtete Verlangen der thatsächlichen und 
rechtlichen Unterlagen entbehrt. 

Um demselben einen gewissen Nachdruck zu geben, wurde seitens der 
Bahnverwaltung darauf hingewiesen, dass der Grundsatz in Unf.-Vers.-Ges. 
§ 65 sich mit demjenigen in Haftpfl.-G. § 7 decke. An dieser Auffassung ist 
nichts zu erinnern. Und demungeachtet ist die daraus gezogene Schlussfolgerung 
unzutreffend, dass der Eisenbahnverwaltung irgend welcher Einfluss auf Fest- 
setzen der Unfallrente zustehe oder sie dem Antrage mit dem Einwände be- 
gegnen könne, dass die bewilligte Unfallrente ihrem Betrage nach denjenigen 
Satz übersteige, welchen sie als Haftpflichtentschädigung zu zahlen haben 
würde. Denn ihre Inanspruchnahme hatte auf Grund U.-V.-G. § 98 bezw. 
Landw. U.-V.-G. vom 5. Mai 1886 § 119 zu erfolgen. Nach der Rechtsauf- 
fassung des Reichsgerichtes in den Urteilen vom 26. November 1889 (Entsch. 
Bd. 24 S. 126) und vom 24. März 1896 (R.-Anz. S. 224) geht die Forderung, 
welche dem Entschädigungsberechtigten gegen den Dritten zusteht, ohne 
weiteres auf die Berufsgenossenschaft über, und findet solches gleichmässig 
auf die Fälle Anwendung, wo auf das vertretbare Verschulden des Urhebers 
des schädigenden Ereignisses und wo blos, wie hier, auf einen gesetzlichen 
Verpflichtungsgrund der Entschädigungsanspruch gestützt werden kann. Denn 
dass neben dem Ansprüche auf Unfallrente auch ein solcher auf Haftpflicht- 
entschädigung erhalten bleibt, sprechen die Urteile vom ^1^ — - 1888 (Entsch. 

Bd. 21 S. 51), vom 7. März 1889 (Entsch. Bd. 23 S. 51), vom 15. März 1889 
(Selbstverw. Jhrg. 17 S. 151) und vom 21. März 1892 (ibd. Jhrg. 19 S. 519) 
rechtsgrundsätzlich unzweideutig aus. Infolgedessen hat auch der Strafsenat des 
Reichsgerichts in dem Urteile vom 20. November 1893 den Rechtssatz aufgestellt, 
dass wegen des gesetzlichen Rückerstattungsanspruches einer Berufsgenossen- 
schaft auf Rückerstattung der zur Schadloshaltung eines Betriebsunfalles ge- 
machten Aufwendungen es dem Strafrichter verwehrt sei, dem Antrage eines 
als Nebenkläger auftretenden Verletzten auf Zuerkennung einer Busse seitens 
des schuldhaften Urhebers des schädigenden Ereignisses stattzugeben. Nach 
den Urteilen vom 9. April 1894 (Entsch. Bd. 33 S. 88) und vom 7. April 1896 
(ebd. Bd. 37 S. 37) ist in den Fällen, wo gemäss U.-V.-G. §§ 95, 96 Landw. 
U.-V.-G. §§116, 117 die strafgerichtliche Schuldfeststellung die unabweisbare 
Voraussetzung der Erstattungskla^e bildet, der Civilrichter an dieselbe derge- 
stalt gebunden, dass er solche als untrüglichen Vordersatz seiner zum Urteils- 
spruche führenden Schlussfolgerungen gelten lassen muss. In den Urteilen 
vom 15. März 1894 (Entsch. Bd. 33 S. 34), vom 25. Februar 1895 (ebd. Bd. 35 
S. 4) und vom 18. März 1895 (ebd. Bd. 35 S. 20), welche allerdings nicht 
Entschädigungs-, vielmehr Beitragsansprüche zum Gegenstande haben, wird aus 
den Rechtsregeln des heut geltenden Prozessrechtes mit logischer Notwendigkeit 
gefolgert, dass die in den Arbeiterversicherungsgesetzen eingesetzten Spruch- 
behörden allein zuständig sind, über die innerhalb der Grenzen ihrer Zuständig- 
keit liegenden Streitfragen endgültig zu entscheiden, und dass mithin dem 
ordentlichen Richter eine Nachprüfung der seitens des Verwaltungsrichters, 
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also hier der berufsgenossenschaftlichen Schiedsgerichte bezw. des Reichs- 
Versicherungs-Amtes gefällten Entscheidungen versagt bleibt. Es kommt darin 
auf denselben Satz hinaus, welchen das Urteil vom 9. April 1894 (R.-Anz. 
S. 267) unzweideutig dahin ausspricht, da-ss durch die Fassung der §§ 96 
bezw. 117 die Annahme ausgeschlossen erscheint, dass der Betriebsuntemehmer 
trotz strafgerichtlicher Verurtheilung nicht hafte, wenn der Civilrichter bei 
selbständiger Prüfung die Entschädigungspflicht nach den Grundsätzen des 
Civilrechtes verneint. Auch vertreten den gleichen Standpunkt die Urteile 
vom 6. JuU 1888 (Entsch. Bd. 21 S. 77) und vom 7. November 1895 (ibd. 
Bd. 36 S. 44), obschon dieselben in ihrem Endergebnisse dahin gelangen, dass 
den ordentlichen Gerichten, aber nicht den Spruchbehörden der Unfallver- 
sicherung die Entscheidung zusteht, wenn ein Betriebsverletzter gegen die 
Berufsgenossenschaft Entschädigungsansprüche aus einer ungeeigneten ärztlichen 
Behandlung erhebt, welche zufolge K.-V.-G. vom 10. April 1892 § 76 c der 
Genossenschaftsvorstand angeordnet hatte. Hier hält dasselbe nämlich gerade 
sehr scharf auseinander, ob es sich um einen durch den Betriebsunfall un- 
mittelbar verursachten oder um einen aus der Entschliessung des Genossen- 
schaftsvorstandes herbeigeführten wirtschaftlichen Nachteil handelt, ob also der 
erhobene Anspruch sich auf die Unfall- Versicherung oder auf die Vertretung 
der Folgen des ausservertraglichen Verschuldens gründet. Wie dem Pro- 
zessrichter versagt bleibt, dem Rechtsgrundsatze des Reichs-Gerichtes in den 
Urteilen vom 22. Dezember 1890 (Gruchot 35 S. 401) und vom 31. Januar 
1891 (Berufsgenossenschaft 6 S. 133) Rechnung zu tragen, nach welchen die 
Haftpfliclitentschädigung wegen arglistigen Verhaltens verwirkt wird, wenn 
der Beschädigte der Vornahme einer gefahrlosen, auf Hebung der Erwerbs- 
fäliigkeit einflussvollen Operation sich widersetzt, sobald das Reichs- Versicherungs- 
Amt auf dem seinerseits eingenommenen Standpunkte in den Rekursentschei- 
dungen No. 552 vom 14. Mai 1888, No. 1213 vom 28. November 1892 und 
der Revisionsentscheidung No. 521 vom 25. Juni 1896 beharrend auf Unfall- 
rente erkannte, weil es den Betriebsverletzten für berechtigt hält, einem 
operativen Eingriffe und einer Entfernung verstümmelter Gliedmassen sich zu 
widersetzen, ebenso ist demselben die Pl(pfung der Frage entzogen, ob die 
im Verfahrensgange der Unfall -Versicherung zugebilligte Rente ihrer Höhe 
nach vollberechtigt ist, oder zu bemängeln wäre. Deshalb würde eine dahin 
abzielende Klageeinrede der Eisenbahnverwaltung gerichtliche Anerkennung 
nicht finden können, wenn die Berufsgenossenschaft gegen sie Erstattungsan- 
sprüche auf Grund U.-V.-G. § 96 erhebt, während erst recht es an einer 
gesetzlichen Unterlage für eine Klage der ersteren gegen die letztere auf 
Herabsetzung der Rentenhöhe fehlt. 
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I. Besondere eisenbahnrechtliche Schriften. 

)r. Max, Die Pferdebahnen im öffentlichen Rechte. Wien. Alfred 

1897. 40 S. 8«. 

Vährend das österreichische Gesetz vom 31. Dezember 1894 anf Pferdebahnen 
düng findet, welche nach seinem Erlasse zn Stande gekommen nnd die dann 
linbahnen gemäss Art. XVI zn behandeln sind, sodass sie die Eigenschaft von 
ahnen im rechtlichen Sinne haben und dem Gewerberechte entzogen sind, be- 
iher die Rechtsnatur der älteren Pferdebahnen Meinungsverschiedenheit. Dafür, 
eselben nach dem Verwaltungsgebraucbe nicht in den Formen des Eisenbabnkon- 
isgesetzes zu Stande gekommen, sondern im Verwaltungswege zugelassen 
i sind, dass ferner selbst bei den Zentralbehörden die Ansicht gewechselt hat, ob 
irdebahneu dem Gewerberechte oder dem Eisenbahnrechte unterstehen, liefert 
irift auf Grund des Qnellenmaterials blichst interessante Beläge. Während die 
(z.B. Hab er er und Kubitschek) das Eisenbahnkonzessionsgesetz aufPferde- 

aushülfsweise für anwendbar halten, betrachten Andere (z. B. Tezner und 
iger) sie als einen auf Schienen fahrenden Omnibus. Weiss gelangt zu dem 
dsse, dass die älteren Pferdebahnen dem Conzessionsgesetze nicht unterliegen, 
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(R. G.BL Nr. 14. S.97.) 
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— Gnuidbuchordnung: v. 24. März 1897. (R. G. BL Nr. 15. S. 139.) 

— Gesetz wegen Abänderung des Ges., betr. die Beschlagnabme des Arbeits- oder Dienst- 
lohnes in der Civ. Proz. Ord. Vom 29. März 1897. (R. G. BL Nr. 16. S. 159.) 

— Bek. vom 24. März 1897, betr. Änderung der Betriebs - Ordnung f. d. Haupteiseu- 
bahnen Deutschlands, fttr die Nebeneisenbahnen Deutschlands, sowie der Nonnen für 
d. Bau und die Ausrüstung der Haupteiseubahnen Deutschlands vom 5. Juli 1892. 
(R. G. Bl. Nr. 16. S. 161. 164. 166.) 

— Handelsgesetzbuch für das deutsche Reich. Vom 10. Mai 1897. (R. G. Bl. Nr. 23. 
S. 419—486.) 

— Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuch. Vom 10. Mai 1897. (R. G. Bl. 1897 
Nr. 23. S. 437-464.) 

Frankreich. Gesetz y. 26. März 1897, betr. Abänderung des Art. 4 des Gesetzes vom 
15. Juli 1846 über die Eisenbahnpolizei. (Joum. Offic. 1897. Nr. 89. 8. 1931 ff ) 

Hamborg. Verordnung, betr. die Beförderung gefährlicher Güter in Kauffahrteischiffen, 
vom 30. November 1896. (Hamb. Amtsbl. 1896. Nr. 150. S. 667.) 

Italien. Eönigl Erlass, betr. Einsetzung einer Kommission zur Prüfung der Eisenbahn- 
verhältnisse; vom 30. Juli 1896. (Giomale del Genio civile 1896. Heft 8 8.229.) 

— Gesetz, betr. die Kassen für die Vermehrung des Vermögensstaudes der 3 Eisenbahn- 
Betriebs-Gesellschaften. (Gaz. Uff. 19. Januar 1897.) 

— Gesetz übet die Strassenbahnen mit mechanischer Zugkraft und Kleinbahnen. Vom 
27. Dezember 1896. (Raccolta ufficiale delle leggi e dei decreti del Regno. 1896. 
Nr. 561. u. in deutsch. Übersetzung: Zeitschr. f. Kleinb. IV. (1897) S. 243. Zeitschr. 
f. d. Internat. Eisenb. Transp. V. (1897) Nr. 4. S. 302.) 

Kolumbien (Südamerika). Gesetz, betr. die Gewährung von Staatsbeihilfen zum Bau 
von Nebenbahnen. Vom 18. November 1896. (Diario Official v. 26. Dezbr. 1896, in 
deutsch. Übers. Zeitschr. f. Kleinb. FV. 1897. S. 295.) 

Oesterrelch. Erlass des Eisenbabnministeriums, betr. d. Einführung einer einheitlichen 
Fahrtrichtung u. Ausgestaltung der Geleiseanlagen in den Stationen, vom 11. Febr. 
1897. (Oesterr. Eisenb. Verordn. Bl. X. Nr. 26 S. 537). Erlass, betr. Unterbrechung 
der Veijährung durch Rückzahlung eines bei der Rechnungsrevision festgestellten 
Guthabens, v. 16. Febr. 1897 (Nr. 30. S. 597.). Erlass, betr. die Einschränkung des 
Güterverkehrs an Sonn- und bestimmten Feiertagen, v. 3. April 1897 (Nr. 43. S. 785). 

— Note V. 16. Januar 1897, betr. Ergänzung der Liste der dem Internat. Übereink. an- 
gehörenden Eisenbahnen. (Zeitschr. f. d. Internat. Eisenb. Transp. V. Nr. 2. S. 96.) 15. 
März 1897 (Oesterr. Eisenb. Ver. Bl. X. Nr. 41. S. 757.) 

— Erlass des Eisenb. Minist, v. 16. Januar 1897, betr. die Gebührenbehandlung der an 
die Behörden und Ämter der k. k. Staatseisenbahn-Verwaltung gerichteten Eingaben. 
(Oesterr. Eisenb. Verordn. Bl. X. Nr. 19. S. 417.) 

— Kundmachung des Eisenbahnministeriums, betr. die Erlassung des Statuts für den 
dem Eisenbahnministerium beigegebenen Staatseisenbahnrath, vom 19. Februar 1897. 
(Oesterr. Eisenb. Verordn. Bl. X, Nr. 24. S. 505.) 

— Gesetz vom 22. Februar 1897, betr. die Verwendbarkeit der von der Landeskultur- 
bank der Markgrafschaft Mähren auszugebenden Kommunal- u. Eisenbahn-Schuldver- 
schreibungen zur fruchtbringenden Anlegung von Stiftungs-Pnpillar- u. ähnlichen 
Kapitalien. (Oesterr. Eisenb. Verordn. Bl. X. Nr. 26 S. 537.) 

Preussen. Erlass des Ministers der öffentl. Arb. v. 3. Dezbr. 1896, betr. Planfeststellun- 
gen für Privateisenbahnen (E. V. Bl. 1896. S. 352), 10. Dezbr. 1896 Stempelpflichtig- 
keit der Kauf- u. Lieferungsverträge (S. 353), 16. Januar 1897 Anschltlssevon Klein- 
bahnen an Eisenbahnen (E. V.Bl. 1897. S. 23), 29. Januar 1897« betr. Meldung und 
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Untersnchnng von Unfällen auf Kleinbahnen (S. 31), 4. Febr. 1897, betr. Anssiellung 
der Frachtbriefe über Sendungen nach Eleinbahnstationen und Bekanntmachung der 
Eröffiiung von Kleinbahnstrecken (S. 36), 9. Febr. 1897, betr. höchste Fahrgeschwindig- 
keit von KleinbahnzOgen (S. 37). 

— Erlass des Ministers der öffentl. Arbeit, v. 23. Dezbr. 1896, betr. Beachtung und 
Ausführung des § 6 des Strassen- und Baufluchtengesetzes vom 2. Juli 1875 (E. Y. 
Bl. 1897. Nr.l. S.5.), 18. Febr. 1897, betr. Auslegung der Befreiungsvorschrift 3 zu 
Tarifnummer 32 des Stempelsteuergesetzes vom 31. Juli 1895 (S. 39), 8. März 1897, 
betr. Abstandnahme von der Durchführung des Planfeststellungsverfahrens und Über- 
lassung des Besitzes von Grundstücken (Bauerlaubniss) bei Eisenbahnbauten (S. 45). 

— Erlass des Ministers der öffentl. Arbeiten v. 26. März 1897, betr. Stempelpflichtigkeit 
von Werkverdingungsverträgen (E. V.Bl. 1897. Nr. 11. S.70), 31. März 1897, betr. 
Kürzung des Diensteinkommens während der Verbüssung einer Freiheitsstrafe (S. 71), 
7. April 1897, betr. Zuständigkeit der Eisenbahnbehörden im Sinne der Gewerbeord- 
nung (S. 74). 

RoMland. Kaiserl. Erlass, betr. die Verfassung der Chinesischen Ostbahngesellschaft. 
Vom 4/16. Dezbr. 1896. (Verordn. Bl. d. Min. d. Verk. v. 21. Dezember 1896 / 2. Ja- 
nuar li897.) 

— Note V. 7/19. Februar 1897 , betr. Ergänzung der Liste der dem Internat Überein- 
kommen angehörenden Eisenbahnen. (Zeitschr. f. d. Internat. Eisenb. Transp. V. Nr. 3. 
S. 218.) 

Schweiz. Botschaft des Bundesraths an die Bundesversammlung, betr. den Rückkauf 
der schweizerischen Hauptbahnen. Vom 25. März 1897. (Schweiz. Bundesbl. 1897. 
Nr. 13. S. 230.) 

— Bnndesgesetz, betr. Organisation der Eisenbahnabtheilung des Post- u. Eisenbahn- 
Departements. Vom 27. März 1897. (Schweiz. BundesbL Nr. 13. S. rm.) 

— Experten -Gutachten über den Eisenbahnrückkauf durch den Bund. Vom 4. März 
1897. (Schweiz. Bundesbl. 1897. Nr. 16. S. 897.) 

— ni. Nachtrag zum Transport-Reglement der schweizer. Eisenb. u. Dampfschiff-Unter- 
nehmungen V. 1. Jan. 1894. Giltig vom 1. März 1897. (Eidgen. amtl. Samml. N. F. 
Bd. XIV. S. 1.). 

Spanien. Königl. Verordnung, betr. Ausführungsbestimmungen zu dem Gesetz v. 30/8. 

1896 über Erhebung einer Transportsteuer. Vom 24. September 1896. (Gaceta de 

Madrid v. 26. Septbr. 1896.) 
Ungarn. Note v. 8. u. 16. Januar, 2. Febr. u. 15. März 1897, betr. Ergänzung der Liste 

der dem Internat. Übereink. angehörenden Eisenbahnen. (Zeitschr. f. d. Internat. Eisenb. 

Transp. V. Nr. 2. S. 97. Nr. 4. S. 299.) 
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(Die Zahlen bedeuten die Seiten.) 



A. 

Ablieferung, Begriff derselben; Nieder- 
legnng der Güter bei der Zoll- oder Ab- 
ladesteile 16. — Verfahren bei Abliefe- 
nmgshindernissen bezüglich der nach dem 
Aaslande verfrachteten Güter 28. — £nt- 
sch^igon^flicht im Falle der verspä- 
teten Ablieferung 49. — theil weiser 
Verlust des Gutes nach eingetretenem 
Ablieferungshindemiss; Haftpflicht der 
Eisenbahn 218. — verspätete Ablieferung 
in Folge eines Irrthums der Eisenbahn 
234. — verspätete Ablieferung; grobes 
Verschulden der Eisenbahn 293. 

Absender, Haftung für unzutreffende 
Aendemngen der Frachtbrief angaben 
Seitens eines Angestellten 65. — Be- 
schädigung der vom Absender verladenen 
Güter 97. — Aufladen durch den Ab- 
sender 233. — Verfügungen des Absen- 
ders sind schriftlich zu ertheilen 296. 

Amtsniederlegung, ob dieselbe auch 
während der Dauer eines Disziplinar- 
verfahrens zulässig ist 17. 

Anlieger einer öffentlichen Strasse, s. Ent- 
eignung; Natur des Rechts des Anliegers 
an einer ein Dorf durchziehenden Staats- 
strasse 101. 

Annahme des Gutes zum Transport 240. 

Arbeiter, ünzulässigkeit der Verausga- 
bung von Marken, die nur an bestimmten 
Orten verwerthet werden können, an 
Stelle baarer Lohnvorschüsse 337. 

Arbeiterschutzgesetzgebung und die 
Eisenbahnuntemehmungen 77. 

Arbeiter- Unfallversicherungsan- 
stal t e n , Eintreibung rückständiger Ver- 
sicherungsbeiträge von solchen 12. 

Aszendent enrente, s. Unfallversiche- 
rungsgesetz; ob der Grossvater eines 
ausserehelich geborenen Enkels im Falle 
des durch einen Betriebsunfall erfolgten 
Todes des letzteren Anspruch auf eine 
Aszendentenrente hat 149. 



B. 

Baare Auslagen der Eisenbahn 51. 

Bahnbau, ob die übernommene Pflicht 
zur unentgeltlichen Gewähr des für einen 
Bahnbau erforderlichen Grund und Bo- 
dens über das vom Unternehmer aufge- 
stellte Project hinausgeht 2. — Ver- 
pflichtung zur unentgeltlichen Ueber- 
lassung des Grund und Bodens zu einem 
Bahnbau 13. 

Bahnsteigkarte, ob die mit Abstempe- 
lung verbundene Durchlochung der Bahn- 
steigkarte durch den Bahnsteigschaffner 
die Eigenschaft einer Urkunde besitzt 323. 

Bau, Umfang der zur Ausführung eines 
Baues gehörigen Arbeiten 120. 

Baubeschränkung, Verjährung des Er- 
satzanspruchs aus der Auferlegung einer 
Baubeschränkung 315. 

Baugewerks- Berufsgenossenschaft , s. 
Unfall Versicherungsgesetz. 

Bauherr, ob derselbe für die ohne sein 
Verschulden eingetretene Körperbeschä- 
digung eines Dritten civilrechtlich haft- 
bar ist 322. 

Baukunst, Verstoss gegen anerkannte 
Regeln derselben 249. 

Bauleiter, Begriff der Fahrlässigkeit 
eines solchen in seinem Berufe 107. 

B a u p 1 i z e i 1 i c h e Beschränkung desEigen- 
thums, ob der Staat und die Gemeinden 
verpflichtet sind, wegen solcher Entschä- 
digung zu leisten 299. 

Beamter, Einkommenbesteuerung eines 
Beamten; Zinsen der Amtskaution 27. — 
Begründung und Aufhebung des Dienst- 
verhältnisses eines Beamten 62. — Haf- 
tung fUr Versehen 63. — Beschlagnahme 
der Gehaltsbezüge 217. — wann Be- 
dienstete von Privatbahnen Beamten- 
eigenschaft besitzen 248. — auch pen- 
sionirte Staatsbeamte unterliegen hin- 
sichtlich der während ihrer Amtsthätigkeit 
begangenen Delicte der Disziplinargewalt 



Digitized by 



Google 



366 



Alphabetisches Sachregister. 



des Staates 254. — die einem Beamten 
zugesicherten Wittwen- undWaisengelder 
sind wie Besoldangsanspmch zu beur- 
theiien 325. 

Beerdigungskosten, s. Haftpflicht- 
gesetz. 

Beladung, vorschriftswidrige, eines offe- 
nen Güterwagens 3. 

Bergwerksbesitzer, ob demselben für 
die ihm im Einzelfall zum Schutz einer 
öffentlichen Verkehrsanstalt auferlegte 
Beschränkung eine Entschädigung in 
einem über die Fälle des § 154 des Berg- 
gesetzes hinausgehenden Umfange zu- 
steht 30. — ob der Bergwerksbesitzer dem 
Grundeigenthttmer zum Ersatz des durch 
seinen Bergbau dem Grundeigenthum zu- 
gefügten Schadens verpflichtet ist 61. — 
ob Bergwerksbesitzern ein Entschädi- 
gungsanspruch für die ihnen zum Schutze 
einer öffentlichen Verkehrsanstalt aufer- 
legten Beschränkungen zusteht 111. — 
ob der Bergwerksbesitzer zum Ersatz 
des Schadens verpflichtet ist, wenn die 
Gebäude zu einer Zeit errichtet worden 
sind, wo die durch den Bergbau drohende 
Gefahr dem Grundbesitzer nicht unbe- 
kannt bleiben konnte 156. 

Berufsgenossenschaft, s. Unfallver- 
sicherungsgesetz. 

Berufung, Erfordernisse derselben 316. 

Beschädigung des Guts in Folge der 
Beschaffenheit 33. — Beschädigung einer 
Sendung Marmor; Schadcnsersatzklage; 
Veijährung 109. — Klage wegen Be- 
schädigung 121. — Beschädigung von 
Viehtransportwagen durch Thiere 246. 

Besondere Gefahren, Beschränkung der 
Haftung der Eisenbahn bei solchen ; man- 
gelhafte Verpackung 231. — Aufladen 
durch den Absender 233. 

Betriebsbeamte, Aufhebung des Dienst- 
verhältnisses von Betriebsbeamten, Werk- 
meistern, Technikern 319. 

Betriebsmaterialien, inwiefern Kohlen 
für staatliche Anstalten zu den gewerb- 
lichen Betriebsmaterialien gehören 57. 

Betriebsunternehmer, wer Betriebs- 
untemehmer auf einem Privatanschluss- 
gleise ist 330. 

Bevollmächtigte, Vertretung durch 
solche gegenüber den Verwaltungsbe- 
hörden 21. 

Brücke, wegepolizeiliche Verfügung, be- 
treffend den Neubau einer Brücke bei 
mehreren Baupflichtigen 126. — Ver- 
fahren bei der polizeilichen Anordnung 
der Reparatur oder des Neubaues einer 
Grenzbrücke 129. — Ueberaahme des 
Baues einer Brücke nach bestimmten 
Vorschriften, Werkverdingung 326. 



C. 

Ceutralamtfür den internationalen Eisen- 
bahntransport, Funktionen 42, 48, 51, 52. 

Chaussee, Schaffung einer solchen und 
Verlegunfi; einer bestehenden Landstrasse 
auf dieselbe 109. 

Consentirung von Eisenbahnbauten 60. 

D. 

Deich, Streitigkeiten über die Verpflich- 
tungen zur Unterhaltung oder Wieder- 
herstellung eines solchen gehören vor 
den ordentlichen Richter IS^. 

Diensteinkommen, Entziehung dessel- 
ben für die Zeit unerlaubter Entfernung 
vom Amte 25. 

Dienstgrundstück, Befreiung desselben 
von den Kreisstenern 218. — Gmnd- 
steuerpflicht , betreffend Dienstgmnd- 
stücke 300. 

Dienstverhältniss eines Beamten, Be- 
gründung und Aufhebung desselben 62. 

— Aufhebung des Dienstverhältnisses 
von Betriebsbeamten , Werkmeistern, 
Technikern 319. 

Dienstvertrag eines Stationsvorstehers, 
Auslegung desselben in Betreff der Ver- 
tragskündigung und Pensionirung 4. 

Dienstwohnungen der Beamten, Gmnd- 
steuerpflicht 300. — Kommunalsteuer- 
pflicht 223, 317. 

Disziplinarverfahren, ob auch wäh- 
rend der Dauer eines solchen die Amts- 

. niederlegung zulässig ist 17. — Zustän- 
digkeit des Oberverwaltungsgerichts in 
Disziplinarsachen 24. 

Dörfer, s. Ortskommnnen. 

E. 

Eigenthumsbeschränknng, Entschä- 
£gung für eine durch Allerhöchste Ka- 
binetsordre ausgesprochene Eigenthums- 
beschränkung 39. 

Einfriedungen, Herstellung solcher an 
öffentlichen Wegen 197. 

Einkommenbesteuerung eines Be- 
amten; Zinsen der Amtskaution 27. — 
der Eisenbahnen 240. 

Eisenbahn, Haftpflicht der Eisenbahn bei 
Beschädigung des Gutes nach Ankunft 
5. — beim Umwegtransporte von Thieren 
21. — Verantwortlichkeit der Eisenbahn 
bei Besorgung der Zollformalitäten 24. 

— bei Bauten auf Anlagen und Gründen 
der Eisenbahnen in Schlesien ist die 
oberste Eisenbahnbehörde als banbe- 
willigende Behörde bezüglich aller Fra- 
gen, als Baulinie, Niveau, Strassenbreite, 
die Entscheidung zu treffen, competent 
35. — ob die Eisenbahn für die Gewichts- 
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differenz an einer Wagenladungasendong, 
welche in der Anfgabsstation mittelst 
einer Brückenwaage, in der Abgabsstation 
mittelst einer Handwaage verwegen 
wnrde. haftet 46. -— Entschädigungs- 
pflicbt im Falle der verspäteten Abliefe- 
rung von Gütern 49. — Baare Auslagen 
der Eisenbahn öl. — Wahl der Trans- 
portroute durch die Eisenbahn 52. — 
Haftung für unzutreffende Aenderungen 
der Frachtbriefangaben Seitens eines Be- 
diensteten 66. — Vermietbung von Stand- 
plätzen an Geschäftsleute 136. — Eisen- 
bahnen als Ersatz der Land- und Heer- 
strassen 138. ~ Pflicht der Eisenbahn zu 
Schutzvorrichtungen gegen vorausseh bare 
Schäden der Anlieger; Hochwassergefahr 
146. — Eisenbahnen unterbrechen für 
die eigene Ausübung des Jagdrechts 
durch den Besitzer auf seinem Grund 
und Boden stets den Zusammenhang der 
Besitzung 161. — wann die Schaden- 
ersatzpflicht einer Eisen bahngesellschaft 
bezüglich eines von ihr transportirten, 
von der Partei selbst verladenen Gegen- 
standes begründet ist 197. — ob die 
Eisenbahn von einer Partei auf Ersatz 
belangt werden kann, wenn letztere auf 
Grund der bahnseits erfolgten Gewichts- 
ermittelung eine unrichtige Zolldekla- 
ration vornimmt und dafür in eine Zoll- 
strafe verfällt 229. — Beschränkung der 
Haftung der Eisenbahn bei besonderen 
Gefahren; mangelhafte Verpackung 231. 

— Beschränkung der Haftung der Eisen- 
bahn beim Aufladen durch den Absender 
233. — Ausschluss der Haftpflicht der 
Eisenbahn bei der Beförderung lebender 
Thiere 236. — Haftpflicht für das dem 
Beis^nden im Gepäcklokal gestohlene 
Gepäck 300. 

Eisenbahnbau, Bemessung der Entschä- 
digung für Wirthschaftserschwemisse 
durch denselben 1. — Unfall beim Eisen- 
bahnbau; ob die Baugewerks- oder die 
Tiefbau-Bernfsgenossenschaft entschädi- 
gungspflichtig 6. — Consentirung von 
Eisenbahnbauten 60. 

Eisenbahnbeanite, Bestrafung derselben 
gemäss § 438 des ungar. Strafgesetz- 
buches mit Gefängniss von 2 bis 5 Jah- 
ren, wenn sie durch Verletzung der ihnen 
obliegenden Dienstpflicht auf einem 
Eisenbahnzuge beflndlicbe Personen der 
Gefahr einer Beschädigung durch die 
Eisenbahn aussetzen 64. — ob die Be- 
zeichnung eines Eisenbahnbediensteten 
als Oberputzer genügt, dessen Beamten- 
eigenschaft erkennen zu lassen 135. — 
Verletzung eines Eisenbahnbeamten 296. 

— Verletzung eines belgischen Eisen- 



bahnbeamten auf preussischem Staats- 
bahngebiete; Haftung des preussischen 
Eisenbahnflskus 301. 

Eisenbahnbedienstete, s. Eisenbahn- 
beamte. 

Eisenbahnconcession, Vertrag über 
Abtretung einer solchen 209. — Becht- 
liche Natur des Ooncessions Vertrages 810. 

Eisenbahndamm, Erhöhung eines 
solchen 1. 

Eisenbahnfahrkarte, ob und inwieweit 
die Benutzung einer durch Ausradiren 
des Namens des rechtmässigen Inhabers 
gefälschten Eisenbahnfahrkarte den That- 
bestand der Fälschung einer öffentlichen 
Urkunde darstellt 128. 

Eisenbahnflskus, Rückforderung eines 
precario freigegebenen Terrains Seitens 
desselben 9. — Haftung für Verletzung 
eines belgischen Eisenbahnbeamten auf 
preussischem Staatsbahngebiete 301. 

Eisenbahnfrachtrecht 68, 170. 

Eisenbahnfrachtvertrag, Zuständig- 
keit der Gerichte bei Klagen aus dem- 
selben 116. 

Eisenbahngesetzgebung in Elsass- 
Lothringen 347. 

Eisenbahngüterabfertigungsstelle, 
ob der öffentliche Verkauf durch eine 
solche den Verkauf durch einen 2u Ver- 
steigerungen befugten Beamten im Sinne 
des Art. 343 Abs. 2 des Handelsgesetz- 
buchs ersetzt 10. 

Eisen bahn schlaf wagen gesell Schaft, 
internationale in Brüssel, Verpflichtung 
zum Beitritt zur Privat-Berufs^enossen- 
schaft, soweit ihr Betrieb sich innerhalb 
der Gh-enzen des Deutschen Reiches voll- 
zieht 263. 

Eisenbahntransport Versicherung 8. 

Eisenbahnunternehmer, ob in dem 
Falle, in welchem ein Eisenbahnunter- 
nehmer ein an der Bahn gelegenes Ter- 
rain zum Villenbau verkauft, von dem 
Käufer wegen Beeinträchtigung der 
Villen durch den Eisenbahnbetrieb Scha- 
densansprüche hergeleitet werden kön- 
nen 11. 

Eisen bahnunter nehmungen, Arbeiter- 
schutzgesetzgebung und die Eisenbahn- 
untemehmungen 77. — ob Aenderungen 
an Eisenbahnobjecten , welche lediglich 
in Folge von Regulirungsbauten behufs 
Zusammenfassung und concentrirter Ab- 
fuiir eines Flusslaufes erforderlich wer- 
den, der Eisenbahnuntemehmung zur 
Last fallen 302. — ob eine Eisenbahn- 
untemehmung zu Vorkehrungen gegen 
später eingetretene Nachtheile verpflichtet 
werden kann 303. — Haftpflicht der 
Eisenbahnunternehmungen für jede durch 
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Verscbulden ihrer Organe an Personen 
nnd Sachen zugefügte Beschädigung 307. 

Eisenbahnverstaatlichung, Ent- 
wickelnng und gegenwärtiger Stand der 
Frage derselben in der Schweiz 269. 

Eisenbahnverwaltung, Ersatzpflicht 
derselben wegen Unrichtigkeit der für 
den Beitritt ihrer Beamten zur Pensions- 
kasse ffir Beamte deutscher Privatbah- 
nen erforderlichen Erklärungen 65. — 
ob dieselbe in Haftpflichtprozessen, wenn 
die Lokomotive eine grössere als zulässige 
Geschwindigkeit gehabt hat, sich damit 
entschuldigen kann, dass die Landes- 
Aufsichtsbehörde die grössere Geschwin- 
digkeit gestattet habe 139. — Verpflich- 
tung derselben, die Benutzung des Bahn- 
körpers unter den Niveauübergängen zur 
Legung von Gas- und Wasserröhren zu 
Strassenzwecken zu dulden 334. 

Eisenbahnzuf ahrtstrasse, vertrag- 
liche Verpflichtung einer Stadtgemeinde 
zum Ausbau und Unterhalt einer Eisen- 
babnzufahrtstrasse 9. — Hersteilung 
einer solchen 250. 

Eisenbahnzufuhrwege, polizeiliche 
Strassenreinigung 215. 

Empfänger, Verpflichtung des Empfän- 
gers einer Sendung in überwiesener 
Fracht zur Zahlung des Frachtzuschlages 
für Ueberiastung 210. 

Enteignung, ob für Nachtheile, welche 
dem Hestbesitzer des Enteigneten nicht 
durch die die Enteignung bedingende 
Eisenbahnanlage, sondern durch andere, 
damit nur in£rect zusammenhängende 
Veränderungen von Wegen entstehen, 
Entschädigung beansprucht werden kann 
3. — Voller Werth; Nutzungsfäbigkeit 
eines Grundstücks 15. — ob sich die 
Beweiswürdigung des Richters nach freier 
Ucberzeugung auch auf technische Fra- 
gen erstreckt 41. — ob bei der Ent- 
schädigungsbemessung die Gefahr nach- 
theiliger Aenderungen, welche so entfernt 
liegt, dass sie auch im freien Kaufver- 
kehr nicht berücksichtigt worden wäre, 
in Betracht gezogen werden darf 44. — 
Kompensation des Minderwerths mit 
Vortheilen, welche für alle benachbarten 
Grundstücke eintreten, nicht zulässig 45. 
— Entschädigungsanspruch des Anliegers 
einer öffentlichen Strasse, welchem durch 
deren Erhöhung zum Zwecke eines Eisen- 
bahnbaues die Kommunikation mit Wagen 
abgeschnitten ist 47. — Beurtheilung 
der Bebauungsfähigkeit des Eestgrund- 
stücks. Mebrwerth der enteigneten Par- 
zelle 62. — Die Uebemahme und Ent- 
schädigungsfeststellung des Restgrund- 
stücks vollzieht sich zusammen mit dem 



Hauptgrundstück, nicht in einem neuen 
Verfahren 67. — Abschätzung der bis- 
herigen Benutzungsart des Grundstücks 
146. — Die Behauptung der Unbrauch- 
barkeit des Restgrundstücks involvirt die 
des Minderwerthes 148. — Verminderung 
des Entschädigungsanspruches in Folge 
der Anordnung von Schutzvorrichtungen 
154. — ob der Anlieger einer öffent- 
lichen Strasse aus nothwendigen Aende- 
rungen derselben Entschädignngsan- 
sprüche herleiten kann, so lange ihm 
dieselbe als Kommunikationsmittel weiter 
erhalten bleibt 220. — ob bei Fest- 
setzung der Enteignungssumme auf die 
Art und Weise des Erwerbes des ent- 
eigneten Grundstücks durch den Expro- 
priaten Rücksicht zu nehmen ist 226. 
— Berücksichtigung der erhöhten Un- 
kosten der Bewirthschaftung des Rest- 
besitzes bei Festsetzung der Entschädi- 
gung für die enteigneten Grundstücks- 
theile 242. — Zusammenfassung des 
Mehr- und Minderwerthes in einheit- 
licher Schätzung 246. — Bebauungs- 
fähigkeit eines Grundstücks 332. 

Entschädigung für eine durch Aller- 
höchste Kabinetsordre ausgesprochene 
Eigen thumsbeschränkung 39. 

Ereignung im Verkehr, Begriff dersel- 
ben 32, HO. 

Erwerbslosigkeit, Unterscheidung zwi- 
schen verschuldeter und unverschuldeter 
Erwerbslosigkeit 25. 

F. 

Fahrlässigkeit, Begriff derselben eines 
Bauleiters in seinem Berufe 107. 

Fiskalische Gebäude, s. Gebäude. 

Fiskus, ob derselbe berechtigt ist, gegen 
die Gehaltsforderung eines in ungültiger 
Weise entlassenen Beamten den Verdienst 
in Anrechnung zu bringen, den derselbe 
in Folge Niditinanspruchnahme seiner 
Dienste Seitens des Staates durch eine 
anderweitige Thätigkeit erworben hat 
214. 

Flecken, s. Ortskommunen. 

Fluchtliniengesetz, die Entschädi- 
gungspflicht gemäss § 13 Abs. 2 Nr. 2 
umfasst nur den bebaut gewesenen Theil 
des nach der neuen Fluchtlinie in die 
Strasse fallenden Grundstücks nebst Zu- 
behör 66. — ob der Rechtsweg ohne 
vorgängige Festsetzung der Entschädi- 
gung im Adrainistrationswege zulässig 
ist 224. 

Flussanlieger, Räumungspflicht dersel- 
ben 116. 

Frachtbegünstigung, Anspruch auf 
dieselbe för einen unter den begünstigten 
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Gütern nicht besonders genannten Ar- 
tikel 106. 

Frachtbrief, Bezeichnung des Spezial- 
tarifs in demselben 114. 

Frachtbriefangaben, wer für unzu- 
treffende Aendemngen der Frachtbrief- 
angaben haftet 65. 

Frachtbriefduplicat hat nur die Kraft 
einer Quittung, nicht die eines Original- 
frachtbriefes oder Konnossements 160. 

Frachtgeschäft. Unterschied zwischen 
Speditions- und Frachtgeschäft 126. — 
wo Klagen aus dem Frachtgeschäfte an- 
zubringen sind 320. 

Frachtrecht 68, 170. 

Fr ach trückerstattungs- An Sprüche, 
Beweislast bei solchen in Folge unrich- 
tiger Anwendung des Tarifs 100. — 
Durch den Kachweis der Nichtanwendung 
des güustigsten Tarifs genügend begrün- 
det 130. — Verjährung derselben nach 
Ablauf eines Jahres 157. 

Frachtzuschlag, Verpflichtung des Em- 
pfängers einer Sendung in überwiesener 
Fracht zur Zahlung des Frachtzuschlages 
für Ueberbelastung 210. 

Funkenauswurf der Lokomotiven 54. 

G. 

Gebäude, Besteuerung fiskalischer Ge- 
bäude 208. — Ursächlicher Zusammen- 
hang der Beschädigung von Gebäuden 
mit dem Bergbau 334. 

Gepäck, Haftpflicht für das dem Eeisen- 
den im Gepäcklokal gestohlene Gepäck 
300. 

Gewichtsdifferenz, Haftung der Eisen- 
bahn für eine Gewichtsdifferenz an einer 
Wagenladungssendung, welche in der 
Aufgabsstation mittelst einer Brücken- 
waage, in der Abgabsstation mit einer 
Handwaage verwegen wurde 46. 

Gräben, Anordnung der Eäumung von 
Gräben 22. 

Grenzbrücke, s. Brücke. 

Grenze, Beweislast bei der Ermittelung 
einer streitigen Grenze zwischen einem 
öffentlichen Wege und einem anliegen- 
den Grundstücke 17. 

Grundeigenthümer, ob der Bergwerks- 
besitzer dem Grundeigenthümer zum 
Ersatz des durch seineu Bergbau dem 
Grundeigenthum zugefügten Schadens 
verpflichtet ist 61. 

Grundsteuerpflicht, betreffend Dienst- 
grundstücke und Dienstwohnungen der 
Beamten 300. 

Grundstück, Nntzungsfähigkeit eines 
solchen 15. — Beweislast bei der Er- 
mittelung einer streitigen Grenze zwi- 
schen einem öffentlichen Wege und einem 



anliegenden Grundstücke 17. — Be- 
bauungsfähigkeit eines Grundstücks 332. 

— Ueberlassung eines Grundstücks zu 
Eisenbahnzwecken 339. 

G rund Stücksenteignungen zum 
Zwecke von Strassenbahnanlagen 180. 

Güter, Niederlegung derselben bei der 
Zoll- oder Abladesteile 16. -- Verfahren 
bei Abiieferungshindernissen bezüglich 
der nach dem Auslande verfrachteten 
Güter 28. — Beschädigung des Gutes 
in Folge der Beschaffenheit 33. — Ver- 
wiegung der Güter nach Ankunft 48. 

— Beschädigung der vom Absender ver- 
ladenen Güter 97. — Theil weiser Ver- 
lust des Gutes nach eingetretenem Ab- 
lief ernngs-Hindemiss ; Haftpflicht der 
Eisenbahn 218. — Annahme zum Trans- 
port 240. — verspätete Ablieferung; 
grobes Verschulden der Eisenbahn 293. 

— Haftpflicht der Eisenbahn durch ver- 
schuldete Leitung des Gutes über eine 
andere als die im Frachtvertrage ver- 
einbarte Beute 293. — nur die wirkliche 
Abholung des Gutes befreit von Lager- 
geld 294. — Anordnung des Gerichts 
wegen Niederlegung und Verkaufs von 
Frachtgütern ist Sache der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit 308. 

Güterwagen, vorschriftswidrige Be- 
ladung eines offenen Güterwagens 3. 
Gutsbesitzer, s. Ortskommunen. 



Haftpflicht der Eisenbahn bei Beschä- 
digung des Gutes nach Ankunft 5 -— 
beim Umwegtransporte von Thieren 21. 
— fttr unzutreffende Aenderungen der 
Frachtbriefangaben Seitens eines Be- 
diensteten 65. — der Eisenbahn im 
Falle der Beförderung zu einem Spezial- 
tarif 121. — Haftpflicht aus Eisenbahn- 
betrieb (Zollikofer Katastrophe) 201. — 
Haftpflicht der Eisenbahn bei theil weisem 
Verlust des Gutes nach eingetretenem 
Ablief erungshinderniss 218. — Beginn 
der Haftpflicht 225. — Haftpflicht der 
Eisenbahn durch verschuldete Leitung 
des Gutes über eine andere, als die im 
Frachtvertrage vereinbarte Route 293. 
— - Haftpflicht der Eisenbahn bei Ver- 
letzung eines Eisenbahnbeamten 295. — 
für das dem Reisenden im Gepäcklokal 
gestohlene Gepäck 300. 

Haftpflichtgesetz, Bestimmung der 
Haftpflichtentschädigung aus dem schwei- 
zerischen Eisenbahn - Haftpflichtgesetz 
18. — bei dem Einwände des eigenen 
Verschuldens eines Kindes ist die Zu- 
rechnungsfähigkeit nicht nach der Alters- 
grenze, sondern nach der Individualität 
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und dem Grade der Einsicht zu beur- 
theilen 56. — ob der Einwand des 
eigenen Verschuldens auch einem Kinde 
entgegengesetzt werden kann 66. — ob 
die Eisenbahnyerwaltung in Haftpflicht- 
prozessen, wenn die Locomotive eine 
grössere als zulässige Geschwindigkeit 
gehabt hat, sich damit entschuldigen 
kann, dass die Landes-Aufsichtsbehörde 
die grössere Geschwindigkeit gestattet 
habe 139. — die Haftpflicht für den 
Unterhalt einer Wittwe geht auch tlber 
die Wiederverheirathung hinaus 143. — 
ob auch die Verletzung durch ein in 
Folge des Eisenbahnbetriebes scheuendes 
Pferd ein Betriebsunfall ist 166. — Auf- 
springen auf einen Strassenbahn wagen ; 
Beurtheilung des eigenen Verschuldens 
163. — Begriff des eigenen Verschuldens ; 
Betreten des Bahnkörpers 194. — wer 
selbstständfge Ansprüche aus dem Haft- 
pflichtgesetze nur geltend machen kann; 
Heilungs- und Beerdigungskosten 202. 

— Einreden des eigenen Verschuldens 
und der höheren Gewalt 211. — ob Ver- 
letzung eines Passagiers auf dem Perron 
durch vom Glasdach bei der Reinigung 
herabfallendes Glas die Haftpflicht be- 
gründet 217. — Eigenes Verschuldea 
durch Nichtbeobachtuug der Ordnungsvor- 
schriften 238. 

Häute, gesabsene, Werth Verminderung in 
Folge Durchnässung bei Beförderung in 
offenen Wagen 114. 

Hausbesitzer, ob derselbe sich die durch 
die Zweckbestimmung der Strasse er- 
forderlichen Veränderungen gefallen 
lassen muss 144. 

Heers trassen, Eisenbahnen als Ersatz 
der Land- und Heerstrassen 138. 

Heilungskosten, s. Haftpflichtgesetz. 

Hinterbliebenenrente, s. ünfallver- 
sicherungsgesetz. 

Höhere Gewalt, Einhaltung eines in- 
directen, theuereren Transportweges an 
Stelle des tarifmässigen directen 247. 

I. 

Jagdrecht, eigene Ausübung desselben 
durch den Besitzer auf seinem Grund 
und Boden; Eisenbahnen unterbrechen 
stets den Zusammenhang der Besitzung 
151. 

Invalidenrente, Znsammentreffen von 
Unfall- und Invalidenrente 42. 

Invaliditäts- und Altersversicherungs- 
gesetz, Berechnung der Wartezeit beim 
Wechsel der Ursachen der Invalidität 143. 

— Anrechnung von Krankheitswochen, 
wenn sich Anfang und Ende der Krank- 
heit nicht nach Kalenderdaten bestimmen 



lassen 237. — Ruhen der Rente bei 
nachträglicher üebernahme einer Privat- 
peusion durch den Staat in Folge Ver- 
staatlichung einer Privateisenbahn 238. 
— Aenderung des Klagegrundes (des 
Anspruchs auf Altersrente in den An- 
spruch auf Invalidenrente) 244. — 
Kürzung der reichsgesetzlichen Rente 
um den Betrag des satzungsmässigen 
Invalidengeldes 329. 
Internationales Uebereinkommen über 
den Eisenbahnfrachtverkehr, legislato- 
rische Thätigkeit der Schweiz auf Grund 
desselben 256. 



Kind, bei dem Einwände i» eigenen 
Verschuldens eines Kindes — § 1 Reichs- 
haftpflichtgesetz — ist die Zurechnungs- 
fähigkeit nicht nach der Altersgrenze, 
sondern nach der Individualität und dem 
Örade der Einsicht zu beurtheilen 56. 

— ob der Einwand des eigenen Ver- 
schuldens auch einem Kinde entgegen- 
gesetzt werden kann 66. 

Klage nach § 26 der Gewerbeordnung 
auf Herstellung von Einrichtungen 59. 

— Klagen aus dem Frachtgeschäfte, wo 
solche anzubringen sind 32K). 

Kleinbahnen, Rechtsmittel gegen Er- 
gänzungsbeschlüsse.betreffendBenutzung 
öffentlicher Wege für Kleinbahnen 213. 

— Kreisbesteuerung der Kleinbahnen 313. 
Kohlen, inwiefern Kohlen für staatliche 

Anstalten zu den gewerblichen Betriebs- 
materialiftn gehören 57. — Beschädigung 
und Manko bei einer Sendung Kohlen. 
Beweispflicht 310. — Ausschluss der 
Haftpflicht 332. 

Konventionalstrafe, Zweck derselben 
ist sowohl Ersatz für den Schaden ans 
der Nichterfüllung, wie auch Zwang 
gegen den Schuldner 195. — theilweiser 
Verzicht auf Konventionalstrafe wegen 
nicht rechtzeitiger Lieferung eines Dampf- 
krahns 196. 

Krankheit, Begriff der vorsätzlichen 
Zuziehung einer solchen 121. 

Krankenversicherungsgesetz, Unter- 
scheidung zwischen verschuldeter und 
unverschuldeter Erwerbslosigkeit 26. — 
Begriff der vqrsätzlichen Zuziehung einer 
Krankheit 121. — Bedeutung der Fort- 
dauer der Kassenmitgliedschaft während 
des Bezuges von Krankenunterstützung 
213. — Sitz des Gewerbebetriebs als Be- 
schäftigungsort bei auswärts beschäf- 
tigten Bauarbeitern 216. — Unterlassung 
der Anmeldung zur Krankenkasse 22L 

— Eintrittsgelder und Beiträge zu den 
Krankenkassen haben die rechtliche 
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Natur öffentlicher Abgaben 228. — Be- 
deutung der zweiwöchentlichen Frist 296. 

Ereisbesteueruug der Kleinbahnen 313. 

E reissteuern, Befreiung der Dienst- 
grundstttcke von denselben 218. 

Erüppelhaftigkeit, vollständige ist 
dauerndem äiechthum gleich zu achten 
298. 

L. 

Ladeschein, massgebend für die Rechts- 
verhältnisse zwischen Frachtführer und 
Empf^er 98. 

Lagergeld, nur die wirkliche Abholung 
des Gutes befreit von Lagergeld 294. 

Landstrassen, Eisenbahnen als Ersatz 
der Land- und Heerstrassen 138. 

Lebende Thiere, s. Thiere. 

Lieferfrist, Höhe des Schadensersatzes 
bei Versäumung der Lieferfrist 42. — 
Lieferfristversäumniss ; Berechtigung auf 
die von der Eisenbahn zu zahlende 
Vergütung 50. — Berechnung der Lief er- 

' fristen 52. — eine Klage wegen Ueber- 
schreitung der Lieferzeit gegen eine 
Eisenbahn ist nicht als eine Entschä- 
digungsklage anzusehen 101. 

Lieferfristversäumniss, s. Lieferfrist. 

Lokomotive, Funkenauswurf der Loko- 
motiven 54. 



Mangelhafte Verpackung, s. Verpackung. 
Maschine, Genehmigung der gelieferten 

Maschine durch unbeanstandete Annahme 

317. 
Mehrfrachtgebühren. Bückerstattung 

solcher, welche vor dem 1. Januar 1893 

entstanden sind 53. 

N. 

Nachzoll, S.Zoll. 

Niederlegung von Frachtgütern, An- 
ordnung des Gerichts wegen Niederle- 
gung und Verkaufs solcher ist Sache der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit 308. 

Niveauübergänge, s. Wege. 

O. 

Oberputzer, s. Eisenbahnbedienstete. 

Ob er Verwaltungsgericht, Zuständig- 
keit desselben in Disziplinarsachen 24. 

Oeffentliche Strassen, s. Strassen. 

Oe ff entlicher Verkauf, s. Verkauf. 

Oeffentlicher Weg, s. Weg. 

Ortskommunen, Verpflichtung derselben 
nach märkischem Recht zur Unterhaltung 
der öffentlichen Wege 103. 

P. 

Passagier, ob Verletzung eines solchen 
auf dem Perron durch vom Glasdach bei 



der Reinigung herabfallendes Glas die 
Haftpflicht begründet 217. — Ver- 
pflichtung des Passagiers einer Strassen- 
bahn, den Fahrpreis nochmals zu zahlen, 
wenn er dem Kontroleur die Fahrkarte 
nicht vorlegen kann 255. 

Passivlegitimation bei den italie- 
nischen Eisenbahnen 98. 

Pensionskasse, unentziehbar erworbene 
Rechte der Mitglieder einer solchen 106. 

Pferd, Scheuen eines solchen in Folge des 
Eisenbahnbetriebes 156. 

Polizeiverordnung, ob entschuldbare 
Unkenntniss einer solchen, deren Inne- 
haltung einen Eisenbahnunfall vermieden 
haben würde, die civilrechtliche Haft- 
barkeit des Verletzers dieser Polizeiver- 
ordnung begründen kann 309. 

Prioritätencurator 211. 

Privatanschlussgleis, wer Betriebs- 
untemehmer eines solchen ist 330. 

Privatgleis, Voraussetzungen für die 
Eigenschaft eines solchen als Pertinenz 
eines Fabrikgrundstücks 222. 

Privatweg, die Verhinderung der Be- 
nutzung eines über die Böschung eines 
Eisenbahngrundstücks führenden Privat- 
weges bildet keine Besitzstörung 328. 

R. 

Rangirarbeiter, instruktionswidrige Be- 
trauung eines solchen mit den Funktionen 
eines Rangirmeisters 108. 

Rangirmeister, s. Rangirarbeiter. 

Räumung von Gräben 22. — Räumungs- 
pflicht der Flussanlieger 115. 

Raufhandel, Begriff desselben 17. 

Rechtsverletzung, ob in der Unter- 
lassung einer Entscheidung, welche nach 
der Sachlage eine Rechtswirkung nicht 
äussern kann^ eine Rechtsverletzung zu 
erblicken ist 37. 

Reklamationen, vor Bezug des avisirten 
Frachtgutes unstatthaft 134. 

Rentenanspruch, Rechtsnachfolge in 
einem Rentenanspruch ist auch dann 
zulässig, wenn die erforderlichen Pflicht- 
beiträge zur Zeit des Todes des Renten- 
bewerbers noch nicht entrichtet sind 15. 

Rückfahrkarte, Verhinderung der Ent- 
werthnng einer solchen in der Absicht, 
sie zu einer anderen Rückfahrt zu be- 
nutzen, strafbarer Betrugsversuch 118. 

S. 

Sachverständigengutachten, Würdi- 
gung desselben bei Enteignungen 45. 

Schadenersatzanspruch, ob der nach 
§ 1327 a b. G. B. der hinterlassenen 
Frau und den Kindern eines Getödteten 
gegen den an dem Tode Schuldtragenden 
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zustehende auch auf andere Personen, 
welchen dem Getödteten gegenüber ein 
gesetzlicher Ansprach auf Alimentation 
zustand, analog anzuwenden ist 117. 
Schadenersatzpflicht einer Eisenbahn- 
gesellscbaft, wann solche bezüglich eines 
von ihr transportirten, von der Partei 
selbst verladenen Gegenstandes begründet 
ist 197. — Antheilsverhältoiss der Schaden- 
ersatzpflicht zwischen Eisenbahnflskus und 
Deichverband aus einer Deichanlage 199. 

— des Prachtführers und Spediteurs für 
die Folgen des Verzugs in der Aus- 
fttbrung des Vertrages 327. 

Schiedsgerichte, Umfang der Rechts- 
kraft der Entscheidungen solcher 140. 

Schlafwagengesellschaft, Verant- 
wortlichkeit derselben für den Gepäck- 
transport 127. 

Schlägerei, Begriff derselben 17. 

Schneeschaufler, ob die auf einer Eisen- 

' bahnstrecke verwendeten Scbneeschaufler 
als beim Eisenbahnbetriebe beschäftigte 
krankenversicherungspflicbtige Personen 
anzusehen sind 141. 

Schutzvorrichtungen, Pflicht der Eisen- 
bahnen zu solchen gegen voraussehbare 
Schäden der Anlieger. Hochwasser- 
gefahr 146. 

Sicherheitsmassregeln, ob Eigen- 
thümer eines Grundstückes verpflichtet 
ist, solche zur Beseitigung der durch 
einen Naturzustand bedingten Gefahr zu 
treffen 299. 

Sicherheitsvorrichtungen, Pflicht des 
Unternehmers zu solchen für seine Ar- 
beiter 196. 

Siechthum, s. Erüppelhaftigkeit. 

Spediteur, Schadensersatzpflicht desselben 
für die Folgen des Verzugs in der Aus- 
führung des Vertrages 327. 

Speditionsgeschäft, Unterschied zwi- 
schen Speditions- und Frachtgeschäft 126, 

Spezialtarife, Haftpflicht der Eisenbahn 
beim Umwegstransporte von Thieren 21. 

— Bezeichnung des Spezialtarifs im 
Frachtbriefe 114. — Haftpflicht der 
Eisenbahn im Falle der Beförderung zu 
einem Spezialtarif 121. — Ausschluss 
der Haftung der Eisenbahn bei An- 
wendung eines solchen 285. 

Staatsstrasse, Natur des Eechts des 
Anliegers an einer ein Dorf durchziehen- 
den Staatsstrasse 101. 

Städte, s. Ortskommunen. 

Stadtgemeinde, vertragliche Verpflich- 
tung einer solchen zum Ausbau und Unter- 
halt einer Eisenbahnzufahrtstrasse 9. 

Stationsvorsteher, Auslegung des 
Dienstvertrages eines solchen in Betreff der 
Vertragskündigung und Pensionirung 4. 



Steuern, Zurückerstattung zu viel er- 
hobener Steuern 193. 

Strafgesetzbuch für das deutsche Reich, 
Auslegung der §§ 319 und 320 desselben 
341. 

Strasse, Reinigungspflicht der städtischen 
Strassen 120. — Umfang der Ansprüche 
der Adjazenten auf die Benutzung öffent- 
licher Strassen 194, 205. — Erfordemiss 
der polizeilichen Genehmigung für alle 
den Verkehr beeinträchtigenden Ver- 
änderungen, Massnahmen etc. an öffent- 
lichen Strassen 212. — Kosten der 
Reinigung der öffentlichen städtischen 
Strassen 225. 

Strassenbahn, ob eine obrigkeitlich ge- 
nehmigte Strassenbahn ersatzpflichtig ist 
für eine Beschädigung von Pferden durch 
Hängenbleiben in der Schienenlage einer 
öffentlichen Strasse 206. — Verpflichtung 
des Passagiers einer solchen, den Fahr- 
preis nochmals zu zahlen, wenn er dem 
Kontroleur die Fahrkarte nicht vorlegeÄ 
kann 265. — Unfall auf einer Strassen- 
bahn; Haftpflicht 335. 

Strassenbahnanlagen, Grundstücks- 
enteignungen zum Zweck von Strassen- 
bahnanlagen 180. 

Strassenbahnwagen, Aufspringen auf 
einen solchen. Beurtheilung des eigenen 
Verschuldens 163. 

T. 

Tarife, Veröffentlichung der Eisenbahn- 
tarife 84. — Beweislast bei Frachtrück- 
erstattungsansprüchen in Folge un- 
richtiger Anwendung des Tarifs 100. — 
Tarif bedingnngen; Bezeichnung des 
Spezialtarifs im Frachtbriefe 114. 

Terrain, Rückforderung eines precario 
frei gegebenen Terrains Seitens des 
Eisenbahnflskus 9. — Terrainverkauf 
zum Villenbau durch einen Eisenbahn- 
untemehmer 11. 

Thiere, Haftpflicht der Eisenbahn beim 
Umwegtransport von Thieren 21. — 
Ausschluss der Haftpflicht der Eisenbahn 
bei Anwendung eines Spezialtarifs bei 
der Beförderung von Thieren 235. — 
Ausschluss der Haftpflicht der Eisenbahn 
bei der Beförderung lebender Thiere 236. 
— Beschädigung von Viehtransport- 
wagen durch Thiere 246. 

Tiefbau-Berufsgenossenschaft, s. 
Unfallversicherungsgesetz. 

Transportroute, Wahl derselben durch 
die Eisenbahn 52. — Einhaltung eines 
indirecten, thenereren Transportweges 
an Stelle des tarifmässigen directen 247. 

Transportweg, s. Transportroute. 

Trunkf älligkeit, Begriff derselben 17. 
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u. 

üeberlassung, unentgeltliche des Grand 
nnd Bodens zn einem Bahnbau 13. 

Umzugskosten der Beamten, nur zu be- 
anspruchen, wenn Umzug thatsächlich 
stattgefunden hat 145. — dauernde Be- 
schäftigung eines Beamten gewährt nur 
Ansprach auf Umzugskosten 319. 

Unfall, ein bei der Auswechslung von 
Schienen in der Verkebrshalle einer 
Eisenbahn erlittener Unfall ist ein Bahn- 
verkehrsunfall 139. — ein beim Aus- 
laden von Kohle aus auf dem Gleise 
ohne vorgespannte Lokomotive rahig 
stehenden Wagen erlittener Unfall ist 
kein Bahuverkehrsunfall 150. — Unfall 
durch Erlöschen des elektrischen Lichtes 
bei Arbeiten auf einem Bahnhofe. Be- 
weislast 204. 

Unfallrente, Zusammentreffen von Un- 
fall- und Invalidenrente 42. 

Unfallv er Sicherungsgesetz, Unfall 
beim Eisenbahnbau ; ob die Baugewerks- 
oder die Tiefbau -Berafsgenossenschaft 
entschädigungspflichtig 6. — Ansprach 
auf Aszendentenrente im Sinne des § 6 
Ziifer 2 des Gesetzes 8. — wann Folgen 
des Unfalls als nicht bemerkbar im Sinne 
des § 69 Abs. 2 des Gesetzes gelten 13. — 
Entscheidung der Frage, ob eine Be- 
schränkung der Erwerbsfähigkeit nicht 
mehr vorliegt 23. — ob Rechtsweg zu- 
lässig, wenn gegen eine Berafsgenossen- 
schaft Ansprüche auf Entschädigung er- 
hoben werden, die sich nicht auf die Be- 
stimmungen der Unfallversicherungsge- 
setze stützen 26. — Feststellung der 
Kurkosten durch Organe der Unfallver- 
sicherung 55. — Das Bestehen oder 
Nichtbestehen von Thatsachen oder 
Bechtsverhältnissen ist nicht Gegenstand 
der Entscheidung der Unfallversicherungs- 
instanzen 128. — auch in den Fällen, 
wo ein Verschulden des Eisenbahnbe- 
triebsunteraehmers nicht vorliegt, geht 
der Haftpflichtansprach des Beschä- 
digten bis zur Höhe der von der Berafs- 
genossenschaft zu leistenden Entschädi- 
gung auf diese über 142. — ob die 
Hinterbliebenenrente zeitlich begrenzt 
werden darf 219. — Umfang des Er- 
stattungsansprachs einer Berafsgenossen- 
schaft gegen eine aus der Haftpflicht 
eintretende Eisenbahnverwaltung 351. 

V. 

Verjährung, Unterbrechung der Ver- 
jährung nach italienischem Eisenbahn- 
transportrecht 50. — Veijährung der 
Ansprüche auf Rückerstattung von Mehr- 



frachtgebühren 53, 157. — Nichttmter- 
brechung des Laufs der Verjährung durch 
Beantwortung der Reklamation 230. — 
Anwendung der Bestimmung des § 61 
des Betriebs-Reglements, die Verjährung 
betreffend, auf den Verkehr mit einer 
Eisenbahnstation des Staates, welcher 
dem Berner internationalen Ueberein- 
kommen über den Eisenbahnfrachtver- 
kehr nicht beigetreten ist 235. — Ver- 
jährang des Ersatzansprachs aus der 
Auferlegung einer Baubeschränkung 315. 

— Unterbrechung der Verjährang 316. 
Verkauf, öffentlicher, ob solcher durch 

eine Eisenbahn - Güterabfertigungsstelle 
den Verkauf durch einen zu Versteiger- 
ungen befugten Beamten im Sinne des 
Art. 343 Abs. 2 des Handelsgesetzbuches 
ersetzt 10. — Verkauf eines an der 
Bahn gelegeneu Terrains zum Villenbau 
Seitens eines Eisenbahnunteraehmers, ob 
wegen Beeinträchtigung der Villen durch 
den Eisenbahnbetrieb Schadensansprüche 
vom Käufer hergeleitet werden können 11. 

— Anordnung des Gerichts wegen Ver- 
kaufs von f^achtgütera ist Sache der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit 308. 

Verkehr, Begriff der Ereignungen im 
Verkehr 32 

Verkehrsordnung für die Eisenbahnen 
Deutschlands, ob die Bestimmung im 
§ 75 Abs. 1, dass auch eine von der Eisen- 
bahn nicht verschuldete Anweisung des 
Verfügungsberechtigten die Eisenbahn 
liberirt, gesetzlich giltig ist 164. 

Ve r ö f f en 1 1 i c h u n g der Eisenbahntarife 84. 

Verpackung, Nichthaftung der Eisen- 
bahn bei mangelhafter Verpackung 231. 

Versicherungsbeiträge, rückständige, 
Eintreibung solcher von den Arbeiter- 
Unfallversicherungsanstalten 12. 

Versiegung von Brunnen, ob auf Schadens- 
ersatz wegen der durch Veranstaltungen 
auf dem Nachbargrandstück bewirkten 
Versiegung von Braunen geklagt werden 
kann 245. 

Verwaltungsbehörden, Vertretung 
durch Bevollmächtigte gegenüber solchen 
21. 

Verwiegung der Güter nach Ankunft 48. 

W. 

Wagendecken 97. 

Weg, Beweislast bei der Ermittelung einer 
streitigen Grenze zwischen einem öffent- 
lichen Wege und einem anliegenden 
Grundstücke 17. — Verpflichtung der 
Ortskommunen nach märkischem Recht 
zur Unterhaltung der öffentlichen Wege 
103. — Feststellung der Eigenschaft 



Eger, Eisenbahnrechtliche Entscheldongen XIII. 
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;es als eines öffentlichen 126. 
Hang von Einfriedungen an 
n Wegen 197. — Rechtsmittel 
i:änzungsbe8chlüsse , betreffend 
: öffentlicher Wege für Klein- 
3. — Entstehung öffentlicher 
. — Grundsätze für die Her- 
Jnterhaltung, Abänderung von 
rgängen, Ueber- und Unter- 

von öffentlichen Wegen bei 
ing mit Eisenbahnen im König- 
isen 263. 

Eichen, Grenzen der Zulässig- 
treitverfahrens in solchen 193. 
ftserschwernisse, Bemes- 
üntschädigung für solche durch 
bahnbau 1. 
ie Haftpflicht für den ünter- 

solcben geht auch über die 
rheirathung hinaus 143. 
und Waisengelder, s. Beamter. 



r Empfänger von aus dem Ans- 
temmender Waare der Eisen- 



bahnverwaltung für den nach Empfang 
erhobenen Nachzoll haftet 324. 

Zollbeamter, ob auf einen Unfall, 
welchen ein Zollbeamter in den Zoll- 
abfertigungsräumen eines Bahnhofes er- 
leidet, das Haftpflichtgesetz, das Aus- 
dehnungsgesetz zum Unfallversicherungs- 
gesetz und das Preussische Beamten- 
fürsorgegesetz Anwendung findet 40. 

Zolldeklaration, unrichtige 229. 

Zollformalitäten, Verantwortlichkeit 
der Eisenbahn bei Besorgung der Zoll- 
formalitäten 24. 

Zufuhrweg, Umfang und Rechtscharacter 
des Rechts der A^jazenten auf Benutzung 
eines fiskalischen Zufuhrweges zur Eisen- 
bahn 208. 

Zuständigkeitsgesetz, ob die Be- 
fugniss zur Dispensation von baupoli- 
zeilichen Vorschriften sich sowohl auf 
projectirte wie bereits ausgeführte Bauten 
erstreckt 27. 
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A. Internationales Beeht. 



Internationales Ueberein- 
kommen über den Eisen- 
bahnfrachtverkehr vom 
14. Oktober 1890. 



Art. 6 . 


. S 62, 88, 130, 




131, 132 


Art. 7 . 


. . . . S.6o 


Art. 11 . 


. . . . S 51 


Art. 12 . 


. . S. 84, 130 


Art. 14 . 


. S. 42, 52, 53, 




130, 131 



Art. 17 S. 84 

Art. 19 S. 48 

Art. 27 S. 88 

Art. 29 S 85 

Art. 30 . S. 109, 166, 169 

Art. 34 S. 109 

Art. 35 . . . S. 130, 131 

Art 37 S. 109 

Art. 39 S. 42 

Art. 40 . S. 42, 49, 53, 234, 



Art. 41 . . S. 42, 53, 234, 

235, 293 

Art. 45 S 109 

Ausfflhrungsbestimmungen 
zum internationalen Ueber- 
einkommen über den Eisen- 
bahnfrachtverkehr vom 
14. Oktober 1890. 
Art. XXV .... S. 29 
§ 6 S. 42, 53 



B. Belchsgesetze, Verordnungen, Beglements etc. 



Allgemeines Deutsches 
Handelsgesetzbuch. 

Art. 61 S. 319 



Art. 272 .... S. 85 
Art. 282 ... . S. 86 
Art. 283 ... S. 88, 327 
Art. 310 .... S. 308 
Art. 339 .... S. 317 
Art. 343 .. S. 10, 11, 29 
Art. 347 .... S. 317 
Art. 348 .... S. 115 
Art. 379 . . S. 126, 127 
Art. 380 ... . S. 327 
Art. 385 . . . .8.327 
Art. 390 . S. 84, 85, 90, 

126, 127 

Art. 390-412 . . S. 99 

Art. 391 . . S. 127, 160, 

161 

Art. 395 . S. 16, 164, 165, 

166, 168 
Art. 397 ... . 8.327 
Art. 400 ... . S. 85 
Art. 401 ... . 8.134 
Art. 402 ... . S. 161 

Art. 405 S. 8 

Art. 406 . S. 84, .324, 325 
Art. 407 . . S. 308, 309 
Art 409 . S. 98, 99, 161, 

308, 309 



Art. 413-418 . S. 99, 161 
Art. 415 . S. 98, 99, 100 
Art. 419 .... S. 99 
Art. 420 .... S. 90 
Art. 421 ff. . . . S. 153 
Art. 422—431 . S. 84, 85, 
86, 89, 164, 166 
Art. 607 .... 8.16 

Reichsgewerbeordnung 
21. Juni 1869 
''^'" T"Juri883: 

§ 6 S. 78, 79 

§ 26 .... S. 59, 208 

§ 105 . S. 77, 78, 79, 82, 

83, 126, 127 

§ 106 8. 81 

§ 107-114 ... S. 81 

§ 113 S. 79 

§ 115-119 . S. 79, 82, 
337, 338 
§ 120 .8. 79, 80, 81, S2, 
83, 196 
§ 121-125 ... S. 80 
§ 130-133 . S. 81, 319 
§ 135—138 S. 81, 82, 83 
§ 139 . . 8. 81, 82, 83 
I 146 . . . . . 8. 337 
§ 155 .... 8. 81, 82 



Vereinszoligesetz vom 
I. Juli 1869. 

8. 324. 

Eisenbahn-Zoll-Regulativ. 

8.40. 

Reichsstrafgesetzbuch vom 
31. Mai 1870. 

§ 31 S. 326 

. . 8.326 
. . S. 57 
. . S. 107 
S. 248, 249 
. . 8. 118 
. . S. 323 
8. 128, 323 
8. 128, 129 
. . S. 108 
. . S. 341 
. . 8.341 
S 120, 249 
S. 248, 249 
. . S. 135 
. . 8.322 
S. 120, 322 

Verfassung für das Deutsche 
Reich vom 16. April 1871. 

Art. 4 S. 79 

25* 
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Reichshaftpflichtgesetz 
vom 7. Juni 1871. 

§ 1 . S. 56, 66, 139, 142, 

156, 163, 194, 211, 217, 

238, 301, 302 

§ 3 .... S. 143, 219 

§ 7 .... S. 219, 352 

Gerichtsverfassungsgesetz- 
vom 27. Januar 1877. 

§ 70 .... S. 160, 162 
§ 135 • . . . . S. 308 

Civilprozessordnung vom 
30. Januar 1877. 

§ 190 S. 315 

§ 231 S. 14 

§ 239 S. 315 

§ 249 S. 41 

§ 259 . . S. 41, 43, 44 

§ 260 . . S. 43, 44, 200 

§ 377 . . . . S. 42, 44 

§ 509 S. 162 

§ 530 . . . S. 308, 309 

§ 590 S. 55 

§ 815 S. 308 

Relchsstempelgesetz vom 
I. Juli 1881. 

S. 57, 58. 

Krankenverslcherungs- 
15. Juni 1883 
flesetzvomj^^-.p,gg2 

§ 1 S. 221 

§ 5a S. 216 

§ 8 8. 80 

§ 26 S. 17 

§ 26a S. 121 

§ 28 .... S. 25, 213 

§ 54a S. 213 

§ 58 S. 296 

§ 81 S. 221 



Unfallversicherungsgesetz 
vom 6. Juli 1884. 

§ 1 ... S. 6, 26, 301 

§ 5 S. 42 

§ 6 ... S. 8, 26, 219 

§ 7 S. 26 

§ 8 S. 56 

§ 15 S. 7 

§ 38 S. 6, 7 

§ 67 . .S. 23, 55, 56, 140 
§ 59 . . . S. 13, 14, 128 

§ 62 S. 26, 56 

§ 63 . . S. 23, 24, 26, 56 
§ 65 .... S. 351, 352 

§ 78 S. 80 

§ 88 S. 26 

§ 89 S. 302 

§ 95 f S. 142 

§ 96 S. 355 

§ 116 S. 354 

§ 117 S. 354 

Zolltarifgesetz vom 
24. Mai 1885. 

S. 324. 

Ausdehnungsgesetz zum 

Unfallversicherungsgesetz 

vom 28. Mai 1885. 

S 40, 41, 301. 

Gesetz, betreffend die Un- 
fall- und Krankenversicher- 
ung der in land- und forst- 
wirthschaftlichen Betrieben 
beschäftigten Personen vom 

5. Mai 1886. 
§ 116—119 . . . S. 142 

Invaliditäts- und Altersver- 
sicherungsgesetz vom 
22. Juni 1889. 

§ 4 S. 239 



§ 9 . S. 42, 43, 143, 353 

§ 15 .... S. 143, 144 

§ 17 .... S. 143, 237 

§ 18 S. 237 

§ 34 . S. 42, 43, 238, 239 

§ 36 S. 329 

§ 59 S. 16 

§ 75 S. 244 

8 103 S. 237 



Kaiserliche Verordnung vom 
I. Dezember 1890. 



S. 245. 



Betriebs -Ordnung fQr die 
Haupteisenbahnen Deutsch- 
lands vom 5. Juli 1892. 

S. 153, 248. 

Bahnordnung für die Neben- 

Eisenbahnen Deutschlands 

vom 5. Juli 1892. 

S. 153. 

Verkehrsordnung für die 

Eisenbahnen Deutschlands 

vom 15. November 1892. 

§ 7 . . S. 84, 88, 89, 90 

§ 9 'S. 85 

§ 16 S. 161 

§ 49 S. 86 

§ 53 ...... S. 65 

§ 54 . . S. 86, 160, 161 

§ 60 S 89 

§ 61 . . S. 84, 100, 101 

§ 64 . . . . fci. 167, 169 

8 67 ...... S. 84 

§ 74 S. 88 

§ 75 . . S. 164, 165, 166, 
167, 168, 169 



C, Landesgesetze, Verordnungen, Reglements etc. 



Allgemeines 

§ 2 I. 4 . . 

§ 3 I. 6 . . 

§ 4 I. 6 . . 

§ 4 IL 15 . 

§ 6 I. 4 . . 

§ 10 IL 17 . 

8 25 I. 6 . . 

§ 26 I. 6 . . 

§ 29 I. 8 . . 

§ 36 I. 8 . . 

g 42 L 3 . . 

§ 43 L 22 . 



Landrecht. 

. S. 88, 89 
. . S. 160 
. . S. 161 
. . S. 109 
. . S. 9i> 
S. 212, 215 
. . 8.309 
S. 309, 337 
. . S. 39 
S. 299, 300 
. . S. 85 
S. 332, 333 



§ 44 L 22 
§ 54 I. 6 . 
§ 68 I. 5 . 
§ 68 IL 6 
§ 68 IL 10 
§ 69 IL 10 
§ 71 L 5 . 
§ 71 L 8 . 



S. 332, 333 

S. 147 

S. 90 

S. 330 

S. 325 

S. 325 

S. 339 

S. 27 

Einl. § 74 ... S. 39 

Einl. § 75 S. 39, 47, 199, 

200,201,220,221,299,300 

§ 82 IL 16 . . S. 30. 112 

§ 91 LT. 10 . . . S. 64 



§ 108 IL 16 . 
8 109 IL 16 . 



16 

5 

5 

5 

5 



178 
8 185 
8 230 
§ 231 
8 271 
8 284 I. 5 
8 408 I. 5 
8 427 I. 5 
8 428 I. 5 
§ 553 I. 9 
8 873 I. 11 



S. 30, 112 
S. 30, 112 

. S. 89 

. S 13 

. S. 339 

. S. 339 

. S. 86 

. S. 86 

. S. 210 

. S. 199 

. 8.199 

. S. 315 

. S. 89 
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Allerhöchste Kabinetsordre 
vom 8. Jani 1834. 

S. 223, 224, 301, 317, 318. 

Eisenbahngesetz vom 
3. November 1838. 

§ 14 . S. 61, 123, 146. 147 

§ 22 S. 90 

§ 26 S. 89 

§ 32 S. 86 

§ 35 S. 84 

Gesetz über die Zulässig- 

keit des Rechtsweges in 

Beziehung auf polizeiliche 

Verfügungen vom 

II. Mal 1842. 
S. 39, 299, 300. 

Gesetz über die Benutzung 

der Privatflüsse vom 

25. Februar 1843. 

S. 115, 123, 124, 125. 

Gesetz über das Deiohwesen 
vom 28. Januar 1848. 

S. 124, 125. 

Verfassungs - Urkunde für 

den Preussischen Staat vom 

31. Januar 1850. 

Art. 9 . . . S. 39, 299 

Gesetz vom 24. Februar 
1850. 

S. 223. 

Jagdpolizeigesetz vom 
7. IMärz 1850. 

S: 151, 152, 153, 154. 

Gesetz über die Polizei- 
Verwaltung 
vom II. März 1850. 
S. 215, 225, 226. 

Gesetz, betr. die Dienst- 
vergehen der nichtrichter- 
lichen Beamten vom 
21. Juli 1852. 

S. 17. 

Städteordnung vom 30. Mai 
1853. 

S. 13, 120, 325. 



Gesetz vom 21. Mai 1860. 

S, 30, 31, 112, 113. 

Gesetz vom 10. Juni 1861. 
S. 30, 31, 112, 113. 

Allgemeines Preussisches 

Berggesetz 

vom 24. Juni 1865. 

§ 55 S. 112 

§ 135 ... S. 30, 112 
§ 148 . . 8. 30, 61, 112 
§ 150 ... S. 32, 156 
§ 154 S. 30, 31, 111, 113 
§ 155 S. 30, 31, 111, 113 

Enteignungsgesetz vom 
II. Juni 1874. 

§ 1 S. 220 

§ 7 S. 154 

§ 8 S. 15, 43, 45, 62, 63, 
146, 148, 227, 242, 246 

§ 9 S. 67 

§ 10 . . S. 43. 146, 182 
§ 11 .... 's. 47, 148 

§ 12 S. 182 

§ 14 .... S. 154, 245 
§ 24 . . . . . .8.224 

§ 27 S. 45 

§ 28 S. 45 

§ 40 ... S. 41, 43, 44 
§ 45 .... S. 242, 244 

Fluchtliniengesetz vom 

2. Jüii 1875. 

§ 13 . . S. 66, 224, 225 

§ 14 S. 224 

Gesetz, betreffend die Um- 
zugskosten der Staatsbe- 
amten vom 24. Februar 1877. 
S. 145, 319, 320. 

Preussisches Ausfiihrungs- 
gesetz zum Gerichtsver- 
fassungsgesetz vom 
24. April 1878. 

§ 39 .... S. 160, 162 

Gesetz über die allgemeine 

Landesverwaltung vom 

30. Juli 1883. 

§ 7 S. 213 

§ 58 S. 130 

§ 94 S. 315 

§ 121 S. 213 

§ 127f S. 213 



Zuständigkeitsgeselz vom 
I. August 1883. 

§ 3 S. 315 

§ 56 S. 104, 193, 197, 216 

§ 57 S. 109 

§ 66 S. 22, 123, 124, 125. 

§ 96 S. 125 

§ 145 .... S. 27, 28 
§ 159 S. 84 

Beamtenfürsorgegesetzvom 

18. Juni 1887. 
§ 8 S. 41 

Gesetz, betreffend das Dis- 
ziplinarverfahren bei dem 
Oberverwaltungsgerioht 
vom 8. Mal 1889. 

S. 24. 25. 



Einkommensteuergesetz 

vom 24. Juni 1891. 

S. 27, 208, 218, 313, 314, 

315. 



Kleinbahngesetz vom 28. 
Juli 1892. 

S. 180, 182, 213, 214, 313. 



Kommunalabgabengesetz 
vom 14. Juli 1893. 

S. 208, 218, 223, 224, 300, 
301, 317, 318. 

Verwaltungsordnung für die 
Preussischen Staatseisen- 
bahnen vom 15. December 
1894. 

S. 135, 136. . 

Preussisches Gerichts- 
kostengesetz vom 25. Juni 
1895. 

S. 309. 

Code civil. 

Art. 14 S, 116 

Art. 1134 . . . . S. 195 

Art. 1139 .... S. 9 

Art. 1152 . . . . S. 195 

Art. 1231 . . S. 195, 196 

Art. 1952 .... S. 127 

Art. 1953 .... S. 127 
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ichsisches Eisen- 
lungsgesetz vom 
Uli 1835. 

}64, 265, 266. 

Sächsisches 6e- 



SächeiBohe Gesetze. 

setz über die Wegebaupflicht 
vom 12. Januar 1870. 

S. 265. 

Königlich Sächsische Ver- 
ordnung, die technischen 



Vorarbeiten für den Bau 
von Privateisenbahnen be- 
treffend vom 30. September 
1872. 

S. 263. 



Ausländische Gesetze, Yerordnnngen, Reglements etc. 



^om 10. Februar 
1832. 

5. 12. 

fom 15. Februar 
1833. 

12, 307. 

Verordnung vom 
ember 1851. 

t07, 328. 

vom 14. Sep- 
ier 1854. 

03, 304, 329. 

i-Concessions- 
I 14. September 
1854. 

50. 329. 



lesetz vom 10. 
z 1860. 

. 255. 



n 26. Februar 

1861. 

. 241. 

tz vom 20. Ja- 
ir 1866. 

3. 36. 

lisches Staats- 
i vom 21. Os- 
ler 1867. 
. 254. 

lesetz vom 5. 
rz 1869. 



110, 139. 



OeBterreich-Ungarn. 

Gesetz vom 8. Mai 1869. 

S. 240. 

Gesetz vom 24. April 1874. 

S. 212. 

Gesetz vom 16. Mai 1874. 

S. 212. 

Gesetz vom 22. October 

1875. 
S. 35, 37, 242, 251, 252. 

Gesetz vom 19. März 1876. 
S. 242. 

Kärntnerisches Eisenbahn- 

Zufahrtsstrassengesetz 

vom 7. August 1881. 

S. 250, 251, 252. 

Gesetz vom 21. April 1882. 

S. 218. 

Schlesische Bauordnung 
vom 2. Juni 1883. 

S. 35, 36. 

Böhmisches Landesgesetz 
vom 10. April 1886. 

S. 36. 

Gesetz vom 19. März 1887. 

S. 240. 

Gesetz vom 28. December 
1887. 

S. 12. 



Gesetz vom 30. März 1888. 

S. 141. 

Gesetz vom 4. April 1889. 

S. 141. 



Eisenbahn - Betriebs - Regle- 
ment vom 10. December 1892. 

S. 29, 46, 53, 157, 158, 159, 

198, 210, 230, 235, 236, 

246, 247, 328. 

Allgemeines bürgerliches 
Gesetzbuch. 



§7 . 
§ 42 . 
§65 . 
§ 165 
§ 1294 
§ 1311 
§ 1320 
§ 1325 
§ 1326 
§ 1327 



. S. 117, 149 

. . . S. 149 

. . . S. 149 

. . . S. 149 

. S. 137, 307 

. . . S. 117 

. . . S. 247 

. . . S. 298 

. . . S. 298 

. S. 117, 298 



Handeisgesetzbuch. 

Art. 423, S. 198. 

Oesterreichisches Straf- 
gesetzbuch. 

S. 3. 

Ungarisches Strafgesetz- 
buch. 

S. 64. 

Ungarischer Gesetzartikel 
LIX ex 1881. 

S. 101. 

Ungarischer Gesetzartikel 
XXV ex 1892. 

S. 53, 158, 236. 
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Schweizerisches Bundesge- 
setz über den Bau und Be- 
trieb von Eisenbahnen vom 
28. Juli 1852. 

S. 271. 

Schweizerisches Eisenbahn- 
gesetz vom 2Q. Deoember 
1872. 
S. 272, 273, 277. 

Schweizerisches Transport- 
Reglement vom 9. Juni 1876. 
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